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Rechtsprechung
Strafrecht

§ 7 GeschlKrG. Zur Frage des ursäch­
lichen Zusammenhangs zwischen dem 
schuldhaften Verhalterl des Täters und 
dem eingetretenen strafrechtlichen Erfolg.

Von einem Heilbehandler muß verlangt 
werden, daß er von vornherein in geeig­
neter Weise die subjektiven Beschwerden 
des Kranken und die Krankengeschichte 
ermittelt, um zu einer treffenden Diagnose 
zu gelangen.

Zur Behandlung i. S. des § 7 OeschlKrO. 
gehört jede Untersuchung, bei der der 
Heilbehandler damit rechnet oder rechnen 
muß, daß sie zur Feststellung eines Lei­
dens der Geschlechtsorgane führen werde. 
RCi.: DR. 1941, 2233 Nr. 1 (Kallfelz)

§§ 1, 2 ZustVO. v. 21. Febr. 1940. Die 
Strafkammer darf als BO. nur auf die in 
§ 1 ZustVO. bezeiclineten Strafen und Maß­
regeln erkennen. Kommt sie in die Lage, 
diesen Rahmen überschreiten zu müssen, 
ohne daß die örtliche oder sachliche Zu­
ständigkeit des mit der Sache befaßten 
LO. berührt wird, so hat sie als erstin­
stanzliches Gericht zu erkennen. Die Rev. 
ist zulässig. RG.: DR. 1941, 2236 Nr. 2

Zivilrecht
Familien- und Erbrecht

§§15, 28 EheG.; §71 VO. zur Durch­
führung und Ergänzung des EheG, vom 
27. Juli 1938 (RGBl. I, 923); §75 öst- 
ABGB.

Gegen eine Klage auf Feststellung des 
Bestehens einer Ehe kann nicht eingewen­
det werden, daß die Ehe nichtig sei.

Der Vertreter der Obrigkeit bei der 
Trauung, der zur Entgegennahme der W il­
lenserklärung der Brautleute bereit ist, 
kann sich nicht auf einen seinem äußeren 
Verhalten entgegengesetzten, inneren Vor­
behalt berufen. RG.: DR. 1941, 2237 Nr. 3

§ 55 Abs. 2 EheG. In dem Umstand, daß 
die Ehefrau den Schwerkriegsbeschädigten 
und arbeitsunfähigen Mann in Kenntnis 
seines Zustandes geheiratet und mit ihm 
dann jahrelang zusammengelebt hat, liegt 
nicht ein bei der Beurteilung des Wider­
spruchs zu beachtendes Opfer. RO.: DR. 
1941, 2238 Nr. 4

Art. 17 EGBGB. Deutsche Gerichte dür­
fen gegenüber Eheleuten ausländischer 
Staatsangehörigkeit nicht auf beständige 
Trennung von Tisch und Bett erkennen. 
RO.: DR. 1941, 2238 Nr. 5 

§31 PersStG.; §§ 1719, 1720 BOB.; § 12 
FGO. In dem Legitimationsfeststellungs­
verfahren genügt es nicht, wenn dasVorm- 
Oer. der Mutter und ihrem Ehemann mit-
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durch die
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Fernunterricht
zur Vorbereitung auf die Assessorprüfung 
(auch abgekürzte Prüfung)

Ufos tianewacker ist, sage ich Jñnen noch.

„ Ich  habe ja doch kein Glück im Spiel“  —  hat sie immer 
gesagt. „U ns inn !“ , hat er sie ausgelacht, das Los in der 
Deutschen Reichslotterie selbst gekauft und m it der 
richtigen Ausdauer immer wieder erneuert. E r wußte : 
Es ist die größte und günstigste Klassenlottcric der Welt. 
Und nun hat der Gewinn ihm recht gegeben. Auch S ic  
sollten so zuversichtlich sein! Noch ist cs Zeit, ein Los 
zu kaufen oder das alte zu erneuern.

Schon % Los für nur 3.—  RM je Klasse kann genügen, 
um alle schönen Wünsche zu erfüllen, um Ihrer Familie 
alles zu geben, was Sie ihr an Glück bereiten möchten! 
Bare 100000.—  RM kann es gewinnen! Denn 480000 
Gewinne, davon 3 Gewinne zu je 500000.—  RM und da­
zu 3 Prämien zu je 500000.—  RM, werden in 5 Klassen 
wieder ausgespiclt. Insgesamt sind das mehr als 100 
Millionen RM. Die Gewinne sind einkommcnstcuerfrei. 
Wenden Sic sich noch heute wegen Ihres Loses an eine 
Staatliche Lotterie-Einnahme.

17. O K T O B E R  1041
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G le ic h h e it u n d  R a n g o rd n u n g  im  R echt
Von Professor Dr. Dr. G. A. W a lz, München, z. Z. Hauptmann

Ql *
¡w r O Ä *  vor dem Gesetz gilt als ein kardi- 
hat Utld dp?n  ^er modernen liberalen Verfassun- 
tVh; n Art ir,nera*en Rechtsdenkens überhaupt. Er 
siM ^  Fn ^er Weimarer RV. seine bekannte 
kein v°r d,.rini^ erung gefunden: alle Deutschen 
v0n ^ Uent i r . ? es.etz gleich. Von der Theorie ist 
%  ■ Verfi6 ^ e'nung vertreten worden, daß der 
<VpLl1'cht proklamierte Gleichhcitsgrund-

^erwnu für die Anwendung des Gesetzes

^CZp-ok . 5 C1U5 1 . JL/cUiaUll UUliC
'*ia«„*lstigenHe^ n*ck|k für einzelne Personengruppen 
s°nrt!et1> ohno^i- °üer „belastende“  Sondergesetze 

geset r  i ^ erR,ssimg zu durchbrechen. Be- 
hia]s e Sond ,15 le Bestimmungen müssen durch 

rp;^b e s tä n d e  begründet werden, nie- 
b^rL^^chen -  Persönliche Kriterien. Die Abgren

/n 1 Fr j - *ts,v'~*Lc.u vuu
^ ^ nübe r ; rscheidun& k,ar-

,0p ..P^sönlichen und sachlichen Differen- 
SCqi’̂ '^ ll Schw,nd-en ,zu bestimmen, mochte im 

G 1 d'e tJnf .IerigkeRen verursachen: im Prinzip

5rchj'nLgen
herrc i vom persönlichen Gleichheits- 
, d ie p iL  Reebtsdenken stehen Rechts-

?kßilCkeh’pp!.5 s*ch auf der Grundlage einer 
}% 5g A u f Ä ^ e n  Struktur, einer rangordn

^ 4

V Aufm.- | “ en Struktur, einer rangordtn 
ir Qempf ,Un£ der Personengruppen i 
et.]> Uuh J]scbaft und der Teilgemeinsch

hier- 
rangordnungs- 

inner-
n •’ l'Hcl ri unü üer 1 eügememschatten 

> r '‘oa,rillz>p 7i,le ^ am’k offenbar ein anderes Ord- 
ti Ireipi? erhöht Grundlage ihres technischen Sy- 
rsPen.Beisnip,'  Nicht nur die Geschichte kennt 
VÜCtu., radr> „  s°Icber andersartiger Ordnungs- 
jNktüh erhf>tdle neuen Rechtsordnungen der 
oi^firuh^ünp-p, 'n md Nachdruck hierarchische 

Nnn^gen j  A und rangordnungsmäßige Auf- 
, ^sPrin2: ^emcinschaftskreises zu ihrem

ke? '
foNenhl*16 Krim Wciteren Begründung, daß hier 

r„ iek atlge. dp' e am Werke sind, deren Zu - 
ibithrv ^ achzun^fJl Bedeutung und Erscheinungs-

Werke sind, deren Zu-

as Rtobip e *m übrigen bloß den Anspruch 
° bIem aufmrpihpn 1

I.
Der liberale Gleichheitsgrundsatz ist auf den Per­

sonenkreis der Staatsbürger ausgerichtet, in ge­
wisser Hinsicht auf den Menschen schlechthin. Nor­
malerweise macht jede nationale Rechtsordnung aus 
praktischen Gründen auf dem eigentlich politischen 
Gebiet eine durchgängige Differenzierung zwischen 
Inländern und Ausländern. Der eigentlich aktive 
politische Status bleibt dem Inländer Vorbehalten. 
An ihn knüpfen sich umgekehrt auch eine Reihe 
von rechtlichen Bevorzugungen auf dem Gebiet des 
Privatrechts, wie das unbeschränkte Recht zum in­
ländischen Bodenerwerb. Aber normalerweise wird 
der Ausländer auf dem Gebiet des Privatrechts als 
gleichberechtigt mit dem Inländer anerkannt, vorbe­
haltlich der aus den Kollisionsnormen des inter­
nationalen Privatrechts sich ergebenden sachlichen 
Beurteilungskriterien.

1. Der liberale Gleichheitssatz ist historisch aus 
der Frontstellung gegen das überlieferte System des 
Feudalismus und der absoluten Monarchie erwach­
sen. Gewisse wirtschaftliche Bindungen und politi­
sche Differenzierungen wurden als hemmend, als 
ungerechtfertigt empfunden. Die überlieferten poli­
tischen Vorrechte der Geburt und des Standes, wie 
sie Adel und Geistlichkeit zukamen, betrachtete ein 
Bürgertum, das sich in der Welt des Geistes und 
der Wirtschaft längst eine beherrschende Stellung 
errungen hatte, als überholten Ausdruck eines über­
alterten politischen Systems. Die vielfachen ständi­
schen Bindungen verurteilte man als künstliche Fes­
seln der nach Beweglichkeit verlangenden kapitali­
stischen Wirtschaft.

Auf konfessionellem Gebiet war der Kampf um 
die Gleichberechtigung zum erstenmal in langen er­
bitterten Kämpfen ausgetragen und teilweise zu 
einem befriedigenden Ende geführt worden. Im Reich 
hatte sich neben der ursprünglich allein anerkannten 
katholischen Kirche das lutherische und das refor­
mierte Glaubensbekenntnis siegreich durchgesetzt. 
Aber um welchen Preis! Als aus den englischen 
Glaubenskämpfen Auswanderer in zunehmender 
Zahl nach Amerika zogen und dort unter neuen 
Verhältnissen ihre Niederlassungen gründeten, konn-
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ten sich die das Jahrhundert beherrschenden geisti­
gen, wirtschaftlichen und politischen Prinzipien zum 
erstenmal, unbeschwert von traditionellen Bindun­
gen, in einem politischen Gemeinwesen kristallisieren. 
Die durch das Band der englischen Krone fortbeste­
henden Rechtsbeziehungen wurden in den Unabhän­
gigkeitskriegen auch formal zerrissen: der praktisch 
bestehende politisch-wirtschaftlich-geistige Zustand 
wurde endgültig legalisiert. Das uneingeschränkte 
wirtschaftliche Betätigungsfeld des schier grenzen­
losen amerikanischen Kontinents gab der Entwick­
lung die denkbar günstigsten Voraussetzungen. Die 
nordamerikanischen Verfassungen nahmen den 
Gleichheitsgrundsatz auf: seine Proklamation be­
deutet den Bruch mit der politischen Tradition Euro­
pas, die Sanktionierung eines neuen Beginns.

Auf dem Kontinent war es dann die französische 
Revolution, die dem Bürgertum im Kampf gegen 
Monarchie und feudal-ständische Privilegien die po­
litische und rechtliche Gleichberechtigung brachte. 
Vom revolutionären französischen Verfassungssy­
stem ging der Gleichheitsgrundsatz in die verschie­
denen europäischen Verfassungen und Rechtsord­
nungen ein. Seine Anerkennung bildet das Funda­
ment der liberalen Rechtsordnung. Der Gleichheits­
satz wird als das Rechtsprinzip schlechthin aus­
gegeben. Soweit der Gleichheitssatz reicht, reicht 
die Rechtsordnung. Wo die Geltung des Gleich­
heitssatzes endet, beginnt die Willkür, die Politik, 
das Unrecht!

2. Ideologisch entstammt der Gleichheitssatz letz­
ten Endes dem Denksystem des Rationalismus, der 
im 17. und 18. Jahrhundert mehr und mehr das 
europäische Geistesleben beherrscht und der auf 
den verschiedensten Gebieten der Wirtschaft, der 
Politik und des Rechts seine konkreten Forderungen 
anmeldet. Die Moral ist die erste Schlüsselstellung, 
die von den neuen Gedanken erobert wird. Von 
hier aus werden die Positionen unaufhaltsam auf 
die verschiedenen Gebiete des praktischen Lebens 
vorangetrieben.

Der Rationalismus ist keineswegs die einzige 
geistige Strömung von Rang, die den Gleich­
heitssatz auf ihren Schild geschrieben hat. In großen 
Linien gesehen ist es in der ausgehenden Antike die 
Stoa, deren Lehren auf der Gleichheit der Menschen 
aufgebaut sind und deren ethisch-politische Postu- 
late mehr und mehr kosmopolitischen Charakter an- 
nahmen. Vor allem aber wird die Gleichheit aller 
Menschen vor Gott vom Christentum als neue Heils­
lehre verkündet, eine Lehre, deren soziale Auswir­
kung angesichts der in der Antike überall herrschen­
den Institution des Sklaventums gar nicht tief genug 
eingeschätzt werden kann. Stoa und Christentum 
gehen ethisch auch auf diesem Gebiet, wie .auf so 
manchem andern, Fland in Hand. Mehr als ein 
Zufall dürfte es sein, daß in der Stoa ethnisch das 
vorderasiatische Element eine besondere Rolle 
spielte. Indessen die Gleichheit aller Menschen vor 
Gott braucht noch nicht die Gleichheit der Men­
schen vor den Menschen selber zu bedeuten: Mon­
archie und Feudalismus, Kaiseridee und ständische 
Ordnungen konnten nicht nur im Schatten der 
Kirche gedeihen, sie erhielten von ihr ihre Weihe, 
ihre kirchliche Legitimation. Ja im Aufbau der ka­
tholischen Kirche selber verwirklichte sich eine der 
imposantesten und machtvollsten hierarchischen Ord­
nungen aller Zeiten, deren hierarchische Institutionen 
sich auf allen Gebieten der Religion, der Moral 
und des Geistes vermittelnd zwischen Gott und 
die Menschheit schalteten. Die Gleichheit der Men­
schen beschränkte sich auf ihre Sündhaftigkeit einer­

seits, ihre Lehr- und Heilsbedürftigkeit gJL |bgen 
der Kirche andererseits. Einer neuen , ö e' 
Differenzierung der Menschen auf weit j  das 
biet, nach der politisch-rechtlichen Seite, ^ ege. 
Christentum der katholischen Kirche nie ^  der 

So war es letzten Endes unmittelba ¿¡eich- 
Rationalismus, der die Verwirklichung Qebiet
heitsgrundsatzes auf politisch-rechtlicn' jjjsChen
vorbereitete und begründete. Die pm , Og. Die 
Grundlagen des Rationalismus sind en v|eifältiger 
Erscheinungsformen seiner Lehre sin und der
Art. Besonders auf dem Gebiet des rK 
Politik ergeben sich wichtige Variation - .pg^at 

Mathematik und theoretische Natu „ ellj(en; 'n 
geben den Ausgangspunkt für das neu v0j]etide[ 
ihnen hat das rationale Denken i seiphilos°P 
Gesetzmäßigkeit gefunden. Es galt, a 7he0̂ °&  
von der Vorherrschaft der dogmatisc setzlichk 
zu lösen und ihr eine souveräne Eigenk ^  rati > 
zu verschaffen. Sie aber konnte nur x̂ Upn Gese„zu versenanen. aic ataer Komm- |<.en
der menschlichen Vernunft, nach den ¿e rthe°J. 
lichkeitcn wie in der Mathematik und wcrden- ' j 
tischen Naturwissenschaft begründe Recld u 
die Gebiete der praktischen Philosopn c<der the0re 
Moral, galt das nicht anders als für
tischen Philosophie.

kirchlichen eine neue

oi-tn-u i  im u a v jjjiu t.  , StßlR £
Die Würde des Menschen erhien Qrun„humanistische tzlichkejt

■
;n
; \

aber sind alle Menschen von Deum1 fjch yer„ 
achtet der in den einzelnen Mc-nSC ve rn ü n ftg  dJr

der

rationaler Art. Die Vernunft, deren ^ eh-
jVleii-alle Gebiete menschlicher Forschung ^  den j"sen 

ücher Betätigung durchdringt, i s t ¿ünm  
sehen zum Menschen erhebt. Ais gjer
iihpr cinH nllp Mpncrfipn VOIl OCD •r.U %

den manifestierenden Grade der FragA.I.V-JU U1UU11V.OUUU1UUJ i n0 ..ßjcf
leuchtung: das bleibt letzten EndeS,. aniage^av0ji 
rationalen Erziehung zur Vernunit, Di . de
in allen Menschen gleich vorhan Unters v0f 
der Kirche und vom Staat anerkan^ der Krn Ksj(1d 
der Geburt und des Standes hal s ârld. Si ^igt
dem Forum der Vernunft nicht * ¿¡^al hc. ,̂{,cn 
die Wurzel allen Übels. Sie müssen Abergia|ogje 
werden. In seinem Kampf geSe” n,,t der Pj1 At,s- 
und gegen einen überlebten 1 h die
hatte der Rationalismus einen h vvehte du * ([ das 
gangspunkt. Ein frischer W i"“  ¿urop3, 
dumpfen Niederungen des geistig
darf man heute nicht vergessen. jjie j"cjiafts-

Auf dem Gebiet der Rechtsphd^ Oes^fLün- 
Staatstheorie war es die Lehic ¿¡0jjale vo11 
vertrag, die in neuer Weise di Anal. £. ¿et 
düng für die staatliche Ordnung 
mechanischen Gesetzen a bgan^^ atlI

tind fts-

lIC u Anaio» der
g "fe nachd% nter: 

Gesetzen abgam J auf den ^e i 
Nachdruck auf den Einigungs- <- mcten s !s; cRr 
werfungsvertrag gelegt w ur“ e’ ,iebens her‘, f Sub'

Typ der reinen Koordination un aber pctefsch*eA
orilina tion. Beide Lösungsversuche ^  U < W
der Gleichheit der M en,s,chf " hitdenheit deLtionaL  
besteht lediglich in der Hersel .^ e n  •- rftfh 
mif a ;« Frnrrp nnrh der bestmog^schen als

recn
auf die Frage nach der Menscu^Vi-f 
Vereinigung einer Vielheit v0 gs bcd< völÜS e 
licher Wesen unterRechtsgese - c'orrat) ^fSnüuf^e 
weiteren Begründung, daß die ^ die.vaie jde‘weiteren Begründung, aau . rC|i d,e, nie 
Koordinierung, deren Einheit  ̂ wird»,, deS V

in rational, beerundet Krrft d bJtfe 
teilt. Die koordinieren^errschaftsggeSell
uch das überlieferte ^  d

Einigung, rein
Lösung darstellt. Die kuui- - - - -  Herrsc-;re 
trags löste auch das überhe: er timntes 
des Staats in ein kontraktueh ^ „¡g s te n 3 
schaftliches Spannungsfeld aui. • rec
Theorie. „ nrh der vN»*

Die politische Forderung m
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llllnK J T hheit der Personen in der Rechtsord- 
^itfon-if, s*ch aus dieser geistigen Grundhaltung 

Konsequenz. Politisch gegen überlebte 
gerichtpt u ’ rivilegien und dynastische Ansprüche 
®atzes dari1ngt die Verwirklichung des Gleichheits- 
a r hioloff- tr hinaus die vollständige Ignorierung 
^araüS Pr™!ft 'ei} Grenzen der Rassen mit allen sic'

ergebenden Folgen.

tiv
Di
'eu
'ie V II.

, — R e d u it 1C?lun? des Gleichheitssatzes im posi- 
.5rmen s*c^ in bestimmten rechtstechnischen
t iteren?iPH. Zugen’ die s'c*1 da und dort sachlich 
T e Bilri haben, im Grunde aber überall das- 
1. -j-l a ergeben.

Men«reii'sc*1 hätte der Gleichheitssatz sich auf 
^ßte die k , beziehen müssen. Aber praktisch 

, Sta-itc°n r e*e Positive Rechtsordnung, die ein- 
Ä g  ju ^erFassung, in erster Linie die rechtliche 
g des J er, Rechtsunterworfenen regeln. Der Be- 

as S h . , r sr o1̂  ’st das Ergebnis.
P?aiSann-pii^° *c se*zt s‘cb aus gleichberechtigten 

sicht a n f'lf”  Einzelpersonen zusammen, ohne 
Konfpc- verkommen, Volkstum, Stand, Rasse 

• a sion. Die Staatsangehörigkeit erwirbtein an Wpc ; *“,IC oiaaisangenorigKeu erwirnt
UmC ^rt Fr„ ĉ '''eben durch Geburt, die eigentlich 
Fvl v°n n,6 darstellt, und durch Verleihung,

kannn^er ä,Ien abzusehen. Jeder beliebige 
l^i*.erWerbPndurc*1 Verleihung die Staatsangehörig- 
einp ÜIn vn ’ ?. ern er polizeilich ein bestimmtes 
$tw gewis, ”  äußeren Anforderungen erfüllt, die 
Staa* nicht ,,, ,ewäbr dafür bieten, daß er dem 
«in, ?v°lks hJr, bnanziellen Last fällt. Innerhalb des 

ne nen «f, formale rechtliche Gleichheit der

in Vn1 positiv-rechtlich der Ausländer dem 
iV u ^ r  H i,,r.®, iedener Weise gegenüber. In be- 
Ä o rd ^ jn s ic h t  wird -  —wirc* cr votl der inländischen 
auCK ®eziehnn dem inländer gleichgestellt: in man- 
stehl s°Weit ?en tritt eine Differenzierung ein,
Dm t r  •>.. .. im Inland Iphf Ale AtieTöndot* untar

i*Usti' r̂Prüfen,?nSt s'nd> ist e‘ne von Eall zu Fall 
jiüß^'niitur .i*: Erage. Trotz weitgehender Über- 
‘b^ere,ö iff| '■.uberalen Rechtssysteme blieb eine 

2. h- stehpnZlerunS zwischen Inländer und Aus-Vgj.] yig Q| .cr>.

i j j i . f r  S ei2 l i s‘  ^ e„Lormale.9 !ei,chheiJl-.Sie

sti

yneinffp2eiln^n dieselben rechtlichen Chan- 
s schränkten Beteiligung am Rechts-

bist d
P'.iän,;; ÖffentiLl0^- öffentlichen Rechts kann er aktiv 

itns‘S ! n Funktionen, an .Wahl, an Ab- 
j.edi wiP e,ri und mit demselben: Gewicht 
Ä n  p k t clp.- v  r andere Staatsangehörige. Auf 

"^ It n-p„^rwaltung dürfen von der öffent- 
\7 't ŝ aßn!?T " en *hn nicht diskriminierende Ver- 
k°^stü^lller br«101!1! aid Grund seiner Zugehörig- 
b^ss?1’ eiuem h nderen Rasse> einem besonderen 

biirt,°n vor(ipnCSonderen Stand, einer besonderen
’■‘hen gerIichen D0m,men werden. Auf dem Gebiet tflHl Kechtc froniO Rf Ot- nnph .. 11 „

&

Up ‘Chen d „ V1 wuuc“ ' uei'i ueoiet 
lun 'esetzlirho 6d ts genießt er nach den allge- 
-Ii gs' Und"v^Eestimmungen die volle Rechts-, 
:h. f eWisser „ra?b.rsfähigkeit. Dies alles vorbe-
ahn ^Priich ac,hIlch begründeter Sonderrege- k.1 den .. .Ln auf mn+pi-ißllo t-5:ide~‘br‘ Üeh S a«f materielle Gleichheit der Teil- 

enafthehen Gütern, der Ausübung 
bhe'ch s in d 'e s c h e n  Hoheitsgewalt hat er 

n EhanppIiUr dle dem einzelnen verliehenen 
h so daß sich praktisch nach der

Verschiedenheit der persönlichen Fähigkeiten, nach 
der Verschiedenheit der wirtschaftlichen Machtmit­
tel, nach der tausendfachen Vielfalt der vom Recht 
ignorierten sozialen Sonderverhältnisse und Sonder­
beziehungen (Konfession, Rasse, Volkstum, Partei) 
die verschiedensten, nicht kontrollierten und nicht 
kontrollierbaren, inhaltlichen Differenzierungen der 
Rechtslage ergeben. Gerade in diesem Ergebnis 
liegt eine der politisch entscheidenden Auswirkun­
gen des formalen Gleichheitssatzes.

3. Der formalen persönlichen Gleichheit entspricht 
der Grundsatz der sachlichen Differenzierung. Und 
hier liegt der eigentliche politische Kern des Gleich­
heitssatzes. Da nur das kommunistische Gleichheits­
dogma materielle Gütergleichheit erstrebt, der libe­
rale Gleichheitssatz aber sich mit der Gewährung 
einer Gleichheit der Chancen begnügt, wobei beide 
von der uniformen Menschvorstellung ausgehen, muß 
daä liberale Gleichheitsdenken der innerhalb der 
gleichen Chancen einmal errungenen Machtstellung 
seine rechtliche Anerkennung gewähren. Zum an­
deren muß es für die bestmögliche Ingangsetzung 
seines Rechtsmechanismus auf die besondere sach­
liche Leistungsfähigkeit zurückgreifen, um im 
öffentlichen Bereich die beste personelle Besetzung 
zu erlangen. Dadurch ergeben sich zwei rechts­
politische Erscheinungen von größter Bedeutung.

Bei gleichen formalen Chancen wird im unkon­
trollierten Bereich des bürgerlichen Rechts der w irt­
schaftlich Starke und der rücksichtslose Egoist 
immer mehr die wirtschaftliche Herrschaft erlangen 
und vom Recht die Sanktionierung dieser legal er­
langten Stellung verlangen. Er wird auf der andern 
Seite der sicherste Vertreter dieses vom formalen 
Gleichheitsgedanken getragenen Rechtssystems sein. 
Darum wird sich aus seinem Bestand der Kreis der 
im öffentlichen Bereich einzusetzenden verantwort­
lichen Leiter am einfachsten rekrutieren lassen.

Damit ist aber bereits das Problem der Differen­
zierung nach der sachlichen Leistungsfähigkeit an­
geschnitten. Nach welchem Maßstab soll sich die 
sachliche Auslese vollziehen? Differenzierungen des 
Volkstums, der Rasse usw. scheiden aus. Also ist 
einmal die gesinnungsmäßige Übereinstimmung mit 
dem offiziellen Gleichheitsdogma der gegebene 
Prüfstein. Sodann ist die praktische Bewährung 
innerhalb des Systems, die sich vor allem im Gebiet 
der den privatrechtlichen Gesetzen unterliegenden 
unkontrollierten Wirtschaft am sinnfälligsten er­
geben wird, ein entscheidender Anhaltspunkt. Be­
sonderes'sachliches Kennen und Können wird als 
sachliches Differenzierungsprinzip wesensgemäß im­
mer nur im Rahmen der beiden obigen Grundmaß­
stäbe in Frage kommen. Das Problem der Elite, das 
die liberale Staatswissenschaft so lebhaft beschäftigt 
hat, kann angesichts der Ignorierung der natürlichen 
Ordnungen gar keine befriedigende Lösung in die­
sem System finden, weil cs im Grunde auf eine 
Bewegung im geschlossenen Kreise hinausläuft.

Auf diese Weise bildet sich hinter der Fassade 
der formalen Gleichheit eine auf Gesinnung und 
Wirtschaftskraft basierende Kryptohierarchie heraus, 
die dem Gesamtsystem die politisch-soziologisch 
entscheidende Struktur verleiht.

4. Um eine einwandfreie Gleichheit gewährleistet 
zu erhalten, muß ein abstraktes, von einer bestimm­
ten politischen Gewalt losgelöstes Normen- und 
Gesetzessystem unterstellt werden. Nicht Menschen, 
Gesetze müssen herrschen! Es ist der bekannte Ge- 
setzesprimat des Positivismus, der dieser Vorstel­
lung entspricht.

277*
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Aber Gesetze müssen erlassen, formuliert werden. 
Indem man das positive Gesetz als konkreten Ver­
such zur bestmöglichen Formulierung der allgemein­
gültigen rationalen Gesellschaftsgesetze in Anspruch 
nimmt, indem man die Formulierung durch die aus 
gleichen Individuen zusammengesetzte bürgerliche 
Gesellschaft selber oder durch ihre gewählten Ver­
treter vornehmen läßt, glaubt man, der Forderung 
in weitestgehendem Maße entsprochen zu haben.

Sofort aber entstehen neue kardinale Probleme, mit 
dem das Gleichheitsdenken niemals restlos fertig 
geworden ist.

a) Der bekannte Dualismus von öffentlichem und 
privatem Recht ist der sichtbare Ausdruck eines 
latenten inneren Bruches, der das Gesamtsystem 
durchzieht. Denn nur im Bereich des privaten Rechts 
soll Koordination, d. h. rechtliche Gleichheit, im 
Gebiete des öffentlichen Rechts aber Subordination 
herrschen! Der Gleichheitsgrundsatz ist damit auch 
rechtstechnisch für ein zentrales Rechtsgebiet über­
haupt aufgegeben. Es war nur logisch, daß in der 
Theorie dem privaten Recht der Primat zuerkannt 
wurde und daß man einerseits versuchte, das hetero­
gene öffentliche Recht als Rudiment des über­
wundenen monarchischen und absoluten Staates aus­
zugeben; daß man auf der andern Seite bestrebt 
war, auch das Gefüge des öffentlichen Rechts mehr 
und mehr nach den Denkkategorien des Privat­
rechts zu assimilieren, es zu „privatisieren“ .

Aber trotz aller ideologischen und rechtstheo­
retischen Versuche ist diese Assimilierung niemals 
gelungen. Die Figur der besonderen Gewaltverhält­
nisse drängte sich wie eine ironische Selbstverspot­
tung immer mehr in den Vordergrund. Auch der 
Versuch, das öffentliche Recht als rechtstechnisches 
Realisierungsmittel in den Dienst des eigentlich 
entscheidenden materiellen Privatrechts zu stellen, 
mußte angesichts des zunehmenden Interventionis­
mus des modernen liberalen Staates ein Versuch am 
untauglichen Objekt bleiben.

Für die Besetzung der mit der Ausübung des 
öffentlichen Rechts betrauten Staatsorgane aber 
erhob sich sofort wieder die Frage der Elitebildung, 
der Bestimmung des „sachlichen“  Auswahlmaßstabs 
in ihrer ganzen entscheidenden Wucht.

b) Bei der Verselbständigung des Gesetzesden­
kens konnten praktisch Konflikte unter den Geset­
zen nicht ausbleiben. Wer entscheidet? Letzten 
Endes nach dem Gleichheitsgrundsatz wieder das 
Gesetz!

Anstelle einer auf persönlicher Leitung beruhen­
den natürlichen Rangordnung tritt damit notwendig 
als rechtslogisches Surrogat das Postulat einer Rang­
ordnung der Gesetze. Es bildet sich eine versach­
lichte normative Hierarchie, an deren Spitze die 
Verfassung steht. Innerhalb der Verfassung selber 
vollzieht sich noch einmal derselbe Prozeß.

Wer aber bestimmt über die Hierprchie der Ge­
setze und nach welchen Maßstäben?

c) In der Gesetzesauslegung und der Gesetzes­
anwendung macht sich dieselbe Erscheinung be­
merkbar. Entgegen dem selbstgenügsamen Gesetzes­
positivismus, der mit allerlei logischen Manipula­
tionen aus dem Gesetz die richtige Entscheidung 
nach rein begrifflichen Deduktionen ableiten zu 
können glaubte, hat die lnteressenjurisprudenz ihren 
ganzen überlegenen Spott über dieses System der 
sich selbst aus den Gesetzesbegriffen herausschälen­
den Begriffsjurisprudenz ausgegossen und unwider­
leglich festgestellt, daß auf die konkrete Interessen­
lage abgestellt werden und daß eine Wertung der 
verschiedenen in Frage stehenden Interessen Platz

greifen müsse. Das Prinzip gilt für al 
gebiete und hat sich durchgesetzt. . nangord- 

Nach welchen Kriterien aber soll eine man 
nung der „Interessen“  aufgestellt werd , se]ber 
doch offenbar eben auf das positive aL zurjjck- 
nicht wieder, zum mindesten nicht au » 
greifen kann? , , M e Inte/'

Was sind überhaupt rechtlich gescl n nicht 
essen? Wem dienen sie letzten Endes, ange- 
der Gesellschaft bzw. den der Gesel ^  Qrund' 
hörigen Personen, deren Gleichheit ehe 
dogma der liberalen Rechtsordnung *st- jnnert11 

Eine Fülle von Ungereimtheiten, ¡düng d1:5
Widersprüchen, von Ansätzen zur Ube n Lin|e 
Gleichheitsdenkens, die sich auf der g yon jnnen 
zeigt! Aber alle Versuche, eine Losn untau g' 
heraus zu bringen, blieben als Versucn 
liehen Mitteln zum Scheitern verurtei • ^eitssa 

5. Dies ist das Ergebnis eines vom. , prlcCh vV.lir(L 
bcherrscliten Rechtsdenkens: der M polihsC '
seiner lebendigen Wirklichkeit und s wtll-de zU.._ 
rassischen Einmaligkeit entkleidet; der jn°ra 
abstrakten Mensch an sich, den es gibt, ■ 
sehen und politischen Wirklichkeit Ersch
formalen Staatsbürger, einer zuf^ | egriffs> 
nungsform dieses abstrakten Mens unertr » 
leert. In einem begründeten Kampf g » bat 
liehe politische Willkürdifferenzier Qemeinscha
jede politische und jede na tü rlich e , jgnori
differenzierung überhaupt beseitigt anCen *u‘

Wie diese in ihren rechtlichen „tsbirrger.
Mt____und Staat» ,

ert-
forrtim

chegleichgestellten Menschen und V*rechtslog1 par„ 
Grunde nur Menschfragmente, n ß der 
Formeln waren, so mußte dieser ^  auf
tiaiisierung, der Entpersönlichung der -  pMor-
sachlichen’ Gebiet der Normenbildung au 
menanwendung von einer dureng ■_.& B-n demlUV,UCUlVVV,UUUUg VUIt V-l-U'-J. — , —-jpifl Jli v £)J.J
tung und Atomisierung begleitets . ’ spielte1?’ aß- 
sehe Hilfsmittel erst die Hauptrolle > Q Ä
das Prinzip der rangordnungsm^ & Vorder^
wagung sich mehr und mehr in <e Orlin ,, jje 
drängte und damit die
gestellt wurde: Nach welcher Rang Kr
Abwägung erfolgen, und nach ng auf? 
baut sich eine wirkliche Rangoid

III .eine^'*1”
Ein sozialer Verband kann theo rcE ^ bilden ¡¿e. 

heit nach verschiedenen Strukturg y erbands ¡jde 
Er kann die Koordinierung d r zjp ZUgf es 

der als entscheidendes AufbaUp" ^ 1 bedar pte 
legen. Zur praktischen D ar& toK  
natürlich eines komplizierten N maßg^v für
Gleichheit der Verbandsgenossen d,e
Ausgangspunkt und bestimm ng E mdi'
die Durchführung der Verbandsord^ t cbe
Rechtsverfassung der auf der GeseHŝ inatior|Si 
viduen aufgebauten bürgerlich K°°r~cn[ingen' 
diesem Typ entspricht. Die: au ßsatz en\%e ^ r' 
prinzip und dem Gleichheitsg vwjdersprh
den Schwierigkeiten und inneie > ,
den aufgezeigt. . dern Seite a tretea’

Der Verband kann auf der ■ Erschein1'den ei 
greifende Einheit sozialer Art umfaSfol1 öesalT,ic 
der sich seine Glieder nach beStiinn?'t ßtnine,\:e
heitlichen Ordnung, nach ein‘ , £)ie b« aüf
plan unterstellt oder L
Ordnung wird in diesem F*“ « “ der 
Stiftung und dauernde W ahrung^ dieJ
heit ausgerichtet sein ^ S te l lu n g .  ° f  r 
einheit aber nur in der ÜntersK 0 „ cder 
derung der den Verband bildende
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^terordn! die ° rdnuilg einen Plan der Über- und 
'ens der u.ng> ,e*ne Stufenleiter des Ineinandergrei- 
r  sganp-c-n,Inf  xnen Glieder enthalten. Bei diesem 
UfiSetz e in o L -vom y erband tritt notwendig das 

-n .hierarchischen Ordnung, einer rang- 
nur,g s wabigen Eingliederung in primäre Erschei-

kfr Indivlr des Pol>tischen Axioms der Gleichheit 
3  der V ei1’ au.f dessen Grundlage sich das Pro- 
o etl GPc.°x0rdinierung der Gleichen nach einheit- 
g^hsvnii! . 1 zur Rechtsgesellschaft als wider- 
e ii^m äßiL ~ ’’fgabe stellt, tritt die rangord- 
-per hestin f Uweisung der einzelnen Glieder zu 
oi, &emein J i , E n Funktion, zu einer bestimmten 
(i 'rim zentrai aft’ als Grundaufgabe des alle nach 

\ ^erbande$n ®rdnun£sPrinzip zusammenfassen-

dn^Gebhal’6 der Rangordnung kann für verschie- 
Bp Reich Hp e stelIt werden. Sie kann abstrakt für 
?,tre.ich rj„P 1 werte, oder sie kann konkret für den 
dn!eL verst4,;Sj ZlaIeri Wirklichkeit gestellt werden. 

^ Ergebnisedene Betrachtungsmöglichkeiten sind

fe e  e r ln lder Rangordnung, für das Reich der 
tenri tat>e setzt die Werte als abgezogene
Sten tndivirin, 1 Hnzipien voraus, die an das wer- 
\V/ lmo-hnu.uuu.ni mit dem Ansnruch auf ordnende
fei
<i

erte
tes

■iei

’’gnahmo'ii11 m‘t dem Anspruch auf ordnende 
e> d. h C derantreten. Ein objektives Reich der 
5 Reich r r e‘n rangordnungsmäßig geglie- 

g:eri' , ries thprü^x* Werte, ist das letzte spekulative 
a p p i mem;pm-^cilen’ nach Entscheidung verlan- 
V lez°gene imhen Geistes. Im Grunde aber sind 
Ste],'211 des w  ,Cxte theoretische Gebilde, weil das 
stäbe gnahme erteS- i.n der konkreten menschlichen

• zur Welt nach wertimmanenten Maß- 
ue&r“ laüiw'e A jeder Wert auf eine rangord- 
Prau”stan u s h uf? 11 ederung des wertzugänglichen 
Wert t$>e mPI e'u .  ’»tendiert, weil jeder Wert eine 
das hWie dem" • Grundentscheidung antizi-
Wert!a‘?&Prohi0i.mJe*nze*nen auch sei: immer kann 

u .theoreWu des Wertes oder des Reichs der 
dater, IvidüumoCh -Und Praktisch vor dem Forum 

Wes°cgen Werden geW° rfen Und einer Beurteihmg

^ehCij des\ 0ai?ders stellt sich die Frage für den„ -li ;  'Jes Sn̂ .-G Oie rrage Tur ucn
®° ist ZUtliichSf Z1 .en Verbands. Wenn der Verband 

e. vor aiieine soziale Wirklichkeit darstellt, 
W** Slch anfk eine ” ach bestimmter Wertord- 

ig d p U, rnde soziale Wirklichkeit. Die
>  VV Vi
r>rc}

de.® v nl e S02iaIe Wirklichkeit. Die 
v!.Verbandg Ve„rbandes ist eine von der Ganz-
u^ndstpu  auf die einzelnen Verbandsglieder 

X i *  A ü f a i  ausstrahlende, ihnen ihre Stel- 
* «s» ,«■ DPp \ ,De. lm ganzen zuweisende Grund-

lpt nur durch 
Ordnungsent-

da Jer v . i  un ganzen zuweisende G 
R S g 4l'ernde r^rband kann überhaupt nur (

rechthpugmi ßig bestimmte Ordnungsent- 
f e sch il Und F ^ r Existenz bestehen. Sowie die 
Ä k j  l ! 1’ als ohIdexrung dcs Verbandes, der Ge­
il!1* anH rSter SoziaIwert anerkannt wird,
eh ^crh^erbandp(ers aus£edrückt — von der Ganz- 

wUlcJsteii(.i,y ausgeht, muß sich die Stellung 
der § uilejten und der Verbandsglieder, 

Wefrichto, ^ ‘el in C ^u ter, im Verband nach diesem 
biai^stiH; Öetin bestimmten Rangordnung
l  s ¿  > t e  ndvdner Verband ist eine soziale, eine 

i  %n,h bl0ßy" an” sche Einheit, die sich nie- 
ta? Wej.n,Vo11 ^  koordinierende Summierung der 
- ^isch ^ r  We?aminensetzen läßt.

" eh ^  m !_nsbesondere in welcher rechts­. O  EorrnS! ! insbesondere in welcher rechts­
te  | ürdnUn ‘G idie Realisierung des Prinzips 
^ Stsf01},derfram” a| lgxen, Bestimmung vollzieht, 

eßün» a,nEntscheidend ist zunächst nur 
’ all 3^ ^  ^¡2 Ordnung des Ver-

bands, der seine Existenz, seine Erhaltung als ober­
sten Gemeinschaftswert verkündet, notwendig und 
wesensgemäß in einer rangordnungsmäßigen Auf­
gliederung völlziehen muß. Wenn das Axiom der 
Gleichheit der Menschen bzw. der Staatsbürger die 
Rechtsgrundlage einer nach allgemeingültigen Ge­
setzen koordinierten bürgerlichen Gesellschaft war, 
s, ° . ßdde  ̂ das Prinzip der rangordnungsmäßigen 
Aufgliederung den obersten Leitsatz einer auf der 
sozialen Ganzheitskonzeption aufgebauten, den Ge­
meinschaftswert selber als obersten Bestimmungs­
grund verkündenden Rechtsordnung.

2. Das auf der sozialen Ganzheitskonzeption be­
ruhende Rechtsprinzip der rangordnungsmäßigen 
Gliederung kann sich wieder nach verschiedenen 
Leitlinien verwirklichen. Danach lassen sich ver­
schiedene Grundtypen der rangordnungsmäßigen 
Ghederungseinheit unterscheiden, denen in der poli­
tischen Wirklichkeit große Bedeutung zukommt.

a) Die eigentlich hierarchische Ordnung bildet 
einen der markantesten Typen. Im eigentlichen Ver­
stand wird sie von „hieratischen“  Gesichtspunkten 
bestimmt. Ein transzendentes, ein göttliches Ord- 
nungsprinzip bestimmt den Aufbau, die Ordnung 
der Gemeinschaft. Die katholische Kirche wird 
immer als der Prototyp dieser hieratischen Rang- 
oianung erscheinen. Während die lebendigen Glie­
der der hieratischen Gemeinschaft dieser Welt an­
gehören, entstammt das formierende Ordnungsprin­
zip einer höheren, einer jenseitigen Welt. Der 
eigentlich hierarchische Charakter ^dieses Systems 
tr itt in voller Prägnanz in zwiefacher Weise in Er­
scheinung: in der transzendenten Herkunft, der gött­
lichen Sanktionierung des materialen Ordnungsprin­
zips einerseits; in der straff ausgebildeten durch­
gängigen formalen Stufengliederung andererseits.

Die geistige Erscheinungsform dieser Wertord­
nung ist das kirchliche Dogma. Es gilt kraft gött- 
licher Ordnung, schlechthin absolut. Es steht jen- 
seits aller rationalen menschlichen Erwägungen und 
Überprüfungen. Es steht aber ebenso jenseits der 
Lebensgesetzlichkeit aller existentiellen diesseitigen 
Sonderordnungeil. Sie stehen umgekehrt, ob im 
einzelnen anerkannt oder mißbilligt, zur Gänze unter 
der hierarchischen Kraft des Dogmas.

Gegen diesen universalen hierarchischen Primat 
der Kirche, die die Totalität der menschlichen Be­
ziehungen und Gemeinschaften nach ihrem hierarchi­
schen Prinzip dogmatisch zu regulieren bean­
spruchte, richtete sich die große weltliche Emanzi­
pationsbewegung, die das Gesicht der neueren Welt 
bestimmte und die nach den verschiedensten säku­
laren Ordnungsprinzipien an den Neuaufbau der 
sozialen und staatlichen Beziehungen ging. Das alte 
hierarchische Ordnungsprinzip ist heute auf den 
engeren Bereich der katholischen Kirche beschränkt, 
ohne daß die Kirche ihren Universalitäts- und Tota­
litätsanspruch der Menschheit gegenüber von sich 
aus aufgegeben hätte.

b) Ein Verband kann durchgängig nach dem 
strengen System der reinen Über- und Unterord­
nung aufgebaut sein, ohne sich auf ein transzen­
dentes göttliches Ordnungsprinzip zu berufen. 
Wenn und soweit dieses auf reiner Über- und Unter­
ordnung beruhende System nicht bloßer techni­
scher Ausdruck einer tiefer begründeten erlebnis­
mäßig (geschichtlich), leistungsmäßig, substanziell 
artmäßig bestimmten Gemeinschaft, sondern ledier­
lich ein den Verbandsgliedern von Dritten auf 
oktroyiertes, insoweit also nicht gemeinschaftsimma" 
nentes Ordnungsprinzip ist, muß es wesensgemäP 
vom Verband als eine äußere Ordnung, als das
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andere schlechtweg, empfunden werden. .Wir nennen 
dieses sich in reiner Über- und Unterordnung er­
schöpfende System eine Hierarchie im weiteren 
Sinn, weil es in den Verband eine-von außen kom­
mende Rangordnung hineinträgt.

Die verschiedensten Formen finden sich in der 
Wirklichkeit, mit tausendfältigen Übergängen nach 
der engeren hierarchischen Seite (die absolute Mon­
archie), wie nach der gemeinschäftsimmanenten 
Ordnungsgestaltung (wenn sich die übergeordnete 
Kraft durch ihre Gemeinschaftsleistung das innere 
Vertrauen der Gemeinschaft verschafft, so daß die 
ursprünglich verbandsfremde Ordnung mehr und 
mehr r s gemeinschaftseigene Ordnung empfunden 
wird). Das scharf ausgeprägte durchgängige Über­
und Unterordnungsverhältnis kann aber auch ledig­
lich der technisch notwendige Ausdruck einer auf 
Leistung, Fürsorge und Vertrauen beruhenden ech­
ten Führer- und Kampfgemeinschaft sein, wie sich 
dies in klassischer Weise im Aufbau der deutschen 
Wehrmacht darstellt: solchenfalls haben wir den 
echten Typ der verbandsimmanenten Ordnung. Die 
politische Wirklichkeit kennt aber den hier be­
schriebenen Typ der verbandsäußern hierarchisch 
stufenden Ordnung in der mannigfaltigsten Form. 
Er ist überall dort gegeben, wo ein straff geglieder­
tes Staatsgefüge und das Volk aus Gründen des 
Volkstums, _ der politischen Überzeugung oder des 
Glaubens sich nicht im Einklang finden. Der reine 
Etatismus wird überhaupt vorwiegend auf diesem 
System aufgebaut sein.

Sein geistiges Ordnungsprinzip erscheint in der 
willensmäßig begründeten Autorität des Übergeord­
neten, rechtstechnisch im reinen Befehl. Der Wille 
des in der Stufenleiter Höchststehenden garantiert 
letzten Endes allein den Bestand der hierarchischen 
Ordnung des Verbandes. M it seiner Willensmacht, 
seiner „überwältigenden“  Leistungskraft steht und 
fallt das ganze hierarchische System. Es ist ein 
System des personalen Voluntarismus.

c) Ein Verband kann endlich nach gemeinschafts­
gebundenen, gemeinschaftsiimmanenten Gliederungs­
prinzipien in Ordnung, in Verfassung kommen. 
Wenn geordnete Gemeinschaft und ordnendes Prin­
zip einander nicht fremd, als äußerlich geschiedene 
Elemente, gegenübertreten, wenn sich die Ordnung 
lediglich als sinnvolle wesensgemäße Entfaltung der 
Gemeinschaft darstellt, dann sprechen w ir trotz des 
durchgängig in Erscheinung tretenden rangord­
nungsmäßigen Gliederungsprinzips gerade nicht 
mehr von hierarchischer Ordnung. Jede Form der 
hierarchischen Ordnung enthält für uns, wenn an­
ders die Bezeichnung einen politisch konkreten Sinn 
haben soll, das Merkmal der von außen herangetra­
genen, der in einem letzten Sinn gemeinschafts­
transzendenten rangmäßigen Gliederung.

Die echte gemeinschaftsimmanente, die gemein­
schaftsgebundene Ordnung vollzieht sich wesens­
gemäß in rangordnungsmäßiger Entfaltung, aber 
eben nicht in hierarchischer Stufung. Nicht so sehr 
das Prinzip der äußeren Über- und Unterordnung, 
als vielmehr das Prinzip der Einordnung bestimmt 
primär die rangordnungsmäßige Gliederung, wenn 
auch aus rechtstechnischen Gründen die harte ein­
deutige männliche Formel der Über- und Unterord­
nung nicht entbehrt werden, ja äußerlich unter Um­
ständen bestimmend sein kann, wie dies das Ord­
nungsgefüge der deutschen Wehrmacht etwa in 
klassischer Form aufzeigt.

Seinem inneren Sinn und Gehalt nach ist das 
bestimmende geistige Ordnungsprinzip Selbstent­
faltung im Wege der Bewußtwerdung, die technisch

,  \)f
durch wachstumsähnliche Entwicklung er-
sonders bedeutsam — durch Führerwei E r ­
folgen kann. Führer ist, wer der Gemei g njnd 
Substanz am tiefsten verbunden und sie a ¡.
seines „Weistums“  am besten durch sei ’’ tritt 
sungen“  zu entfalten imstande ist. Der r  ^  £jn 
der Gemeinschaft daher nicht von a . <\’aUf eine 
anderer, gegenüber. Sein Wille geht rneni ^ e. 
hierarchische Beherrschung. Innerhalb jcIie als 
stimmten Gemeinschaft kann nur der Ar g pührei" 
echter Führer auftreten. Notwendig s|^'v:_„rvVeisung'i 
innerhalb der Gemeinschaft. Die f Up;l|irerbefefl1 
die rechtstechnisch in vielen Fällen als r  ^ es de­
in Erscheinung treten wird, genießt als ¡¡^e V^‘‘ 
meinschaftsweistum eine über die Rers rang" 
Iensmacht weit hinapsreichende Dignlt.a ' ¡iaft stellt 
ordnungsmäßige Gestaltung der Gemein . ¡erarClii' 
nicht ein ihr von außen übergestulpw• _ ¿et
sches Gefüge dar: sie ist die Selbsten jnnewoh- 
Gemeinschaft nach der ihr anlagema» g 
nenden Ordnung.

IV. e insei13,?’
Die Rechtsordnung der völkischen ...^  ist <Le 

die uns im folgenden allein noch t>es<: • j |n 
nach immanenten Gemeinschaftspn * ¡n a 
dernde oberste Wertordnung des y nevviißtvV£ ’ 
und durch die die Gemeinschaft ihre 
düng vollzieht. deS Vo]*f

1. Die Bestimmung und Abgrenzung Rech 
is steht an der Schwelle des v0 n einer 

¿luibaus. Wenn das Recht der Aus fl muß 
stimmten konkreten Gemeinschaft ist, ^ e G i;n_
Rechtsordnung selber die Grundlage« “ “ “ ¿er 
zen dieser Gemeinschaft im InteI ^ se und V°

tum sind aufgliedernde, grenz.e.nS e g r i f f  ^  be­
werte, die den rationalen Menschhei fassisch , 
existentielle Vielheit von Rassen nn stell®u 
stimmten Völkern aufspalten und 95; daS A^'Äen- 
individualistischen Gleichheitsbegritts y ersd i^^ j. 
rassischen Verschiedenartigkeit u n . «  ¿et ,A a s- 
Wertigkeit und damit den Grundbeg ajjen Ke 
sehen Individuation“  an den Eingal L ^
denkens stellen. , n:cht der

\usgaI;
ridei-« ar,

als,, 
Sin0’ ,

volle“  in diesem grundlegenden v° 1*il:Suven ^  fjo t' 
gibt sich wesensgemäß m it der p aj di so- 
der genaueren Volksbestimmung _ »JfreiflCy.ijseii

______ . n j.
Indem nicht der einzelne das

zelne Staatsbürger zum entscheide , s0ndcrn j t- 
punkt des Rechtsaufbaus gemacht j,aft, dr ’’ et- 
Volk als rassisch bestimmte Gerne nsf- Suf  be
vnlk“  in Hipcptn rrritnrUpcrenden VO t A „r,

a r ArtfreIl1ü areise“
wendlgkeit der Dissimilierung de stufe° ' feil' 
dann die artgemäße Darstellung seihe ;teU’ 
Lebensentfaltung des Volksganz _ - n]jC|ike j,ei) 
gemeinschaften und seinen Einzeip yjduali AK*'o des rationalen n d N äßige s
cjieicnneussatzes tritt die rangor in ^ ,afjdK  ̂
gliederung innerhalb des Staatsv »rtvf*^hei^eÜ 
der Blutsdeutschen, in den Kreis jvjur ^.e.r 
und in den Kreis der Artfremd • ¿i
ersten Gruppen sind reichsburge wa oand f t  
also politisch den vollen Aktiv- ^ a|e K 0¡¡¿e
dritte Gruppe lediglich durch d ,. Ioses .. ¡sCliC 
Staatsangehörigkeit in ein P° jsfach '  .gch11. .̂ 
Verhältnis zum Reich treten ‘gtatuS f . Reich 
Gesichtspunkten ist auch der n ^ed :4. ejt a

S Ä  E S Ä K 1 S U - * * *  ‘  .  g

M Die Dissimilierung des 
auch zu einer Beschränkung se

2. An Stelle 
Gleichheitssatzes
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r>6'ter Aue ^ es Gemeinrechts führen, zu
b Undorrti ei*e™n§ aus bestimmten der völkischen 
^ ts e n u !^ ^  dienenden Teilgemeinschaften. Die 

3, Dpr Wlc,. ^nS ist noch nicht abgeschlossen, 
^fliehe j?0™schen Aufgliederung entspricht die 
tCl1 kuIturAilerkennung ^es besonderen artbestimm- 
,attv̂ ch iPHen Gebens der artverwandten und der 
JP<J Gruppe überhaupt. Das rassische
ai'6 artfrem ?e .Individuationsprinzip bezieht sich auf 
ii ^'e ein-,, Gruppe und Gemeinschaft ebenso wie 

Gern«- 'e: 111 der rassisch-völkischen Gruppen- 
' ,ar die ran " SCJlaftsindividuation vollzieht sich pri- 
rj1 ,Qrun(j^?r<anurigs!mäßige Ursprungsbestimmung, 

si$ch-vnii • r,en ^ ’e rangmäßige Einordnung des 
ni a*e Rpr-m'Ĉen Einzelindividuums durch die na­
gten erf , Meinung nach artgemäßen Gesichts-

J ÜllRe r i '
bp Vo K individualistische Gleichheitssatz 
h a a r e n  y t ’( den einzelnen auf Grund seinesv*wi viu<e.uucu am vjiuiiu öClliCS

nr„Xpi^tum s rechtlich besonders zu be- 
».•a kü hPu zu dem Gebot, ihn so anzusehen 
■nes andernav ^ e*n’ a*s °b er nicht Angehöriger 
i> vnikisch VoIkstl]nrs wäre, so führt der Gedanke 

tiii-pi] Kdem *v Individuation rechtlich notwendig 
halt es Snnri um sein ihm angemessenes kul- 

verleben zu ermöglichen und zu er-

Aufgliederung tritt auf kultur- 
Unto des fro_e!n? Anerkennung der Gleichwertig­
e r r schärfP? r v ° ^ lschen Kulturlebens zur Seite, 
V i l le n  7« Diskriminierung der artfremden Kul- 
kUn?Y 1 einßSeizende Einflüsse auf das eigene 

4&> t \ v Pllrr Scharfe Überwachung und Beschrän-
0l£ >  K / g machen.
fe G n d  [in t0111 des öffentlichen Rechts mit seiner 
t)ersdeti[cen ,er°rdnung hatte dem liberalen Gleich- 
Priva r̂clip-än ?sondere Schwierigkeiten gemacht. 
ges:r,,CtI1 RPrTÄ e Dualismus von öffentlichem und

der
da

;Shi.“ ‘ Reofi. i Uuahsmus von öffentlichem und 
allp1 i lalte das ganze System innerlich 

-'Uicii 'iri|ncjt C .^similierungsversuche hatten dar- 
"'ir^: ^ehtstenu10- ä n d e r n  können. Man kam eben 

ng Cp niscb mit der durchgängigen Ver- 
®5chP al)gesehp!S Gleichheitssatzes nicht zustande, 
Qüm’ daß Sj P von der entscheidenden Grundtat- 

? die verpönte rangordnungsmäßige 
vö|ii sgIeiChh” i.er.der äußeren Fassade der formalen 
iiScn Ĥ nkon+r îi-ln . e*ner ebenso bedenklichen wie 
'̂ Ch o an£ehr rr^aren Weise vollzog und prak- 
I Gurcj ese 11sch1 ft homogene Struktur der bürger-

U'Kisi*“  PrnKi saTZllcn anaersartige tinste l- 
fr '6 Rechf ;em der Rangordnung vermag das 

p^i& ff^gre ifp  a dieser Richtung planmäßig, regu- 
ri dgsnif- Gliedpri,' . Aufgabe der rangordnungs- 
Ä P mzip r il“ ng « t ihm ein wesensmäßiges Ord-hUV , Z|P, rlßr  ä ,i>c 111111 ein vvesensmabiges Urd- 
u, 'i rand Docm.Se,n Maßstäbe von ihm daher ein-U11 o “ Q PosT+m1 JVlabstäbe von ihm daher ein- 

erdeiT^etziiciVv. bestimmt und nicht der apokry- 
,.5) y b ie s  äuRffl anonymer Mächte überlassen 
lifi1 Qriihj^He Ho ?.lcb in verschiedener Richtung. 
f  l6n ffd  aus 7 s die Einheit der Rechtsordnung 
lo^äsäW ein„„ hörenden Dualismus eines öffent- 
lioi>ht f Ilcllen Sr ? " vaten Rechts, die beide von 
ücu ^eouerden ff.fb^technischen Prinzipien be- 
VrT l i ' dsortii’ .f'd  die einheitliche und ganzheit- 
Sbw iin,i>tllsfunfWSsc iau’ die sich nach den natür- 

n̂ ,seiner d0116.!1 Hnd Lebensbereichen des 
Pia, 6lk if, r dpro^^^Hi^hheiten stufenweise auf- 

A^äßiifbe QP 1 .’ daß jeder Lebensbereich auf 
O  St,.,', eitigeor5ln*cbaftsleben ausgerichtet, ihm 

tritt e des T et bleibt.
aUf der3U -Ratenden, trennenden Dualis- 

Clnen Seite eine echte ganzheit­

liche, auf der andern Seite eine vielfältig auf­
gliedernde Rechtsbetrachtung und Rechtsbildung. 
Denn jede echte soziale Ganzheit entsteht immer 
von neuem nur durch das Zusammenspielen ihrer 
Glieder.

Gewiß läßt sich die Gliederung des völkischen 
Rechts nach verschiedenen Gesichtspunkten durch­
führen. Insbesondere ergibt die rechtliche Entwick­
lung neuer Teilgemeinschaften ein sehr vielfältiges 
Bild. Gewiß ist aber auch, daß die Rechtsgebiete 
der Teilgemeinschaften nicht mehr einfach einer der 
beiden überlieferten alten Rechtshemisphären zu­
gewiesen werden können. Ebenso anerkannt ist, daß 
der eigentliche Gegenstandsbereich des alten Privat­
rechts mehr und mehr vom andersartigen ¡Gedanken­
gut des sog. öffentlichen Rechts durchtränkt wurde. 
In diesem Sinne wurde entgegen der Tendenz der 
durchgängigen „Privatisierung“  des alten Rechts­
denkens von einer das völkische Recht beherrschen­
den Tendenz der durchgängigen „Publizisierung“  
gesprochen.

Aber damit gebraucht man Gedankenkategorien, 
die einer andern Rechtskonzeption entstammen und 
die in ihrer Wurzel dualistisch bestimmt bleiben. 
Daher vermeidet man besser diese aus dem Gleich­
heitsdenken entstammenden Kategorien und bildet 
neue, dem gliedernden Gemeinschaftsdenken ange­
messene Begriffe.

Eine Dreigliederung ergibt sich zwanglos. Das 
hoheitlich bestimmte Führungsrecht ist seinem We­
sen nach unmittelbar auf die Verwirklichung der 
Einheit und Ganzheit der Gemeinschaft ausgerich­
tet. Seiner Substanz nach charakterisiert es sich eben 
durch seine dauernde, unmittelbare Intention auf 
das Ganze der Gemeinschaft. Seiner Rechtstechnik 
nach zeichnet es sich durch das dominierende Ge­
staltungsprinzip der Führung aus. — Das Recht der 
Teilgemeinschaften bestimmt sich seiner Substanz 
nach, wie der Name sagt, durch die Entfaltung von 
Teilgemeinschaften und Teilordnungen, in einer 
ihrer völkischen Aufgabe angemessenen Sonder­
form. Der Rechtstechnik nach mischen sich die Ge­
staltungsprinzipien der Führung und der Verein­
barung. — Endlich das Gemeinrecht als das Rechts­
gebiet, das für den rechtlichen Verkehr aller Volks­
genossen zur Erhaltung und Entfaltung ihrer Per­
sönlichkeit im Rahmen der Gemeinschaft bestimmt 
ist. Rechtstechnisch ist das dominierende Gestal­
tungsmittel der Vertrag, die Vereinbarung.

Im einzelnen mögen sich Schwierigkeiten der 
Grenzenziehung ergeben. Auch die Benennung mag 
umstritten sein: im Prinzip ergibt sich eine derartige 
rangordnungsmäßige Aufgliederung zwanglos aus 
der Ganzheitsidee der völkischen Rechtskonzeption. 
Ohne die Verschiedenheit der rechtstechnischen For­
men der hoheitlichen Führungsgestaltung und der 
zwei- oder mehrseitigen Vereinbarung zu verwi­
schen, ist eine dualistische Aufspaltung des Rechts­
systems durch eine ganzheitliche Aufgliederung 
überwunden.

b) M it der Rechtsfigur des Führers und der Füh­
rung ist ein neues Rangordnungsprinzip in das 
Recht gebracht worden, das dem Gleichheitsdenken 
ini Grunde immer ein gedanklich nicht erreichbares, 
politisch zweifelhaftes Grenzproblem geblieben war. 
Das Führerproblem, das Problem der Elitenbildung 
hat man politisch stets als Schicksalsfrage emp­
funden.

Wenn in der auf dem Gleichheitssatz aufgebauten 
Rechtsordnung das Über- und Unterordnungsver­
hältnis, wie es zugegebenermaßen in einer imma­
nenten Zwiespältigkeit das Gebiet des öffentlichen
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Rechts beherrschte, das ausschließliche rechtstech- 
susche Mittel bildete, durch das sich die politische 
Gewalt durchzusetzen und zu betätigen vermochte, 
um den Preis, daß es gegenüber der von der Rechts­
gleichheit beherrschten eigentlich zentralen Welt 
auf eine andere Ebene verdrängt wurde, in der über­
lebte wesensfremde hierarchische Sondergesetze 
weitergalten, so tritt der Führer im Gemeinschafts­
denken an eine besonders prägnante Stelle der Ord­
nungsentfaltung und Ordnungswahrung. Er tritt 
nicht aus der Welt der die Gemeinschaft und ihre 
Rechtsordnung beherrschenden Prinzipien heraus: 
er ist der Brennpunkt der Gemeinschaft, in der 
Führung vollzieht sich maßgeblich die Rechtsord­
nungsentfaltung der Gemeinschaft. Der Führer ist 
weder ein hierarchisch Oberer, ein Vorgesetzter, 
noch ein bloßes Staatsorgan. Wie er politisch ein 
völlig Neues geschaffen hat, so ist seine Stellung 
auch rechtlich nur nach gemeinschaftsgebundenen 
völkischen Sonderkategorien zu erfassen, die auf 
anderer Denkgrundlage als die überlieferten Be­
griffe beruhen. Das rechtstechnische Mittel der 
Uberordnung ist nur eine formale pars-pro-toto- 
Figur, die den rechtlichen und rangordnungsinäßi- 
gen Gehalt keineswegs erschöpft.

c) Auch für das Problem der „Güterabwägung“  
das die alte Jurisprudenz so lebhaft beschäftigt und 
sie eine Stufe über die rein deduktive Begriffsjüris- 
prudenz hinausgeführt hatte, ergeben sich wesent­
lich neue Gesichtspunkte.

Während der ältere Positivismus und seine wis­
senschaftliche Lehre, die Begriffsjurisprudenz, in der 
Ordnung der Gesetze ein in sich abgeschlossenes, 
die Totalität aller rechtlich entscheidenden Gesichts­
punkte enthaltendes Normengefüge sah, das dem 
Richter lediglich die Überprüfung der Subsumier- 
barkeit der Tatbestände zuwies, ohne ihm eine 
eigene wertende Stellungnahme zuzumuten, hat eine 
tiefer blickende, dem Leben zugewandte Richtung 
bald den Trugschluß dieser Auffassung enthüllt und 
das Problem der Güterabwägung, des Interessen­
ausgleichs in den Vordergrund gestellt, jede Inter­
essenabwägung aber stellt eine Wertung dar. Wer­
tung aber ist im Grunde stets rangmäßiges Ordnen. 
Die aus dem Personalbereich verdrängte Rangord­
nung taucht im Sachgüterbereich plötzlich wieder 
auf, wobei dem Gesetz selber die entscheidende 
Grundwertung unterstellt wird, eine Wertung, die 
freilich die wertende Mitarbeit des Richters, des 
Verwaltungsbeamten in weitem Umfang in An­
spruch nimmt. Das Gesetz wird mehr und mehr aus 
einer fertigen Norm mit Ausschließlichkeitscharakter 
zu einem bloßen Wertungsansatz der Gemeinschaft 
der auf die hinter dem Gesetz stehenden lebendigen 
Gemeinschaftskräfte, auf die guten Sitten, auf die 
Meinung der billig und gerecht Denkenden, zurück­
zugehen verlangt.

Das gemeinschaftsgebundene Rechtsdenken nimmt 
eine vollständige und offene Wendung vor, die sich 
in doppelter Richtung äußert: einmal in der Beurtei­
lung des Verhältnisses des Gesetzes zur Gemein­
schaft, sodann in der Beurteilung des Verhältnisses 
des Rechtsgutes zur Person und zur Gemeinschaft.

Das Gesetz ist nur eine Erscheinungsform des 
viel umfassenderen. Rechtsbegriffs, freilich eine sehr 
wichtige. Das Recht ist die die Gemeinschaft nach 
den Verfassungsgrundsätzen zum Bewußtsein ent­
faltende oberste Ordnung. Das Recht ist daher stets 
gemeinschaftsgebundenes, personell fundiertes Recht, 
das niemals von der Gemeinschaftsunterlage losgelöst 
gedacht werden kann. Die Gemeinschaft tritt nur als 
eine entfaltete, geordnete Gemeinschaft ins Leben.

Das vornehmste Mittel, diese Entfaltung 
in bestimmter Ordnung auszudrücken, ist da 
Die im Recht sich vollziehende stufenmabig ¿¡e 
nung ist letzten Endes eine existenzielle, ^ e. 
Gemeinschaft selber und ihre Glieder narr- pf im 
stimmten Werten entfaltende Ordnung. V/ertling, 
Gesetz vollzieht sich eine abstrakte ideelle j efn 
der die einzelnen betroffenen Personeni a Recht 
Gesetze gleich gegenübertreten: durch  ̂ ¿\e 
und besonders durch das Gesetz g-Iieoer ,[e ¿es 
Gemeinschaft selber stufenmäßig- An , v0)l- 
Dualismus der im Gesetz sich ausschlie diese"1 
ziehenden normativen Wertordnung und ... rtretcii' 
Gesetz als grundsätzlich Gleiche geSein trjft <Üe
den Gesamtheit der Gesetzesunterworten peCfits-
höhere existentielle Einheit einer durch q£[nein'
Ordnung gegliederten, entfalteten, g e fu*; und des 
schaft. Wer auf die Wertungen des Re?n aUf die 
Gesetzes zurückgreift, muß immer wie: sich 
durch das Recht nach immanenter O _ pn um 
entfaltende Gemeinschaft selber zurücn

WochenansgiiP-

entfaltende Gemeinschaft selber zuruex rmative11 
nicht den Fehlschlüssen einer abstrakten 
Verselbständigung anheimzufallen. . r Gütet'

Entsprechendes gilt für das Prob‘enL für da*
abwägung, des Interessenausgleichs, ' d£lltu"&
7 iv ilrp p h +  \XMP fü r  rlao Q fra frp p llt fiflCiCfl
hat, vom Verwaltungsrecht nicht zu , ¿herrsch -̂

In dem vom Gleichheitsgrundsatz e dua
Rechtsdenken hat man nämlich .ein5,oni0o-isch vlf t 
stische Aufteilung vollzogen, die Seite 11

Interesse ist. Auf der subjekü ĵ echtssjJhohem
man die einzelnen als gleicnDerecm*«,- ReCursg*:.r 
jekte der W e lt der Rechtswerte, der u"
gegenübergestellt. Nach der objektive t z £ S n 
dem Gesichtspunkt des Rechtsgute g
man sich zu einer gesetzesgebundenen öfjgt, 1
Wertung genötigt gesehen. Man w .̂rJLfikeit, ,...rp 
sehen der abstrakten Rechtspersonhch^^ter 
Rechtssubjekt, und zwischen den / l en streng ,s
verselbständigten Lebensteilerschein ^ nicm^lt
trennen. Aber Rechtsgüter lasse" ^  der J  h 
objektisierte Sachen, als abstrakte i enübers, Jas 
der Personen, der Rechtssubjekte g b a"c" ¡a-
Nicht nur das Leben und die Frei he* gei (
Eigentum und das Vermögen bil f" 1 „ rtete 
schaftsgebundenen Rechtsdenken ' j geWfL aft 
und gegenständlich genau bestimm1 me>llS 
Form des im Rahmen der geordnete" der b*- h. 
sich vollziehenden persönlichen Le PerS.?’ndefl 
deren das Gemeinschaftsleben ode erha"ü.c|it' 
keitsschaffen bedingenden, fördern ’ uen, ,‘"ören- 
Voraussetzungen, die zu einer s n(j[g ^  intet'
baren Gemeinschaftsentfaltung .n0rv„PChütztel1 ¿etn 
Auch die Sachgüter, die rechtlich g ¡clit v0/:fliick' 
essen, lassen sich nicht partialisiei ’. ,ejpers „g- 
Leben der Gemeinschaft und d e r^  .fl ihre^erliein'Leuen uer uemeinscuau r ¡n
keit abstrahieren: in ihrer Wert O ei" g' „ei 
mäßigen Ordnung vollzieht sich j^ j- ei pas
schaftsgebundenes Rechtsdenken Stüf"pf £ p '
sonell bestimmte rangordnungsmä g .ngt d> pup 
nationalsozialistische Rechtsdenkt Arbel 1ie ß f'
sammenhänge nicht etwa nur cjrUcksv , ^  
Bauernrecht, um zwei besonders s tra ft ,e’limer 
spiele zu nennen, sondern auch jn z"
oder weniger auf allen Rechtsgeb 0l,ell£lj
dem Maße zum Ausdruck. n tra^ noec^s]

Die Überwindung dieses dopp^,,ustische ejfli"a 
Dualismus durch das nationalsoz a „g ßg 
denken bedeutet eine neue Einneu RcChts?j,eCW. 
innerhalb des Rechtsdenkens, aei u„d ^ .cgei 
selber im Verhältnis von Rechtssuuji h<Jjch 0 
objekt, sodann im Verhältnis von
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ter pemRechtSor? nschaft und von gemeinschaftsregelnder 
der Bej “ “ ng, ohne dabei die Verschiedenartigkeit 
V°r aiis ip^Pgspm ikte zu opfern, die sich nach wie 
^ eckmair n'Scll'ine^ lodisc*ieri Gesichtspunkten als 
Geht ‘^erweisen, aber in einem völlig neuen 
aas GeswemPn- Damit durchdringt die Wertung 
^scha ff der Rechtsordnung und der Ge-
^ ngordn,,t S‘eichmäßig. Wertung aber bedeutet 
U°rigens n£s.mäßige Gliederung, innerhalb deren 
i ersünlioi,0axi^ ° ? ‘sch gesehen, das Postulat der 
PraktiSc]. en Gleichheit lediglich einen — freilich 

“ «durchführbaren — GrenzfaH darstellt.

S '»A hS ,  und Rangordnung sind die ideologi- 
r5.nUiio-e+ran£sPunkte zweier verschiedener Rechts- 
Der A^ypen.

?;e 11 QesJjj^^chsgrundsatz ist das Ideal der durch 
3 e> d. u phaftsvertrag oder durch allgemeingül- 
„'5ten kt *“ r alle gleich geltende, Gesetze koordi- 
(i 2 steht im61»*?hen Gesellschaft. Das abstrakte Ge- 
»nr.inhaltli!u Mittelpunkt dieses Rechtsdenkens. Mit 
ah°rietl Sehr iM in im a lis ie ru n g  seiner Rechtskate- 
ti”?PrUch Hand in Hand der Ausschließlichkeits- 
diR t er“ np unes Geltungswillens, die künstliche Par- 
tch >erselbsf"S j/Hheitliehen Gesellschaftslebens und 
£r.; Jeilber .4nthgung der solchermaßen abgegrenz- 
hi>;t n h a f t r . - \ ^ Ur m’t diesen methodischen Hilfs- 

r^satz sru s.IC,h äußerlich und formal der Gleich- 
der ranp-nin^ar durchführen lassen. 
tiertrQan?heitsd,?«ngsmäßig? Gliederung entspringt 

¡assung eines gemeinschaftsorien- 
sw/.t «ur ¡I1ScJei?jitens- Nach ihm kann die Gemein- 
dJ¿e,le Ei-sru"- alteter, gestufter Ordnung in exi- 
fast, cht vnii ■ei/1JUng treten. Im Recht und durch 
KÜ 'J'g dio !21eht sich auf der Grundlage der Ver- 
sÄ ‘llW  dRrWnßte EntfaItung. die „richtende“  
katr„ einp Gemeinschaftsordnung. Dem ent- 
Obgpden j . «ältliche Maximalisierung der Rechts- 
Scha^lch-Hinn hIan.d in Hand gellt m it dem steten 

das DUs,Weisen des Rechts zur Gemein- 
sche 
‘ein, 
nhei
alle pP“ ycmeinscnansieoens auuert siel 

So .e«ünd u'mej ns4ßaRsßere'che rangmäßig er 
n,lldetu;„ «^«dringenden Ordnungsentfaltung

n « Geinpi en, > Ansatz zi

f deSrSe,1heit dSeCsaSSp° rdnUnF-fass„r alie ^  s Gememscm
Die Einheit und Ge- 

haftslebens äußert sich

sehr '• das R- T ,C1.5CU ues «eents zur uemein- 
iieli„entsche,vilCCj  ist immer nur ein, wenn auch 

An?atz zur_ecfiten, zur existen-

lS o^e-‘ «n _____________ _
Geo°ire'!1deutpdurcl1dringenden Ördnungsentfaltung. 
s°2jafS'sch o;n Yerschieaen die Ausgangspositionen 
§0rie„ ««d nJ j .  80 wenig läßt sich das flutende 

11 VÖHig i n H Cße Eeken von bloßen Denkkate- 
den Bann schlagen. Die verwirrend-

sten und vielfältigsten Übergänge finden sich in der 
Wirklichkeit.

1. Dem dominierenden Grundpostulat der perso­
nellen Gleichheit tritt in der vom Gleichheitsdenken 
bestimmten Rechtsordnung an drei entscheidenden 
Stellen eine gefährliche Kryptohierarchie entgegen, 
die man entweder als lästiges widerspruchsvolles 
Rudiment empfand oder vor der man in methodi­
scher Blickbeschränkung einfach die Augen ver­
schloß. Im Gebiet des ganzen öffentlichen Rechts 
zerbricht eine starre Hierarchie im Grunde das 
ganze Gefüge, so sehr man sich auch mit künst­
lichen Ausflüchten dagegen sperrt. In der Anerken­
nung der Normenhierarchie einerseits, der Not­
wendigkeit einer durchgängigen Güterabwägung an­
derseits setzen sich die Surrogate einer verdrängten 
echten gemeinschaftsgebundenen Rangordnungsbe­
stimmung durch. Gerade weil „von Rechts wegen“  
jede echte rangordnungsmäßige Gemeinschaftsglie­
derung durch den Gleichheitsgrundsatz verpönt ist, 
setzt sich im rechtsfreien Raum, vom Rechte unbe­
achtet, eine anonyme Machtakkumulation, eine un­
kontrollierte und unkontrollierbare politische und 
wirtschaftliche Hierarchie durch, die letzten Endes 
das ganze Gefüge von innen heraus sprengen muß.

2. In der klaren Erkenntnis von der wesensmäßig 
notwendigen rangordnungsmäßigen Entfaltung je­
der echten Gemeinschaft, in dem daraus resultieren­
den Wissen um die rangordnungsmäßig bestimmte 
Gliederungsaufgabe des Rechts selber liegt die 
Stärke des gemeinschaftsgebundenen, des völki­
schen Rechtsdenkens. In ihm wird der die Rangord­
nung bestimmende Maßstab offen als beherrschen­
des Grundprinzip formuliert, aber nicht als ein von 
irgendeinem obersten Willen abhängiges, und dar­
um willkürliches, von außen oktroyiertes hierarchi­
sches Wertprinzip, sondern als ein durch die Ge­
meinschaftssubstanz vorbestimmtes, der völkischen 
Art immanentes Ordnungsprinzip. Damit ist der 
Weg für eine apokryphe, anonyme hierarchische 
Machtbildung „von Rechts wegen“  versperrt: der 
Aufbau der Rangordnung vollzieht sich unter der 
Kontrolle des Rechts.

Fragt man, ob in einem solchen System für den 
Gleichheitsgedanken kein Raum mehr ist, so kann 
die Antwort nur lauten: nach Überwindung eines 
formalen, in sich widerspruchsvollen abstrakten indi­
vidualistischen Gleichheitssatzes ist im Bereich der 
rangordnungsmäßig gegliederten völkischen Rechts­
ordnung erst der Raum geschaffen für eine echte 
sinnvolle Gleichheit im Sinne des suuin cuique.

R ich te rtu m  im  n a tio n a lso z ia lis tisch e n  Staat
Bemerkungen eines Rechtswahrers zur Kritik am Richtertum

^ ra g eil V° n Reg 'erungsrat Dr-
& sa i i ° nalsS07Keu?isIebens pflegten früher, bevor 
P1 allil^hann- tdl?,mus das Recht wieder in engen 
k, Wem Eitlen „  dem Leben des Volkes stellte, 

auf 4Ur zwischen Fachleuten erörtert 
lau? LaF ^°Ikso-Rner Ebene also, die dem fachun- 
v J W f t *  tra t§Ä en unzugänglich blieb. Ihm, 
< S w  N « eV Pa„S+ Recht als ein Gebilde tausend­
er laCh ar- SelbstgHgen\ in das emzudringen ihm 

jahrelang dct!? Juristen erschloß es sich 
'W ’fA u g  n1r&ê  Schulung. Auch die Rccht- 

^«ahijGkes f - 1* Immer dazu bei, das Verständ- 
^  zWar h r das Recht zu erleichtern. Sie 

* Ie Aufgabe, Lebensbeziehungen

H e i n r i c h  M a l z ,  Berlin

der Volksgenossen rechtlich zu ordnen oder das 
Recht innerhalb der Lebensgemeinschaft aller Volks­
genossen durchzusetzen. Aber sie erschöpfte sich 
dabei mehr oder weniger in der Anwendung des 
geschriebenen Rechts, und nicht selten mußte des­
halb der rechtsuchende Volksgenosse ein Ausein­
anderklaffen von Rechtsspruch und lebendigem 
Rechtsbewußtsein feststellen.

So war für das Volk die „Juristerei“ , wie die be­
rufsmäßige Beschäftigung mit dem Recht abschätzig 
genannt wurde, etwas Trockenes, Weltfremdes, bar 
jeder Berührung mit dem Leben, wie es wirklich 
war. Am Juristen selbst vermißte man bis auf

278
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wenige Ausnahmen das Bewußtsein seiner eigent­
lichen Stellung im Volksleben. Das sog. juristische 
Denken, d. h. die Fähigkeit, einen Lebensvorgang 
von der Lebenswirklichkeit zu abstrahieren und ihn 
dann einem gesetzlichen Tatbestand unterzuordnen, 
ließ seine Entscheidungstätigkeit vielfach im rein 
Handwerklichen erstarren. Es raubte ihm den Sinn 
für die Verwurzelung des Rechts in der Lebens­
ordnung des Volkes, distanzierte ihn vom fach­
unkundigen Volksgenossen und setzte ihn dem nicht 
immer unberechtigten Vorwurf der Volksfremdheit 
aus. |

Über diese Dinge ist seit der nationalsozialisti­
schen Revolution viel geschrieben und gesprochen 
worden. Es ist bezeichnend für die Umwälzung in 
der Vorstellungswelt des Rechts, daß die Ausein­
andersetzung darüber sich nicht mehr „unter Aus­
schluß der Öffentlichkeit“  vorwiegend nur unter 
Fachleuten abspielt. Fragen des Rechtslebens wer­
den auch von den „Laien“  jetzt eifrig mit bespro­
chen. Das Recht ist wieder Sache des Volkes ge­
worden. M it einer gewissen Leidenschaftlichkeit, die 
Zeiten großer geistiger Umwälzungen stets eigen­
tümlich ist, werden die Stellungen der früheren 
Juristerei berannt. Das Volk sieht mit Genugtuung 
die meist unausgesprochen in ihm lebendigen Vor­
stellungen vom ¡Wesen des Rechts durch den Na­
tionalsozialismus bestätigt. Es fühlt sich nicht mehr 
von der Erörterung rechtlicher Fragen ausgeschlos­
sen, die oft genug in das Leben des einzelnen Volks­
genossen tief einschneiden. Durch die politische 
Schulung ist zudem das Rechtsbewußtsein des Vol­
kes noch klarer als früher geprägt worden. Es bleibt 
infolgedessen nicht aus, daß nunmehr nicht allein 
das Recht von einem neu gewonnenen Standpunkt 
aus gewertet, sondern daß auch an den Rechts­
wahrer ein neuer Wertmaßstab gelegt wird.

Im Brennpunkt dieser neuen Wertung steht der 
Richter, weil seine Tätigkeit dem Volke am sicht­
barsten vor Augen führt, was Rechtens ist. Seit 1933 
ringen daher die verantwortlichen Kreise um einen 
nationalsozialistischen Richtertyp. Wie D a h m 1) 
ausführt, „stimmen Äußerungen über Stellung und 
Aufgaben des Richters im wesentlichen überein in 
der Forderung eines a k t i v e n  R i c h t e r t y p s .  Der 
Richter soll nicht nur das Recht anwenden und den 
Rechtsstreit entscheiden, sondern schöpferisch ge­
stalten, in Unordnung geratene Lebensverhältnisse 
wieder in Ordnung bringen, darüber hinaus aber das 
Leben nach dem Plan des Führers, aber auch selbst 
mitplanend gestalten“ .

Diese Umschreibung nationalsozialistischer Rich­
tertätigkeit wurde erst kürzlich nach der Seite 
der Richterpersönlichkeit hin durch Staatssekretär 
Dr. F r e is le r  unterstrichen, als er sich über die 
Eignung zum Rechtswahrer mit einem Rechtsanwalt 
Dr. E r d m a n n ,  Hannover, auseinandersetzen 
mußte, der — kaum glaublich — noch im Jahre 194L 
versucht hat, als Idealbild des Juristen den fixen, 
wendigen, weltanschaulich neutralen Rechner mit 
blutleeren Begriffen hinzustellen2). F r e i s l e r  stellt 
einer derartigen „Type“  den nationalsozialistischen 
Richtertyp gegenüber, bei dem er voraussetzt: „jene 
Gesundheit im Körperlichen, aufgebaut auf aeut- 
scher Erbgesundheit, die Persönlichkeit des echten 
Mannes in der Gemeinschaft, Befriedigung an 
Arbeit in der Gemeinschaft und einen hellen klaren

*) D a h m ,  „Richtermacht und Gerichtsverfassung im 
Strafrecht“ : Z.f.ges.StW . 101, 287.

2) Fre i s l e r ,  „Eignung zum Beruf des deutschen 
Rechtswahrers“ : DJ. 1341, 645.

[Deutsches Recht, Wxhenaus,
¡rabe

Zu-
Kopf mit Blick für das Wesentliche und für 
sammenhänge.“  . liationaI'

Im Volke ist die Vorstellung von einer‘ je­
sozialistischen Richterpersönlichkeit seit & v0n 
bendig. Nicht zuletzt ist dies so, weil we s p0liti- 
den Rechtswahrern selbst, als vielmehr '|eben 
sehen Stellen an Beispielen aus dem K v0P1
immer wieder gezeigt worden ist, wie _nu praxis
Richter gezeichnete Idealbild draußen m 
gelebt oder auch nicht gelebt wird. er sein

Das Volk sieht den Richter nicht so, ^gsen
sollte, sondern wie er tatsächlich ist.ouiiii-, öuuuti ii w i t  t i  la io au in '."  - | pn \fjO ^
uns daher von Zeit zu Zeit bewußt mac . ’ung um 
im gegenwärtigen Ringen um die Neuo gönnen 
seres gesamten Rechtslebens stehen. ver"
dabei auch auf eine Kritik von yjeles, 
zichten. Denn seien w ir doch ehrlich- flbung 
uns durch unsere juristische Ausbildung -ejfach zjj' 
als volksfremd, als „typisch juristisch ^  ^  mancm

- oaer »-v« — ftip-er F°r’ 
Umständlichkeit gewisser v e r fa h re n s m a ^ us\y.,

---- ----- — —----> j ----e rillt! ülu *
nächst gar nicht bewußt wird, sei ers , i-TSsprache 
mal verschrobene Gesetzes- oder Urtei
umstanüiiciikeit gewisser v e n , ngen ’ 
malitäten oder bürokratischer Einricn J,rsprünC 
das alles empfinden die Rechtsuchen ¿afier o 
licher. Ihr Urteil und ihre Kritik sind 0 efum- 
ein besserer Wegweiser als unser eig i r r i t i k  * 

Wo die G r e nz en  e i n e r  solche ausg
gen, hat kürzlich Reichsminister Dr. , ehrheh 
führt3). Eine „K ritik  der Rechtsarbert gIebe„ s u 
Bemühen um die Besserung des R A b ^  j Pr 
seres Volkes“  soll uns willkommen Wirke1' 
müssen wir aber das Kritisieren 3 .j-cbe fcn 
Juristen, soweit sich dahinter „die be ^  gegen 
gie eines Kampfes gegen das Recht 
Rechtsordnung schlechthin“  verbirgt-- n nicht.cLiiiöuxuuuag buiiauuiiii pinCH 11 -«m

Nun sind die K ritike r im allgei«e‘ Ringef P„s 
unvernünftig, die Schwierigkeiten Rechts}® l u
eine Neuordnung unseres gesamt , n jm 
und den wohl überwiegend vornan . urt aud g.e 
übersehen, die völkische .WiederJ; lassen- „ t . 
Bereiche des Rechts wahr v'ierd^ „ rcetzUUßfa-ttFge 
wissen, daß geistige Auseinander ungSkra
schichtlich gewordene, bisher ube a|s n
Vorstellungen überwinden mil?seJ an sic 111 
leichter zu widerlegen sind, als ^  „
menschlichen Trägern ausschalte ailerWe,y„ das

W ir selbst dürfen aber deshalb am Reihen^,
in dem Bestreben nachlassen, in n;chters ^ ^en- 
so oft gezeichnete Idealbild de ^foerznk P^ch 
wirklichen oder ihm zumindes allCh P ¡^ei-
Deshalb können wir Rechtswa ¡^mer ŝ 0lks'
bedenkliche Entscheidungen ni fcuchenUet?;chtC'' 
gend zu den Akten legen. Die re ¡stische ■ wjrd,
genossen, denen der nationals gefuh rSt uUs
typ seit vielen Jahren vor A b uaiJer 0{jef 
dürfen mit Recht verlangen, da jbn êW
mit denen auseinandersetzen, ein.e
unbewußt n icht leben. b ra c h te t he juH'

Der einzelne Volksgenosse unter t  ^¿fir
richterliche Entscheidung sie n n enl<v?r’
stischen Gerichtspunkten. E r ¡gesehen F de 
lediglich als Ergebnis eines ] ,s Laie, tefie 
gangs hin oder u n te rw irft sic . ¡a wohl gjclihK 
fachkundige Jurist sein seine K pJ ;
und es deshalb m it dem Reel s U  er Un• jt n
keit haben müsse. Vielm ehr jtiWh■ vv;ef
tisch. Sie sind ihm Ausdrtic verwir^mehr 
tionalsozialistische Forderung an sicilm ingsl°S 
den. Er weiß, daß es kein Recht beZlehünsaen. er wein, uau cs ,|.eS
das ein zum Leben des

3) Frank ,  „Das Recht im Kriege
DR-,:

1941 ß.
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pung .¡Jwln. ln Paragraphen führt. Die Rechtsord- 
!s< eine Mittel zur Volkserhaltung sein. Das 
? e‘ne r,,! ' !sclie Forderung, die auch den Laien 

ihn a,,"2 bestimmte Beziehung zum Recht stellt, 
keit in Fra seiner bisher behaupteten Urteilslosig- 
Zu einer \v/n des Rechtslebens heraushebt und ihn 
rechticr+ lWertung richterlicher Erkenntnisse be- 
.Mit a'nH

?jcht met,!rj n Porten: Der Volksgenosse gibt sich 
anp-pei .a,mi* zufrieden, daß der Rechtswahrer 

Naeh P-fr., "ts eines zweifelhaften Urteils sagt: 
ich 1 X ist das so und nicht anders; das 

r er Nation i Rebmann besser verstehen als du. 
(!Schen Urir.als°zialist wird ihm antworten: Die poli- 
il°ö?is02ia|; Wê anschaulichen Forderungen des Na- 
Md'esern hfHJ-145 verlangen eine klare Entscheidung 
Rennst j .m^en Sinne. Wenn du dies nicht an- 
k^, fängt r, nein Blick sich im Parapraphenmäßi- 
n!chter. A ann bist du kein nationalsozialistischer 
Achter v steht der Volksgenosse heute zum

&> r i l
Richtet Pinifang die Forderung nach einem 
hing /  v  e' lle Grundvoraussetzung für diean'^clUnD-'rVH eine vjrunavoraussetzung für die 

M;:e‘nigen Üns.e/!es Rechtslebens darstellt, soll uns 
es Prabhschen Beispielen bewußt werden. 

Rechnend r- F i!lzeRal*e sein, so sind sie doch 
stpfi'tsclenkPn!Ur die völlige Umwertung unseres 
den'S, dio I I  und beispielhaft für die Fronten- 

? lst. ben deutlich zu machen versucht wor- 
vieracl

??&^Isozt L KJ ieg iieß die Aufgabe des Rechts im 
Öari! UnF mr,1St[Schen Staat als ein Mittel zur Volks- 
licC reh 0ft 5 besonders deutlich hervortreten. Die 
Mel ßnfschrMH.eut‘S politisch bestimmte richter- 
aot£etld P o l Ä gstäti£keit wird deshalb auch über- 

<>inSC l - gewertet. Das setzt beim Richter 
strj.^Phäntw.C vö|lige Klarheit über politische Zu-
J j Ä  soll.VZ dUu ’ , Z en̂ J L DingeUX Soli 1 wenn L.I lllLIll UDGr Ul 11 ge

bei ih ’ dl,e beute allgemeingültig sind und 
Ä s.en ?J .^ er Verkennung die Kritik des Volks- 

M rin^ischeo^laufig herausfordern, 
die ple,n Wirn KUnx-e’ über die heute kein Wort mehr 
die i^hriing ’ .^srimmten bei Ausbruch des Krieges 

s Abhören ausländischer Sender und 
Der Voll<-UŜ n<̂ ischer Nachrichten zu ver-N  Q

tj
^eltjll'^tig1 fr°^r von der Anklage der Nachrichten- 

s enS?-nc^  wed d*e Weitergabe einer

W e ic h t  e- 'bsgenosse versteht es nicht, wenn 
beswt.des ai.,’1.*:11 polnischen Landarbeiter zwar 
>%rpV ’hn a h l° rens eines ausländischen Senders

ues Pn ‘f- w c "  Ull: w  L ite rg a u e  e in e r
» riefrt Ver," Sbschen Heeresberichts, der höhere 
f id e r l «emeidl* a,ngab> als der deutsche OKW.- 
h d (Sf!andskr i f /  , batte, nicht geeignet sei, die 
P;as opn.derge • | des deutschen Volkes zu gefähr- 
N T ‘Nit bP‘ bt München, Urteil v. 7. Jan. 1941). 
Mtite o davfIUnde<: seine Ansicbt damit: „Selbst
I at,dsi.peei£npti! ?,Us&ebe, daß eine auch nur ent- 
r ch ah b des j 161! zur Gefährdung der Wider- 
r i^eszeifesicbtsdf(iptscllen Volkes genüge, so könne 
U- etia,tutlgen hdf ssen> daß allgemein auch durch 
¿ ‘de S s t  UJ  c.ka" nt sei, daß der englischeNach-•e Un« sei, Clan uer engnsene m c h -

davon - F |ugzeugverluste andichte, 
dc 1 Nachr-iVr *Sein’ daß die Verbreitung der 
¿ p u ts c h e n  ^ ignet sei> die W iderstands- 

U] !fc,d]|hCht mURn .V,oIkcs zu gefährden.“
V *  lassen Sr ihn daS 9.eric.ht vom RQ- ent- 
MrH pp bdichp,’ daß es mit seinen Erwägungen 

Widerspruch steht zu8einem 
• i VC tlH e R „ 1̂ nd aK « der Verordnung über 

eAty0s£rUch n-''Mfunkmaßnahmen bildet: „Nach 
n> da8 d. ' rdie Verordnung davon aus, daß 

Uegner heriibersendet, verlogen

und dazu bestimmt ist, dem deutschen Volk Schaden 
zuzufügen, und daß das deutsche Volk diese Gefahr 
kennt. Trotzdem hat der Gesetzgeber es für nötig 
gehalten, für das absichtliche Abhören ausländischer 
Sender und für das Verbreiten bestimmter Nachrich­
ten dieser Sender die schweren Strafdrohungen in 
den §§ 1 u. 2 der VO. aufzustellen. Aus der VO. 
selbst ergibt sich demnach, daß den Angeklagten 
die Unglaubwürdigkeit der Nachrichten eines aus­
ländischen Senders und die Kenntnis des deutschen 
Volkes von dieser Unglaubwürdigkeit nicht ent­
lasten kann und daß sie kein Maßstab für die Be­
urteilung der Frage sein kann, ob die Nachricht 
geeignet ist, die Widerstandskraft des deutschen 
Volkes zu gefährden...  Diese Eignung wohnt 
grundsätzlich allen Nachrichten ausländischer Sen­
der inne, die schon ihrem Inhalt nach dem deut­
schen Volke und seinem Lebenskämpfe abträglich 
sein können. Es muß daher die abstrakte Eignung 
einer Nachricht zur Gefährdung der Widerstands­
kraft genügen“  (RG., Urteil v. 22. April 1941).

Politische Gründe, die allgemein geläufig sind, 
ließen die Führung den gesundes Volksempfinden 
gröblich verletzenden Umgang mit Kriegsgefange­
nen unter Strafe stellen. Der Volksgenosse versteht 
es nicht, wenn ein Gericht von zwei Bauern, die 
den bei ihnen arbeitenden Kriegsgefangenen je eine 
Armbanduhr schenkten, den einen freisprach, den 
anderen mit einer geringen Geldstrafe belegte (StrK. 
des LG. Landshut, Urteile v. 14. März 1941). Das 
Gericht begründet seine Entscheidungen damit, daß 
es sich bei der Schenkung der Armbanduhren um 
Zuwendungen „in  beschränktem Maße“  handele, die 
als Anerkennung für zufriedenstellende Arbeitslei­
stungen nach den von der Wehrmacht aufgestellten 
Grundsätzen zulässig seien. Da nun die Armband­
uhren immerhin einen Wert von 18—19 äL« hatten, 
sieht sich das Gericht zu der folgenden — wahrhaft 
„überzeugenden“  — Begründung veranlaßt: Die 
Gefangenen hätten bei ihren Bauern rund 17 Wo­
chen gearbeitet. M it Tabak oder Getränken seien 
sie nie bedacht worden, obwohl das an sich zulässig 
gewesen wäre. Infolgedessen hätten sie bei den 
Bauern gleichsam ein Guthaben gehabt. Denn: „Die 
Gabe der Uhr entspricht einer täglichen Zuwendung 
von nicht ganz 16 Reichspfennig oder von etwa 
5 Zigaretten oder von einem viertel Liter Bier und 
1 Zigarette oder wöchentlich 4 Glas Bier. Hätte der 
Angeklagte dem Gefangenen Bier und Tabak in der 
hier angegebenen Höhe gegeben, würde jedermann 
gefunden haben, daß er den Gefangenen nur in 
beschränktem Maße beschenkt hat, ja in solchen 
Zuwendungen würde man einen Teil der Verpfle­
gung des Gefangenen erblickt haben. Nun besteht 
dennoch ein Unterschied zwischen der Hingabe 
eines einigermaßen wertvollen Gebrauchsgegen­
standes und der Hingabe von Genußmitteln und 
Tabak in gleichem Wert, aber in kleinen Einzel­
mengen. Allein eine Armlranduhr ist immerhin ein 
Gebrauchsgegenstand, der sogar die Einteilung der 
Arbeit fördert. Durch die Schenkung der Uhr wollte 
der Angeklagte dem Gefangenen auch eine Freude 
bereiten, und er hat ihm damit eine Freude bereitet. 
Das ist nicht ohne weiteres zu beanstanden.“  Das 
Gericht kommt zu dem Schluß, die Anerkennung 
der guten Arbeitsleistung eines Kriegsgefangenen 
durch kleine Gaben (also auch Armbanduhren!) sei 
als „notwendig“  i. S. der VO. über den Umgano- 
mit Kriegsgefangenen v. 11. Mai 1940 anzusehen.

Politische und weltanschauliche Gründe, deren 
Notwendigkeit für den Bestand unseres ’ Volkes 
heute j edem Deutschen eindringlich vor Augen

278*
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steht, führten zur Ausmerzung der Juden aus der 
deutschen Volksgemeinschaft. Der Volksgenosse 
versteht es nicht, wenn ein Gericht in einem Urteil 
gegen einen Juden, der ein Kriegwirtschaftsver­
gehen beging, als strafmildernd die Tatsache fest­
stellt, der Jude habe sich in früheren Jahren als 
aktiver Turner um die deutsche Sportbewegung 
verdient gemacht (AG. Frankfurt a. M., Urteil v. 
13. Jan. 1941); oder wenn ein Gericht einem jüdi­
schen Arbeiter einen Urlaubsanspruch zubilligt 
(ArbG. Berlin, Urteil v. 27. Mai 1941). Der Hinweis, 
w ir hätten Interesse daran, uns die uneingeschränkte 
Arbeitskraft der Juden durch entsprechende Urlaubs­
gewährung zu erhalten, vermag den Volksgenossen 
nicht zu überzeugen. Der Urlaubsanspruch ist Be­
standteil der nationalsozialistischen Arbeitsordnung. 
Der Jude darf aber keine Vorteile aus Gesetzen 
ziehen, die ihrem Sinn und Zweck nach nur für 
deutsche Arbeiter gedacht sind. War es etwa vor 
1933 unter der Herrschaft des jüdischen Kapitals, 
so fragt der Volksgenosse, allgemein üblich, d e u t ­
schen Arbeitern einen bezahlten Urlaubsanspruch 
zuzugestehen?

Politische und weltanschauliche Gründe, Gründe 
der Selbsterhaltung unseres Volkes, über die im 
Volke nur noch vereinzelt Unklarheiten bestehen, 
veranlaßten die Führung, einen klaren Trennungs­
strich zwischen deutschen Volksgenossen und An­
gehörigen fremden, uns feindlichen Volkstums, wie 
insbesondere den Polen, zu ziehen. Der Volksge­
nosse versteht es nicht, wenn ein Gericht einen 
polnischen Landarbeiter wegen eines Notzuchtver­
brechens an einer Deutschen- zu nur 11/2 Jahren 
Zuchthaus verurteilt, ihn, da er vermindert zurech­
nungsfähig sei, auf Lebenszeit in einer Heil- und 
Pflegeanstalt unterbringen läßt und ihm die bürger­
lichen Ehrenrechte auf die Dauer von 3 Jahren ab­
erkennt (StrK. des LG. Bielefeld, Urteil 5 KLs7/40); 
oder wenn ein Gericht einer polnischen Landarbei­
terin, deren Arbeitgeber, ein deutscher Bauer, auf 
ihre Anzeige hin wegen falscher Anschuldigung be­
straft worden war, "im Urteil die Befugnis zuge­
sprochen wird, das Urteil auf Kosten des Bauern 
in der Presse zu veröffentlichen (AG. Hameln); 
oder wenn eine nächtliche Auseinandersetzung deut­
scher Volksgenossen mit polnischen Landarbeitern, 
von denen der eine auf die Frage, weshalb sie das 
Ausgehverbot nach 21 Uhr nicht einhielten, wäh­
rend des dadurch ausgelösten Wortwechsels ein 
Messer zog und einem deutschen Jungbauern meh­
rere Messerstiche versetzte, wenn diese Ausein­
andersetzung damit endete, daß das Gericht den 
polnischen Messerstecher wegen zweier sachlich zu­
sammentreffender Vergehen der gefährlichen Kör­
perverletzung zu einer Gesamtstrafe von 2 Monaten 
und 2 Wochen Gefängnis verurteilte, die erlittene 
Untersuchungshaft von beinahe 2 Monaten in voller 
Höhe auf die Strafe anrechnete und im Urteil aus­
führte: „Nach der Beweisaufnahme erscheint es 
nicht ausgeschlossen, daß die deutschen Burschen 
die Polen etwa provoziert haben. Auch erscheint es 
glaubhaft, daß K. (der Pole) in der ziemlich dunklen 
Nacht nicht genau unterscheiden konnte, ob die 
Deutschen ihn bloß verprügeln oder — so wie er 
sagte — ,totschlagen' wollten“  (AG. Memmingen, 
Urteil v. 29. Nov. 1940).

Man ist versucht, bei der Betrachtung solcher 
Entscheidungen den Schluß zu ziehen, daß die 
Rechtsprechung im nationalsozialistischen Staat eine 
ernste Krise durchläuft, die, insbesondere personell 
bedingt ist. In der Tat hegen Richter, die sich ihrer 
hohen Aufgaben im Volksleben seit je bewußt sind,

[Deutsches Recht, Wochenausgäb̂

in dieser Hinsicht auch für die Zukun erStehen 
wiegende Bedenken. Nur so wird man es ¡941 
können, wenn z. B. LGDir. Dr. M ü 11 e :sj0n j11 
B, 163 („Gedanken zur Berufung und ... ̂  die 
Strafsachen“ ) dem Sinne nach u. a. a miisse 
Berufung gegen Strafurteile der Amtsgen ^  per- 
abgesehen von anderen Erwägungen au werden. 
sonellen Gegebenheiten wegen b e i b e h a , ¡cf, da- 
Wörtlich schreibt er dann: „Einen A s ¡ciits- 
durch herbeizuführen, daß die niedere btraAer und 
barkeit nur in die Hände besonders b_ mjndesten
erfahrener Richter gelegt wird, ist zu* grfolg 
solange nicht möglich, als man nic“  LSkräfteI1 
bestrebt ist, besonders tüchtigen Nac“  chlagen' 
Anreiz zu geben, die Richterlaufbahn e feti^ez  
Angesichts der geradezu entgegengese - ^^duren 
wird nicht damit zu rechnen sein, du Verfu' 
schnittliche Kräfte in genügender Za
gung stehen.“  m ^ cK .

Aber andererseits dürfen wir gef e"  t  nati0®^ 
Versagern den tatsächlichen Du renn jjlich 
sozialistischen Denkens, wie er sKU ^  
personell auch im Rechtsleben v0‘ wo^e
'/11 nrfxrinnr \rP!-cincrliln<TPn Fq wäf'C IcllS f ,, • pnrß

man

Krieg6 ane u i
ganzen verkleinern, weil noch *1* Wie e5fe
tei e nur Konfschütteln erregen koi _.vhen, °,.

zu gering veranschlagen. Es wäre 
die Leistungen etwa der Strafjustiz ejnZelne

teile nur Kopfschütteln erregen koi yjien, 
schieden sich Rechtswahrer heute _  s ans 
Rückstände des alten juristischen n nes Gen®h;|. 
schalten, beweist eine Veröffenthchu » , gr s
Staatsanwalts H a g e m a n n ,  Düssel jange
dert, wie ein Jude seit September . ne 
nate hindurch eine große Menge Ei aufge\ f er-
berechtigung zum Teil über Hochs p ...¿¡gehen „ 
und sie in der Hauptsache an seine 1 beb j  
wandten abgegeben, den Rest aber , auf1HLcr- 
hatte. Deshalb wurde er vom A'ntsjÄ t e n  OeS  
des § 2 VerbrReglStrVO. zu sechs Mon Aüf
nis und 600 M t  Geldstrafe ve^u/ ' n,er n^cnatS' 
Berufung erklärte die Berufungsk‘ ¿es b. J,e 
handlung entsprechend dem An ..„Lies dl,e/nrauS' 
anwalts sich für unzuständig und ¿je V 
an das zuständige Sondergericht, ^afty • ,s. 
Setzungen des § 1 Abs. 1 Krieg , j,a]b Z1' ge- 
vorliegend erachtet werden uncCA,1(ierger*c” 
schließliche Zuständigkeit des b r
geben ist. , ¿er S t r ^ f 1 pas

Zwischen dem Sondergericht def
kommt es nun zu Meinungsver. ¿gjdu k ¿eri 
Sondergericht bezeichnet die . ¡eitet ‘ (,ejeU'
Strafkammer als rechtsunwirksam „ raphen gtraf'
verschiedensten Gründen und *.. . gZiel  de <eit in1 
ken her, ohne dabei das €igejnt ¿es JiK flri:
Verfahrens, nämlich die Verurte IVU1'
Auge zu behalten. Dazu sehr cS nichf  ̂n’terge'

~ "  ' vu"r ReC.|lts'Schaden f

.......... ............. ..............  .. ngconstl<onl „.
richts die Sache we i t e r zu f üh r en . at jvnl®
zu dem Ergebnis: Fiat justiti - P aber, a ■
besonders bedenklich halte 1 . ,enheit e1” . j luig sefl 
einer solchen Meinungsverschieden^^^^id^^^ii 
ren Gericht zu bescheinigen, „ eben ß V . 
unwirksam, also nichtig • ■ sein» ^ögb0
Fällen die Erwägung maßgebena m
schiedcnheiten in den Ansi ^ er f^ ret>

*) Hagemann,  „Ober die Auslegung 
Vorschriften“ : DJ. 1941,769.

nach

rvugc zu uuiautu. j 1
„Nach meiner Überzeugung ge 
nungsverschiedenheiten über uaden da^
ordneter Bedeutung sich zum , ¡,r ,|efl un
pflege auswirken zu lassen. 7urückzüSte en Oe' 
notwendig, die eigene Ansich n£r des ah<  ̂ t n*®'f 
im Anschluß an die Entscheid £ t ko \  s, fK  
• 1 -x- j :.. .....hren. au‘ . „,unuu , „ nli

von
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^f'r’"ht haben und daß nicht ohne Not einbericht 6- -
Wirksam Entscheidung Hnes anderen Gerichts als 
s°nders h ,eze>chnet. Man muß dabei auch be- 
ailf das v6aii en> welche Wirkung solch Ausspruchein I . VO k f,Q+ ___  J .ll• ÖQS V  II z wl.iw.11C W 11 IvUIig oUILIl r\ubbfJlULii

Judp \; (ganz abgesehen davon, daß hier
Noch , ° rteil von dem Streit hat).“
Îche

siel,

, Mic f gar nicht sehr langer Zeit wäre eine 
-laten JUnstische“  Stimme eines hohen Justiz- 
;ic|i überh nSehört verhallt, vorausgesetzt, daß sie 

uPt erhoben hätteund da0 v cinüDen narre, 
a 2'ge. f - + en geschilderte Beispiel ist nicht das 
nschamjcj st fä n g s t  hat „Das Schwarze Korps“  

nTei1 Recf,+ Falle praktischen nationalsozialisti- 
s i^Hswer+a en^ens besprochen5) und daraus be- 
^  .reibt; p- Folgerungen gezogen, wenn es etwa 
hnISea ist ; l n . Sichbegnügen mit formellen Hin- 
JNuetner a Wirklich sehr bequem, aber es ist nicht 

ls eine Urteilsfindung nach formellen 
Feii”Uas Spt,.,
Por^SOng“  ;Warze Korps“ : „Bedarf keiner gesetzlichen 

tlahecht“  ■' L5%e 20/1941 und „Es gibt gar kein 
ln Folge 26/1941.

Gesichtspunkten. Und wenn schon Mut dazu gehört, 
die ausgetretenen Bahnen einer formalistischen Ur­
teilsfindung zu verlassen, so gehört noch mehr Mut 
dazu, in das -Gerüst der Paragraphen die Säulen 
der eigenen Verantwortlichkeit einzufügen und stolz 
zu bekennen: ,Das Rechtsempfinden des Volkes 
muß bei Entscheidungen mindestens ebenso ge­
achtet werden, wie das geschriebene Gesetz!* Dieser 
Mut aber ist die erste Tugend eines nationalsoziali­
stischen Rechtswahrers.“

Staatssekretär Dr. F r e i s l e r  sprach in einem 
Aufsatz vor kurzem vom „deutschen Rechts­
kämpfer** c). Er stellte ihn dem Juristen alter Schule 
entgegen, der sich zu keiner weiten Schau erheben 
kann, der tatenscheu und voller Bedenken ist. „W ir 
werden sie**, ruft F r e i s l e r  verheißungsvoll aus, 
„entsprechend behandeln: In unserer kameradschaft­
lichen Gemeinschaft — und diese kann darauf ver­
trauen! — in der Justizverwaltung und Personal­
politik.“

c) F r e i s l e r ,  „Deutscher Osten“ : DJ. 1941,737.

Das
V e rb o t d e r U m w a n d lu n g  vo n  W o h n u n g e n  in  R äum e an de re r A r t

Von Rechtsanwalt und Notar Dr.

^ „5  zu V der Volksgemeinschaft aus ist es
Ver^äßjp- Pre v ’ da^ Wohnräume ihrem bestim- 
ver»^erUno- j Zweck entzogen werden. Denn jede 
v0rh ficrt (1 i B e n u tzu ngsart von Wohnräumen
dart„atldenen ij Wohnungsnot. Sie verkleinert den 
ein.lrcJi wstand an Wohnungen und schränkt 
reich ei§ene \y/ ,ne“ in schon geringe Möglichkeit, 

Volk«,. :nunS zu erhalten, für die so zahl­
en Vfohnif enossen c*n, die dringend auf eine 
'NteL°hri2W ‘X  warten. W o h n r a u m  d a r f  nu r  

r QrunHC^ en l>enu.tz t werden.  Dies muß 
Haii^chaÜ S ^*r Jeden die Belange der Volks- 
der pesitzer r’?htig erkennenden und wahrenden 
ä lkö.% in j ln> insbesondere in den Zeiten, wo 

Iksoen« Wohnungen nicht ausreicht, um 
bO sten sr i f sen e*ne eigene Wohnung zu ge- 
tlekjg tseiti her-10'1 aUS .e'gen€m Verantwortungs-hiei< 

Ode
¡ ¡3  den VpUS mud ieder Hausbesitzer es ver- 
er p rn Und !jrvvendungszweck von Wohnräumen 
11 M Schäftcra Wohnräumen gewerbliche Räume 

, de k r auch aUme zu machen, sei es durch Um- 
‘ezieh. ^iche v?Ur. durch gewerbliche Benutzung 

: °rdf-n ? in dp, e,randerung. Leider ist in dieser 
1? Qj/inden-, n ,ei zten Jahren manches gesündigt 
h 6 St-, i ^s- odoCli{1.**c^er ßesi and an Wohnraum 
h ,IRsiia,sfiihriin 'f Diensträume umgewandelt wurde. 

°i Zn deren Aufgabe es ist, der Woh- 
ohn-„.Uern und wohnungslosen Volksge-<w .’nl. •» „ LVnnrai,^ wuiujuiigaiusen vuntsge-

l11hheĥ L Seiten m verschaffen, kann es beson- 
d a R ^ i? ^er W ohnungsnot n icht ruh ig  

Ö rt w l , her b e i u 9 rV nde’ die die Wohnungs?aßirr^erdep geführt haben, noch dadurch ver- 
Wohnräume ihrem^¿Jnnd-^ndu

vü1 neuen Wohnraumes durch
a ^oheh.r, aIs rfr Bautätigkeit erschwert ist. Diesdss

bestimmungs- 
njgszweck entfremdet werden, zu­

neuen Wohnraumes durch
oh r> ak V  ltl£KC1T ersenwert ist. uies 

dimi (lf's "b ldnen ^ Ä n d e ru n g  der Benutzungsart 
Uh ^sbes,? 61̂ 118 111 eigennützigem Inter- 

V o r d n Ä 8 ^ fo lg t. Die Staatsführung 
u rdliil des w a c h e n  Gemeininteresse an der 

m H r , ,»  M aRn!ilraurnes durch gesetzliche oder 
die^-hrend aIllT>en Geltung verschaffen. 

Verhäng® Weltkrieges 1914—1918 hatten 
1ISSe dahin entwickelt, daß die

R o q u e t t e ,  Königsberg (Pr.)

Staatsführung sich an diese Aufgabe heranmachen 
und die erforderlichen Maßnahmen durchführen 
mußte. Die erste gesetzliche Maßnahme in dieser 
Richtung enthielt die B e k a n n t m a c h u n g  übe r  
M a ß n a h m e n  gegen  den W o h n u n g s m a n g e l  
v. 23. Sept. 1918. Diese gab den Gemeinden das 
Verordnungsrecht auf diesem Gebiete: Die Gemein­
den durften mit Wirkung für ihr Gebiet ein Verbot 
der Änderung der Benutzungsart von Wohnungen 
erlassen. Von diesem Verbot wurden dann alle 
Räume betroffen, die bis zum 1. Okt. 1918 zu Wohn­
zwecken bestimmt oder verwendet waren. Wohn­
räume dieser Art durften nicht als Fabrik-, Lager-, 
Werkstätten-, Dienst- oder Geschäftsräume verwen­
det werden. Das Verbot, zu dessen Erlaß die Ge­
meinden ermächtigt wurden, enthielt aber eine 
Durchlöcherung. Die Änderung der Benutzungsart 
konnte mit Zustimmung der Gemeinde durchgeführt 
werden, und die Gemeinde war für die Regel ver­
pflichtet, diese Zustimmung zu erteilen. Wollte sie 
die Zustimmung versagen, so durfte sie dieses nur 
dann, wenn das Einigungsamt sich mit der Versa­
gung einverstanden erklärt hatte. Für die Versa­
gung der Zustimmung der Gemeinde war diese 
Bindung eine sehr lästige Fessel und außerdem 
ein umständlicher Weg.

Die Verhältnisse der Nachkriegszeit gestatteten 
keine Änderung dieser Rechtslage, im Gegenteil 
mußte mit Rücksicht auf die Verschärfung der 
Wohnungsnot auch eine Verschärfung des Um­
wandlungsverbots erfolgen. Der Rechtszustand, daß 
die Gemeinden das Verordnungsrecht auf diesem 
Gebiete in Händen hatten, blieb bis zum 1. Sept. 
1923 in Kraft. M it diesem Tage wurde er infolge des 
Inkrafttretens des W o h n u n g s m a n g e l g e s e t z e s  
durch dessen § 2 abgelöst. Dieser brachte eine ver­
schärfte Regelung, die zwei Neuerungen enthielt. 
Zunächst wurde das Verordnungsrecht der Gemein­
den beseitigt und sodann ihre Genehmigungsbefug­
nis eingeschränkt. Das Verbot der Umwandlung 
von Wohnräumen in Räume anderer Art wurde 
jetzt durch das Gesetz mit Wirkung für das ganze 
Reichsgebiet erlassen. Auch dieses Verbot be­
schränkte sich allerdings auf diejenigen Räume die
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bis zum 1. Okt. 1918 als Wohnräume bestimmt oder 
verwendet waren, und untersagte jede Veränderung 
der Benutzungsart, sei es mit oder ohne bauliche 
Veränderungen. Damit waren die nach diesem Zeit­
punkt neu erstellten Wohnungen frei umwandelbar, 
was sich zwar im Zeitpunkt des Erlasses des Wohn- 
mangG. noch nicht erheblich auswirkte, aber in den 
späteren Jahren recht spürbar wurde. Das Umwand­
lungsverbot galt, ebenso wie die bisherigen ge­
meindlichen Umwandlungsverbote, nicht ohne Aus­
nahmen. Die Gemeinden waren befugt, Ausnahmen 
von dem Umwandlungsverbot zuzulassen. Diese Ge­
nehmigungsbefugnis war aber beschränkt auf „be­
sondere Fälle“ , also auf Fälle, in denen die Ding­
lichkeit der Umwandlung offen zutage lag. Die 
Gemeinden durften die Genehmigung nur unter der 
Bedingung erteilen, daß für den beanspruchten 
Raum neuer Wohnraum erstellt wurde. Die bis­
herige Beschränkung der Gemeinden in der Ent­
scheidung über Erteilung oder Versagung der Ge­
nehmigung durch Einschaltung des Einigungsamts 
war beseitigt. Diese Rechtslage blieb so lange be­
stehen, bis das WohnmangG. aufgehoben wurde. 
Die Lockerungsverordnungen, die den Geltungs­
bereich des WohnmangG. einschränkten, betrafen 
das Umwandlungsverbot nicht, sie ließen den § 2 
WohnmangG. stets unberührt. Dadurch, daß das 
Umwandlungsverbot auf die bis 1. Okt. 1918 als 
Wohnraum bestimmten oder benutzten Räume be­
schränkt blieb, wurde -gerade bei denjenigen Woh­
nungen, die den Ansprüchen an neuzeitliche Ein­
richtung und Ausstattung am meisten entsprachen, 
die Umwandlung ermöglicht. Es hat sich gezeigt, 
daß von dieser Möglichkeit in weitem Umfange 
Gebrauch gemacht ist, denn man findet in reinen 
Wohngegenden mit Häusern, die in den letzten 
zwei Jahrzehnten erbaut sind, vielfach Geschäfts­
räume von Unternehmungen oder Diensträume von 
Behörden oder Organisationen in Wohnungen oder 
ganzen Wohnhäusern untergebracht.

M it dem 1. April 1933, dem Zeitpunkt des Außer­
krafttretens des WohnmangG., fiel das Umwand­
lungsverbot fort. Angesichts der damaligen Woh­
nungsverhältnisse war das vertretbar. Bald aber 
zeigten sich trotz zunehmender Bautätigkeit An­
zeichen einer steigenden Wohnungsknappheit, die 
sich mit der rasch fortschreitenden Belebung der 
Wirtschaft und dem Aufbau der Wehrmacht eben­
so rasch vergrößerte. Angesichts dieser Tatsache 
mußte der Gesetzgeber den Kündigungsschutz er­
weitern, was zunächst mit dem Gesetz v. 18. April 
1936 und sodann durch mehrere Verordnungen 
geschah, und zugleich die Frage des Umwandlungs­
verbots erneut ins Auge fassen. Allerdings begnügte 
er sich zunächst mit einem Rahmengesetz, indem 
er dem RArbM. die Verordnungsbefugnis auf die­
sem Gebiet übertrug. Art. III des Gesetzes vom 
18. April 1936 ermächtigte den RArbM. zu bestim­
men, daß in einer Gemeinde die Umwandlung von 
Wohnungen in Räume anderer Art von der Geneh­
migung der Gemeinde abhängig gemacht werden 
dürfe. Von dieser Ermächtigung hat der RArbM. 
Gebrauch gemacht und nacheinander in zehn Ver­
ordnungen für bestimmte namentlich genannte Ge­
meinden die Genehmigungspflicht für Umwandlun­
gen eingeführt. In  d e n j e n i g e n  G e m e i n d e n ,  
d i e  v on  d iesen  V e r o r d n u n g e n  n i c h t  be ­
t r o f f e n  w u r d e n ,  b l i e b  die U m w a n d l u n g  
von  W o h n r a u m  u n b e s c h r ä n k t  zu läss ig .  
Für die Genehmigung, die die Gemeinden für die 
Umwandlung erteilen konnten, wurden in den Ver­
ordnungen feste Grundsätze aufgestellt: Die Ge­

nehmigung mußte erteilt werden, wenn , na- 
bare Unwirtschaftlichkeit des Hauses oder
mentlich infolge Leerstehens von Wohn b Er­
bfolge zu niedriger Miete, oder wenn ejner 
höhunp- der Einnahmen zur Abwenu

^ersteig
forderlich war. Die Genehmigung m̂ % ^ ecke der 
teilt werden, wenn der Wohnraum für ¿en solI‘e 
Wehrmacht in Anspruch genommen w .g j>jSV- 
oder für die Partei und ihre Gliederung ’außerd6111 
und den RAD. Die Genehmigung konn n ( ..f den

offen-

höhung der Einnahmen zur AUlvY‘v eljjng 
Zwangsverwaltung oder Zwangsversteig ^ rncr

an die Auflage geknüpft werden, -  ffesCnai»--- 
beanspruchten Raum neuer Wohnraum £ 
oder der Gemeinde ein entsprechende QI1 Woh'1' 
gezahlt wurde, der dann zur Beschaffung 
raum verwendet werden mußte. n  r RArbM?-

Diese Rechtslage ist jetzt geändert- 451) nu 
hat durch VO. v. 29. Juli 1941 G e n ^ ;
Wirkung v. 6. Aug. 1941 ab nunmehl 
m i g u n g s p f l i c h t  f ü r  U m w a n d 111 »„„nicht g11

daß haffen

licht für Umwand iuns; fljcht f f “
= f üh r t .  Die Genehmigung Pj n  Ge-mein e i l i ge  f uh r t .  Die uenenm/e“  ¡?. eni<rengg 

für das gesamte Altreich sowie für h  jSt. D* 
biete, in denen das MietSchG. einge> April .y
ergibt sich daraus, daß das Gesetz v. ' Geh* nie 
nur im Altreich gilt sowie in denjenj’ rcjen ist- 
in denen es nachträglich eingeführt \ o r t e ^ ^ e

■in S i i  " ir

Orte mit einer geringeren _ Emwo ge_s;li

Genehmigungspflicht g ilt in  al len 
10000 u n d m e h r  E i nwohner n i  ( n ^ * 7 kann ' “ü 
der Volkszählung v. 17. Mai 1939).1 dU t_ tzt 

dnuhgjfjnSonderverordnung des RArbM- b  rauu..B 
werden. Dies ist durch die erste A,y;0hnunSe/ l  m  
das Verbot der Umwandlung von . Kffenth^jui 
Räume anderer Art v. 29. Juli 1941, v r | . Aug^qj, .

der
ä t i ‘

Deutschen RAnz. und Preuß. StAnz.• - ¡ |e ,W . 
geschehen. Von der Regelung we,r Nacl1 * 
nun gen ohne A us nahme betr u a d s c,.
jetzigen Regelung besteht also aHc(.,„g  vo° ' 
l i eh e in V e r b o t  der  Umwand  a us■.... ■ I-.-- I ..... A von 11C» ,1 tf

iah'
der

nungen in Räume anderer Art, v o n m i g u h ß  ¿¡e 
men d u r c h  besonde r e  O e rie h rn ..^  flür *  
Gemeinden gestattet sind. Verbote e„  zu 
bauliche Umgestaltung von Wohn ‘ . n die 
men anderer Art, sondern auch andere
\ r__ __i...............

Räf
hloßc 

als

Verwendung von Wohnräumen 
Wohnzwecken. tzeRvmu,wbLivvii. n  r ii n d s a „eliin'

Geändert sind jetzt auch die. ‘ zur 9 e,nn d?
d ie  G e n e h m i g u n g .  Ein Zw #  orschrm\ pie 
gung besteht nicht mehr, die M j>eseitj» ’ pi£
früheren Einzelverordnungen s i,WorSchrm1' 'ejne
neue Regelung kennt nur noch ^ r/jpn. wem^ch 
Umwandlung soll genehmigt w^ h e g t,
Unwirtschaftlichkeit des Hauses nicht b' ftlicb' 
eine Verwertung zu Wohnzwecke irtsCh 3 äg. 
werden kann. Nun kann aber °  p der 
keit eines Hauses nur durch St g ^jedev . pie 
nisse beseitigt werden. Dies ist rejsbeho. ¡gütig
zulässig ohne Genehmigung de ngsgene 
Gemeinde wird also die Umwan ne net L ah-
nur dann erteilen können, we » S S ? *die Vn:

L>ei
nur dann erteilen kuuuu ., ■ ~ ei i  
der Preisbehörde zur Mietsteig - rUng u--

Wirtschaftlichkeit nicht behoben 0 enehmigunguiit< 
nachträglicher Versagung we f̂® ¡st, oha.

’ ü l ef
M ie te rhöhung die Voraussetzung
der die Umwandlung genehm .’-’ r ü c k g *  ui 
daß nachträglich die Umwandlungsetzm Ä erdeJ 
macht werden könnte. Die V o r e r t e f  \ \  f a e 
denen im übrigen eine Geneh U sjnd We 
kann, sind jetzt neu formuliert, t s  ertei
vorgesehen/in denen die Genehmig
den kann:
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Nere umzuwandelnden Wohnungen für
N r  entc,,u -0, nzweckc dringend benötigt werden. 
d 8 Raum* det a ŝo der d r i n g e n d e  B ed a r f  
. ÜIaberi.1nV ni e r essen t en- Die Bevorzugung des 

kISationeii .sder Wehrmacht oder bestimmter Orga- 
Narf a.- Ist weggefallen, indessen ist der Raum- 
llchkeit 1MSer stellen vom Standpunkt der Dring- 
h.ilaftIichpSrrV?Il1 stets anzuerkennen. Auch wirt- 
.7 '4men .Unternehmungen, die an bestimmten 
n^wirtsr-i,1 tK^den Bedarf haben, insbesondere 
« chtsniir,?i c^e Betriebe, werdeii unter diesem 
N  können aUf Ertei,img der Genehmigung rech-

h^u t̂bar11«68 }ve8’en der Beschaffenheit der Räume 
s l n- Hip rsc*leint, sie nicht als Wohnraum zu er- 
n, atf en T ei1i sc l̂eidet also die besonde r e  Be- 
Ngen Wnk1* de r R.äum e- Völlig veraltete Woh- 
kf; der«! "nungen in reinen Geschäftsgegenden 
Nen, *> • wird man zur Umwandlung freigeben
r |_jj» ■ i

ertß.,dieCOp„Fa11̂  >st aber zwingend vorgesehen, 
Raf11 WerH„neh,mi^ llnS n u r m it  d e r A u f l a g e  
lö >  neuer \v^?nn’ daß für den beanspruchten 
Hip; Sssumn1lWohnraum geschaffen oder eine Ab- 
WPlILcle zur^*? ?ezablt wird, die dann von der Ge- 
ni„?det \vPi.h uaffung von Ersatzwohnraum ver- 

' i'ehr ai n, muß- Die Ablösungssumme darf 
ls 1000 31M für jeden umzuwandelnden

Wohnraum von mehr als 12 Quadratmeter betragen. 
Die Umwandlung darf erst erfolgen, wenn die Ab­
lösungssumme entrichtet oder sichergestellt ist oder 
wenn die Schaffung von Ersatzwohnraum seitens 
des Antragstellers durch Sicherheitsleistung ge­
sichert ist. W ird ohne Genehmigung umgewandelt, 
so kann die Gemeinde Wiederherstellung des frü­
heren Zustandes verlangen.

Ob und inwieweit die neue VO. den Zweck, den 
Bestand an Wohnungen zu erhalten, erfüllen wird, 
hängt von ihrer Handhabung in der Praxis ab. Die 
Durchlöcherung des Umwandlungsverbots durch die 
weitgehende Zulassung der Genehmigung erscheint 
als eine Gefahr für die Erreichung des Zweckes. 
Die bloße Zahlung von Geldbeträgen ist gerade 
heute nicht als ausreichender Ersatz für fehlenden 
Wohnraum anzusehen, denn auch den Gemeinden 
ist die Erstellung neuen Wohnraumes zur Zeit sehr 
erschwert. Bei jeder Umwandlungsgenehmigung, die 
eine Geldauflage enthält, bleibt also die Tatsache 
bestehen, daß der vorhandene Bestand an Wohn­
raum verkleinert wird, ohne daß diese Verkleine­
rung durch Erstellung neuer Wohnungen ausge­
glichen werden kann. M ö g l i c h s t e ,  Z u r ü c k h a l ­
t u n g  be i  der  E r t e i l u n g  der  G e n e h m i g u n g  
erscheint deshalb im Interesse der Erhaltung des 
Bestandes an Wohnraum erforderlich.

T e ilv e r jä h ru n g  v o n  S teueransprüchen
Von Rechtsanwalt und Notar Dr. D e l b r ü c k ,  Steuerberater, StettinVon Rechtsanwalt und Notar Dr.

193oZLjn3m 111 enfassenden Darstellung wurde 
- ng ’ über die damals vorliegende Recht-

h chen r r . , a§e der Verjährung von Steuer­
te iuer. Rfaxicnc ltet ’ lmti irn Hinblick auf einige 
Verw5’nunp /  £.e§riHcne Fälle wurde insbesondere 
vefSM !edene -rC5 , * etl> daß die Verjährungsfrist für

aenon V . ucs gmicnen oreueransprucns zu 
N  .nden v ^ e'ten ablaufen kann, so daß unter 

.e Te i/n der g*e>chen Steuernachforderung 
Per r  ‘st, u ,L WeSen Verjährung nicht mehr zu 
N m 'H ¡]j‘ ' rend der andere nicht verjährt ist.
1 lipn-/tUr kann in zwei ganz verschiedenen SäO'.ts (..^gen:

Hintp ^ r, e*nen Teil der Forderung vor- 
N eN gl. A u ^ h u n g  vorliegen und für den Rest 

2, k- - chnitt If, 2 des vorgenannten Auf-

S  p r einen e*?e Unterbrechung erfolgt sein, die 
, tv „est aber ■ , der Steuerforderung wirkt, für 
N  *e AüffL ‘Cht (Abschnitt III, 2).
Nch»-r allcni S-Un£. hat in der Finanzverwaltung 
o S n  UngCn ly., einer Anzahl von Anfechtungs- 
h N e, f» daß h :'derspruch gefunden mit der Be-

biM„ u «er Stenrrancnniph p!r> »nfpUharoc

?4'

h uaß Ho o, i 11111 UC1 DL_
t»Na|kNde , “ er Steueranspruch ein unteilbares 
-Ne , ’hüssp11 r  nur einheitlich verjähren könne.

ier Nge für hinterzogene Beträge gel-
Ngp^nfd „  Nährungsfrist für die gesamt e  

reNty; N il N Ten’ '¡yenn auch nur ein — noch so 
ChNa ßen N ü tz lic h  hinterzog en worden sei. 
Nsrkt ZU u_v nd die Fälle die namalc die An-

->cn «.* -•“ *■•*.111-11 umitiiOgen w
¡N cK -N  der nr l dle Falle, die damals
iiN sfr 11 Word arsteIlunS Kaben, vom RFinHof 
> g 6tlragen f. den) und dieser hat sich in beiden 
N t  aüf den ge&en den Anfechtungsentschei- 

L^itjp stellt v° m Verfasser vertretenen Stand­
e s  p Urteiip

N  eNtbh, N  18. Juni 1941 sollen in der Amt- 
' ^ 7  i,A  veröffentlicht werden, sie sind iin 

u°d 459 abgedruckt.

1. Das Urteil VI 62/41 knüpft an die Fassung des 
Gesetzes an, das die lange Verjährungsfrist für 
„ h i n t e r z o g e n e  B e t r ä g e “  vorschreibt und fährt 
wörtlich fort:

„Der Gesetzgeber hat damit e i n d e u t i g  und 
k l a r  zum A u s d r u c k  g eb r a ch t ,  daß der  
gesamt e  S t e u e r an s p r u c h  für die Frage der 
Verjährung in einen hinterzogenen und in einen 
nicht hinterzogenen Teil zu zerlegen ist. Hätte er 
sich dem vom OFinPräs. aufgestellten Grundsatz 
der ,Unteilbarkeit des Steueranspruchs' anschlie­
ßen wollen, so würde er bestimmt etwa die Fas­
sung gewählt haben: Ist ein Teil des Steueran­
spruchs hinterzogen, so beträgt die Verjährungs­
frist für den ganzen Steueranspruch zehn Jahre. 
Dies hat er seinerzeit zweifellos bewußt und ge­
wollt nicht getan. Die Vorschrift ist bis heute 
nicht geändert worden. Die Steuergerichte sind 
nicht befugt, von dem eindeutigen Wortlaut und 
dem klar erkennbaren Zweck des Gesetzes im 
Weg der Auslegung abzuweichen oder dem künf­
tigen Willen des Gesetzgebers vorzugreifen.“

Es bleibt also die Notwendigkeit bestehen, bei 
jeder derartigen lange zurückliegenden Steuerschuld, 
deren Nachforderung auf vorsätzliche Hinterziehung 
gestützt ist, sehr genau zu prüfen, welcher Teil der 
Steuerschuld wirklich vorsätzlich hinterzogen ist. 
Die B e r e c h n u n g  kann bei allen Steuern mit 
einem gestaffelten Tarif, vor allem also bei der 
Einkommensteuer, gewisse Schwierigkeiten machen. 
Zum richtigen Ergebnis wird man nur dann kom­
men, wenn man zu dem ordnungsmäßig angegebe­
nen Einkommen die vorsätzlich verschwiegenen Ein­
kommensteile (Einkünfte) hinzurechnet und die auf 
diesen Gesamtbetrag entfallende Steuer berechnet 
Der Unterschied zwischen dieser Steuer und der 
«ach dem angegebenen Einkommen berechneten
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Steuer ist der hinterzogene Steuerbetrag. Hat das 
FinA. vor Ablauf der (kurzen) Verjährungsfrist dem 
angegebenen Einkommen weitere nicht verschwie­
gene Beträge zugesetzt, so sind diese für die Be­
rechnung des hinterzogenen Betrages dem ange­
gebenen Einkommen gleichzusetzen.

B e i s p i e l  (Steuergruppe III):
Angegebenes Einkommen: 10000 MM, Steuer 

darauf (ohne K. Z.) 1240 MM; bei der Veranlagung 
oder nachträglich vor Ablauf der kurzen Ver­
jährung hinzugesetzt: 5000 MM, also veranlagtes 
Einkommen: 15000MM, Steuer 2180 MM. Nach 
Ablauf der kurzen, aber vor Ablauf der langen 
Verjährungsfrist werden aufgedeckt: hinterzogene 
Beträge 10000 MM und fahrlässig verkürzte Be­
träge 6000 MM.

Das richtige Oesamteinkommen beträgt also 
31000 MM und die tarifmäßige Steuer darauf 
6830 MM. Würde man die hinterzogenen 10 000 MM 
als letzten Teil der Staffel ansetzen, so entfielen 
darauf 6830 — 3620 (Steuer auf 21000 MM) =  
3210 MM. Es kann aber nur ein Gesamteinkommen 
von 25 000 MM mit einem Steuersatz von 4780 MM 
veranlagt werden, wovon 4780 — 2180 MM — 
2600 MM auf die hinterzogenen 10000 MM ent­
fallen. Die nicht hinterzogenen, nachträglich ent­
deckten 6000 MM scheiden also ganz aus.

Für die s t r a f r e c h t l i c h e  Beurteilung müssen 
sogar die bei der Veranlagung zugesetzten 
5000 MM ebenfalls ausscheiden, hier kann als 
hinterzogener Steuerbetrag nur der Unterschied 
zwischen 1240 (Steuer auf 10000 MM) und 3360 
(Steuer auf 20000 MM) =  2120 MM angesetzt 
werden, weil nur in dieser Höhe ein Vorsatz der 
Hinterziehung vorhanden war.

2. Das Urteil VI 162/41 bestätigt unter Hinweis 
auf die frühere Rechtsprechung den Grundsatz, daß 
auch eine U n t e r b r e c h u n g s h a n d l u n g  unter 
Umständen nur einen Teil des Steueranspruchs 
trifft. Das Urteil läßt es dabei dahingestellt, ob der 
Steueranspruch nach dem Gesetz unteilbar ist oder 
nicht, es betrachtet die Verjährungsfrage als eine 
reine Frage des Ver fahrensrechtes.  So l ange 
der  G e s e t z g e b e r  f ü r  das S t e u e r r e ch t  
ke i ne  b es o n de r e  R e g e l u n g  g e t r o f f e n  
habe,  müsse der  a l l g e m e i n  a n e r k a n n t e  
G r u n d s a t z  der  T e i l v e r j ä h r u n g  A n w e n ­
d u n g  f i nden .

Im Streitfall hatte der Steuerpflichtige für 1026 
Einkünfte aus Vermietung und aus anderen Ein­
kunftsarten gehabt, bei diesen anderen Einkunfts­
arten lag vorsätzliche Hinterziehung vor, es wurde 
aber insoweit zwischen der im Jahre 1927 durch­
geführten und alsbald rechtskräftig gewordenen 
Veranlagung und der im Jahre 1938 erfolgten Auf­ 2

deckung nichts unternommen, nur e r f o l g t e , 
1929 eine Rückfrage wegen des Einkon

Jahre
aus

Vermietung, deren Ergebnis keinen Ap'a Urtei l  
Änderung der Veranlagung gab. Da_ ¿¡nitrite 
s t e l l t  f es t ,  daß diese nu r  eine ö d i c
E i n k u n f t s a r t  b e t r e f f e n d e  Rück . hüpfte
V e r j ä h r u n g  w e g e n  d e r  ü b r i g e u  ^  ¿¡e
n i c h t  u n t e r b r o c h e n  hat ,  so, jr1z 1937 ab­
zehnjährige Verjährungsfrist am 31. o 
gelaufen war. , weit je'

Wichtig ist und bleibt die Prüfung, 
weils die Wirkung einer Unterbrechu S ¿jndung 
reicht. Darüber lassen sich aus der durd1' 
folgende, mit der bisherigen Rechtspie 
aus übereinstimmende Sätze ableiten. . e e i11 e‘

a) Die A u f f o r d e r u n g  zur  Abg y erjährun̂  
S t e u e r e r k l ä r u n g  unterbricht die

..............................s , piiek-
von Ermittlungen 
V e r a n l a g u n g  r f ahre*
R e c h t s m i t t e 1 v Wcnn f ,

unterbrechen die Verjährung ebenra„  j nkte \  
sich aber a u f d ie  s t r i t t i g e n  wem
s c h r än k e n  (was als Regel ange® g nur 
kann), so unterbrechen sie die Verj fordert 
Höhe des im angefochtenen Besch
Steuerbetrages. nach reC*

d) Erm ittlungen und Rückfragen n ^  ve 
rä ftiger Veranlaeime- und ä u ß e r n  „ nferbree

stets in voller Höhe.
b) Das gleiche gilt 

fragen, die v o r  de r
c) Ermittlungen im

Ver-

te i - - chel1anlagungs- oder Rechtsmittelverfährens g.r|11jttluugc
kräftiger Veranlagung und

Umfange, in dem sich dienur in dem mmai,Kc, ......
halten. . hei

e) Während im Falle c ebenso wie « oder sn f 
Steuerbescheides, bei .M fhnuuj  rghung sich

s S k

c ’ bc-

eines Steuerbescheides, bei „~u\ing s , 7
düngen die W irkung  der Unterbre. cj,ränk9 
einen bestimmten S t e u e r b e t r a g  .)ie best11; 
schränkt sie sich im Falle d aU_ 
E inkunftsart und die danachli z
Steuerbeträge. Zweifelhaft bleibt g jn|ilujftsar
eine solche auf eine bestimmte ^m  die gader 
schränkte Rückfrage die Verjährt! g deI1 yo „

I ...........' “ .....
Einkunftsart unterbricht 
Rückfrage betroffenen 
auch hier noch zu einer 

durchmüssen, begrenzt durch den « reChuflgs” , _  
die Handlung betätigten l l ]1‘ü serabeI1 (jciic 
Eine Rückfrage wegen derH_aus(f w j, angf,^v di£

M a s c u - ;ständej;
von Adß62 er

ma*.(
che

bricht daher n icht auch 
M i e t e i n n a h m e n ,  und eine 
Absetzung fü r Abnutzung von 
bricht nicht fü r die Bewertung —. eJ1 
fü r verschwiegene Betriebsein 
die A ktiv ie rung von Aufwendung noch , ‘r  [¡e. 

Im einzelnen werden sich ffr0ßc fjo
[̂TroKon IzöflflPtl. äDßl* ^ . _ /ipf?

nun durch 
fest.

uiizciiicn w u u u . . „ r ou^-
ergeben können, aber <Jes

ich die klare Stellungsnahm

' 1B l i c k  i n  d i e  Z e i t
der ^erne;

Generalgouvernement
1. P e r s o n e n s t a n d s b e u r k u n d u n g  in G a l i z i e n  

Die Bolschewisten haben bei der Besetzung Galiziens 
im Jahre 1939 die Führung der Tauf- und Traubücher 
den Pfarrämtern abgenommen und dem SAGS. (Amt 
der Zivilakten) übergeben. M it dem Einzug der deut­
schen Verwaltung wurde diese Beürkundung wieder in 
die Pfarrämter zurückgeführt.

2. W a r e n a u s t a u s c h  m i t  B u l g a r i e n  
Zwischen der bulgarischen und deutschen Regierung

wurde ein Abkommen getroffen, na£fl G eü^w ird- pa- 
austausch zwischen Bulgarien un verrechne gaIz,
. . .  . . i- t, .. ,1 .. r.» , O M O I . Pü I 111h f fl LI* , f)UUMauSLIl ZWlbLlICU . veFlC'-* . .
ment über das deutsche Clearii g gulgarie*  £g 
Generalgouvernement kann na jern, 
raffin und einige Industrieartikel li« Weirl ü"
garien Früchte, Gemüse, ,r aPr‘ „cführen 
landwirtschaftliche Erzeugnisse aus

a e *

•eil
an

$

Norwegen
1. S t a a t s r ä t e  w 

Am Jahrestag der Einsetzung

reSen iv iii i iste „risc
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^aatsrätc m
sär PnJe...Norwegens wurden diese vom Reichskommis-■ cnd •• ur
fe r Difn'.JJi®' in ihrem Amt bestätigt und zu Chefs 
f,1. >,Minii.en),ents mR der Amtsbezeichnung und dem 
rfc^fetär *Cr befördert. Gleichzeitig erhielt der Gene- 

teiIunX°? Nasi°n ai Sämling den Ministertitel und 
des St- j ’ esoncierer Aufgaben in seiner Stellung als

. ö̂rweo-p ... 2‘ S o n d e r s t e u e r
bIIv Sond(̂ -o+ 'lrte a*s Ausgleich der Konjunkturgewinne 
S Stlegen sinj  Uer iür Einkommen ein, die seit 1939sind.

Belgien
 ̂Der Vera m i s ‘ h als U n t e r r i c h t s s p r a c h e  

neh s‘ch eiitl.t ut!gsrat oior »Freien Universität Brüssel“  
sDr71 dem F®chlossen, vom nächsten Studienjahr ab, 

ac"e einzufühZrgS*SĈ eri ^3S Eiämische als Unterrichts-

geUlIrch ^ e^ e^u^ ^  der H o l z w i r t s c h a f t
V *m belgischen Staatsblatt wurden die

D u - 3 a r k t i
leset
^rk
Wirk .'"^nijnfy /.ui l/ ui um um u iip einer
§ernlĈ,aft , i L aUL dem Gebiete der Forst- und Holz- 
Ma[ fehe Durch sie wird der bisher un-

Maru'khen v  u  „ _______________  ______  —
Voraussetzungen zur Durchführung einer

gw5 scS nug
W irt“ ?“ ?11, uurcn sie wird der Distier un- 

H0i a?!hnen „.Schaftsablauf auf dem Holzmarkt durch 
Hoi > h , aE, geiöst, die eine geregelte Verteilung des 

CS regeln S SIChern und den An- und Verkauf des

Frankreich
Ä..Währendgsge  w i n n a bsc h öp f u n g

le> die d' Krieges angehäuften Gewinne der
U , *̂6 Opunntimink rlnc loiirne 10QO iikac* Ŵ rden . Huulc uc» ivoo uuer-

^cPtemkŜ ekret v naci? einem vor einiger Zeit verfügten 
y?n a°er errp. om französischen Staat eingezogen. Ende

Stei&en‘ ’̂ die rti “ VA Ixucgcs angenaunen uewmne der 
Qeser, ’ Werdo» Gewinnquote des Jahres 1938 über-
S(W  ̂ Hach Pin f>m irnr oini'oror 7aU i>nffiin>iAn

von J ber ,
M aß^er
fVe|den n,et) nnr-T,"'-'’ 1 ' a“ ts- 111 ¿.uKunir souen diese 
t.ranzg‘l! datnit n. m verschärftem Tempo durchgeführt 
,'e ¡VA*Scilen A r k ^ das Finanzministerium mitteilt, dem 

°rj eit des i 1 eT bewiesen werden kann, daß durch 
r°Hten |{Lanoes nicht einige Wenige zu beson-

yon .i°er . . .  . O“ 1 tranzosischen Staat eingezog 
Maß^er Mj.ifhten diese Beträge bereits die 
y’eM„„'den nnS e Francs. In Zukunft soll«

_ Summe 
sollen diese

Luxemburg
Ä . 2'- Sept ° r ü n d u n g d e r N S D A P. 
tÜ'fS- l l i atztnektleiAhndete auf einer Großtagung der 
Vlsten , dieser nf idle Gründung der NSDAP, in Luxem- 

Uer Volkewlegenheit wurden die ersten 500 Ak- 
oeutschen Bewegung Luxemburgs in

die NSDAP, aufgenommen. Die Volksdeutsche Bewegung 
zählt heute, nach einjährigem Bestand, bei einer Gesamt­
bevölkerung von 300000 Einwohnern rund 69000 M it­
glieder. HJ., BDM., SA., SS., NSKK. und NSFK. zäh­
len daneben über 20000, die NS.-Frauenschaft 12000 und 
die DAF. rund 57 000 Mitglieder.

2. Neu e  B ü r g e r m e i s t e r  
. Nach der Einführung der deutschen Gemeindeordnung 

sind im Laufe des letzten Monats in den vier luxem­
burgischen Kreisen in allen Gemeinden neue Bürger­
meister, Beigeordnete und Gemeinderäte* eingesetzt 
worden.

Lothringen
K e n n z e i c h n u n g  de r  J u de n  

Ab 4. Okt. ist es Juden, die das sechste Lebensjahr 
vollendet haben, verboten, sich in der Öffentlichkeit 
ohne Judenstern zu zeigen. Anläßlich dieser PolizeiVO. 
wurde auch für Lothringen der Begriff des Juden, und 
zwar entsprechend den Nürnberger Gesetzen, definiert. 
Als Stichtag für jüdische Mischlinge, die als Juden gel­
ten, wurde der 15. Sept. 1935 bestimmt.

Elsaß
P r e i s s t o p

Durch eine VO. des Chefs der Zivilverwaltung vom 
10. Sept. 1941 wurde das Fordern und Gewähren volks­
wirtschaftlich nicht gerechtfertigter Preise und sonstiger 
Entgelte für Güter und Leistungen jeder Art für ver­
boten erklärt. Rückwirkend mit 1. Aug. 1941 dürfen 
Preise und Entgelte nicht erhöht werden. Als oberste 
Preisgrenze wurden die Preise für vergleichbare Güter 
der benachbarten Teile des Altreichs erklärt. Über­
gewinne, die seit dem 1. Aug. — auch ohne Verschul­
den — erzielt wurden, sind abzuführen.

Serbien
S c h a f f u n g  von  S c h n e l l g e r i c h t e n  

Der serbische Ministerrat erließ eine VO. über die 
Schaffung von Schnellgerichten. Danach wird Bedrohung 
mit Waffen, Beschädigung öffentlicher Anlagen, Raub, 
Diebstahl und Brandstiftung mit dem Tode bestraft. 
Ebenso steht die Propagierung des Kommunismus oder 
der Anarchie durch Wort, Tat oder Schrift unter Todes­
strafe. Die Aburteilung durch die Schnellgerichte erfolgt 
binnen 24 Stunden. Gegen das Urteil ist kein Rechts­
mittel zulässig.

(Abgeschlossen am 30. Sept. 1941.)

^ ^ i l u n g e n  d e s  R e ic h s re c h ts a m te s  u n d  d e s  N S R B .

Ä m te rn
A tzu n g  der E lte rn  gefallener 

Rechtsw ahrer
oder an den Folgen einer wäh- 

nüf1 iig lie d e rifk6"  Wehrdienstbeschädigung ver- 
Be,, ,der R:tt üaben sich in verschiedenen Fällen 

tU ¡’Hg „ • äaUsbiirif gewandt, ihnen für die aufgewen- 
nf>,„dngsE°sten >m Wege einer Unter- 

^ri?t sein 3!11 der F-Mien Ausgleich zu verschaffen. In 
siHd sausi’ .djc Vernfr L werdetl die Eltern nicht in der 
eV  aUs l,1>g h „ tuil(;en> die sic zum Zwecke der 
b X ^ nge P0nen Miftoi gefallenen Söhne eingegangen 

’ Ut)g fm„?enhei« e n /u  Eigen. Da es sich hier um 
itl V delL In h Von beachtlicher allgemeiner Be- 

a'chtn aUc|,r,binduan„  w ir llns dem RFM. und dem 
¡jer das R ^ |  g®petzt- Die Verhandlungen, zu

r!

pflicht, uns im Rahmen der uns zur Verfügung stehen­
den Mittel an dieser Betreuung, soweit es sich um Eltern 
gefallener Bundesmitglieder handelt, zu beteiligen.

Entsprechende Anträge, aus denen die Höhe der noch 
bestehenden Verpflichtungen und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Eltern ersichtlich sein müssen, sind an 
die Sozialabteilung der Reichsdienststelle des NSRB., 
Berlin W 35, Tiergartenstraße 20/21, zu richten.

hi V e*t' hah y °n . beachtlicher allgemeiner Be" 
a” c h ^ in d u n dn w ir uns mit dem RFM. und dem 

n Jlas Rm ». gesetzt. Die Verhandlungen, zu 
m= . c h l i ,r ' herangezogen wurde, sind noch 

hat ..„-Bekommen. Das Oberkommando 
s«nkMSQr,, €s durri!n ‘ 'deresse an der Sache dadurch
Seihneĥ enU?Fsdienstst.eiine nacl'Kfcordnefcn Fürsorge- 

bstvCrse.n. Iaßt. tstellen Anträge dieser Art ent-
andHch

betrachten w ir es als eine Ehren-

Besuch des K g l. Ungarischen Justizm in is ters  
im  N S R B .

Im Laufe seines mehrtägigen Deutschlandbesuches stat­
tete der Kgl. Ungarische Justizminister Exzellenz Dr. 
L a d i s l a u s  v o n  R a d o c s a y  am 8. Sept. 1941 dem 
NSRB. einen Besuch ab, wo er in Vertretung des Reichs-, 
leiters Reichsminister Dr. F r a n k  vom Reichsgeschäfts­
führer Dr. H en ibe r begrüßt wurde. Der Empfang gab 
Gelegenheit zu einer anregenden Aussprache über den 
Arbeitsbereich des Reichsleiters Dr. F r a n k  und die 
deutsch-ungarischen Rechtsbeziehungen. Dr,

279
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Deutsche Zeitschriften  in  der Slowakei
In der Universität Preßburg wurde unter lebhafter An­

teilnahme der slowakischen Öffentlichkeit eine vorn 
Reichsverband der deutschen Zeitschriften-Verleger in 
Verbindung mit der Slowakisch-Deutschen Gesellschaft 
durchgeführte A u s s t e l l u n g  „ D i e  d e u t s c h e  Z e i t ­
s c h r i f t “  gezeigt, die mit gehaltreichen politisch bedeu­
tungsvollen Ansprachen des slowakischen Ministerpräsi­
denten Prof. Dr. T u k a ,  des Leiters des Reichsverbandes 
der deutschen Zeitschriften-Verleger W illi B i s c h o f f 
und des deutschen Gesandten Obergruppenführer L u - 
d in  feierlich eröffnet wurde. Aufgeteilt in 21 Fach­
gruppen, die in künstlerisch gestalteten, für Wesensart 
und Umfang der Fachgruppen charakteristischen Schau­

bildern einen bildkräftigen Mittelpunkt ha ’ ebiete 
1200 für die einzelnen Lebens- und Fach'
besonders repräsentativen Unterhaltungs-, ly s’ pach- 
und wissenschaftliche Zeitschriften gez^ 'f • QeUtsches 
gebiet Recht war u. a. durch die Zeitschri >> cbrjften- 
Recht“ vertreten. Die Fülle des deutschen sef AUS' 
Schaffens mitten in der Kriegszeit wurde * . sV0ll vor
Stellung dem ausländischen Beschauer el!!„;).ungsWisSfi1," 
Augen geführt. Eine vom Institut ?ür, Abteilung ’ 
schaft in Berlin beigesteuerte historische geistig
dete eine glückliche Ergänzung dieser t deutsch 
und typographische Leistungsvermögen . n groß 
Zeitschriftenpresse gleich tiberzeugungsk 
Leistungsschau.

wurde*1

M e h r authentische In te rp re ta tio n !
Der gesamte Rechtsstoff ist heute mit Zweifelsfragen 

gespickt. So wenig daraus dem Gesetzgeber ein Vorwurf 
gemacht werden kann, so unangenehm ist dieser Zustand 
für die Praxis. Die Beteiligten, vor allem die Rechts­
anwälte, die Gerichte und die Verwaltungsbehörden sind 
andauernd gezwungen, sich von Fall zu Fall im Wege 
der Auslegung weiterzuhelfen. Dadurch werden Mühe 
und Kosten der nun einmal notwendigen Klärung auf Be­
hörden und Volk abgewälzt. Es entstehen Rechtsstreitig­
keiten, die nicht so sehr in der Person oder in den Ver­
hältnissen der Volksgenossen als im Zustande der Rechts­
normen ihren Grünet haben. Auf die Dauer erscheint es 
nicht als billig, andere sich um Dinge streiten zu lassen, 
die in einfacherer Weise und mehr durchgreifend von höhe­
rer Warte aus geklärt werden könnten. Zugleich leiden 
Rechtssicherheit und Rechtsfrieden; ja, das Vertrauen zu 
Gesetz und Recht, Verwaltung und Gericht wird einer 
gefährlichen Belastungsprobe ausgesetzt. „Eine noch so 
gleichmäßige Rechtsprechung wird sich nie von den Män­
geln frei machen können, die dem Entscheidungswesen 
notwendig anhaften, wird nie dem Postulat der Gemein­
gültigkeit genügen, das allein das Gesetz zu befriedigen 
vermag. Es mag bei anderen Völkern anders sein — un­
serem Volke und seiner Sinnesart gemäß ist ein Recht, 
das nach festen, über den Fall hinaus gegebenen Regeln 
geübt w ird . . . “ 1). Diese Worte eines durch seine schrift­
stellerischen Leistungen bekannten Richters sind durch­
aus zutreffend.

Es kommt nun darauf an, diesem Bedürfnis abzuhelfen, 
und zwar in der richtigen Weise. Man hat vielfach ver­
sucht, der Praxis durch einen Ministerialerlaß den Weg 
zu bahnen. Das ist in eiligen, vordringlichen Fällen durch­
aus verständlich, aber grundsätzlich kann dieses Verfah­
ren nicht als richtig und noch weniger als wünschenswert 
anerkannt werden. Denn aus Gründen, die hier nicht 
näher dargelegt werden können, ist nun einmal der 
schlichte Ministerialertaß kein geeignetes Werkzeug der 
Normenschöpfung. Es entspricht vielmehr der natürlichen 
Ordnung der Dinge, die Normenerzeugung anderen Arten 
hoheitsrechtlicher Betätigung vorzubehalten. Denn sonst 
schafft man eigenartige Zwischengebilde zwischen Gesetz­
gebung und Rechtsprechung, die auch im nationalsozia­
listischen Staate auf die Dauer untragbar sind — nicht 
etwa aus Gründen einer liberal-demokratischen Gewalten­
trennung, sondern aus Gründen einer säuberlichen Zu­
ständigkeitsabgrenzung und aus Gründen einer klaren Be­
tonung und Umgrenzung der politischen und rechtlichen 
Verantwortlichkeit.

Das g ilt auch dann, wenn derartige ministerielle Er­
gänzungen und Fortbildungen des Rechts in den zu deu­
tenden Normen selbst verankert sind. So heißt es in der 
VO. über die Stillegung von Betrieben zur Freimachung 
von Arbeitskräften v. 21. März 1940 (RGBl. I, 544) im §4 
S. 2: „Zweifelsfragen können von dem Reichsarbeits­
minister oder den von ihm beauftragten Stellen im Ver-

*) Jus t us  R i t t e r :  DR. 1940, 779 l.Sp.

waltungswege mit bindender Wirkung , wejtge 
richte entschieden werden.“  Also eine s sehr „ s. 
Ermächtigung, unter Umständen s°SJI , verWa!.vii(fen 
gehende Ermächtigung für nachgeordn recht krah'S 
behörden! Die Praxis macht davon e n y erwau .äq 
Gebrauch. Nehmen wir als Beispiel 7 N<W j er
anordnung des Reichsarbeitsministers • g 5 S. 1 n
(RArbBl.I, 1939, 527). Sie ist auf O r u f  e r la g e
Zweiten KLDB. v. 12.0kt. 1939 (R9 B ^Vklichk«*/öe- 
Diese „Verwaltungsanordnung“  ist w1imfangre‘c ein
Verwaltungsmaßnahme, sondern e i n g  teilvel ¡fe» 
setzgebungswerk, das der Zweiten‘ *  ,ieinUngen | t der 
anderes Gesicht verleiht. Solche• Ers So “ t 1940
weit über das Kriegsarbeitsrecht m ^ 23. SriU die
Reichsminister der Justiz durch A • '„36 V n> [jCh-
(DJ. 1940, 1085 Nr. 390) auf Grundl des t  yrfveff §4 
Rechtsstellung des Bürgen oder son t> Pacht ge 
teter bei Herabsetzung der Miete 0 Ge'
VHV. normativ geregelt. . abänder!ven des

Eine solche Art der ergänzenden ui y erjiältnia [¡clien 
setzgebung mag unter den besonder grunds. . so 
Krieges am Platz sein; sie begegnet ßedej£ e nicht
und nicht minder erheblichen Prab sie n10“  gie ¡s 
daß man nur den Wunsch äußern kann, werden- obeH 
in den Friedenszustand mit übern¡ „ . ( ¡gü t i g  ö 
eben nicht das rechte Mittel zur B  ̂ hiern

rfor■der-
:htS'

genannten Bedürfnisses. . , •oru0ninien̂ a5,fen b*^
Ebenso sind die sog. M in i s t e r « ,  rden 

nicht imstande. Diese Erläuterung dringe'1 ,1
überschätzt, bald unterbewertet. Es . -f+Iiche üf! .1  
lieh, daß demnächst ihre vvissens herl kr*4J  jjt b f ' 
politische Bedeutung einer grundsa unCj br ucbde 
örterung unterzogen wird. Darauf n wen Qesetz 
nicht näher eingegangen zu werde • av*. 4 r;st s)> 5h 
Ministerialkommentar bei der he L ord e r hc b . g ¡¡a 
gebung zur Führung der Prax«» ^
dient er doch nicht dem oben gen 
normativer Klarstellung. . .  nUr ein ij,

Vielmehr gibt es in dieser Hins1 , e n t  i s c h tar)dc _ 
und durchgreifendes M ittel: d i e a u tt l ft nußvf  ng, so« 
p r e t a t i o n .  Der Ausdruck w i r d A e c h t s f ^ e r  f  
Authentische Interpretation ist n KjarstellunB e ne 
dem Rechtsschöpfung. Sie ist di durch EsJ’fge
klaren und lückenhaften Recht bef erla ■ e blo 
Rechtsnorm, die der glel?h.eR0 pjnerSNovelIe; pretah°n(]er 
delt sich also um den Erlaß , henbjsChe IntarPaI1n 'ntul)g 
Gesetzesbegründung ist keine au . . rDretafi°£ geden^n 

Das Mittel der authentischen Int ¿oH tische.^jleb 'g j 
Hand des Gesetzgebers gr0®f. h :n einer 
erlangen. Es ist — ” " ^ 1 '"rrnen / f l e n  %  
Zeit -  nicht möglich die Rech£ f  Zweifel« 
so zu gestalten, daß ihr Inhalt . .  
bietet. Diese Zweifel be, ast®n„f„ii r de 
sie stiften Unruhe im Volke, g . ej 
Rechtssicherheit, verursachen

,de«
tet. Diese Zweifel Deiasic» Kec» ; d r-“
stiften Unruhe im Vojke, gef chre.bwerk ^

2) W i e a c k e r :  DR. 1940, 1274, 
1941, 242. 0 m  1.

s) A. M. K o f f k a :  DJ. 1940, 53

manö-
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j eerlaUf iSnC*len einen unwirtschaftlichen und schädlichen 

.^ur/ei Uan£- Darum ist es richtiger, das Obel mit 
v^ifel, ¿¡e aHszurotten und durch eine neue Norm die 
nötigen aus der bisherigen Fassung ergeben, zu 
j^r'£ens ’muld zwar möglichst mit rückwirkender Kraft.
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ä ?  aiith^I- 7la.n regelmäßig davon ausgehen, daß 
^messen •' ^ len Interpretation rückwirkende Kraft

f - esOncI,
Ta ?as A rh e u ^ 4**» ' s* die authentische Interpretation 
ch» i^x is  n , r®cht, und zwar ganz besonders für die 
hier 'ten’ am* „  aß einer Tarifordnung lassen sich Un- 
tr„,r, die au«T a!lerwenigsten vermeiden, und daher ist 
sollender .aen“ sche Interpretation durch den Reichs- 
Jed LV°n ihn** e‘n empfehlenswertes Mittel. Man

darf
Hur 7* ist 711 t. mcm uisucr Ajcuiaucn maciieii. 

dann v0n pf acb4en,’, daß man bei einer Tarifordnung

( ;re _ iB H H |
0flti !jiu ^Lntl ^ausgelegt und ergänzt wird: die ältere 

der Fasst

nj!,1’ Wenn ;eiller authentischen Interpretation sprechen 
“  re f’iiiclen1!16 bestehende Tarifordnung durch eine 

rilt a ^ausgelect und ergänzt wird: die ältere
N

, - £¡1*7 i âusE . Niehf 11 letzt
dej' -ht ausrei d?r Fasstmg der jüngeren. 
kuurt?1! eiilf.r etlend ist es also, wenn der Reichstreuhän- 
Wie p f> Was mi?ndlichen oder schriftlichen Äußerung 
kö,Jf seine \v / ,lat zum Ausdruck bringen wollen und 
Tarif511 Unter ,? rfe gemeint hat. Solche Verlautbarungen 
*ntern :""ne ^ständen mit Vorsicht bei Deutung der
für n- tatione m i. erwertet werden; aber authentische 
läss;7le:fanden”  smd s' e n>emals, ja sie sind überhaupt 
Vergi üen rp- Y^ind lich . Es ist auch nicht einmal zu- 
^hv  n über Trreullander der Arbeit im gerichtlichen 
i < er,s‘änclif, dle Auslegung seiner Tarifordnung als 
läßf ci ^nnen c ?u vernehmen5) ; denn über Rechts- 
jtuthp aßegen ^^unverständige nicht gehört werden. Er- 
.Utidp^uhe Int ‘ueichstreuhänder der Arbeit eine echte 
•st e n‘ Kein r.erPrefation, so ist das Gericht daran ge-

a *

" ^ein p JrPrefation, so ist das Gericht daran ge- 
nlUCh> Wenn3,? fUr, eine authentische Interpretation 

in p:„n die Bejriebspraxis einheitlich die Tarif-
H mein K n r T i ' m n - i t . i P i  C : ___ _ ____ .1

ili **1 ein uimtuuvu uic i d lll-
treUhälf5e ÜhiinCm bestimmten Sinne durchführt und 
t. rs dergA l rk.ennbar unter Billigung des Reichs- 
f.ScL^en ^  Arbeit herausgebildet hat6).
Und iii, f|1ternrPf1,e, rechtspo!itische Bedeutung der authen- 
i i  das a Y,10n reicht erheblich über das Tarifrecht 
.■tat^fahry,, beifsrecht überhaupt hinaus. Gerade die 

nKht riCaaineii y?. lassen sie als besondere Notwendig- 
ßn,Ha| Yfuh den b “  darf sicl1 von dieser Forderung auch 
Re<len«» nÄ i nwand abhalten lassen: „Also wieder 
t |Uapnr* vom « ■ de.m Gesetzgeber!“  Die verächtliche 
IKPiscjj°Sje Und’i / -  rei nacf1 dem Gesetzgeber“  ist reine 
« ie Orn eralei t U1 ernsthafter Beweisgrund; sie ist ein 
ln he K Ul,ir r ipr iY.* um eine straffe, wohl ausgerich- 
t der -iKedfrn. i Dinge zu verhindern zu suchen. Auf

§ S 'S '<
„ der -c^edroSpi; Dinge zu verhindern zu suchen. Auf 

.¡den) kann -enen Phrasen hört heute niemand mehr, 
•en p. sein, u aHnu.r die sachliche Notwendigkeit ent- 

p tlngrif’f "d diese spricht für einen gesetzgebe-
l r °k Dr

W i l h e l m  H e r s c h e l ,  Frankfurt a.M.

ViJ
in j ^ er Verlustausgleich  

js t ;n ertzuw achssteuerrecht
pra

Und I a$ s weni£ bekannt, daß neben den 
Vrw t̂Q ; en y Prlr]lauterten Einkommensteuervorschrif- 
üh>hr' iVerrcM, ustabzug gemäß §10 Abs. 1 Ziff. 4hbe al)f tn-iVerrec]imStabzug gemaß § —
(a r de? ’f den c-ai!ng von Minusbeträgi 

^ erlUst mkünften des laufenden 
hdi^en^ J).°sitittfr,Sĝeich nach § 2 Abs' £

?eitr= i'üiunu. u,nd negativer Ergebnisse aus den 
A i . J ü s t s , . ;iiiYarfe.n innerhalb desselben Ermitt- 

im Wertzuwachssteuerrecht ein

en aus dem 
Jahres) und 

Abs. 2 EinkStG.

l^^ün^^ich  S .  ,1“ 1 wenzuwacnssreuerrecnr ein 
ilrei:(((aes?+anKebranv,iC l ’sF Fs erscheint deshalb nähere

'di j/v . 4gQ, S in der Fass, der Rd
„  13 Abs. 3 der 

\v)‘ v- 4Qq\ s *" aer Bass, der RdErl. v. 12. Mai 
. h ° rtlaUt J “ nd v- 10. März 1932 (RMBliV. 297) 
h'8o"gl. meistens gleichen Vorschriften der

ei D r‘ 194° - 98310 EHRspr. §10 REG

örtlich geltenden Steuerordnungen ist folgendes bestimmt: 
„Werden mehrere Teile des Grundstücks durch ver­
schiedene Rechtsvorgänge von demselben Veräußerer 
oder seinen Erben innerhalb drei Jahren veräußert, so 
ist der Steuerpflichtige berechtigt, den bei einem Ge­
schäft erlittenen, nach den Vorschriften dieser Ordnung 
zu berechnenden Verlust, bei dem Veräußerungspreise 
des jeweilig letzten Geschäfts innerhalb dieses Zeit­
punktes in Abzug zu bringen. Die während des Zeit­
raumes stattgefundenen Veranlagungen sind erforder­
lichenfalls zu berichtigen; ein diesbezüglicher Antrag ist 
innerhalb drei Monaten nach Ablauf der dreijährigen 
Frist zu stellen. Für Erwerbsvorgänge, die vor dem 
Inkrafttreten dieser Ordnung stattgefunden haben, be­
ginnt der Lauf dieser Frist mit dem Tage, an dem die 
Ordnung Geltung erlangt.“

2. Z u r  B e g r ü n d u n g  d i e s e r  V o r s c h r i f t :  In der 
I raxis des Grundstücksgeschäfts kommt es häufig yor, 
daß der eine Grundstücksteil m it Gewinn, der andere 
mit Verlust veräußert wird. Bei Grundstücksaufteilungen 
(Parzellierungen) liegt der Fall in der Regel so, daß die 
unbebauten, zu Parzellen ausgelegten Grundstücksteile 
schnell mit Gewinn verkauft werden, der mit Gebäuden 
(Herrenhaus, Wirtschaftsgebäuden, Ställen) bestandene 
Grundstücksteil wird dagegen nur mit Verlust abge­
stoßen. Da wäre es unbillig, die erstgenannten Fälle 
steuerpflichtig zu machen, die anderen Verkäufe aber 
nur steuerfrei (wegen fehlenden Wertzuwachses) zu 
schreiben. Es entspricht dem Gebot der gleichmäßigen 
und gerechten Besteuerung, zwischen solchen Gewinn- 
und Verlustgeschäften einen Ausgleich zu schaffen. Da­
für ist diese Vorschrift vorhanden.

3. Z u r  E r l ä u t e r u n g  de r  V o r s c h r i f t :  Ein Ver­
lustausgleich ist nur dann möglich, wenn an den ver­
äußerten Teilen des Gesamtgrundbesitzes die gleichen 
Eigentumsverhältnisse bestehen (PrOVG. i. amtl. Mitt. 
über die Zuwachsst. 14, 47 u. LjS, 198). Gewinn und 
Verlust werden nicht nach wirtschaftlichen Maßstäben, 
sondern nach den Vorschriften der Steuerordnung (StO.) 
berechnet. Der Verlust wird mithin nach den Grund­
sätzen ermittelt, die für die Ermittlung des Wertzu­
wachses maßgebend sind (zur Preisbestimmung bei der 
Wertzuwachssteuerberechnung vgl. Verfasser: DR. 1941, 
1642). Die Vorschrift über den Verlustausgleich muß in 
der örtlichen StO. enthalten sein; denn die der Ziel­
setzung nach gleichlautende Vorschrift des §20 Abs. 3 
(suspendierten) RZuwStG. ist kein allgemeiner Rechts­
gedanke und deshalb nicht ohne weiteres auf das Orts­
gesetz übertragbar (PrOVG. v. 27. April 1928, VII C 
89/27, nicht veröffentlicht).

Die Dreijahresfrist beginnt nicht mit dem Grund­
stückserwerb, sondern mit der ersten Teilveräußerung. 
Zum Ausgleich von Gewinn und Verlust werden alle 
Veräußerungsgeschäfte verwendet, die innerhalb dreier 
Jahre seit der ersten Teilveräußerung getätigt sind. Für 
die weiteren drei Jahre (und so fort) beginnt eine neue 
Ausgleichsfrist. Die drei Jahre brauchen nicht abge­
wartet zu werden, wenn schon vor ihrem Ablauf das 
letzte Reststück verkauft ist (zu schließen aus PrOVG. 
73, 30 u. 77, 9, ergangen zu § 20 Abs. 3 RZuwStG., einer 
bezüglich der Dreijahresfrist gleichlautenden Vorschrift). 
Zwischen den einzelnen Dreijahres-Ausgleichszeiträumen 
gibt es keinen Verlustvortrag.

Der Antrag auf Verlustausgleich muß innerhalb dreier 
Monate nach Ablauf der dreijährigen Frist oder bei 
schon vorheriger Veräußerung des ganzen Geländes 
binnen der gleichen Frist von drei Monaten nach Ver­
äußerung des letzten Reststücks bei der Steuerbehörde 
gestellt werden. Es handelt sich um eine Ausschlußfrist.

4. A b w e i c h e n d e  R e g e l u n g e n  in ö r t l i c h e n  
S t e u e r o r d n u n g e n :  Die in der preuß. MustStO. ent­
haltene Fassung der Ausgleichsvorschrift ist nicht gleich- 
mäßig ^uf die örtlichen StO. übernommen. Die Berliner 
StO. enthält z B. in ihrem §10 Abs. 3 eine mit §20 
Abs. 3 RZuwStG. übereinstimmende Vorschrift: „Werden 
Teile eines örtlich und wirtschaftlich zusammenhängen­
den Grundbesitzes durch verschiedene Rechtsvorgänge 
von demselben Veräußerer oder dessen Erben innerhalb 
dreier Jahre übertragen, so ist der Steuerpflichtige be­
rechtigt, von dem Wertzuwachs des einen Teils des
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Grundstücks einen bei der Veräußerung anderer Teile 
eingetretenen Verlust abzuziehen. Die Zuwachssteuer 
wird bei den, einzelnen Rechtsvorgängen fällig; etwa zu 
viel gezahlte Steuer wird nach dem letzten Rechtsvor­
gang auf Antrag erstattet.“

Diese Fassung bedingt eine von der MustStO. ab­
weichende Verteilung des Verlustes. Hier muß der nach 
den Vorschriften der StO. abzuziehende Verlust auf die 
sämtlichen verschiedenen Veräußerungsfälle nach dem 
Verhältnisse der Wertzuwachsbeträge verteilt werden. 
Dem Steuerpflichtigen steht nicht das Recht zu, nur 
einen oder einzelne der gewinnbringenden Teilveräuße­
rungen herauszugreifen und ausschließlich dabei den 
Verlust zu verrechnen (aus Begr. PrOVG. 73, 34; diese 
Teile der Begründung sind auch in Ziff. 41 Abs. 3 der 
AusfBest. zur Berliner StO. übernommen).

Bei den nach dem Wortlaut des § 20 Abs. 3 RZuwStG. 
gefaßten örtlichen StO. ist Voraussetzung zur Gewäh­
rung des Verlustausgleichs, daß es sich um „Teile eines 
örtlich und wirtschaftlich zusammenhängenden Grund­
besitzes“  handelt. Dabei wird die wirtschaftliche Einheit 
eines Grundbesitzes durch vorübergehende Zwischen­
nutzung, z. B. durch Verpachtung einzelner Teile, nicht 
aufgehoben (PrOVG. 71, 31). Diese Anforderungen sind 
hier stärker als bei der MustStO.; denn in der MustStO. 
ist das Erfordernis des örtlichen (räumlichen) Zusammen­
hangs nicht vorgeschrieben.

5. A b w e i c h e n d e  R e g e l u n g  in den r e i c h s ­
r e c h t l i c h e n  W e r t z u w a c h s s t e u e r v e r o r d n u n ­
g e n :  In §18 Abs. 2 der MustStO. des RdF. für das 
Saarland (RStBl. 1938,1108), in § 18 Abs. 2 WertzuwStVO. 
für Ostmark und Sudetenland (RGBl. 1940 I, 759) und in 
§18 Abs. 2 WertzuwStVO. für Danzig (RGBl. 1940 I, 
695) ist folgende Vorschrift einheitlich enthalten: „W er­
den innerhalb von drei Jahren mehrere Teile eines 
Grundstücks veräußert, das durch einen einheitlichen 
Erwerbsvorgang erworben worden war, so wird ein Ver­
lust, der sich bei der Veräußerung des einen Teils 
ergeben hat, auf Antrag von dem Wertzuwachs abge­
zogen, der sich bei der Veräußerung eines anderen Teils 
ergeben hat. Der Verlust wird nach den Grundsätzen 
ermittelt, die für die Ermittlung des Wertzuwachses 
maßgebend sind. Der Antrag kann nur innerhalb von 
drei Monaten nach dem Ablauf der drei Jahre oder 
nach der Veräußerung des Restgrundstücks gestellt wer­
den.“  Bezüglich der Verlustverteilung g ilt im wesentlichen 
also das, was in vorstehender Ziff. 4 dieses Aufsatzes 
für die schon bestehenden Abweichungen örtlicher StO. 
von der preußischen Mustersatzung gesagt ist.

Landesverwaltungsrat Dr. Hans  M ü t h l i n g ,  Kiel.

D ie  E inschränkungen im  Anwendungsbereich  
der A uslandsw arenpreisverordnung

Bereits durch die VO. über Preise für ausländische 
Waren v. 22. Sept. 1934 (RGBl. I, 843) wurde die Preis­
bildung für aus dem Ausland eingeführte Waren weit­
gehend eingeschränkt. Für diejenigen Waren, die der 
RWiM. in seinen Bekanntmachungen v. 3,Okt. 1934 (RA. 
Nr. 233) und v. 11. Jan. 1935 (RA. Nr. 14) bekanntgegeben 
hatte, war es verboten, im inländischen Geschäftsverkehr 
einen höheren Preis zu fordern oder sich oder einem 
anderen versprechen oder gewähren zu lassen, als den 
zur Zeit des inländischen Angebots oder Verkaufs auf 
den ausländischen Märkten allgemein gültigen Marktpreis 
fü r Waren gleicher Art und Güte zuzüglich der handels­
üblichen Kosten und des handelsüblichen Gewinns.

Diese Einschränkung galt nur auf dem gewerblichen 
Sektor im Rahmen der beiden oben genannten Bekannt­
machungen. Im übrigen war auf diesem Sektor die Preis­
bildung für Auslandwaren frei. Innerhalb der Ernäh­
rungswirtschaft wurde die Preisbildung für eingeführte 
Waren durch die vom Reichsernährungsminister einge­
richteten Reichsstellen vorgenommen.

Nachdem die PreisstopVO. zunächst auch die Preise 
für eingeführte Waren erfaßt hatte, ließ es die fort­
schreitende Entwicklung geboten erscheinen, die Preis­
bildung für Einfuhrwaren auf eine neue Rechtsgrundlage 
zu stellen. Es kam darauf an, einerseits über einen star­

ren Preisstop den Außenhandel nicht zu be { allzU 
und anderseits das innerdeutsche Prcisniveriu aUSZu. 
sehr den Preisschwankungen des 1r?aiu(i 1937 die 
setzen. Aus diesen Gründen wurde am D-J... fAUS-vuruc - -  w/j-fen (AU® 
VO. über die Preisbildung für ausländische ^  besei 
landswarenpreisVO.) (RGBl. I, 881) verkuna • und f  
tigte alle noch bisher bestehenden Ausnah pinirefiihft®r
streckte sich auf a l l e  aus dem Ausland gewerb 
Waren, ganz, gleich, ob sie in das ^ebic „  gehören
liehen Wirtschaft oder der Ernährungswirt.  ̂ y jtfW

Das Prinzip der Preisbildung für a,us* Ifende: 
ist nach der AuslandswarenpreisVO. das . „  ; ländisC'„  
§1 a. a. O. darf für ausländische Waren *! . ..̂  verspj® 
Geschäftsverkehr höchstens der Preis , i;chen ’ 
chen oder gewährt werden, der dem tat (rereclm,,
kaufspreis zuzüglich der Volkswirtschaft ^  um 
tigten Kosten- und Gewinnaufschläge enG „  3{em “ ’
Preisbildung für eingeführte Waren m j aS Mer 
allgemeinen Preisstops nach der VO. Art. 1 Abs- 
von Preiserhöhungen einzufügen, bestimm y 10. A |
der 1. AusfVO. zur Auslandswarenpreis ¿ewin11 a
1937 (RGBl. 1, 884), daß als Kosten- an“  werden dm 
schlage nur die absoluten Beträge eingf(1si,.i1haren Rep,:n- 
fen, die im Kalenderjahr 1936 bei vergib , pas >r! r 
geschaffen durchschnittlich erzielt worden ^  sic»  ̂
zip der Preisbildung war also so aufgeba > „nderhcn 
Preis für ausländische Waren aus dem„stonten K°sÄuS. 
tatsächlichen Einkaufspreis und den g QeWisse 
und Gewinnaufschlägen zusamtnensetz» die^f^s-
nahmen sind zugunsten der Waren j>e" l lCid’en ,^ej:!se 
Börsen- oder Marktpreis haben u*Ĵ werden. ^ a)<aufs'

kteo
stellen jeweils besonders bezeichnet »■ - , pu;;- «
Waren tr itt an die Stelle des tatsachhc»^, w  
preises der Börsen- oder Marktpreis, |ien JWa_ 
Angebots oder Verkaufs auf den auslafl p jC ta s" ch 
für Waren gleicher Art und Güte gw i'S  . Gq , ist ° . gf.

‘ stelle,11. -

ch-

liehe Handhabung der Auslandswarenpre'S ^ eJ,e»
Art. 2 der 1. AusfVO. weitgehend den v preisb1 {¡r 

i!i^5".^? j^5JLTSw ^ ^ . .ü^ rä^isliici.henöesĈ -ifeVO"für ausländische Waren im inländischen^-- „^¡8wA u slan d sw aren i^ p re*

Im Verlaufe dieses Krieges hat ^ j^^erfahre11’. . ^  voa
nach den Bestimmungen der

desVO. eine Reihe von Einschränkungen .ginna/1®
der Tatsache ergeben, daß 9,c . _ Geb'et( r als 
rn und Leistungen aus bestimm <-* °i .

aus
Gütern und Leistungen aus bestimm m 1 j{alln.
europäischen Kontinents preispohtisc w erde <xaige?
ausländischer Warenverkehr angespro ei»sC’ V
Im  folgenden soll ein Überblick l ’ l(e war getretl 
Bestimmungen gegeben werden, una 
den einzelnen Gebieten.

j jvl ä h •" c gjjff
P r o t e k t o r a t  B ö h m e n  u n . ,.„ „7lers 

Nach dem Erlaß des Führers 
rotektorat Böhmen

(RGBl. I, 485) gehört das ^ « ■ " ■ “¿ amjt v f -  ie t

zu1*1natu uem i..i ictu UC5 t ui.» „ v. l d’ VliTirfl u
das Protektorat Böhmen und Mahr taafsrecb. iet sic»
(RGBl. I. 4851 e-ehört das Protektorats^ f verbietpr aus;
Gebiet des Großdeutschen Reichs

und Reichf 6anMärt 1<j3° 
srech
\rCfD
düng

rechtssystematisch die unmittelbare für £ fe
landswarenpreisVO. auf 'die Pre!Ŝ . • t einge L̂, .rechb|C.i 
Protektorat in das übrige Rcichsgc , staat . uS|afl 
ren. Denn ein Gebiet, das pohtise aI. r zU
ein Bestandteil des Reiches ist, kann ^¿fdeO- t, \

*5&im preisrechtlichen
Zeit der Eingliederung —  , . , QC1 , LU>-
stehende Unterschied im Preisnive UI1g d e r fl( 
und die vorübergehende Aufrechter ten ersC|v/aren ‘ j. 
Devisengrenze ließen es jedoch g  v0n QrU!i
die Preisbildung bei der H erellp ¡f ilSgebiet eflis?n
dem Protektorat in das übrige R e ^ g ^  nocJ , l g
Sätze der AuslandswarenpreisVO^^ v 27- . f l ­
ehend anzuwenden, ln seineffl Enan ^te u^p^isb1 
( A _  503-2078: MittBI. 1, } & )  * ? ? daß K
Reichskommissar für die Preisbi ^ arefe is^V irie

wurde. Mit Erlaß v. 27. März
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l 'c |Jreisl),|.r  ̂ ^ob dann auch der Reichskommissar für 
,n(iswarei,‘ UI?S die entsprechende Anwendung der Aus- 

^eitervPeisY,0 ' auf und ordnete zugleich an, daß bei 
di ?em PmYiü erung von Waren und sonstigen Gütern 

übrirrY ™rat im übrigen Reichsgebiet höchstens 
An .bare w  0 Reichsgebiet zulässigen Preise für ver- 
Sih,i?.‘e SteiiPa jetl und Güter gefordert werden dürfen, 
g liche  Fr-,»der. AuslandswarenpreisVO. sind nun für

.» . ^RniSSe. f i i r  Hie im A ltro irh  pin XiPi-rrlpirer. i? besteht'6 j?n‘?se> für die im Ältreich ein Vergleichs- 
■ ngsvepK ae ‘m Deutschen Reich geltenden Preis- 

W.f’Si auf ,i„° e, getreten. Es ist also nicht mehr an- 
uJ lsWare d;Ben tatsächlichen Einkaufspreis der Protek- 
prei„ ^ eWin„6,Y0^Ikswirtschaftlich gerechtfertigten Kosten- 
inb ,mun viai sci1 age aufzuschlagen. Der Verkaufs- 
tw 114 beste! p,fl6 l r . unter sorgfältiger Prüfung der im 
bem v 0, e n  Vergleichspreise festgesetzt werden. 
dur»T^-MärV inJi r-z t941 g ilt auch für Waren, die vor 
nahJ? ini F i i , , , ,  eingekauft worden sind. Soweit hier-Jj im F i„, fV  eingekautt worden sind. Soweit hier 

•?egenehm;le fa Härten auftreten, kann eine Aus 
■ Ctl (vgi £ 3 nj f  nach § 3 der PreisstopVO. beantragt 

V. i'o , a*' des'Reichskommissars für die Preis-

"»h«.Wercje -

iJ ¡®? v.T,,— »1/ Qes Keiclisko 
Preis?-,1’ - daß’ u *  1?41: MittBI. I, 412). Hervorzuheben 
"ahirT1 duncsstpur Reichsstatthalter im Sudetengau als 
Vo^'genehm;- e bis auf weiteres eine generelle Aus- 
bei / ’ teilt hat nacf’ der sudetendeutschen Preisstop- 

Cr bisher,’ 80 i?aß es im Sudetengau vorerst noch 
E rigen Regelung verbleibt.

b i^ r die i0p ,Lotl1 r i n g e n  und  L u x e m b u r g
Scb4n n°n ElsaßrVrerau^erun® von Waren aus den Ge- 
Rrf% r\ icfl war h?thrir>gen und Luxemburg im Deut- 
?ebiet;-,v0n d‘e Anwendung der Auslandswaren- 
"fäbre? 4*0 Gpp.rn” ere’n zweifelhaft. Zwar sind diese 
SbeH.’’ formpi, Sensatz zum Protektorat Böhmero*<cci«-t '° rmelf „cn^atz. zum Protektorat Böhmen und 
Î bßie ' Roch «r06!1 n*cht in das Deutsche Reich einge- 
S g  l der VenY!!fde hier bereits kurz nach der Über- 
■ gcm Zoll, „n i , v ?  durch die Chefs der Zivilverwal- 

M t  'yrt- FernBr Währungsunion mit dem Reich her- 
!,reisPol,v, auf a n 5 i e, im ° egensatz zum Protektorat 
rtaItUn-, {l!t getri„kmahhche Preisangleichung gerichtete 
?UrCh  ̂ führten r  CI?> sondern die Chefs der Zivilver- 
t teres«„ ” s (j: Ule Preisangleichung mit einem Schlage 
r.rverLe(i daran hi*1 pninden bestand kein materielles 
feir P > n g ’ v 'e AuslandswarenpreisVO. bei derWei- 
Orn . lcUSgeK: ,n Waren aus diesen Gebieten im üb- 

der ”1 ledopj, ‘ a,1zuwenden. y
fi?iĉ kA andswarep £ We.if.el ül3er die Nichtanwendbarkeit 
(h i Vo^’ü’ issar f?vPreJ?V0- zu beseitigen, erließ der 
la ^1V' ^Ur Dur die Preisbildung ~...................

K  ......... .........1a,:rSIanrir;nnreisvo_

la^Bl. i ' "ür DUr; r « . i ,c *JreisDllciung am 26. Mai 1941 
Â dsty ’ ®8l). io ’ fuhrung der AuslandswarenpreisVO.

«dsw preisVo C1 si? wird bestimmt, daß die Aus- 
|f«| dsä<5arenpreYt,\,5?wie die sonstigen auf Grund der 
w®1* An,86*16, lothY0 ’ .erIassenen Anordnungen undVO. 
Ä  Hn)i'e,nduu;r / ‘"Sische und luxemburgische Waren 
irta'n[andb ,ÜXem h ,^  -r [ indei?- Für elsässische, lothrin- 
Scl?adischYc G»r^gSf ^ e Güiter und Leistungen dürfen

and Entgelte für \ 
stungen nicht übe 
?zw. das Entgelt 
1 daher auch hier

eSet7r ld bestel ' "tzt werden.

De. vjüfp‘ ‘'rekp j ‘ " Vtllvc“ 1 Ulc jeweils zulässigen 
Utw y ^ tk l t*nd t e;“ t d Entgelte für vergleichbare deut- 
bifif^ishf^Preis i tUngerl Ilicllt überschritten werden.
C K  d p ^ n  muß Y 'i das E n tg e It fü r  so lchc  G ü te r

®eIte f?r im Inlnnrid Lber aU£b hier unter sorgfältiger 
es*gesetzt beste,lcnden Vergleichspreise und

?¿htIicheSetZten . N i e d e r l a n d e
be¡tê U dampeder¡andischen Gebiete sind staats-

di A Usía*, J . auch wirłcrli nfłc- iinrl nrulcnnlihV^
»leit en a , , damif .  1 anclischen Gebiete sind staats- 
de«’ die vBS atld. maUc 1 wirtschafts- und preispolitisch 
N  a-edenr Rriepcaf, unge wirtschaftliche Verbunden- 
! en. Y  KhC*S ’ rVctl zwischem dem Reich und
b«ft, le Wnri°lgendi' br>anden hat, ist durch den Krieg 
¡Y’lC ’d er„de. Un QP®es.etzu.ng nicht unterbrochen wor- 
?ahr., **ler f. 'tert *n zunehmendem Maße ver-
i afe3 s'Vir?r die ijh BrtSLbIand *st heute nicht nur d e r 
a eti&da8erScbab "̂Schüsse der niederländischen Er- 
J f nfster yUn6 inneridi lrnJ steht aucb' über die Auf- 
l ' ^  ^ r b i n d u ^ ^ l b  der gewerblichen Wirtschaft 
edit,üüß- ,, ’discj, S mit den Niederlanden. Das Ziel 

5|reise „ rei®P°btik ist eine maßvolle An- 
’üiierh-,n. d,as deutsche Preisniveau. Das 

d|b der gewerblichen Wirtschaft als
SoWoh|reise

auch auf dem Ernährungssektor zahlreiche Preiserhöhun­
gen. Im ganzen ist aber eine klare Preisobergrenze ge- 
zogen. Aus diesen Gründen war es eine Frage der Zweck­
mäßigkeit, ob rpan die AuslandswarenpreisVO. für die 
Weiterveräußerung von niederländischen Waren im Reich 
aufrechterhalten sollte oder nicht. Da infolge der ver­
änderten Verhältnisse aber auch die Möglichkeit be­
stand, d.aß die niederländischen Preise aus Kostengrün­
den zum Teil über die vergleichbaren Preise des Reiches 
herausgehen und auch bereits aus der Zeit vor der Be- 
setzung durch die deutschen Truppen höhere nieder­
ländische Preise als die vergleichbaren Reichspreise vor­
liegen, erschien es geboten, sich hieraus für das inner­
deutsche Preisniveau etwa ergebende unerwünschte Rück­
wirkungen auszuschalten.

Die VO. des Reichskommissars für die Preisbildung 
v. 21. Jan. 1941 über die Preisbildung für Einfuhrwaren 
aus den besetzten niederländischen Gebieten (RGBl. 1,44) 
bestimmt daher, daß für niederländische Güter und Lei­
stungen im inländischen Geschäftsverkehr die jeweils zu­
lässigen inländischen Preise und Entgelte für vergleich­
bare inländische Güter und Leistungen nicht überschrit­
ten werden dürfen. Für den reinen Warenverkehr ist 
außerdem noch verordnet, daß, soweit der tatsächliche 
Einkaufspreis zuzüglich der volkswirtschaftlich gerecht­
fertigten Kosten- und Gewinnaufschläge einen niedrigeren 
als den vergleichbaren Reichspreis ergibt, nur dieser 
niedrigere Preis im inländischen Geschäftsverkehr ver­
sprochen, gefordert oder gewährt werden darf. Da^Ziel 
dieser VO. ist also klar herausgestellt: Der Reichspreis 
bildet in jedem Fall die obere Grenze für die Veräuße­
rung niederländischer Waren im Reich. Verbilligungen, 
die sich aus der Hereinnahme von niederländischen Gü­
tern und Leistungen ergeben, sollen indes dem deut­
schen Verbraucher zugute kommen und keinen sachlich 
nicht gerechtfertigten Gewinn für den Einfuhrhandel ab­
werfen.

Die VO. v. 21. Jan. 1941 macht die Anwendung der 
AuslandswarenpreisVO. auf die Weiterveräußerung von 
niederländischen Waren im Reichsgebiet unmöglich. Die 
AuslandswarenpreisVO. ist zwar nicht formell aufgehoben 
worden. Ihre Unanwendbarkeit ergibt sich aber aus dem 
allgemeinen Rechtsgrundsatz, daß das spezielle Gesetz 
das allgemeine ausschließt. Der Reichskommissar für die 
Preisbildung hat jedoch zur Vermeidung von Zweifeln 
in seinem Runderlaß Nr. 33/41 v. 20. März 1941 (A — 695 
— 958/4,1 r M ittB I.1,187) ausdrücklich daraufhingewiesen, 
daß die neue VO. v. 21. Jan. 1941 die Anwendüng der 
AuslandswarenpreisVO. ausschließt. Zugleich hat er sich 
die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen selbst Vor­
behalten und in einem Erlaß an die Reichsgruppe Indu­
strie vom gleichen Tage zum Ausdruck gebracht, daß 
mit einer großzügigen Erteilung von Ausnahmegenehmi­
gungen nicht zu rechnen sei.

B e l g i e n  und  F r a n k r e i c h
Auch für die Weiterveräußerung von Waren aus den 

besetzten belgischen und französischen Gebieten ist die 
Anwendung der AuslandswarenpreisVO. auf Grund der 
VO. über die Preisbildung für Einfuhrwaren aus den 
besetzten belgischen und französischen Gebieten vom 
17. Febr. 1941 (RGBL I, 100) ausgeschlossen. Die VO. 
entspricht vollinhaltlich der oben wiedergegebenen Nie- 
derlandeVO. v. 21. Jan. 1941. Der bereits erwähnte Rund­
erlaß Nr. 33/41 v. 20. März 1941 g ilt auch für den Gel­
tungsbereich der VO. v. 17. Febr. 1941.

Hervorzuheben ist, daß die AuslandswarenpreisVO. 
dagegen noch für die Waren Gültigkeit hat, die aus dem 
unbesetzten Frankreich stammen und im Reich ver­
äußert werden. Hierbei wird die Abgrenzung zwischen 
dem Begriff „Waren aus den besetzten französischen Ge­
bieten“  und dem Begriff „Waren aus dem unbesetzten 
Frankreich“  vielfach Schwierigkeiten bereiten. Diejenigen 
Waren, die aus dem unbesetzten Frankreich in die be­
setzten französischen Gebiete lediglich zum Zwecke des 
Weitertransports nach Deutschland gebracht werden fal 
len nicht unter die VO. v. 17. Febr. 1941, sondern u’nter-
,iegew T iew/blSi er Y ege,ung nach der Auslandswaren- pre.sVO. Werden die Waren dagegen nicht lediglich zum 
Weitertransport in das Reich nach dem besetzten Frank-
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reich gebracht, sondern werden sie etwa noch dort be- 
oder verarbeitet oder wird dort ein Zwischenhändler in 
den Gang der Ware eingeschaltet, so findet die VO, 
v. 17. Febr. 1941 Anwendung. In Zweifelsfällen entschei­
det der Reichskommissar für die Preisbildung.

Die vorstehenden Ausführungen haben gezeigt, inwie­
weit das System der AuslandswarenpreisVO. heute durch 
eine Reihe besonderer Vorschriften für einzelne Länder

und Gebiete innerhalb Europas außer Kraft g übrig® 
Für die Weiterveräußerung von Waren aus jjndet die 
europäischen und außereuropäischen Geort* es se'
AuslandswarenpreisVO. nach wie vor Anwe L.Mtin2oaer

ist.

für de«denn, daß der fceichskommissar für die V tt \i 
eine von ihm beauftragte Stelle genere'.troffen 
Einzelfall eine anderweitige Anordnung ge ^

RegR. H a n s g e o r g  Kayse.r,

D i e  O s t m a r k .  E i n g l i e d e r u n g  und  N e u g e s t a l ­
t ung.  Historisch-systematische Gesetzessammlung nach 
dem Stande v. 16. April 1941 mit Einführungen, Er­
läuterungen, Verweisungen und Schrifttumsangaben. 
Bearbeitet und herausgegeben von UnivProf. Dr. H e I - 
f r i e d  P f e i f e r ,  Studienleiter der VerwAkad. Wien. 
Wien 1941. Druck und Verlag der Staatsdruckerei 
Wien. XL, 720 S. Preis geb. 15 SRM.
Mehr als drei Jahre sind seit der Wiedervereinigung 

Österreichs mit dem Deutschen Reich verflossen. An die 
Wiedervereinigung schloß sich die Umgestaltung Öster­
reichs aus einem souveränen Staat zu einem Land des 
Deutschen Reichs und später die Bildung von sieben 
Reichsgauen im Gebiet des Landes Österreich durch das 
sog. Ostmarkgesetz. Der rechtliche Umgestaltungspro­
zeß des ostmärkischen Raumes hat eine Fülle von Vor­
schriften verfassungsrechtlichen und verwaltungsorgani­
satorischen Inhalts und in Durchführung der nunmehr 
bereits sehr weit vorgeschrittenen Rechtsangleichung auf 
allen Lebensgebieten eine Flut neuen materiellen Rechts 
zur Geltung und Wirksamkeit gebracht. Prof. P f e i f e r  
hat das Ziel, das er sich mit seinem Buch gesetzt hat, 
den ostmärkischen Studierenden — mögen sie ihre Stu­
dien an einer Universität oder an einer Verwaltungsaka­
demie betreiben — sowie den Beamten und Rechts- 
wahrern einen Führer durch das weite Gebiet der ver­
fassungsrechtlichen und verwaltungsorganisatorischen 
Entwicklung im ostmärkischen Raum seit seiner Ein­
beziehung in das Reich zu bieten, auf das glücklichste 
erreicht. Sein Werk bringt in neun Haujatstücken alle 
Gesetze und sonstigen Vorschriften über die Wiederver­
einigung Österreichs mit dem Deutschen Reich, die 
Reichsgrundgesetze, die Vorschriften über das Land 
Österreich, über die Staatsangehörigkeit, Rassen- und 
Erbpflege, Fremdenrecht, über die Überleitung von Zwei­
gen der ehemaligen Bundes- und Landesvollziehung auf 
das Reich, über die Neugliederung der Behörden in der 
Ostmark, über die Neuordnung der Selbstverwaltung, 
die Bildung und Verfassung der Reichsgauej über die 
Gesetzgebung und Verwaltung im Krieg und über die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Ostmark. Die Ge­
setzesausgabe Prof. P f e i f e r s  ist eine historisch-syste­
matische Gesetzessammlung, die sich aber keineswegs 
auf den Abdruck der Texte der Vorschriften beschränkt, 
sondern vielmehr in reicher Fülle erläuternde Abhand­
lungen enthält, die auf den einzelnen Rechtsgebieten die 
Verbindung zwischen dem früheren und dem neu ge­
schaffenen Rechtszustand hersteilen und dadurch wesent­
lich zum Verständnis der Neugestaltung beitragen. Die 
einführenden Vorbemerkungen zu den Hauptstücken und 
Abschnitten über das Land Österreich, über die Staats­
angehörigkeit, über die Erbpflege, über das Fremden­
recht, über die Neugliederung der Behörden, über die 
Polizei, über die Eisenbahn-, Straßen-, Reichstreuhän­
der-, Versorgungs-, Berg-, Forst- und Jagdverwaltung, 
über die Dienststrafkammern und die Standesämter, über 
die Fürsorgeverbände und Fürsorgeämter, die Versiche­
rungsbehörden, die staatlichen Behörden der landwirt­
schaftlichen Verwaltung, über die bautechnischen Ämter, 
über die gemeindliche und berufsständische Selbstver­
waltung, über die Vereinfachung der Verwaltung, über 
den — nunmehr in das Reichsverwaltungsgericht einbe­
zogenen — Verwaltungsgerichtshof in Wien und endlich 
über die Bildung und Verfassung der Reichsgaue der 
Ostmark werden sicherlich jedem Benutzer des Werkes

kungenRefflerKU“6
höchst willkommen sein. Die einführenden^

irkg 
it b

allen in das Werk aufgenommenen yorschi.-- auf ' 1 
fern erklärende Anmerkungen und Verw^ das Versta

um letztgenannten Gegenstand sowie ^  "etz hat . 
mäßigen Einzelausführungen zum Ostrnar „tändelt- . h. 
Verf. mit ganz besonderer GründlichKei erl®1.
allen in rla« W e rl, angenommenen VorSChrin  ̂ |tl

haltlich zusammenhängende Bestimmungen 

MinDirig. Dr. Hugo Ja
ms. :kl> Wien-

Berel1'
Dipl.-Ing. Dr. jur. H e i n r i c h  T e t z n e U  1̂g41. 

tesgaden: K o m m e n t a r  z. P a *0 ;,^;«. geb. 20,5°
Dr. Otto Schmidt, K.-G. IX, 514 S. P t W *  über dg 
Am l.O kt. d. J. werden die »neuen berei*s ^

gewerblichen Rechtsschutz vom 5. Mai /vis s- ^ y 0[n- 
fünf jähr ige Geltungsdauer erlangt haD ■ von V jü  
nach ihrer Verkündung eine stattliche verötfenLcti-
inentaren zum PatG, in rascher r  o B fvveilen 
wurde, schien der Bedarf der Fachwelt _ , vjckjnn&. ^¡t 
lieh gedeckt zu sein. Doch die R ^ “  vVjrd da*1 .„gs- 
seitdem nicht stillgestanden. Manch ein Erläjd^^eit 
einer gewissen Spannung nach dem n f [iren. in'  ¡hr® 
buch von T e t z n e r  greifen, um zu schon ge-
die Rechfsgedanken des neuen Ges«®* Jahre k,
Widerhall in der Rechtsprechung der , ende be­
funden haben. Hierfür erscheint das ,idm®‘ jigiiflg 
das Herrn Prof. Dr. R o b e r t  Lu t he  g /uik11' [1DiiilC‘ 
sonders geeignet. Denn es will nacP „aen Ff?^„ng aIl 
im Vorwort versuchen, „die auftauchi Aflld'Jq. in^
Gründprobleme des Patentrechts m e ^  ¡s des!£. r ein 
Beispiele, meist Fälle aus der SpruchF ^ auch bis" s#
des RPatA., zu veranschaulichen ■ ^LfLndlung üvvordeI1 
Bedürfnis nach einer abweichenden nfUriden , s be"
fes nicht in besonderem Ausmaß 1 des “ .^heidh'L'
sein, so werden es doch viele BcnjJ1 . ueB F|,lsC|]Cbh® 
grüßen, daß der Verfasser die za“ ‘r .mde 
gen, die er seinen Erläuterungen zug „deren1 ,1Xofiderc,
aitcfiihrltVliPr wiAiiprfrihf ills dl£S 1 «_j. rißX U ll^ausführlicher wiedergibt, als dies in der u : | 
taren wohl der Fall ist. Hierin beste« ch ate r ^  
Vorzug des Werkes. Das vorhanden ¡st .
zwar nicht nur dasjenige jüngeren . , de111 i eser L 
und Sorgfalt gesichtet worden- Arbeit deI? erg^tn 
auch gelungen, das Ergebnis dies . dafaU* er Fofrt 
guter Auswahl darzubieten und di e in p ^ ^ d n S ^ i t  
den Rechtsgrundsätze in knapper und « j£ r i s W g ig  
seinem Verständnis nahezubring • Buchet ^¡t de ( 
das Schrifttum nach der Anlage g ^anch . j j  i j  
übergangen worden. Weiterhin wi . dauer11». t  bc^jt

.......  A n w y  !, 0Sg * V

^ dcsJu rte n

in einen besonderen Anhang, °  , PatmjCh derLea
Buches zu mindern, den Wortlaut a 
Nebengesetze und Verordnung
gen über die Rechtsangleichung Ver

Erteilungsverfahren befaßte Anwau aUSW rlr niit 
alle Vorschriften des Gesetzes eb ten Abs*. ßi 
delt werden konnten w ie ,d ie ,„„läuterten § ’ L ¡nty’j es 
Ausnahme des sehr eingehend e Verfab;|jcbkeiLefl 

Beschränkung war

Gebieten, aufzunehmen. , ver*“ --.¡n ^  er
Die sachlichen Ausführungen 29/30Lc^

von einzelnen Ausnahmen abg g l  (Ar1 f del1 mffj 
rnung finden. Wenn allerding j Ton . so ^d 
wähnt wird, das PatA. lege un'
nischen Fortschritt als auf die nicht *  ischal
dies für die gegenwärtige Amtsubung Senatsen
es sei demgegenüber auf die jung

V e r fa ß 0 '
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!S?' 128 ve«1?38, 1,8 und Mitt- 1937> 251; 1938> 399;
Jung einI Wie,st:n' wo besonderer Wert auf die Fest- 

muß f l  schöpferischen Leistung gelegt wird. Auf- 
für ‘^ ner das entschiedene Eintreten des Ver->ssers

pIlT'-ö). jv  ° le Annahme der Betriebserfindung (§ 3 
. nticler kp An?abe> *n einem solchen Falle brauche kein 
fl»? Qeset? tR öl z» werdelJ (§26 Anm. 13), dürfte mit 
g.f. hat aupii ,■ Abs. 6) nicht vereinbar sein. Tatsäch- 
nPl,!nders Durchführung dieser zum Schutz des
4iirtiUnüber\vii?!ir,en Bestimmung in der Praxis zu kei- 
i die Hp^dbehcn Schwierigkeiten geführt. Endlich 
Verein LanrfiPtunS in Anm- 23 zu § 7 Abs. 3> daß 
beweis Gegenseitigkeit gewähre und daher im

ire.
t! s

E ^ L(Art.4 U(."d\  ‘-einuuncr Passung ues umonsver- 
Sen . «Utig Von v ' angenommen haben, wonach die 

.ist. n Zwischenbenutzungsrechten ausgeschlos-

über n

len,7 n'S 7im gcwaure unu uaner irr
'enir agsrpnSi Aus^ nd im Prioritätsintervall noch Vor 

entständen, in dieser Allgemeinheit miß-lr cp,: -■•w.u.iuui, ui u iw u  rmgcmcuuicu nuu-
fere Lände , . lerzu ma& bemerkt werden, daß schon

(Art 7 .. uie Londoner Fassung des Unionsver-

Re

HecW,k <lmen Unstimmigkeiten wird das Buch 
utig Von r>V?drer, der sich namentlich bei der Be- 
, e BehT a,,enl sfreitigkeiten und Nichtigkeitssachen

n(JlUncr einer hestimmfen FratYA in r\nrAls l,sRrechunl  dbing. einer bestimmten Frage in der 
groß» rer v ,L Unterricilten W*H, ein guter Führer sein. 

Und krif+r,ZU® dcs stattlichen Bandes sei noch der 
uge Druck dankbar hervorgehoben.

Senatsrat Dr. E l t e n ,  Berlin.
-----------

Kain<ies So?i!iK ^ r t e i - Loseblattlexikon des Arbeits- 
l S c k  Herausgegeben von LODir. Dr. 

' '  ■ ‘ Und \f. p . Stuttgart. Stuttgart, Verlag für W irt-Vß.‘f lt Und v ; r - , atuttgart- Stuttgart, Verlag für Wi 
Di»' Zuletzt n Dke,hr ForkeI & Co. (Heft 771—793.) 

P n^es te n  , 1941- 574'
^ t ig eSnchaulic!le '^ ru n g e n  der Stuttgarter Kartei geben 

deutsrh.“ 1 . von der engen Verbindung des 
dnrh„ln Unserl rn7 A fbeitsrechts mit dem politischen 

a‘i*schnft? Vieri-3i^  S)e Iassen namentlich erkennen, 
o^eitsr»* der Einf|SpJan’ Wehrhaftmachung und Kriegs- 
r t < ^ h«iche Ä  der öffentlichen Gewalt auf die 

i  Arßjpuimt n  u ? k,ung 111 wachsendem Maße zur 
ha k rztf . ¡usaV /,i • ’ stehen Lohnfragen und Fragen 
i^dlün9 b rin« - ? im Vordergründe des Interesses. 
Vni!°nalL 7°n M t £k'?rtei eine tiefeindringende Ab- 
S kŝ irbZialis tL h PS fo d über die Lohngestaltung im 
Splii% a r? aftlichpnnBSl aate’ dle von der allgemeinen 
| ^ t  ünacb_en Verfi'.M *deufung df|r Lohnfrage und ihrerVerfi uei Luunirage unu inrer
he,‘i?en h ln eine 5C , nS mit dem Arbeitsrecht aus- 
D, *'8e i ,e.r Lol]nflna',lscllaullchc Darstellung der neuen 

* "Politik ™U'lS s,owie der allgemeinen für die 
^ i lP t i  JuSselt maßgebenden Grundsätze einmündet. 
* C  e O b e S ?d- s  die von G r o s  bearbeitete 

Qabe kV rb?r daS Knegsarbeitsrecht. Eine 
pral?)(;ite?ifandunL\/Atet ferner das im Anschluß an die 

.,Aßr VP- von V o l k m a r s  kundiger Hand 
-■ lp '■ J wichtiger lohnpfändungsrechtlichermit j  oft t i

f e u c h t  Kt9% a r t e f T riä -sif keit, Und Schnelligkeit, 
ailrt b e rü C  m K.a,rtei ihre Leser über alle das 

1 aUch an Vorgänge zu unterrichten weiß, 
HA n  6n neuen Ergänzungslieferungen. 

Dr. W. O p p e r m a n n ,  Dresden.
u ̂  d * r  r a ______
dg4, Hef^Debsher f^ K i e f e r :  U n b i l l i g e  H ä r t e  
öhi ünil der S e & n g t h e i t  nach  § 56 A r b O G .

S Ä  U ipJ„r\ften des Imdes Instituts für ArbRecht an
Nunw X ll i ^ o imar 1941- Verlag Hermann 

.■ t̂, ndigün > !72S. Preis brosch. 7,90 SUC.
«i-zicL H er w‘!!eiTu.fsverfahren im Arbeitsrecht

in > t er arbeite1 ln, *einem Aufsatz über „Wesen 
t̂soi leU n L ü. 2  e.cb 'chcn Kündigungswiderrufs-

5*8 § « *  Ar>dge'da 9u Jg- S- 194 -  a«f dem sittlich-
di » i«  ein?i i edsmemep^611’ daß mit der Isolierung des 
Je Ä r  vp ne V0||(eCben gebrochen werden muß und 
i? er Sriabstr'VUrzeIn cgen ° ^ e aucl1 mit Arheit und Be- 
"«r ^ C h t ehöritrl?° J' Deshalb hat auch das ArbOG. 

°*ial Jcnutz (ri.PeiM. des einzelnen Beschäftigten 
m'ßbi„i gens*ellt und so dafür gesorgt, daß 

hen.swerten Ausstoßung des Beschäf­

tigten aus der Betriebsgemeinschaft ein hemmender 
Damm entgegengesetzt wird. Sozial mißbilligenswert ist 
eine Ausstoßung eines Beschäftigten aus der Betriebs­
gemeinschaft dann, wenn sie auf Grund einer K ü n d i ­
g u n g  erfolgt, die „ u n b i l l i g  h a r t  und  n i c h t d u r c h  
d i e  V e r h ä l t n i s s e  des B e t r i e b e s  b e d i n g t  i s t “  
(§ 56 ArbOG.). Die Frage, wann eine Kündigung diese 
Voraussetzungen erfüllt, hat sowohl dem Schrifttum als 
auch vor allem der Rspr. in all den Jahren, im Verlaufe 
derer dieser Kündigungsschutz unser Arbeitsleben be­
herrschte und beherrscht — und das ist bereits seit dem 
Inkrafttreten des durch das ArbOG. außer Kraft gesetz­
ten BetrRG. v. 4. Febr. 1920 (§ 84) der Fall —, vielfach 
Anlaß zur lehrmäßigen und rechtsprechungsmäßigen Er­
örterung gegeben. Die Zahl der dabei entwickelten An­
sichten zu den vielen sich aus der Regelung dieses Kün­
digungsschutzes ergebenden Einzelfragen und der wissen­
schaftlichen Abhandlungen ist groß; aber weit größer, 
ja geradezu kaum zu zählen ist die Anzahl der dazu er­
gangenen Gerichtsentscheidungen, die deswegen leider 
keine Rechtseinheit aufweisen, weil im Kündigungswider­
rufsverfahren nur die Arbeits- und Landesarbeitsgerichte 
zu entscheiden haben und der Weg zur dritten Instanz, 
dem RArbG., verschlossen ist. Daher ist der Versuch, 
unter Beachtung der bisherigen Rspr. und unter Berück­
sichtigung der Rechtslehre für die Rechtseinheit gerade 
auf diesem — für den Unternehmer und Gefolgsmann 
ebenso wie für den für eine gerechte Entscheidung allein- 
oder mitverantwortlichen Rechtswahrer wichtigen — ar- 
beitsrechtiichen Sondergebiet zu werben, an sich schon 
begrüßenswert. Besondere Beachtung darüber hinaus ver­
dient ein derartiger Versuch, wenn er in der A rt und 
Weise erfolgt, in der ihn der Verf. in dem obengenann­
ten Buch unternommen hat: In einer sich über 166 Seiten 
erstreckenden, in klarer Sprache geschriebenen Darstel­
lung zeigt er die gesamte Praxis nicht nur der unter 
der Herrschaft des ArbOG. ergangenen Entscheidungen, 
sondern auch der unter dem Geltungsbereich des 
BetrRG. erlassenen Rechtssprüche — soweit sie nicht 
gegen den neuen Sinn der Arbeit verstoßen — fast voll­
ständig auf. Diese fast lückenlose Darbietung aller in 
Frage kommenden — hunderte — von Entsch. bringt er 
dazu noch in einer für die Praxis geradezu wertvollen 
Form, die in den meisten Fällen ein Zurückgreifen auf 
den oft schwer zugänglichen Originalabdruck überflüssig 
macht. Dieses große „Erfahrungsmaterial“  reiht Verf. nun 
auch nicht, wie es leider bei derartigen zusammenfassen­
den Arbeiten häufiger geschieht, unübersehbar anein­
ander, sondern baut es in eine praktisch gut verwert­
bare Ordnung, indem er die vorkommenden Fälle zum 
Zweck einer möglichst gerechten Kündigungsbewertung 
in die drei großen Kategorien von Gründen, die eine 
Kündigung auslösen, aufspaltet: I. Wegfall von Arbeits­
plätzen infolge besonderer Betriebsgestaltung, II. Ent­
lassungsgründe in der Person des Gefolgsmannes und 
111. Entlassungsgründe in der Person des Unternehmers. 
M it einer besonderen Behandlung des Verhältnisses des 
§ 56 ArbOG. zur sittenwidrigen Kündigung schließt diese 
fleißige und mit großem Verständnis für das behandelte 
Problem und die Bedürfnisse der arbeitsrechtlichen Praxis 
geschriebene Arbeit, die wirklich eine Lücke ausfüllt und 
iür die Zukunft wertvolle Anhaltspunkte gewinnen läßt. 
Man kann diesem Buche des Verf., der darin das Schrift­
tums- und Rspr.-Material von über 60 Zeitschriften- und 
Rspr.-Sammlungen verarbeitet und die praktische Benutz­
barkeit durch ein gutes Sachverzeichnis noch erhöht hat, 
nur weitestgehende Verbreitung wünschen, da es jedem 
Benutzer wertvollste Dienste leisten wird.

Dr. W i l l y  F r a n k e ,  Berlin.

D as neue  D e u t s c h e  R e i c h s r e c h t .  Herausgegeben 
von H a n s  P f u n d t n e r ,  StSekr. i. RMdL, Dr. R e i n ­
h a r d  N e u b e r t ,  JR., Präs. d. RRAK., unter M itw ir­
kung von Dr. F. A. M e d i c u s , MinDirig. i. RMdl 
Lief. 112 (145 BL), Lief. 113 (156 BL), Lief. 114 (124 BI ) '  
Lief. 115 (81 Bl.), Lief. 116 (90 BL), Lief. 117 (96 BI ) 
Berlin-Wien 1941. Industrieverlag Spaeth & Linde 
Preis je Blatt 3 S ttf und Porto für die Sendung.
Die Lief. 112—117 des bekannten Sammelwerks brin 

gen das von Mitte Febr. 1941 bis Mitte Juli 1941 ¡m
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RGBl, veröffentlichte Material sowie im Zuge der Mo­
dernisierung der Sammlung wichtige ältere Gesetze in 
Neubearbeitungen. Aus der reichen Fülle des Inhalts 
seien hervorgehoben: ReichsstatthalterG. und WaffenG. 
mit neuen Erläuterungen; KriegssachschädenVO.; Kinder- 
beihilfenVO.; VO. über die Preisbildungen und VO. 
über Preisauszeichnung; Ges. über die Altersversorgung 
für das deutsche Handwerk; Straßenverkehrszulassung 
und KraftfG. in neuer Bearbeitung; Ges. über Rechte an 
eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken; Führer­
erlaß über die Stellung des Leiters der Parteikanzlei; 
VO. über die deutsche Volksliste und die deutsche 
Staatsangehörigkeit i. d. eingegl. Ostgebieten; VO. über 
die Erstattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armen­
sachen und schließlich Ost-SteuerhilfeVO. sowie Zweite 
Ost-SteuerhilfeVO. _______  Schriftleitung.

D as neue D e u t s c h e  R e i c h s r e c h t ,  N e u d r u c k -  
A u s g a b e .  Herausgegeben von H a n s  P f u n d t n e r ,  
StSekr. i. RMdl., Dr. R e i n h a r d  N e u b e r t ,  JR., 
Präs. d. RRAK. unter Mitwirkung von Dr. F. A. M e ­
tí i cus ,  MinDirig. i. RMdl. Lief. 25 (117 BL), Lief. 26 
(119 BL). Berlin-Wien 1941. Industrieverlag Spaeth & 
Linde. Preis je Blatt 3 und Porto für die Sendung.

zelnen Länder an der Aus- und Einfuhr

ochenausgaj3
[Deutsches R e c h t /^ f

Enteuropäig
den

D ie  N e u o r d n u n g  des R e c h t s  i n  d en  O s t ­
g e b i e t e n .  2. N a c h t r a g .  Herausgegeben und be­
arbeitet von Dr. T h e o d o r  R o h l f i n g ,  AGDir., 
Thorn, ord. Mitglied des Deutschen Handwerkinsti­
tuts und Mitgl. des Ausschusses für Arbeitsrecht der 
Akademie f. Deutsches Recht, und R u d o  l f  S c h r a u t ,  
ORegR. a. D., Direktor beim Deutschen Sparkassen- 
und Giroverband, Mitgl. der Akademie f. Deutsches 
Recht (Guttentagsche Sammlung Deutscher Reichs­
gesetze Nr. 220). Berlin 1941. Verlag Walter de Gruy- 
ter & Co. 80 S. Preis brosch. 2 31M.
Auf die Besprechung des Werkes: DR. 1940, 2156 

wird hingewiesen.
Schriftleitung«

Aus Zeitschriften
Volkstumsrecht
F r e i s t e r ,  Entwicklung des Volkstumrechtes der deut­
schen Volksgruppen: DJ. 1941, 881 f. und 897f.

Das Minderheitenwesen von Versailles diente dem 
deutschen Volk gegenüber nur als Deckmantel für 
einen brutalen Vernichtungswillen. Man erstrebte nicht 
Schutz, sondern Vernichtung der Minderheit. Das Recht 
des deutschen Volkstums außerhalb der Grenzen des 
Reiches ist indessen ein integrierender Bestandteil der 
Konsolidierung und der Neuordnung Europas. Deshalb 
setzt es sich auch tatsächlich und rechtlich in demselben 
Maße durch, in dem sich die europäische Gemeinschaft 
konstituiert. Dies zeigt die Art der rechtlichen Anerken­
nung des Volkstumsrechtes in der slowakischen Republik 
(Verfassung v. 21. Juli 1939), in Ungarn und Rumänien 
(Volksgruppenverträge v. 30. Aug. 1940) und in Kroatien, 
die vom Verfasser näher geschildert wird.

Lunuer an uer /\us- uu« u .Jun ir. ui.»
rung“  des Welthandels). Der Auf5 ,-g  J h m , 
Welthandel kurz vor Ausbruch der ^ tio n s k a P ^ f Lr- 
das Mißverhältnis zwischen den Produ , njcht ,. 
einerseits und dem Güterbedarf an“  fflen, und . 
decken. Die Weltwirtschaft brach zus Versailler V 
Krise wirkte sich nicht nur in dem v° . n auch in ... 
tat schwer betroffenen Deutschland, so -nzeinen ‘ j  
Siegerstaaten verheerend aus. Soweit a ffe)ang, s . n 
dern die Überwindung der Krise w*rk . ujjehr von n 
dieser Erfolg im Zeichen einer völligen .^ e n .  v
überkommenen wirtschaftspolitischen . j e oin?,cA.,
Verfasser zeigt nun Bemühungen unu Italien, r7 a|. 
Staaten auf -  in England, Frankreich ^  » a t< .  
und besonders eingehend in Deutschi ^ e[twirt5Ctl ¡ner 
sozialistische Deutschland hat die in <- satze 5i\t,virt' 
krise erstmalig sichtbar gewordeneri We««”
neuen räumlich gegliederten und gej5 und zu 
Schaft am erfolgreichsten aufgegnoc 
wirtschaftlichen Grundsätzen entwiche

Arbeitsrecht ße-

scnaiugieu aui cicii aucu ^vioeitspia 
liehe Durchführung: Deutsches Arn

B u l l a ,  Der Anspruch des wehrüie seine “ ‘0
schäftigtcn auf den alten Arbeitsplan- I94 ’

bis 113. A rb e it^ 3“
K ä l b e r  I ah,  Die Rechtsstellung der 
DJ. 1941, 902 f. LÖsung
A d a m ,  Zustimmung des Arbeitsam s 
Arbeitsverhältnissen: DJ. 1941, 885 t. itskräfte:
A d a m ,  Beschäftigung ausländischer Arbe
sehe Verwaltung 1941, 321. .¡e EtiW,ĉ stfn'

Verfasser gibt eine Übersicht ü er pjnsatzes a das 
und den gegenwärtigen Stand de Jla Werbt}, °,füh'und den gegenwarugen .¡e w ̂  ,-,i,ertu *
discher ziviler Arbeiter (Zahlen), u ^  die ü vVjCh 
zu beobachtende Verfahren, die Be praktis Lliin^1,'

T S  E

hes

B e r g e r ,  Die deutsche Volksliste in den eingegliederten 
Ostgebieten: Deutsche Verwaltung 1941, 327f.

Großraumwirtschaft
A. H o r n ,  Volkswirtschaft, Großraumwirtschaft, Welt­
wirtschaft: DevArch. 1941, 745 f. und 767f.

Zum Verständnis des Prozesses wirtschaftlicher Raum­
bildung und Raumgestaltung gibt der Verfasser eine 
eingehende Darstellung der beiden Pole, zwischen denen 
sich dieser Prozeß abspielt, nämlich der Volkswirtschaft 
einerseits und der Weltwirtschaft anderseits. Er zeigt 
zunächst die Entwicklung der Volkswirtschaft im Zeit­
alter des Merkantilismus und im Anschluß daran die Ent­
wicklung der Weltwirtschaft im 19. Jahrhundert. — Der 
Weltkrieg mußte notwendig Strukturwandlungen der 
Weltwirtschaft mit sich bringen, die vor allem in der 
warenmäßigen Zusammensetzung des Welthandels ihren 
Niederschlag fanden (Verschiebung der Anteile der ein-

tige“  Fragen, die sich aus der Be beftsp!a1 
scher Arbeiter ergeben (Arbeitsbuci,
Briefwechsel usw.).

Strafrecht , mir: DctltsC
S c h i n n e r e r ,  Zur Strafrechtsanvvcn j,
Strafrecht 1941, 114-121. ;nterlok.aleI s

Verfasser erörtert die Probleme i c ^hähfll3 fld 0 b  
rechtsanwendung,. die sich aus d Böhme11. ¿tp 
der Strafrechtspflege im Protekto des übriL zU de 
ren gehandhabten Strafrechts zW Er gom A s Rec . 
deutschen Reiches entwickeln kor • endung“ 
Ergebnis, daß der Grundsatz de Ä  im ^ J°cUtsc|lCn 
tes des Tatortes auch im Verhältnis a 0r0ßd _ 
gehandhabten Strafrechts zum Werden k‘ .  utm 
Reich überwiegend aufrechterhal Ein^KheS ' ‘f
Haas ,  Zur Frage der Zulässigkei. Täters»
Ersatzeinziehung nach dem freCht 194 ltl!r naC?
Devisenstrafrecht: Deutsches = ‘ opdarfsd^^yalb111̂ 
B r o m b a c h ,  Die Gefährdung c' crQeutsche
der Kriegswirtschaftsverordnung.
1941, 3251. he

Jugendstrafrecht . Die P°
W ü s t e n b e r g  und K ü m m e r  1 e gggf. fnunl=w 
Verwarnung Jugendlicher: DJ- f]-’uüge V e^ elle, ,°je) 

Gebührenfreie oder gebOhrenpftch^ d Stel£ 
Jugendlicher durch die 1 ohzei ( j der Po ^
nachdrücklicher nach Vorladu g ladung z ]̂n vvifC* ,cr' 
sind zulässig, ebenso wie d^huimsmaßregeLedigt ,-!t>er'unterricht. M it diesen Erziehung ge„ eri 0 %  
Mehrzahl der polizeilichen Übertre ^  sChwe gifld 
den können. Jugendarrest ^  rjeldleis*1111̂  
tretungsfällen zu yerhangen. jttei.
wenig jugendgemäßes Erziehungs.

eH1

der Z vva<>
W e r ne b ü r g ,  Die Durchführung Antm^g’gá4 ^
Z w angsvollstreckung

Gerichtsvollzieher-Zei &
Streckung 
und gepfändeten 
Deutsche Gerichtsvol



Nachdruck der Entscheidungen nur auszugsweise und mit genauer Quellenangabe gestattet 
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aus htspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen:
s dem Strafrecht S. 2233 Nr. 1; Versicherungsrecht S. 2245ff. Nr. 10, 11; Arbeitsrecht S. 2255 Nr. 21

Strafrecht

dem *~ur Kra §7 Qesch|KrG. 
^PHSĉ uMh^<iftdeSi,ur?äc l̂ i*c*ien Zusammenhangs zwischen 

2 v8*rafrecliir ^ erhal<en des Täters und dem eingetre- 
von V°n eine ¿Ch-Cn LrfolS-
Schi„Vornhereh. ‘.ei,behandler muß verlangt werden, daß er 
teh , r<len (¡„ w" 1 £ee*gnefer Weise die subjektiven Be- 

3’ z« e i „ ^ ™  und die Krankengeschichte ermit- 
' ,r Beha„ii r̂eifenden Diagnose zu gelangen.

,chuno- u . JJf» i- S. des § 7 GeschlKrG. gehört jederech> c h u nii . . ¡¡£ «• S. des § 7 GeschlKrG. gehört jede 
QesT.11 muß8, .c* de.r der Heilbehandler damit rechnet oder 

4 rvCfhsor<r,!U zur Feststellung eines Leidens der 
fähi« e Qe« , - e tiihren werde.
iSim HeiC h aSnej,,0sif ! {eii i  die darin ,iegt. daß ein un- 
Fähi l̂ °der for?"* *r die Erfüllung einer Aufgabe unter- 
fück?; ®'ten « W .7 . ’ dle erkennbar seine Kenntnisse und 

}). Ĉ<igt We j ei^?’ kann a*s Strafschärfungsgrund be-

1938 *[en an n»u- lst am 20- APril 1939 ™ Alter von 
in P , Ute sie 'E?a.rmutterkrebs gestorben. Am 28. Febr. 
«US '(¡„0r- Dort erstmalig in der Landesfrauenklinik 
r'gen sehcidPWfUri c "• f ;  ein eitriger „übler“  Ausfluß 
DW^'hen q„i .. 1estgestellt. Der Befund ergab im üb- 
!'atn(,|,i,^ar. Dip rrnutterhalskrebs, der nicht mehr „ope- 

durcH'Dê rholte Behandlung in der Klinik, 
aens ,, eine J ,  Kadlum und Röntgenbestrahlung, hatte 
a.c,,tlichr poW  n ntllche Besserung des Allgemeinbefin- 
8>ch Qe\vjc’hPer Ausfluß hörte auf, es trat eine be- 
f°ch Alr. Wold ! ZUna,lrne ein, und die Patientin fühlte 

eine, ailg |ij]! Vnnphen und Allgemeinbefinden waren 
?ich d a Bpjn pl .9 gut bis auf stechende Schmerzen 

°de, s Befin, | „ „ l t 1 Anfang September verschlechterte 
Bevr, 1 der Kranken wieder bis zu ihrem

HeilDr0r .die F
ci? der AnVir, z~ r Klinik kam, war sie in der 
1 f  Sch3 8 Schon f ehh. Sophie H. behandelt worden. Sie 
m ,iahr0e'de. h ;ßan einem blutig-wäßrigen Ausfluß aus 

&Pi n vor Ho monatliche Blutung hatte sie seit 
I937' erst ersten klinischen Untersuchung nicht

Vpdiê A*- Be^^np bei der Sophie H. fand Mitte Aug. 
Sq *rat. Ny.Sekl. jiFei? zweiten Besuch, am 3. Sept., traf 
Q,Phie FFCitere ‘‘na H. an, die damals ihre Schwester 
Na 1 1987 sfatt ,1 chs Besuche fanden wieder bei der 

di/,’ d>e beirip0111der erste im Sept. oder Anfang 
aie 9ocher Zeit ^ n Ietzten am 10. und 26. Jan. 1938/ 
h beiUp ZvVeima)V?r die Schwester der Frau L. für 

gos s kv AnReki ,n der Praxis H., hier waren jedes- 
„ " ranh„r. K1- anwesend.

V bV h
t C ?  An

dj*1. v, j  atlkenhl 1 lluwcsenu. 
auf'^'a&l^Pt. jgn i de1" Sophie H. weist nur Eintragun
Vh^ercni -autet din p̂ -' ! llld 26' Jan- 1938 auf- An allen 
reinj ermj!a'Öen ■ Svm .n ragun® in dcr Spalte Diagnose 
'Ww'Ut l^ten p„mPf°me sind nicht eingetragen. Die 
^ r  ilsch’eA nvregUnp!̂ “ pte yerordnen Mittel zur Blut- 

^ 'rkum r dpr N,erentatigkeit und von stark 
, Da Schn ferne?' ?mmal verschrieb die Sophie H. 

i’^rzen. ein Pflaster zur Behebung von

Ä  ^ ? WeSenbffewn tAn?ekL gegenüber nicht über 
e,), li'he , rschönfo d,ese haben vielmehr, ohne 
g% i S i n ni1 öer v " den Feststellung der subjektiven 

C K'n i?® nach ?r,g fscbichte der Kranken zu stel

1938 auf. An allen

di i'p. nach’ V .*” '-11“ -'” « uer kranken zu stel- 
Ur‘ns die ,l3ntersuchung des von ihr mit- 

•nagnose auf Nierenleiden gestellt

und Sophie H. hat bei den weiteren Besuchen daran 
trotz später von der Frau L. selbst geäußerter Zweifel 
und trotz wiederholter Fragen, ob es nicht ratsam für 
sie sei, einen Arzt zu Rate zu ziehen, festgehalten.

Die Strafkammer erblickt ein fahrlässiges Verhalten 
beider Angeld, darin, daß sie sich nicht bei dem je­
weils ersten Besuch durch Fragen über den Zustand 
der Kranken zur Gewinnung einer gewissenhaften Dia­
gnose unterrichtet haben. Hätten sie dies getan, so stellt 
das LG. fest, dann wäre ihnen der charakteristische 
Ausfluß alsbald bekannt geworden, und es hätte sich 
daraus für beide Angekl. ohne weiteres der Verdacht 
auf Gebärmutterkrebs ergeben oder doch ergeben müs­
sen. Dieser Verdacht aber würde dazu geführt haben 
oder hätte jedenfalls dazu führen müssen, die Kranke 
sofort einem Arzt zu überweisen, der dann für die not­
wendige klinische Behandlung Sorge getragen hätte.

Ober die Aussichten einer klinischen Behandlung stellt 
die Strafkammer folgendes fest: Die klinische Behand­
lung hätte verschiedene Erfolge haben können.

a) Es hätte eine Dauer h e i l  ung  im krebsmedizini­
schen Sinne, d. h. eine Symptom- und beschwerdefreie 
Zeit von mindestens fünf Jahren erreicht werden können.

b) War diese nicht zu erreichen, so hätte doch eine 
nennenswerte V e r l ä n g e r u n g  des L e b e n s  im Ver­
gleich zu dem normalen Sterblichkeitsveriauf herbei­
geführt werden können.

c) War beides nicht zu erreichen, so hätte doch we­
nigstens eine von körperlichen und den dadurch beding­
ten seelischen B e s c h w e r d e n  f r e i e  Z e i t  erreicht 
werden können.

Die Aussichten einer Behandlung seien dabei wesent­
lich von der Entwickelungsstufe abhängig, in der sich 
die Krankheit bei Beginn der ärztlichen Behandlung be­
funden habe. Das LG. unterscheidet vier Stufen, von 
denen m den Stufen III und IV Aussichten für eine Hei­
lung oder Lebensverlängerung nicht bestanden hätten 
Dagegen sei der hier fragliche Krebs in der Stufe 1 un- 
bedmgt als „operabel“  anzusehen, während die Oper- 
bilität im übrigen von der ärztlichen Diagnose im ein- 
zelncMi Falle abhänge. Auf di£se sogenannten operablen 
Falle bezogene Statistiken zeigten unterschiedliche Heil­
ergebnisse; sie schwankten zwischen 50 und 87o/0.

Zu der tatsächlichen Frage, in welchem Stadium sich 
der Krebs der später Verstorbenen bei Beginn der Be- 
handlung durch die Angekl. befunden habe, nimmt das 
LG. abschließend dahin Stellung, Frau L. habe sich im 
Aufi,/Sept. 1937 „m it größter Wahrscheinlichkeit“  im 
Stadium 1 befunden, indessen sei die Möglichkeit, daß 
das Stadium 11 in diesem Zeitpunkt schon begönnen 
habe, „nicht völlig auszuschließen“ .

Das LG. hat sich für unter diesen Umständen außer­
stande erklärt, den Tatbestand der fahrlässigen Tötung 
bei den Angekl. festzustellen, weil die Rechtsprechung 
des RG. zum Ursachenzusammenhang die Feststellung 
einer „an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit“  da­
für fordere, daß der Tod ohne das schuldhafte Verhal­
ten des Täters nicht oder nicht so früh eingetreten 
wäre. Dagegen verurteilt die Strafkammer die Angekl. 
Sophie H. wegen fahrlässiger Körperverletzung in Tat­
einheit mit Vergehen gegen § 7 GeschlKrG. Bei der 
Angekl. Maria H. tr ifft das LG. die nämliche Schuld­
feststellung, gelangt aber zur Einstellung des Verfah­
rens auf Grund des Gnadenerlasses für die Zivilbevölke­
rung v. 9. Sept. 1939, weil es eine Strafe von weniger 
als drei Monaten Gefängnis bei ihr für angemessen er­
achtet.

280



2234 Rechtsprechung

Die Revisionen der StA. und der Angekl. führten zur 
Aufhebung und Zurückverweisung.

1. Die Ausführungen, mit denen das LG. den ursäch­
lichen Zusammenhang zwischen dem schuldhaften Ver­
halten der Angekl. (Unterlassen der nötigen Fragestel­
lung und infolgedessen der Verweisung an einen Arzt), 
und dem Tod der Frau L. verneint hat, begegnen durch­
greifenden rechtlichen Bedenken.

Allerdings ist in der reichsgerichtlichen Rechtspre­
chung der Satz entwickelt worden, daß die Ursächlich­
keit eines schuldhaften Verhaltens für einen schädlichen 
Erfolg nur dann bejaht werden könne, wenn eine an 
Gewißheit grenzende Wahrscheinlichkeit dafür bestehe, 
daß der Erfolg bei pflichtmäßigem Verhalten nicht ein­
getreten wäre (vgl. RGSt. 51, 127; 58, 130/31; 75, 50, 51 
=  DR. 1940, 15197). Wie aber bereits in RGSt. 75, 50 
=  DR. 1940, 15197 dargelegt worden ist, ist dies nur der 
Ausdruck für den den Strafprozeß allgemein beherr­
schenden Grundsatz, daß dem Angekl. das Vorliegen 
der gesetzlichen Tatbestandsmerkmale nachgewiesen 
werden muß. Nun hat aber das RG. bereits in RGSt. 61, 
202, 206 (vgl. aber auch RGSt. 66, 163) Anlaß nehmen 
müssen, auszusprechen, daß auch beim Nachweis der 
Täterschaft als solcher die Anforderungen an die B il­
dung der richterlichen Überzeugung nicht überspannt 
werden dürfen und daß eine solche Überspannung dann 
gegeben ist, wenn der Richter sich ohne das Vorliegen 
vernünftigerweise in Betracht zu ziehender Zweifel von 
der Feststellung der Täterschaft durch die Vorstellung 
abhalten läßt, daß ein absolut sicheres Wissen der 
menschlichen Erkenntnis bei ihrer Unvollkommenheit 
überhaupt verschlossen sei. G ilt dies — wie für jedes 
andere Tatbestandsmerkmal — ohne weiteres auch für 
den in Frage stehenden Nachweis der Ursächlichkeit, so 
kommen hier noch weiter folgende Besonderheiten in 
Betracht.

Während es sich bei der Feststellung der Täterschaft 
als solcher um die Ermittlung eines der geschichtlichen 
Wirklichkeit angehörenden Ereignisse handelt, hat der 
Tatrichter der Entscheidung über die Ursächlichkeit einer 
Unterlassung den Vergleich des wirklichen Verlaufs der 
Geschehnisse mit einem nur gedachten Verlauf zugrunde 
zu legen, nämlich mit demjenigen, der eingetreten wäre, 
wenn der Täter die gebotene Handlung vorgenommen 
und d:'” 'e sich weiter ausgewirkt hätte. Eine annähernd 
sicheu Ermittlung dieses in die geschichtliche W irk­
lichkeit nicht eingetretenen und von ihr nicht abzulesen­
den Verlaufs ist meist ungleich schwieriger und oft nur 
im Sinne einer größeren oder geringeren Wahrschein­
lichkeit möglich, namentlich, wie im vorliegenden Falle, 
beim Verlauf einer Krankheit, bei der eine Mehrheit 
schwer abzuschätzender Ursachen den Gang der Dinge 
mitbestimmt. Würde sich also der Tatrichter nicht mit 
einer der allgemeinen Lebenserfahrung entsprechenden 
hohen Wahrscheinlichkeit begnügen dürfen, vielmehr 
das Erfordernis der „an Gewißheit grenzenden“  Wahr­
scheinlichkeit dahin verstehen, daß jeder mögliche Zwei­
fel der Verurteilung im Wege stände, dann würde das 
weder mit den Bedürfnissen einer wirksamen Straf­
rechtspflege noch mit gesundem Rechts- oder Volks­
empfinden in Einklang zu bringen sein. Während näm­
lich mit der Täterschaft als solcher naturgemäß die 
S t r a f w ü r d i g k e i t  des Angekl. steht und fällt und 
deshalb, wie in RGSt. 66, 163 ausgeführt ist, auch der 
„leiseste“  Zweifel — sofern er nicht unberechtigt im 
Sinne von RGSt. 61, 206 ist — den Richter von der Ver­
urteilung abzuhalten hat, liegen hier die Dinge hinsicht­
lich der Strafwürdigkeit anders. Sie wird durch solche 
feine Unterschiede, wie sie zwischen großer, größter und 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit noch mög­
lich sind, nach g e s u n d e m  R e c h t s -  und  V o l k s ­
e m p f i n d e n  nicht berührt. Dieses wird es vielmehr 
durchaus in der Ordnung finden und verlangen, daß ein 
Angekl., der fahrlässig eine Re t t un gs mö g l i c hk e i t  
verschüttet hat, auch für den eingetretenen E r f o l g  
haftbar gemacht wird, wenn eine nach allgemeiner Le­
benserfahrung wohlbegründete Wahrscheinlichkeit dafür 
besteht, daß sein schuldhaftes Verhalten den Erfolg auch 
tatsächlich herbeigeführt hat. Eine Überspannung der an 
die Bildung der richterlichen Überzeugung zu stellen-

[Deutsches Recht,

den Anforderungen ist daher hier besonders 
bracht. *cnrec!nin£

Ob nicht die in der reichsgerichtlichen ejne ,>a11
bisher gebräuchliche Formulierung, e s „ I111 t „ PsteIßwer’
Gewißheit grenzende Wahrscheinlichkeit1 ' j en ztl
den, geeignet ist, den Tatrichter unter um eran|asse«> 
rechtsirrig zu weitgehenden Bedenken zu ^  sag61?’ 
und ob es daher nicht sachdienlicher war . rung ein­
es müsse eine „der allgemeinen Lebenserr (So
sprechende Wahrscheinlichkeit“  festgestelhj^ w e^^

o _____  ’ ' " ;he?n V ,
besteht zwischen beiden Formulierun^en^^n* . ^ eri¡ch^

das nichtveröffentlichte RGÚrt. v. ía. i»“ * ¿he selLL 
671/40), mag dahingestellt bleiben. In_d„er¡nsofern j <el

Unterschied, als der Tatrichter nach frcie, ßesondf■
Beweiswürdigung unter Berücksichtigung ° von de
heiten des einzelnen Falles die Überzeug für d 
Ursächlichkeit des pflichtwidrigen Verha Veruite
eingetretenen Erfolg gewinnen muß, um 
Iung zu gelangen. . r Orü«ä'

Das LG. wird unter Berücksichtigung habe;
sätze die getroffene Entscheidung ^u J^d ,jber die
Die oben wiedergegebenen Feststellungen sp‘ %T-r. 
sichten einer Heilung oder Lebensverlang, .¡cjien Üb 
dafür, daß es die an die Bildung der ric voriiegen 
zeugung zu stellenden Anforderungen 1 di6 A
Falle überspannt hat. Dies gilt namentlich jung eS((,st- 
sicht der Lebensverlängerung, bei deren L jjj»  e 
schließend bemerkt, es könne ,,gu*ns ^ mit gr° . i0. 
gestellt werden, daß bei der Verstorben ”  um 
Wahrscheinlichkeit“  eine Lebensverlang ,e0 kon f , 
nate, vielleicht um Jahre hätte erreicht jen un f 
Ist schon nicht zu erkennen, w o r i n 1 heit grenZ' „ 0ch 
schied zwischen größter und an Sich *e(,lt eS,Sl1(je, 
Wahrscheinlichkeit begrifflich findet, s U m s *  
mehr an einer Darlegung der tatsacn uf den ,-p. 
auf Grund deren es sich gegenüber SachverVer-
liegenden Fall abgestellten Gutachten . ^ ¡ t  des u 
digen an der Feststellung der DrsaiU der
haltens der Angekl. für den verfrüht 
L. gehindert gesehen hat. ,

2. Zu den Ausführungen des LG.^ ist f ° ’& '
die, P j/jeC„des

W i d r i g k e i t  des Verhaltens der Ang' 
zu bemerken: _ .erlang

a) Von einem Heilbehandler mu in ubjeK'
daß er von vornherein in geeigneter dessen ; ¡ftelh 
gel also durch Fragen an den Kra7VLchichte epie ge" 
tive Beschwerden und die Krankeng " e|angefl- , ndlef 
um zu einer zutreffenden Diagnose z B HeiH1 ¡ d'e 
genteilige Auffassung der Revision, f, jhm Q¡g»¡>s 
brauche eine Diagnose überhaupt. .. ncr¡¡chcn . ^ein'

rloc gfc.r, Arl/rankten Al'K^ias-
ein6

Kenntnis des etwa erkrankten I i ejner interl.aS.' 
schlechthin entbehrlich, weil er sich ^  die . ei 
behandlung begnüge, ist abzulehne • ,£n ßes .
sung von Fragen bei dem jeweils ek|- aL Rüc- •*. 
Verletzung der Sorgfaltspflicht de Illir über git- 
darstellte, wenn Frau L. von sich a - jnfersuch ¿es\f<, 
schmerzen klagte und Urin zUfL fsC(ieidung fall® 
brachte, ist wesentlich Sache der L ejnzeln . vo

cken;

UldUlllC, lbl WCbcrUJlLIl Ociuiv -  , CU»* . J
richters, der dabei alle Umstande l G’ i
zu würdigen hat. Die SteMungiuOm1 angrer

v0>"

■ ¿ S S ?

ist
fbar-

liand^^er« 
ein« »esSeH

iden Falle aus Rechtsgruuu'-' j 
Das LG. hat indessen anscn ,eIialls:

sehen: Klagt eine Kranke über o j-[eilbe
entgegen der Annahme des Lu-, Recht, o 
der die Pflicht noch überhaupt /' {ühren, n. er 
Untersuchung des Ausflusses d u r c M » d e r b e r  H 
Art und Ursache zu ermitteln, d Leide?} jes 4
fluß legt immer den Y |rdac™,ia„dlung '• Sb'ei 
schlechtsorgane nahe. Zur Bel itr)nlflg, dr

AUS"
OK

der <jer
sie3ehanuiu,'b be* si*- 

Geschikrör gehört aber jede ¿"Rechnen w ^ j
Heilbehandler damit rechnet od „¡¿ens 71 deil, c. 
zur Feststellung eines derartige' ob cr “  sSicl>t 
Hierbei kommt es nicht daran AenS in . s„gj). 
der Feststellung eines solchen ¡ jeilbebaod 390’ m H 
nommen hat, die eif ent(J‘ch| s 199 2°2; neni ^ t t i ^  
durchzuführen (RGSt. 63, 85, 8 > .g von 13efra"|(eii 
Die Angekl. hätten also, s° b. „ t \ ; chitn'iß'Z%,r Kr?”seH' 
der Frau L. erfuhren oder bei p W |ung dern 
hätten erfahren müssen, die , verWc
sofort einstellcn und sie an den
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•st au sich nicht zulässig, bei der Strafzumessung
j^fschärf1 ?iU überbietende Dummheit“  eines Angeld. 
®crs ®.nd zu berücksichtigen. Das muß ganz beson­
nten hpj1̂e, fahrlässige Tötung oder Körperverletzung 
Sehört h. r enen es Serade zum inneren Tatbestände 
?''clitwidr' Persönliche Kenntnisse und Fähigkeiten 
r'ererseitg ' r unangewendet gelassen worden sind. An-

TÜck:kSKsichtirrt ew'.ssen*0S'S*ie^  a*s Strafschärfungsgrund be- 
üeilbelianHi w‘rd» die darin liegt, daß ein unfähiger 
! -r fortL+eri  dl? Erfüllung einer Aufgabe unternimmt 
Prüfung. 1 | b die, für ihn bei der , gebotenen Selbst- 
[ ersteirrf m ^ ^ r ,  seine Kenntnisse und Fähigkeiten 
• bbrig-pn ^ St- H  271; 67, 18, 23 =  JW. 1933, 1774«),
eiller kal,'zur t K,auniFahr]s„ -Zl! überbietenden Dummheit sich mit den 
s*'pdellUn„ f 1S1<eit der Angeld. Sophie H. getroffenen 
i|,e t in di£tn ni cbb in Einklang bringen läßt. Das LO. 
oKetl PersBni-m, Zusammenhänge fest, Sophie fd. sei nach
dp cbtunu rW , Kenntnissen und Fähigkeiten zur Be- r ^

stri.
"aifke|er .fo rderlichen Sorgfalt bei° der Befragung 

in der Lage gewesen. Dieser Eindruckwerde H
. _____ P | .... ........

esen wäre* *n ^ er Hauptverhandlung zu beachten ge-
den „Grad allgemeiner Intelligenz“  unter-

(Rq..
An ■S*rSen. v. 8. Aug. 1941,4 D 138/41.) fR.]

Vc'SenderUuS; Die Entsch. i
1. 2UU Bedeutung.

ist von sehr großer, richtung-

cineech,-^ Wirk«/ausa,1’ tä t s p r o b Ie m .  
hhlni1 Kurnf?,m<i. strafrechtliche Bekämpfung sowohl der 
frühlas8% k Ä i ei* ais.aueh der zwar befugten, aber 
erf"ei ,-lstbebIerhaften Heilbehandlung scheiterte 

erbehen r e n -Teil daran, daß die Gerichte den 
Sch,,, ./"'ischp, Be,weis bür den ursächlichen Zusammen- 
Erfoj ■baften t ^ e,r schuldhaften Handlung bzw. dem
derer .(Körner11 L -assen einerseits und dem eingetretenen 
sPrer'tCits n ic h t . , digungen oder Tod des Kranken) an- 
bier , nS Iipr u erhracht ansahen. Die in der Recht- 

Praktisr„SiC lende reine Bedingungstheorie führte 
Der'n1. Und c  unerfüllbaren Forderungen an das 
kn ,. lchter u ? .Entschiedenheit des Sachverständigen. 
Sick?11. dem s !nshesondere die Verteidigung verlang­
ter ir eR bpo-,^511 verständigen, er müsse mit absoluter 

?Rheit k ¡c^ ien’ daß der unglückliche Verlauf 
Fê issf'Se nicht • eincr anderen und besseren Behand- 
• 0l>Utehafter ,ein|etreten wäre. Je kenntnisreicher und 
s?blicn Cr sich ,2V Sachverständige war, um so weniger 
Ses ien. ,eist 7U einem so unbedingten U rte il ent-
lauf, UllUr anê r aber die noch so entfernte Möglichkeit 

,Zl!> s° l,|.|l|hllnsta,nden ungünstigen Krankheitsver-Dal, -
r!;.0'ner die Gerichte, mindestens bei An-

hCs Ve",ei1 Bc(I Cht«  Unterlassungstat
v halteiis cjp^lT®ŝ eorie aus> den zur ^rramarKei 

l, rdi&sfneine'n ,„s * aters notwendigen Kausalzusammen 
Sudler* Und r I? \lssen- Und so kamen tro tz o ft straf- 
S dps v'de p _ . lchffertigsten Verhaltens des Heilbe- 

fLa bli,,? R e c h fc Ä ü c h e  zustande, die nicht nur dem 
f “ *■ ,mPfinden des Volkes vö llig  unverständ-

vom Standpunkt 
den zur Strafbarkeit

der ffleb
S & Ä > 1^■ ‘KUnT^sunriu (i1 auch der Förderung und Sicherung 
a ite ^J g  ,den 3 , 1  und der Reinheit der Ausübung der 

v. Tür üiCso tv/endigcn strafrechtlichen Schutz ver-ficT"'
rrj-ng
^ e4bi ^ ' Sch^ t+E ö h m e r  bei v. N e u r e i t e r - P i e -

S h u j -  ¿e? Yo-il Rechtszustand typisch das Urteil des 
Ir £  .zeh* i 1?. 1 707/31: ROStr. 67, 12. Die Ent-

^ , ' ' v-n Q tf. v. i N e u r e n e r - K i e -
Ü „k,, d nah,2 .Handwörterbuch der gerichtlichen 

, Dieg ürPfuSc| v'/1ssenschaftlichen Krim inalistik, Stich- 
> h £ g r Un here,‘‘ c-•"•n dj' kfunC|s,., > S. 426 ff.)
akjd aLg?rlngeanZLich?n Schwäche der Rspr. vermochten 
SiM?luten bdfeti §.raduellen Abwandlungen nicht genii- 
Cf rhcit ^icherhp-ie an Stelle der Forderung der

?uii
o ^ '^ z e n d ’i  w,er,. günstigen Prognose die „an 

mden Vku,6 Wahrscheinlichkeit“  oder einen an- 
.¡n dc,r r®cheinlichkeitsgrad setzten. H ierm it 

^bpblicn R m,>„ ^auptsache nur die allgemeine Un- 
fek ge a?u Kön!i,>^Sc^ licher Erkenntnismöglichkeiten, 
b<vrhaftp^e in (i»„nS u,ncb menschlicher Voraussicht 

K. ’ 1 Schwersten Fällen, hei rlmen1)p7 UuzuDm ®chw crsten Fällen, bei denen d 
° ndcrs ,, ®, lchc Behandlung sich von vorn- 

Unheßvoll und

aus.
ie

u.U. irreparabel aus­

wirken mußte, andererseits aber ganz natürlicherweise die 
Sicherheit der Voraussage eines besseren Ausganges bei 
besserer Behandlung mit der Schwere der Erkrankung an 
sich immer geringer werden mußte, mußte auch dieser 
abgeschwächte Kausalitätsbegriff versagen. Und nicht nur 
auf dem Gebiete der Heilkunde, auch in anderen Fällen 
führte die gleiche Betrachtungsweise zu Ergebnissen, die 
rechtlich offenbar unrichtig und unvollkommen waren, 
weil sie einen wirklichen Übeltäter straflos ließen und 
daher — oft zu seinem eigenen Erstaunen — immer aber 
unter Verletzung des Rechtsgefühls nicht nur des Be­
troffenen, sondern auch der Allgemeinheit — sein Ver­
halten gewissermaßen sanktionierten.

Der Grund für diese fehlerhaften und unbefriedigenden 
Ergebnisse der Strafrechtsprechung (auch auf dem Ge­
biete des zivilen Schadensersatzrechts zeigten sich trotz 
der dort abgewandelten Bedingungstheorie ähnliche Er­
scheinungen) muß in erster Linie in einer Unzulänglich­
keit der juristischen Kausalitätslehre gesucht werden. 
Sie w irkt — im Bereiche eines Tat-Täterstrafrechts — 
mindestens dort unzulänglich, wo auf besonderen Ge­
bieten der Schwerpunkt des strafwürdigen Verhaltens des 
Täters völlig in der Rechtswidrigkeit und Schuldhaftig­
keit seines Tuns oder Unterlassens beruht, und die Her­
anziehung des äußeren Erfolges überhaupt nur notwendig 
ist, um mangels eines besonderen eigenartigen strafrecht­
lichen Tatbestandes (nämlich des Tatbestandes der 
schuldhaft fehlerhaften Heilbehandlung, den ich schon 
so oft gefordert habe) die Verknüpfung mit einem ge­
gebenen, aber eigentlich das Wesentliche der Tat nicht 
erfassenden Tatbestand herbeizuführen.

Mehr kann zu dieser Frage in diesem Zusammenhang 
nicht gesagt werden. Nur noch dies, daß der rechtliche 
Begriff der Verursachung und des ursächlichen Zusam­
menhanges mehr als bisher eigengesetzlich betrachtet und 
bestimmt werden muß. Was Sa ue r  („Juristische Me­
thodenlehre“  S. 219 ff.) für den Begriff der Wahrheit auf 
dem Gebiete der Rechtsfindung so überzeugend gelehrt 
hat, muß auch für den der Kausalität gelten. Der Kausa­
litätsbegriff im Rechtsleben muß notwendigerweise me­
thodisch verschieden sein von dem naturwissenschaft­
lichen oder erkenntnistheoretischen Begriff der Verur­
sachung. Dies wurde noch vielfach übersehen.

Die neue Entsch. des RG. bleibt zwar im Rahmen der 
bisherigen Begriffe. Aber sie löst das Problem nicht 
n u r  durch eine weitere Auflockerung der Anforderungen 
an die Bildung der richterlichen Überzeugung von dem 
Vorliegen des ursächlichen Zusammenhanges bei der 
Feststellung der gutachtlich bezeugten Wahrscheinlich­
keitsgrade. Dies würde, auf dem Gebiete des rein Tat­
sächlichen liegend, einer Revisionsentscheidung ja keine 
grundsätzliche Bedeutung verleihen können. Das Schwer­
gewicht der Entsch. liegt vielmehr in der deutlichen 
Akzentverlagerung auf die Strafwürdigkeit des Täters 
und in der entschiedenen Betonung, daß für die 
Beurteilung dieser Strafwürdigkeit das gesunde Rechts­
und Volksempfinden maßgebend sein müsse und daß 
dieses verlange, daß ein Heilbehandler, der fahr­
lässig eine Rettungsmöglichkeit verschüttet habe, auch 
für den eingetretenen Erfolg haftbar gemacht werde, 
wenn eine nach allgemeiner Lebenserfahrung wohlbe­
gründete Wahrscheinlichkeit dafür besteht, daß sein 
schuldhaftes Verhalten den Erfolg auch tatsächlich herbei­
geführt hat (ebenso ein Urteil des AG. Cottbus vom 
19. Aug. 1941, 8 Ds 205/41). Die Mängel der Methodik 
sind hierdurch allerdings nicht beseitigt, denn immer 
noch gehört der Erfolg zum Tatbestand, und bei der 
Feststellung der Täterschaft (also der Erfüllung des ge­
setzlichen Tatbestandes) soll ja, wie das RG. ebenso 
entschieden betont, auch der „leiseste“  Zweifel, sofern 
er nicht nur theoretischer Natur ist, den Richter von der 
Verurteilung abhalten. Wenn das RG. dann noch weiter 
betont, daß mit der Täterschaft als solcher naturgemäß 
die Strafwürdigkeit des Angekl. stehe und falle, um dann 
unmittelbar von der Strafwürdigkeit aus wieder die Er­
fordernisse an die Bildung der richterlichen Überzeugung 
(die sich doch in erster Linie auf die Erfüllung des ge­
setzlichen Tatbestandes erstrecken muß. D. Verf.) zu be­
stimmen, so liegt hier allerdings wohl ein iogischer 
Sprung vor.

283*
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ln vielen Fällen wird es allerdings, worauf in der 
Praxis bisher viel zu wenig geachtet wurde, gar nicht so 
sehr darauf ankommen, ob die Verschlimmerung eines 
Krankheitszustandes oder der Tod des Kranken endgültig 
auch bei bester Behandlungsweise nicht zu verhindern 
gewesen wäre. Denn es genügt ja bereits zur Feststellung 
mindestens einer fahrlässigen Körperverletzung, aber 
auch der Tötung, das bei sachgemäßer Behandlung die 
Verschlimmerung oder der Tod zeitlich hinausgeschoben 
worden wären, also nicht zu der Zeit und in der Art ein­
getreten wären, wie sie — infolge der fehlerhaften und 
unzulänglichen Behandlung bzw. der Verhinderung der 
richtigen und besseren Behandlung — tatsächlich einge­
treten sind.

2. M it der Aufhebung der allgemeinen Kurierfreiheit 
ist jedem Heilbehandler auch der früher so beliebte 
Einwand der rechtlichen Sanktion völlig regelfreier Be­
handlung nach der Manier des Dr. Eisenbart abgeschnit­
ten worden. Dies g ilt insbesondere für die vom RG. 
scharf betonte Pflicht einer genauen Diagnosestellung als 
erste Voraussetzung der Einleitung irgendeiner Therapie. 
Ich bin bereits in JW. 1938, 347 (Fußnote 18) entschie­
den für diese Rechtspflicht zur Diagnosestellung einge­
treten. Keine Behandlungsweise einer Erkrankung (i. G. 
zu nur allgemeinen Forderungen und Ratschlägen für 
eine gesundheitsgemäße Lebenshaltung) wird ihrer ent- 
raten können.

3. Die Stellungnahme der Entsch. zu dem Tatbestand 
des § 7 GeschlKrG. entspricht ständiger und richtiger 
Rechtsprechung.

4. Dummheit und Unfähigkeit als solche mögen weder 
Straf- noch Strafschärfungsgründe abgeben. Wohl aber 
dort, wo der Unfähige Aufgaben übernimmt, denen er 
nicht gewachsen ist, und dabei Schaden aprichtet. Der 
Arzt und der Heilpraktiker sind jederzeit verpflichtet, 
und zwar unter Anlegung eines hohen Maßstabes an ihre 
Selbstkritik, die Frage zu prüfen, ob die Behandlung des 
Kranken, der sich ihnen anvertraut hat, nach dem jewei­
ligen Zustande der Krankheit ihren Kenntnissen, ihren 
Fähigkeiten und auch ihren Behandlungsmöglichkeiten 
entspricht, oder ob sie nicht den Kranken einem erfah­
reneren Arzt, einem für das spezielle Krankheitsgebiet 
besonders berufenen Facharzt oder einem Krankenhaus 
überantworten müssen. Ich stehe auch nach wie vor auf 
dem Standpunkt einer bedingten Pflicht zur besten The­
rapie. Bedingt insofern, als der Heilkundige, der eine 
überwiegend erprobte und herrschende Heilweise nicht 
anwenden w ill, zumindest die Pflicht hat, den Kranken 
über das Vorhandensein einer solchen Heilweise objektiv 
und ohne versteckte Herabsetzung der Heilweise bzw. 
Hervorhebung angeblich eigenen besseren Wissens und 
Könnens aufzuklären, seinen Zweifeln und Gegengründen, 
soweit er sie überhaupt vorbringt, kein unbilliges Gewicht 
zu verleihen, und dem Kranken die Wahl zu lassen, ob 
er sich der herrschenden Behandlungsweise oder einer 
Außenseitermethode anvertrauen w ill. Ich habe meinen 
Standpunkt zu dieser Frage bereits bei der Erörterung: 
„Diphtherieserum oder nicht?“  (Anm. zu dem Urteil des 
RG. v. 19. März 1937, 1 D 19/37: JW. 1937, 3087, 14, und 
Auseinandersetzung mit K ö n i g :  JW. 1938, 345ff.) aus­
führlich dargelegt und kann insoweit auf meine dortigen 
Ausführungen Bezug nehmen. Sie müssen entsprechend 
auch für andere Krankheiten und andere Heilmethoden 
gelten (für die Leberbehandlung bei perniziöser Anämie 
s. RG. v. 12. Febr. 1940, 3 D 339/39: DR. 1940, 791, 6 mit 
meiner Anm.) und in steigendem Maße mit der Schwere 
der betreffenden Krankheit. Der Heilkundige hat nicht 
so sehr das Recht, eigene Wege zu gehen, als vielmehr 
die Pflicht, den Kranken auf den dem jeweiligen Stand der 
Heilkunde nach sichersten Weg zur Heilung zu führen. 
Er muß daher diese Wege mindestens kennen. Der 
Weg des Erforschers neuer Methoden verläuft, bis seine 
Methode erprobt und bewährt ist, außerhalb der täg­
lichen Praxis.

Zu dem Berufsstand des Heilpraktikers hat in dieser 
Beziehung der Reichsheilpraktikerführer und Leiter der 
Deutschen Heilpraktikerschaft e. V., Ernst Kees, am 
16. Juli 1941 eine „Anordnung über Berufsbeschränkun­
gen“  (Der Heilpraktiker 1941, H e ft8, S. 165/66) ergehen 
lassen, deren Durchführung wohl manche bisher noch

bestehende Mißstände in der Gesundheitsbetre 
Volkes beseitigen wird. Der Reichsheilpra* darati 
betont, er habe schon seit Jahren immer Grenze 
hingewiesen, daß sich der Heilpraktiker  ̂ darüp®, 
seines heilerischen Könnens bewußt un“ pr;sChen Tätig" 
klar sein müsse, daß der Erfolg seiner nei Verb. . I 
keit je nach den Umständen auch von a . :;fZung n'c, 
nissen abhängig sei, und daß S e l b s t u b e r el)> so 
nur eine Gefahr für Patienten und dritte , \  (jera

h NarhtPiu» für ripn <ranzen Berufssta^ sodann

—- vom 
S. des G e s e tz  ^

son-
auf-

dern auch Nachteile für den ganzen , rsagt s° 
beschwören könne. Die Anordnung uti,eiiandlunS 
weiter dem Heilpraktiker allgemein die d e(Zes 
gemeingefährlichen Krankheiten i. S. oes „Nulter 
30. Juni 1900, die Anwendung bestimmter■ » weiter® 
thoden, und beschränkt ferner die Anw ^  j<rebs 
bestimmter Heilmethoden, besonders o 
handlung. ..¡en aUßer
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AGR. Dr. K a 111e z
* n nie

§§ 1 2  ZustVO V:2/nF8ef rzüsivp;:beZe,Cin die
kammer darf als BG. nur auf die m § ^ oinmt s _ 
neten Strafen und Maßregeln erkenn • dsSen, ' ¡t der 
Lage, diesen Rahmen überschreiten . ¡j des. erstifl' 
die örtliche oder sachliche Zustan n sie a sjg. 
Sache befaßten LG. berührt wird, so "  .st zutes ,0 
stanzliches Gericht zu erkennen. D i Diebs.13_ gen

Der Amtsrichter hat die Angekl. ' f ^ t e i l t .  G‘L’ gtra*'
Rückfall zu einer Gefängnisstrafe . auf —,,rhthaus’
hat der StA. Berufung eingelegt ejner Z
maß beschränkt, weil die Angekl. j eS Lü.'
strafe hätte verurteilt werden m die strK- ^„gejm 

mu — „ t — Urtei l  nai ^ und die 7lIclii„ 7iirn
zu Ä r e c f

M it dem angefochtenen . n
das Urteil des Amtsrichters aufge ¡n zu --. enr<='-•• 
als gefährliche Gewohnheitsverb ]ichen E ,je Sicb
hausstrafe verurteilt, ihr die b ü r g t und «  
auf die Dauer von 5 Jahren aberkai . -u-achtel
rungsverwahrung angeordnet.

Die Verfahrenslage ist bierna^ 
ähnlich wie in RGSt. 74, t
Unterschied besteht aber zunacn 
StrK. das Urteil des AG. aufgehoi 
Sache erkannt hat, weil das AU. 
lieh zuständig gewesen sei, _w . nna„  -- .. a 
des angefochtenen Urteils kein ^ ndig^e * jvtaßr?f|b
daß das LG. die sachliche V f X  l r a c h i& J

d er

auf die Dauer von 5 Jahren aut betfaCFin
rungsverwahrung angeordnet. äußerli,n i0 l ° 3l die

Die Verfahrenslage ist hiernach au ^  llh Qf{ ¿¡e
- -~*ern,  ̂■ 

nd s«

Sache erkannt hat, weil das hier ef
lieh zuständig gewesen (sei,^.wah Anhajt daju des_^eI

die sacnuctic t/.. eracm61“ d u«--,.,«.
für die vom LG. für erford^^rri(annt habu 'den 
der Sicherung und Besserung erk^ entsche>^ erg|baCii- 
als erstinstanzliches Gericht 1^ 26. JLinl rG b£*r

mir als » ' z()|TiDie Äußerung des Vorsitzenden v. 
'Gegenteil, daß die Kammer sich „ 
te t“ hat.

Dieser Irrtum darf indesse führen, genofUeS
achteil gereichen und nicht , n£ Entsch- K anzIUef. 
echtsmittel gegen die angef R a|s erst neUf rir

da5

jericht entschieden. Die von ,n ■ de 
handlung hat, wie die Sitzungsn

erschrift
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'■“nen ]sr/  ,, 1 unuen ues angeiocntenen Urteils er­
nsten In«t ’ 3 en Erfordernissen eines Rechtszuges der 
beschIUß 0anz_, entsprochen. Daß nicht der Eröffnungs­
reden ktS° - d5rn ,,das Urteil erster Instanz“  verlesen 
l|(;he Urtp;i andert daran nichts, denn das amtsgericht- 
üer enthält alles, was der Eröffnungsbeschluß

Ein w •*' Zur Last Iegt-
n^St. 74 1 ,e„r^  Unterschied zwischen dem der Entsch. 

fahren ~  DR. 1940, 10103 zugrunde liegenden 
= , dort n " i .  , m )etzt gegebenen ist darin zu finden,"OCh mip a — \ r r>  - i  i-sachi

»?si

nn U ,. J v * &*- ' ' - **vw tot uuiiu jlu uiiucu,
'liehe 7 ,.+- d!e Bestimmungen des QVQ. über die 

' ‘i rend iet,* "d'gE6'* der Gerichte anzuwenden waren, 
•pebr. lV n  dle Zuständigkeit nach der ZustVO. vom
‘älift ZU honr+nihm ¡ n i  M in fkn i

......... t>..... l-MOl * V/. VUIII
tiarh"  ,ZU beurteilen ist. Hierbei könnte sich die 

v , (rtIaUt die emnSinn des § 2 ZustVO. erheben. Der 
uk. hren o Bestimmung könnte zu der Annahme 

Maßr’ StrK. dürfte auch als BG. alle Strafen 
zui Las Qese+n der Slcheru.ng ur|d Besserung verhängen, 
in, einen. z. vorsehe- Diese Annahme wäre aber ab- 
u^gen er^ r Art. 1 ZustVO. hat, wie alle seine Bestim- 
stan >der Geriln+H lassen> nur die sachliche Zuständig- 
L .nt* mit a„ o , des ersten Rechtszuges zum Gegen- 
,i- handelt ?a” me der Sondergerichte, die im Art. II

„ J,n dem r , Die StrK. darf also als BG. nur aufreL1in dem s L,1C olrlv- uarl alS0 als nur aut 
sen n erkem.p ,,s iv o - bezeichneten Strafen und Maß­
en; Eahmen ¡-k KonlITlt sie, wie hier, in die Lage, die- 
b e S e oder überschreiten zu müssen, ohne daß die 
lieh» n LG s?cll!.lche Zuständigkeit des mit der Sache 
Ve .s, Gericht beehrt wird, so hat sie als erstinstanz- 
nichf rei'sv0rL iU'1; er Anwendung der entsprechenden 
fur 1 etwa ein n ien zu erkennen, und zwar sie selbst, 
Lg e/r?dnstarr,if, andere, nach der Geschäftsverteilung 
So^ lRQSt. 45 !$?. Sachen zuständige StrK. desselben 
die v 11 Baile ,, + )• Es wäre fehlerhaft, wenn in einem 
Lq VerWeiSUn̂ .nter Anwendung des § 328 Abs. 3 StPO.

h „ausgesn.-n i_an e'ne andere Strafkammer desselben 
*äss\'!lnacli i° c^cn würde.
aiif 1§-e't der en^ellen keine Bedenken gegen die Zu- O'e P_, Revision „ n,l ne ____ ........

d; L der D. • . *vculc ucuciinen gegen oie z.u- 
6 Entsch V'n^.on’ und es Raun im übrigen hierzu 

5 c . - "  RGSt. 74, 139f. verwiesen werden. 
en- v. 21.Aug. 1941, 5 D 364/41.) [He.]

Zivilrecht

r«t,3‘ Rg F am ilien- und E rbrech t
Q23f “«d £ '  I !  ,5* 28 EheG.; §71 VO. *u r Durchfüh-
e.L östABo'l dCS EheG" V’ 27‘ J,uli 1938 <RGBL ’’

kannle„ R,ia^ e. auf Feststellung des Bestehens 
p 2. ff»86.'- nicIlt eingewendet werden, daß die Ehe 

.l(fe r Acr(r
L«« isfClillabme,eu„deiv,9br ‘gli eit bei der Trauung, der zur 
Cl1 cnt’ir^ailn sicl er. Willenserklärung der Brautleute be- 
. QeftSê engCs„, junnt auf einen seinem äußeren Verlial- 

| etl das en’ Inneren Vorbehalt berufen.
*  ev^’ lt den.'il e' i ^ ehren der Frau auf Feststellung, 
eih °ssenn?el'schen r>La®ten Mann am 19. Juni 1938 vor 
C  da habe £ a rru n t B. eine gültige Ehe ge-
bäkcbrif/e ..beide^dRdte der Bekl. Ungültigkeit der Ehe 
B» en. .. uber .Brautleute nach der Trauung die Nie- 
»it-uLren , Gericht d'rauungsakt nicht unterschrieben 
Bq , ei.,’ ab, da ¿ L  dRes ,?rsten Rechtsganges wies das 
Lrat.mfoi^halten Bestimmungen über das Aufgebot 
kghorbfe BerufuV! orden «eien. Dieses Urteil hob das 
Eh^e e, ajt aufngAd?r klagenden Frau unter Rechts- 
Sfäh i”1dern-n‘cbt an' Auf den Mangel des Aufgebotes 

eh 7ais nicht ¡r2uC1 ,der gekränkte Ehemann dieses 
¡d-i der -me'fel dawfk end gemacht habe; wohl aber be- 
Llüm11. oh k„ 'eL> ob der Pfarrer zur Mitwirkung
*U|>gen .den ßei .̂reit gewesen sei. Deshalb sei zu

k Traimnorcfpipr ohrrimroKonon

'et1' Mitl0p a«f

1 bei 1 sv.wi.3tH sei. jL/csnaiu sei zu 
recliti,vLr X.rauungsfeier abgegebenen Er- 

che Bedeutung einer Eheschließung
/Ut p “u:

"^ 5  i, " hf
\V̂ *hat dasp„s.,BO- die Erwägungen ausgeschal- 

en des /uCbtsgang zur Abweisung des Be- 
'angels des vorgeschriebenen Auf­

gebotes der Brautleute geführt hatten. Sofern der Rekurs 
versucht, diese Erwägungen doch wieder in das Ver­
fahren einzuführen, kommt ihm keine Bedeutung zu. 
Insoweit kann, sich das RevG. den Erwägungen des BG. 
nur anschließen.

2. Für die Frage des Bestehens dieser Ehe ist, was die 
Form der Eheschließung anlangt, das zur Zeit der Ehe­
schließung geltende österreichische Recht anzuwenden. 
Dies ergibt sich auch aus § 118 Abs. 1 EheG., dessen 
2. Absatz hier keine Bedeutung hat.
■miS E'age steht, ob die von den Brautleuten am 19. Juni 
1938 abgegebene Willenserklärung, eine Ehe einzugehen, 
das wirkliche Zustandekommen einer Ehe oder nur den 
äußeren Schein einer Ehe, also eine — einer Nichtig­
erklärung überhaupt nicht bedürftige — Nichtehe zur 
Folge gehabt hat. Nur im Fall einer Nichtehe wäre das 
Eeststellungsbegehren abzuweisen, das ja — die Fassung 
mag wenig glücklich gewählt sein und einer Berichtigung 
durch das Gericht bedürfen — deutlich darauf gerichtet 
ist die Ehe als bestehend festzustellen. Durch eine der­
artige Feststellung würde einer etwaigen späteren An- 
fechtung der Ehe aus irgendeinem Nichtigkeitsgrund 
nicht vorgegriffen, denn die Ehe besteht, auch wenn 
Sllt ktig ist, so lange, bis das Gericht sie für nichtig 
erklärt und damit rechtsgestaltend ihre Wirkungen 
fo H dsatzlich ~  jedoch mit der Ausnahme nach § 160 
* ° T ' ~  dergestalt beseitigt, als ob keine Ehe be­

standen hatte. Nur in diesem Sinn kann eine Feststellung 
über das Bestehen der Ehe getroffen werden, ln dem 
r  eststellungsstreit kann daher auch nur eingewendet vver- 
den, daß überhaupt keine Ehe bestehe, nicht etwa aber 
auch, daß die Ehe nichtig, d. h. durch gerichtlichen Akt 
zu vernichten sei, wozu es einer Klage nach § 28 EheG, 
auch bezüglich der früheren Ehen bedürfte (8 71 Abs 2 
der DurchfVO. v. 27. Juli 1938 [RGBl. I, 923]).

3. Bei der Frage, ob die Willenserklärungen der Braut- 
unter eien, damaligen Umständen zu einer Ehe ge- 

funrt haben oder rechtlich ohne Folgen geblieben sind 
ist mangels einer ausdrücklichen Grundlage im öster­
reichischen Recht von der allgemeinen Erwägung auszu- 
gehen, daß eine Nichtehe nur dann angenommen werden 
kann, wenn die für das Zustandekommen einer Ehe vor­
geschriebenen Förmlichkeiten überhaupt nicht, also nicht 
einmal in den wesentlichen Bestimmungen, eingehalten 
sind. Daß im vorl. Fall die Ehe nicht im Trauungsbuch 
beurkundet worden ist, scheidet daher ganz aus Sind 
oie Formhchkeiten bei Abgabe der Willenserklärungen 
der Brautleute in allen Äußerlichkeiten eingehalten wor- 
den und haben die Brautleute ihre Erklärungen in dem 
Bewußtsein abgegeben, eine Ehe einzugehen, so konnten 
sie der Meinung sein, durch Bejahung der vom Pfarrer 
an sie gestellten Fragen die vorgeschriebene Erklärung 
{ \  u rj s5*zH9le,n F °rm abzugeben. Hat es daran ge- 
tehlt, daß der Seelsorger seine Fragen unter dem inneren 
Vorbehalt stellte, keine Trauung vorzunehmen, sondern 
nur ein feierliches Verlöbnis entgegenzunehmen, ohne 
diesen den Brautleuten unbekannten Vorbehalt nach 
außen in irgendeiner erkennbaren Weise merken zu 
lassen, so kann daraus nicht die Folgerung gezogen 
werden, daß die die Frage des Pfarrers bejahenden Er­
klärungen der Brautleute auch nur auf ein Verlöbnis und 
nicht auf eine Eheschließung gerichtet gewesen wären.

Darauf, ob der Pfarrer innerlich zur M itwirkung bei 
einer Eheschließung bereit war, kann es nicht ankommen. 
Allerdings ist es auch nach österreichischem Recht für 
die Wirksamkeit des Eheschließungsaktes wesentlich 
daß der Vertreter der Obrigkeit bereit ist, die Erklärun­
gen der Brautleute entgegenzunehmen. Dieser Satz kann 
aber nur dahin verstanden werden, daß er bei der Ent­
gegennahme der Erklärungen keine erkennbar ablehnende 
Haltung einnehmen darf, nicht aber dahin, daß er sich 
nachträglich auf einen inneren Vorbehalt berufen dürfe 

Das Gericht des ersten Rechtsganges hat festgestellt! 
daß der Pfarrer vor den Brautleuten und deren Beistän­
den einen feierlichen Akt vorgenommen hat, den diese 
Personen für eine richtige Trauung gehalten haben. Es 
hat lediglich offengelassen, ob der Pfarrer auch geneigt 
gewesen ist, einen Ehekonsens, d. h. die feierliche Er­
klärung der Brautleute zur Einwilligung in die Ehe­
schließung, entgegenzunehmen. Diese Feststellungen rei­
chen, da es auf einen inneren Vorbehalt — wie dar-
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getan — nicht ankommen kann, aus, um im Sinne des 
Feststellungsbegehrens zu entscheiden. Die Rechtssache 
ist daher spruchreif, wenu auch nicht in dem vom Re­
kurs angestrebten Sinn.

(RO., IV. ZivSen., Beschl. v. 23. April 1941, IV B  12/41.) 
<=RGZ. 166,341.) [He.J

*

4. RG. — § 55 Abs. 2 EheG. In dem Umstand, daß die 
Ehefrau den Schwerkriegsbeschädigten und arbeitsunfähi­
gen Mann in Kenntnis seines Zustandes geheiratet und 
mit ihm dann jahrelang zusammengelebt hat, liegt nicht 
ein bei der Beurteilung des Widerspruchs zu beachtendes 
Opfer.

Der am 21.Febr. 1895 geborene Kl. hat die am 4. Jan. 
1891 geborene Bekl. am 16. Okt. 1921 geheiratet. Kinder 
sind aus der Ehe nicht hervorgegangen. Am 21. März 
1936 hat die Bekl. den KI. verlassen; seitdem leben beide 
getrennt. Im gleichen Jahre suchte der Kl. erfolglos das 
Armenrecht für eine Scheidungsklage aus § 1568 BGB. 
nach. Nunmehr begehrt er die Ehescheidung nach § 55 
EheG. Die Bekl. bestreitet ihre Schuld an der Ehe­
zerrüttung und hat der Scheidung widersprochen, hilfs­
weise auch den Schuldausspruch beantragt. Während 
das LG. die Ehe geschieden und beide Parteien für 
schuldig erklärt hatte, hat das BG. die Klage abgewiesen. 
RG. hob auf und verwies zurück.

Für die Scheidung aus § 55 EheG, hält das BG. die 
Voraussetzungen des Abs. 1 für erfüllt, jedoch auch den 
Widerspruch der Bekl. für zulässig und beachtlich.

Daß der KI. die Ehezerrüttung mindestens überwiegend 
verschuldet hat, deshalb der Widerspruch der Bekl. gegen 
die Scheidung nach § 55 Abs. 2 EheG, zulässig ist, hat 
das BG. einwandfrei festgestellt. Rechtsirrig ist dagegen 
die Beachtung dieses Widerspruchs.

Unheilbar zerrüttete Ehen sind grundsätzlich zu schei­
den. Nur ausnahmsweise ist die Scheidung auf den Wider­
spruch zu versagen, wenn im Einzelfalle besondere Gründe 
dafür vorliegen. Bei der kinderlosen Ehe der Parteien 
kommt noch hinzu, daß die Bekl. älter ist als der Kl., 
die Ehe also von vornherein durch dieses von der Regel 
abweichende Altersverhältnis besonders gefährdet war. 
Das BG. hält der Bekl. zugute, daß sie durch die Ehe­
schließung mit dem Schwerkriegsbeschädigten KI. ein 
Opfer gebracht habe, das durch die Dauer der Ehe noch 
vergrößert worden sei. Dieser Opfergedanke muß hier 
aber völlig ausscheiden. Als die Parteien heirateten, war 
der KI. infolge seiner schweren Kopfverletzung aus dem 
Weltkrieg in seinem Gesundheitszustand und seiner Ar­
beitsfähigkeit stark herabgesetzt. Zwar war er damals 
noch Postbeamter, offensichtlich, weil er den Schutz der 
Schwerbeschädigten genoß. Doch wurde er trotz dieses 
Schutzes bald in den Ruhestand versetzt, weil er nicht 
mehr verwendbar war. Die Bekl. kannte bei der Ehe­
schließung seinen Zustand genau. Dann aber liegt es 
nahe, daß sie, die ältere Frau, ihn hauptsächlich wegen 
seiner Ansprüche aus dem Beamtenverhälinis und der 
Kriegsverletzung geheiratet hat. Doch selbst wenn das 
nicht der Fall war, bedeutet die Eheschließung kein 
Opfer, das die Bekl. als Ehefrau gebracht hat und das 
deshalb bei der Entscheidung, ob die Ehe gegen ihren 
Willen gelöst werden soll, nach den in der Rspr. ent­
wickelten Grundsätzen beachtet werden dürfte. Es war 
der freie Entschluß der Kl., als sie einen kranken Mann 
heiratete. Notwendig folgte aus dem Entschluß, daß sie 
künftig mit diesem Manne Zusammenleben mußte; des­
halb kann auch dieses Zusammenleben nicht als Opfer 
im angegebenen Sinne verwertet werden. Übrigens war 
die Bekl. auch vor 1936 schon mehrmals vom Kl. weg- 
gegangen. Zur Zeit der letzten Trennung war sie erst 
45 Jahre alt. Daß sie sich jetzt schwerer als damals auf 
ein neues Leben umstellen könnte, sofern sie es nicht 
längst getan hat, ist richtig, aber unbeachtlich, weil sie 
dazu seit Jahren Anlaß und Gelegenheit gehabt hat. Nur 
wirtschaftliche Gründe sind es, die sie veranlassen, auch 
jetzt noch an der Ehe festzuhalten. Das erweist schon 
ihr Schriftsatz v. 16. Juni 1936 in den Akten des früheren 
Scheidungsstreits. Dort heißt es, sie habe zwar einen 
Scheidungsgrund, verlange aber keine Scheidung, weil 
sie sich die Versorgungsansprüche beim Tode des Kl.

, o fijg ßekj-
erhalten wolle. Endlich kommt noch hinzu, “ 3 ^  Sie
sich in der Ehe auch nicht einwandfrei geil gchwager 
hat schon in den ersten Ehejahren mit ihr ^  der 
Ehebruch getrieben. Zwar behauptet ajs richtig

Ehe-

KL veranlaßt. Selbst wenn diese Behauptung s*ê :
iii-iforoJol 1F tirtrrl aIhiiaM mit ilir killltTI lfl t-1 , ± f)

geben 
eweist

_............ _ ...........  ....... I. ,z“
die bei der Beurteilung des Widerspruchs nie

unterstellt wird, obwohl mit ihr kaum 'haß " acb"

bruch eine sittliche Einsteilung der Bekl. zj^ 'ynberü^’

unrersreiir wiro, odwoih mu inr Kaum -  
daß die Bekl. diesen Ehebruch erst zugege D der 
dem der Zeuge ihn bekundet hatte, bew ^  Ehe>

sichtigt bleiben darf.
Hiernach ist die Ehe der Parteien zu .  ̂ treffe"’ 

Endentscheidung kann der erk. Sen. j f ß e k l - a,ur, 
da auch der Kl. beantragt hat, die Schuld tatrichte'
zusprechen. Dieser Antrag bedarf n0,c 1 .. n sein,
liehen Beurteilung. Dabei wird zu entsen ¡¿ständig®'
der Ehebruch der Bekl., obwohl er als - ornmt, a
Scheidungsgrund nicht mehr in Betrach berücksi® 
Billigkeit nach § 60 Abs. 3 Satz 2 EheG. zuEntscheiuû  
tigen ist. Insbesondere könnte bei diese, \vi
von Bedeutung sein, ob der Kl. diesen l 
lich veranlaßt hat. ^  j [He-1

Die

(RG., IV. ZivSen., U. v. 19. Juli 1941,

dürfe»

nicht auf beständige Trennung von 
kennen.

** 5 . RG. -  Art. 17 EGBGB. Deutsch«• ^ g e h ö r ' f ^ i  
gegenüber Eheleuten ^ausländischer UI1(t Be"

hörige, l,abas
Die Parteien, niederländische Staatsange cj1|oSseo» w  

am 28.Febr. 1938 in Eschweiler die gKi. hat f  
der eine Tochter hervorgegangen ist. u  y(rt. 264 j 
Klage Scheidung der Ehe auf Grund w?etboek) j j e 
des niederländischen BGB. (Burger") hpantrag >qT i hat beantrag ̂ je ­
des § 49 EheG, begehrt. Der Bekl. nai &  über ^
Klage abzuweisen, gegebenenfalls ojc . T die BnW rt. 
gend schuldig zu erklären. Daŝ  LU.^ sC(]lildig ®| ¡jat
Parteien geschieden und den Bekl. fu , pje ^it 
Hiergegen hat dieser Berufung e'n? ,, t,jlfsWei UIig 
beantragt, die Berufung zurückzuwei > die Ti'engö ß.
der Maßgabe, daß an Stelle der Schei £ nie4er kl. s°"
von Tisch und Bett gemäß Art. hat die */gsbe'
ausgesprochen werde. Das OLG. K( , Trenn 
wohl mit dem Scheidungs- wie mit 
gehren abgewiesen. . . .£ \>c-

Die Rev. war erfolglos. , .„„heil 0 er cktracbt
I. Gegen die Zuständigkeit der deutsche" jn 

stehen, auch soweit die Scheidung8« M  „ ehn»efl V /  
kommt, keine Bedenken. Die Niede scheid1"je W '
ausschließliche Zuständigkeit für , erken" gtaats' 
Staatsangehörigen in Anspruch, son'derländis.c„ ,< iiabe"j 
sehe Scheidungsurteile gegenüber ni neUtschja" ,|lflgsah' 
angehörigen, die ihren Wohnsitz m ¡^gchei ^  ¡1)35. 
auch nach der Kündigung des Hanf, „ e 11 e r : J ¡eded- 
kommens durch Deutschland an (M ifl0te deLo Be"1; 
2465 und die dort mitgeteilte Vc -/pO.“ > § A i n g ei .  
Gesandtschaft; J o n a s - P o h l e ,  » St a" ¿erg, 
VIII E Nr. 37 a. E , § 606 Bern. » , ^  ß N r - eCht ’ 
Raa pe ,  „EG.“ , Art. 17 Bern. F ^  Kindsch® ^  1936-
man n ,  „Internationales Ehe- T“ ‘“  '2; K<J 
2. Aufl., 1. Band S. 404 Fußnote 2 ^
1688S4).

II. In sachlicher Beziehung * 4 * flUf zu­ll. In sachlicher Bezienung 3; “ A RnB. 
niederl. Gesetze maßgebend (c  ¡Scheid1 'J’ tzen *7. 
jedoch darf der deutsche ^ 'cj 1 er.icUtschen «»<. a 
kennen, wenn sie auch nach den —-  ' 
lässig sein würde (Abs. 4 das.). 
geworfene Frage, ob das n iederi-^he Rec.._,

Die von ^ r Ef e f , t  
RechL-ht aUSSPArt,6

geworfene Frage, OD aas tsche Key'V
eine Rückverweisung auf das "  j-jinbli a. . ,
(EGBGB. Art. 27), ist zu verneinen (B e r g *  a % W dJ ct 
des niederl. Ges. v. 15. Mai 1829 Person®".-, aneil
nes nieaeri. ues. v. u . j prl ’
S. 404), der vorschreibt, daß di Hieded1'. efjode?'es
treffenden Gesetzesvorschriften Auslände „
verbindlich sind, wenn sie sieh abgeW federkj^9clit

Das BG. hat die S che idungsklage3 ^  „,eü *•»«Das BG. hat die Scheidung»«-*. 4 des gern;
die Voraussetzungen des A r t iö ^ Nigv,u - ---- n
daß das Leben des Mißhandelten v „,
oder ihm gefährliche Verwun £ ( t dief*jßb»n̂

..1̂  Umo-Ptan ailSiellt. CS ‘ B j er iVU'

ft

■ i H B
ä t t i i  i S6dS gä a,“ dfaS,B«.r.«»S



a,s Sche;ri,
,Und vernc^'P^^1111̂  lediglich auf den Erfolg ankomme, 
atsächlich J  ,2, Grund der von ihm vorgenommenen 
;öiin Bekl k .Wurdigung, daß nach der Art der der Kl. 
”after p0j “ ^gebrachten Verletzungen die Gefahr ernst- 
7endet si-h j .  1estanden habe. Gegen diese Beurteilung 

PgUncr ri 6 Pev- ° ^ ne Erfolg. Zwar wäre auch eine 
i,a® es vor « Art. 264 Nr. 4 dahin denkbar gewesen, 
t ng> nicht , ,.m,.auf die Art und Weise der Mißhand- 
,'%en ani- Jedlgl‘ch auf ihre tatsächlich eingetretenen 
h^ere Aü„,°™me- Das BG. hat sich jedoch für eine 
Ij "delt es „^Vng dieser Vorschrift entschieden. Insoweit 

Udiscilcn Jcl1 ausschließlich um die Anwendung aus- 
R’er-kf Nachprüfung des RevG. nicht unterlie- 

u.pft des a 5  Die Rev- verweist noch auf die Vor- 
-■ '1 u«*— . rt- 272 des niederl. BGB. über die Zulässig- 

,f.ndei' Heranziehung verziehener Schei­
nt ^Usfüh'rp lese Vorschrift hat jedoch das BG., wie 

ki, • Geg-en Jtngen ergeben, keineswegs übersehen.
Bph n l i i i f „ P n von der Kl. im zweiten Rechtszuge ge- 
DeJ )̂estehpn"itra.l’  auf Trennung der Ehe von Tisch und
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d„“  Unterst''j." ^ ^  ues nieucri. o u t  
L-ngs§rünri„ ^ender Heranziehung 

in Ausfüh, Diese Vorschrift hat j 
staiu Qegtn ruugen ergeben, keineswegs übersehen, 
ßpti °n Hilfsit,*11 von der NI- im zweiten Rechtszuge ge- 
Der ^stehen'T3*’ au4 Trennung der Ehe von Tisch und 
ffe<l phriftsat eUlt? Bedenken verfahrensrechtlicher Art. 
«ine s*reit ein’ ??.',* dem s‘e diesen Anspruch in den 

\>r ^nschlniii d’lr f hat, entspricht den Erfordernissen
h a 1 Art. ORR eaUfun?-
frei’ dl.e Anlaß . des niederl. BGB. steht es in den Fät- 
sie ?ie Tr(>n„,ZUr Ehescheidung geben, den Ehegatten 

•ileU die0Un®', von Tisch und Bett zu beantragen; 
die a 'gke it iu-ol :nsPruch auch geltend machen wegen 
5un„ er eine’ pP’uhandlungen und groben Beleidigungen, 

V°n Tisrikga” e gegen den anderen begeht. Tren- 
ra_Uch d und Bett kann mithin nach niederl.Nr. 4 { Uch We„  Und Bett kann mit 

hat h- ,ender u ” D,minder schwerer, nicht unter Art. 264 
deiti u Nl. ¡ Mißhandlungen begehrt werden. Das BG.

erSchIus<iP i esem Anspruch abgewiesen, weil nach 
über a 345ff C er VerZivSen. des RG. v. 12. Okt. 1903: 
erkanntUs'äniler’n V° rl deutschen Gerichten auch gegen- 
¡nehrn' Verden ,n.lchf auf Trennung von Tisch und Bett 
.§§ l i / fj l ten m r,fUrfe,und dieser Grundsatz heute um so 
hchkeit • die ¡L i?e> als das EheG. v. 6. Juli 1938 in den 
habe Lder Srk-a!lde Österreich früher gegebene Mög- 
letiark e Rev k -P fS  von Tisch und Bett beseitigt 

J?ch h« Flusse ,, um Nachprüfung, ob der in dem 
xles«n rÜ e Gelt„V' *?• Gkt. 1903 aufgestellte Grundsatz 
Addern« chluR ; F haben könne. Von der Bindung an 
QVr.dag v - “ “List der Senat durch Art. 2 des Ges zur 

-  l„„°rSP r ‘ften des Strafverfahrens und des 
3Uf Grund* i 9-35.J(R9J3!.',1’ 849  befreit. Er hält

Kd,
der

\r Y . oendl auren Arr. z cies ues. zur 
r schriften des Strafverfahrens und des 

k dar“1 Grun'V 1935 (RGBl. R 844) befreit. Er hält
an?a8 a i V ufgestemneUt£r Prf'fu n g d e r Rechtsfrage an 
y  bê vch gepjpdhcn Grundsatz fest.

aÄ e  T .Uber Ausländern jn Deutschland nicht 
(1̂ S tQ dürfe von Tisch und Bett erkannt
u6s § 77V- 6. par bereits seit dem Inkrafttreten des 
V A  Ro>dieses o f '  1875 auf Grund der Vorschriften 
A n  a 3, 27. f f -  feststehende Rspr. des RG. (vgl. 
5̂ üsse^Usehen ?9)- ° b  § 77 PersStG. als aufge- 
V ,  den 12. o u  ?der nicht, hat das RG. in dem Be-

einer beständigen Trennung von 
gegenüber Ausländern nach wie vor

.. . .  ________ u,1d zwar nunmehr auf Grund des
Ro> 'V 'P , (vgi ,i:ara,n, bat es bis in die neueste Zeit 
ist 5- 19e27Ui f eile des erk- Sen. v. 28. Febr.
ze l,S  Rr283- 285W vNr; 95> und v- 17- Febr. 1936: 
■*- nS  I jf -  ausnahV, ?le Pravis der deutschen Gerichte 
■vrkchenln fester r S ° s, gefolSf- Es liegt also seit |ahr- 

%  . ZwinniIr damV wlcbfsSebrauch vor, von dem ab- 
.SCnHr, v eranlassuno- wpnn rlioc

ein ?Usn
?l"'eh len n ,este

L ^ i n” dr dl
51s 3 re  efende i,nH ■.7:ail,ass>u“ g oesxunae, wenn aies 
vDvSeb’en ^be Qn-, überzeugende Gründe gerechtfer-

» Ä “  h“ ' e ' " ” iS' r de" "  ^

10 Sklichte dpQ01*3, 8 dem W ortlaut und der Ent- 
Ä l e'h v!Cf Sei eitet An '  17 EGBGB. und der Novelle 
etiv^ehi ^in, . «E Der Senat erachtet diese Er- 
Art > e n £ d .  ,nlnd« ten in ihrem Zusammenhalt, für 

zwi m Beschlüsse ist insbes. auch der 
ung Qß. u . en der Entstehungsgeschichte des 

e>neŝ 's c h endt den zu gleicher Zeit im Gange be- 
Ö^schentt-i ' f r  e.n Bestrebungen zur Schaf- 

aatlichen Privatrechts eingehend

behandelt worden, die damals bereits zu einem gewissen 
Abschlüsse gelangt waren, in dem damals vorliegenden, 
aus den Beschlüssen des Zweiten Haager Kongresses 
für internationales Privatrecht von 1894 hervorgegan­
genen und auch von den deutschen Delegierten Unter­
zeichneten Entwurf war nicht nur der Ausspruch der 
Scheidung dem Bande nach, sondern auch der der 
Trennung von Tisch und Bett davon abhängig gemacht, 
daß diese sowohl von dem Rechte des Heimatstaates 
der Ehegatten als auch von dem am Gerichtssitze gel- 
tenden Recht zugelassen ist. Die Reichstagskommission 
und der Reichstag haben sich ersichtlich den Ergebnissen 
der Zweiten Haager Privatrechtskonferenz gefügt. Es 
wäre auch widersinnig gewesen, wenn der Reichsgesetz­
geber für die innerstaatliche Regelung eine andere Auf­
fassung vertreten hätte als für die in Aussicht stehende 
zwischenstaatliche Regelung, da eine von dieser abwei­
chende innerstaatliche Regelung mit dem Inkrafttreten 
des zwischenstaatlichen Abkommens jedenfalls im Ver­
hältnis zu den Vertragsstaaten sofort wieder aus den 
Angeln gehoben worden wäre.

Auch die weitere Rechtsentwicklung bestätigt die Rich­
tigkeit des von dem Plenarbeschlüsse v. 12. Okt. 1903 
veitretenen Standpunkts. Als dieser Beschluß erging, war 
das Haager Ehescheidungsabkommen v. 12. Juni 1902 
von Deutschland noch nicht ratifiziert. Dies ist erst im 
Jahre 1904 geschehen (RGBl. 1904, 231, 249). Hierbei 
konnte der deutsche Gesetzgeber davon ausgehen und 
ist zweifellos auch davon ausgegangen, daß die in dem 
Abkommen getroffene Regelung mit der innerstaatlichen 
Regelung in Einklang stehe. Aus der Ratifikation des 
Abkommens ergab sich mit einer jeden Zweifel aus­
schließenden Deutlichkeit, daß gegenüber Angehörigen 
der Vertragsstaaten, insbes. also auch gegenüber niederl. 
Staatsangehörigen, in Deutschland nicht auf Trennung 
von fisch und Bett erkannt werden konnte, weil diese 
Rechtseinrichtung dem deutschen Recht unbekannt ist 
(Art. 1 Abs. 2, Art. 2 Abs. 2 des Abkommens). Das Ab­
kommen ist von Deutschland zwar zum 1. Juni 1934 ge­
kündigt worden, jedoch aus Gründen, die mit der Frage 
der Zulässigkeit der Trennung von Tisch und Bett nichts 
zu tun hatten.

Hatte schon der frühere Reichsgesetzgeber, wie bereits 
die Vorschriften des § 77 PersStG. v. 6. Febr. 1875 zeigten, 
gegenüber der dem kanonischen Recht entstammenden 
Rechtseinrichtung der beständigen Trennung von Tisch 
und Bett eine durchaus ablehnende Haltung eingenom­
men, weil er den durch sie geschaffenen Zustand — Auf­
lösung der ehelichen Gemeinschaft bei Fortbestehen des 
Ehebandes und mithin Ausschluß des Rechtes zur Wieder­
verheiratung bei Lebzeiten des anderen Ehegatten — für 
durchaus unerwünscht hielt, so ist dieser Zustand mit der 
völkischen Auffassung vom Wesen der Ehe erst recht 
unvereinbar. Aus diesem Grunde hat der nationalsozia­
listische Gesetzgeber die Trennung von Tisch und Bett 
des österreichischen und tschechoslowakischen Rechts 
beseitigt (§§115,117 EheG.; §§32, 34 der VO. v. 22. Dez. 
1938 [RGBl. 1,1987]), ebenso die nach den §§ 1575, 1576 
BGB. zulässige Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft 
(§§ 84,98 EheG.). Die Wiederzulassung der seit Jahr­
zehnten nach feststehendem Gerichtsgebrauch auch 
gegenüber Ausländern in Deutschland nicht mehr aus­
gesprochenen beständigen Trennung von Tisch und Bett 
hieße den deutschen Gerichten eine ihnen heute mehr 
denn je wesensfremde Tätigkeit aufbürden. In einem 
Teile des Deutschen Reiches, im Protektorat Böhmen 
und Mähren, ist allerdings die Trennung (Scheidung) 
von Tisch und Bett noch jetzt gesetzlich zulässig. Auch, 
ein deutsches Gericht des Protektorats oder ein solches 
im übrigen Reichsgebiet kann in die Lage kommen, eine 
Trennung (Scheidung) von Tisch und Bett auszusprechen, 
nämlich dann, wenn die Frau Volksdeutsche, der Mann 
aber Protektoratsangehöriger nichtdeutscher Volks­
zugehörigkeit ist, so daß das Personalstatut des Mannes 
maßgebend ist (RGZ. 166, 215). Es ist jedoch nicht an­
gängig, aus der Tatsache, daß der Reichsgesetzgeber 
auf Grund der dem Protektorat eingeräumten Selbst­
verwaltung das Weiterbestehen eines mit seinen eigenen 
Auffassungen in Widerspruch stehenden Rechtes zuläßt 
irgendwelche Schlüsse für die Auslegung des im son­
stigen Reichsgebiete geltenden Rechtes zu ziehen
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Das Schrifttum, insbes. das neuere, billigt überwiegend 
Jen Standpunkt des Plenarbeschlusses v. 12. Okt. 1903. 
Von den Schriftstellern, die eine abweichende Meinung 
vertreten, wollen die meisten zwar nicht den Ausspruch 
der Trennung von Tisch und Bett, wohl aber den der 
Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft zulassen, wenn 
nach dem Heimatrecht der Ehegatten ein Trennungs­
grund und nach deutschem Recht ein Scheidungsgrund 
gegeben ist. Dieser Ansicht ist durch die von § 84 EheG, 
verfügte Aufhebung der §§ 1575, 1576 BGB. jetzt von 
vornherein der Boden entzogen.

Für die Zulassung der Trennung von Tisch und Bett 
für Ausländer wird geltend gemacht, daß solche Aus­
länder, deren Heimatrecht eine Scheidung der Ehe dem 
Bande nach überhaupt nicht kennt oder sie nur unter 
schwereren Voraussetzungen als das deutsche Recht zu­
läßt, in Deutschland rechtlos seien, - wenn ihnen nicht 
wenigstens die nach ihrem Heimatrecht zulässige Tren­
nung von Tisch und Bett gewährt werde. Dieser Ein­
wand kann nicht als berechtigt anerkannt werden, ln 
aller Regel sind Ausländer in der Lage, die Trennung 
von Tisch und Bett in ihrem Heimatstaate herbeizufüh­
ren. Ist dies ausnahmsweise nicht der Fall, weil ihr 
Heimatrecht den im Auslande wohnhaften Staatsange­
hörigen hierfür keinen inländischen Gerichtsstand zur 
Verfügung stellt (wie dies in den Niederlanden der Fall 
ist, RGZ. 147, 387) oder weil nach der Gestaltung des 
heimatlichen Verfahrensrechts die Anrufung eines Heimat­
gerichtes aus tatsächlichen Gründen unmöglich ist (vgl. 
den Fall RGZ. 150, 285), so geht diese Rechtlosigkeit 
ausschließlich zu Lasten des Heimatrechtes der Ehegatten. 
In Deutschland sind sie aber auch in diesen Fällen nicht 
rechtlos, da sie hier beim Vorliegen eines Trennungs­
grundes die Herstellung der ehelichen Gemeinschaft selbst 
dann verweigern können, wenn ihr Heimatrecht die Be­
rechtigung hierzu von der Erwirkung eines Trennungs­
urteils abhängig macht (RGZ. 150, 283).

(RG., IV. ZivSen., U. v. 11. Juni 1941, IV 68/41.) [He.] 
*

6 . KG. — §31 PersStG.; §§ 1719, 1720 BGB.; § 12 FGG. 
ln dem Legitimationsfeststellungsverfahren genügt es nicht, 
wenn das VormGer. der Mutter und ihrem Ehemann mit­
teilt, es wolle feststellen, daß das Kind durch die Heirat 
die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes erlangt habe, 
und sie auffordert, hierzu Stellung zu nehmen. Vielmehr hat 
das Gericht die zur Feststellung der blutmäßigen Abstam­
mung des Kindes erforderlichen Ermittelungen anzustellen 
und die geeignet erscheinenden Beweise aufzunehmen. Da­
bei kann durchaus die Frage nach einem Mehrverkehr in 
der Empfängniszeit klärungsbedürftig und die Vernehmung 
der Mutter hierüber erforderlich sein.

Die ledige Alma M. hat laut Geburtseintrag des Stan­
desamts in A. am 4. Aug. 1939 eine Tochter geboren. Am 
12. Sept. 1939 hat K. die Vaterschaft zu dem Kinde vor dem 
Jugendamt in L. anerkannt, das die Amtsvormundschaft 
führt. Am 26. Okt. 1940 hat er mit der Kindesmutter die 
Ehe geschlossen. Das VormGer. hat darauf festgestellt, daß 
das Kind durch die Heirat der Eltern die Rechtsstellung 
eines ehelichen Kindes erlangt hat, und eine entsprechende 
Beischreibung am Rande des Geburtseintrags angeordnet. 
Hiergegen hat der RegPräs. sofortige Beschw. erhoben. Das 
LG. hat das Rechtsmittel zurückgewiesen.

Die sofortige weitere Beschw. des RegPräs. hatte Erfolg.
Nach § 31 Abs. 1 PersStG. stellt das VormGer., wenn ein 

uneheliches Kind durch die Heirat seiner Eltern die Rechts­
stellung eines ehelichen Kindes erlangt hat, dies fest und 
ordnet die Beischreibung am Rande des Geburtseintrags 
an. Auf das Verfahren vor dem VormGer. finden nach Abs. 2 
des § 22 der 1. AusfVO. zum PersStG. die Vorschriften des 
FGG. Anwendung. Es g ilt also insbesondere § 12 FGG., 
wonach das Gericht von Amts wegen die zur Feststellung 
der Tatsachen erforderlichen Ermittlungen zu veranstalten 
und die geeignet erscheinenden Beweise aufzunehmen hat. 
Die materiellrechtlichen Voraussetzungen für die Feststel­
lung nach § 31 PersStG. ergeben sich aus den Legitimations­
bestimmungen der §§ 1719 und 1720 BGB. Demnach muß 
es sich um ein uneheliches Kind handeln, dessen Mutter 
sich mit dem E r z e u g e r  des  K i n d e s  verheiratet hat.

Um zu der Legitimatxonsfeststellung zu gelangen, hat sich 
hier das VormGer. darauf beschränkt, eine Ausfertigung

vor dem
des Vaterschaftsanerkenntnisses des Ehemanne ¡e den 
Jugendamt (§ 43 Abs. 2 JugWohlfG.) einzuii>° jetzig0!
„Eltern“ , das heißt der Kindesmutter und m daß das
Ehemann K., von der beabsichtigten Feststel gjeilun0 
Kind durch die Heirat seiner Eltern die rec ,„_mäßig. 
eines ehelichen Kindes erlangt habe, ^ ' mu p.eben, 
teilung zu machen und ihnen Gelegenheit zü, f  Mche 
Stellung zu nehmen. Die Mutter hat diese .rv_e0-eben,.da 
teilung mit dem rückseitigen Vermerk zuru üann keine 
„sie mit umstehendem einverstanden“  sei. L>a ^ (e lit e
falls genügen. Bei dieser Behandlung der =a überlm»? 
................ ~ ........  - Mutter situ j2entl cnbegründeter Zweifel daran, ob die Mutter eigeIltH s
klargeworden ist, worum es in diesem v en wen» 
geht, daß die Feststellung nur möglich selS„„,nann stamm/ 
Kind auch blutmäßig von ihrem jetzigen E j,aft se'4 u 
Es liegt allerdings das Anerkenntnis der Va j,at je 
des Ehemannes in öffentlicher Urkunde v°r. yerir>u . Je
lediglich die Bedeutung einer widerlegbaren ¡t beige 
daß er der Mutter innerhalb der Empja S seine . 
wohnt hat (§ 1720 Abs. 2 BGB.). Damit ist ace jreijicti 

J__ L .:.L 1  t—i.___i- iü  r w  Hpsetz Stern Uot.(, vei
§ 1720 .

S  ' ' " ' | ------------- ------  Z haucn .
Diese Vermutung wird durch die Ejnreue, r  w0hnt a 
anderer der Mutter in der Empfängniszei Va êrsChau® £jje.

ede(

aft noch nicht .festgestellt. Das Gesetz .g^j -e  
§ 1720 Abs. 1 BGB. eine zweite, ebenfalls ,jer als t. 
rnutung dahin auf, daß der Ehemann der ¡„.g /̂oh»* .¡a
gilt, wenn er ihr in der Empfängniszeit | aß 9uc». *
Diese Vermutung wird durch die Einreu , . w 
anderer der Mutter in der Empfängniszei v  êrscha‘"'' 
nicht entkräftet, nicht einmal durch d T 7 I8 B 0 8 : D « ,iiH-iii cmKiauei, inm i einmal .. J 1718
kenntnis seitens eines Dritten gemäß 9 * ' en„  er 
mann gilt jedoch dann n i c h t  als V a te r  ̂ beigevT0,;

knt hat
» 1,1
aalt ih

daß die Mutter das Kind aus der Eê . “ us'‘e“r ° le tz £ 
späteren Ehemann empfangen hat. D Bedeut». 
A l t e r n a t i v e  kommt heute eine A b s ta m m un g en »

der Mutter in der Empfängniszeit n 1c unrnöglihrem 
oder wenn es den Umständen nach otten , ung irm ,„n  
HaR Hip Mnttpr das: ICinH ans der BCIW 1

AbSi a'Tn.cht-als früher, wo man der blutmäßigen -- a 
sonderes Gewicht beilegte, vor allern jg r Leg*41 r < 
Kindesmutter und Ehemann sich bezugn -*u  ̂wen» ao,^

atiofl 
■ der

u^ l b STwenn Jjichefl 
des vorhandenen Kindes einig waren. “  des »ne Fra»44’ 
Ehemann sich — gutgläubig — als c^phnis sei]1tgiauoig — p,,Tpbnis ■ aps 
Kindes bekennt, ist sehr wohl als E S ßgs Km» , ¡st, 
hingen möglich, daß er nicht der Va unm°£, jvfi4 
kann, weil es den Umständen nach ot ‘ stanu» • ^ '
daß das Kind aus seiner Beiwohnundf  ge deruan uas iv iiiu . aub bciuci ■ « j. frag,
R ü c k s i c h t  h i e r a u f  kommt auch . eg-jtimi 
reren Beihälter eine Bedeutung bei d "rsönlicliep|1erTi31111 

Der RegPräs. hält eine gerichtliche P* ob ihr £» ffage 
mung der Mutter darüber für erforde > auch “ * .„¡sze» 
der Erzeuger des Kindes ist, wobei cu* EmP1
eines etwaigen Mehrverkehrs innerha bat de» ¡jjr a» 
zur Erörterung kommen könnte Das L &  hj  e j 40,
das Verfahren des AG. gutgeheißen 
einen Beschluß des OLG. Kiel v. 1 • . g der 
855) berufen. Dieses hat angenomme ’̂ igende E. »

V r 'der L & 1 W  daß üeße phe JV uii-
eines unehelichen Kindes durch »» A ”  r’und eSrflhre» ^  
verkehr der Mutter nicht entgegen- jjurlgsve 
statthaft sei, in dem Legitimationsf - ^e»»
Frage des Mehrverkehrs zu erorte ■ . ¡ggtrete . Va’ , 

Diesem Standpunkt kann nicht M J e s e tÄ r fe  de 
Richtig ist allerdings, daß durc oQß. die 
schaftsvermutung des § 1720 Abs. 1 ^  -.rd . ^

Ail.i+lor ülisffescnios5
vvi

de«
für
der

Mehrverkehrs der Mutter ausges ö ^ j j c h ‘ ejn k» 
die Frage, ob die Empfängnis u ejngetre*e» fljclit e 
Beiwohnung des späteren Lheman njCht » n0twe» ¡¡n 
ist die Behauptung des Mehrverkehrs ̂  die J r5j .  
statthaft, sondern im Gegenteil » Mehrv., flgsve 
Voraussetzung. Denn nur im baß Festste .tbela j .  
jene Frage überhaupt auftreten. b , i ebrverkehr. j ; eserF el-
ren kann daher die Erörterung des w ujteri ¿1», .̂
los und folglich auch die Befragung y 0rmGe k|,ere»hej|ti-
tung nicht unstatthaft sein. Ob■ d u  ^  den A  
falle diese Frage stellen w ill, h f:cj,en Er»? pers°,fl r ifl 
ständen ab und ist seinem ricb,-„r .rerichtbe^btet 
gestellt; ebenso auch, ob es " ,  äeriich eri'de»‘a, a ¿e< 
Vernehmung der Mutter für e anstelß-..^eIi, da|5j(jfl' 
anderer Weise seine Ermittlungen a ^  kon»»r des
es danach die Überzeugung; gew n E rz e f  elcbt J
E h e m a n n  und k e i n  a n d e r e r
des in Betracht kommt. Erg ,  ̂ ¡hres ^  „ t aU? ]<$'
denken gegen die Mutter aus der A r ^  gê nltr)d es
ihren früheren Männerbeziehungen, !t(irlg,

nach etwaigem Mehrverkehr nFrage
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1 cIJJq j
§ 9 F-f,In ■ ?!ahung eine Blutgruppenuntersuchung ge- 

HÜr Peststpii And4-*- v- 12. A pril 1938 in Betracht kommen 
fler Beiwohn1111̂ ’ °.k das Kind nicht etwa unmöglich aus 
'!aS dieser Un̂  mi4 dem späteren Ehemann stammen kann, 
icht. nun seine Vaterschaft anerkannt haben oder

«iäß;?eniiberi"plsigen Thcf der besonderen Bedeutung, die der blut- 
tW angeführ*anl i lu?g des Kindes zukommt, kann der vom 
pi ” die KiarUt6 Gesichtspunkt nicht ausschlaggebend sein, 
ein116* seien n. rsc.hungen durch Befragen der Mutter ge- 
!r„f?drinpen ,ln ,di,e nächsten Beziehungen der Ehegatten 

dadurch RpsfiinH nriH FripHpn Hpr Fhp 711 
-ne 1 Fi«n^ ^ac*urch Bestand und Frieden der Ehe zu 
et„e Verdieni u -e*wa au4 e’ne Lüge der Mutter aufgebaute 
(W3,’ Wie Z ei?eJ? besonderen Schutz. Es kann auch nicht 
EhiĈ nachfnit L9 • andeutet, der Fall der Legitimation 
bp; ?IeiehpPeu m de Ehe jedem Geburtsfall während der 
Aiweitler Gpk i y erden. Wollte man in allen Fällen auch 
die® ¡nmi|ng des tz- der f.!ie Nachforschungen nach deruliUrio- , ]  j / .  4Ni»Linuiöcnuuycii nacn uer

allerd,,r!IqUes Kindes für angebracht halten, so wäre 
Schere K  f l 16 Überspannung der Anforderungen an 

ttiau Süt jec| n r i!s . , lung einer blutmäßigen Abstammung. 
lun!i°nsveriah,-1 nicht auch für die Feststellung im Legiti- 
din|en-nach den^c13*'41 § 31 PersStO.; hier sind Ermitt- 
>st n in das r.fi- u eVS?r anzustellen, deren Umfang aller- 
Verf,.as vOtn a*J-! , F ^ ig e  richterliche Ermessen gestellt 
Mit a.,ren p-eni;9 - .b|er niit Billigung des LG. beobachtete 
Sch« tUng an n l edenfalls nicht. In der formularmäßigen 

.»Eltern“ und deren Beantwortung er- 
■’n-'des ppd n nicht die dem VormGer. durch die Allg- 

ß des fT L,eP4- 1938 (DJ. 1488) auferlegte Pflicht, 
^cht"1 .V°tiiep-Pe i l̂usses die „Eltern“ usw. zu hören.

das t r-den Feststellungsverfahren kann fernerlTjUti ilnnimmi K!aR im-»viAllA D n 4 ™  Lnl

v0r pV K|M Ule uem vormuer. auren aie /vng-
f)„ daß de,‘ r/  '• Sept. 1938 (DJ. 1488) auferlegte Pflicht, 

lieh!111 .v°rlierrPesi'^*usses d*e »Eltern“  usw. zu hören, 
len, ’ wie das i n en Feststellungsverfahren kann ferner 
Wim« und annimmt, bloß formelle Bedeutung bei- 
^c li? ies KinrW dl? Ermittlung der blutmäßigen Abstam-
Untê  , eit -* - - auf die Möglichkeit einer Anfechtung rlpriu|°r fi„ ui
5eSRt, ? V o n „r8?“ r,,er,en Känaes nmgewiesen werden, 
PerSona!Sanw -iikfetzungen des § 1595a BGB. auch seitens 
Un&svo t 5 Erze, ’ Vle,mehr sind die Ermittlungen nach der 
aUch ß, .ähren bereits in dem Legitiinationsfeststel-
Hn(ih V ° '2el cgi?am und erschöpfend anzustellen (vgl. 
Ö iC  and i s ’ zu § 31 PersStG., Erl.2d, S. 266
Abs. 6 / eststelii,„ a ß f e 11 e r, zu § 31 Bern. III, 3, S. 473f.). 
l i f dipCier 1. A „ t ! t ^ er4aIlren bildet übrigens nach § 22 
Schaff „ dhebim,v ■ 1' zum PersStG. auch die Grundlage 

i |Uineacb § I883 l ic  ^  ^3S ^ ’nd bestehenden Vormund-

e? auf die Möglichkeit einer Anfech 
legitimierten Kindes hingewiesen

'echtung der

„ PPenfo b'er v o I» ^ rrnilnds(dla44sr'c4l4er sich darüber klarr i'Penfp "er V n ^ ’ “ ""'uscnaiisncnter sicn aaruoer klar 
Ferecht°rscbers „ „ i 8e4z in seine Hand die Aufgaben des 
l^nfa,Werden-eleK‘ sind und daß er diesen Aufgaben 

P Unt er  keinen Umständen darf eru . 'steil, «is vpra'-i” ' VJ,ller keinen umstanaen aari er 
i.e,t W ^Ssverhnwortungsbewußter Rechtswahrer das 
r?,cht n4eln (i|„lre.n als eine nebensächliche Angelegen- 

^ufhltlnäclf' ' Vledeicht einmal später in Ordnung ge-

(l(Qll!1̂ , Cr*leSen die Beschlüsse beider Vorinst, der 
■’ ^vSen i

5 , ' * a’ Eeschl. v. 9. Mai 1941, 1 a Wx 312/41.)

S v o i llr ¡m Vpr Satz 1. 63 Abs. 1 Nr. 1 JugWohlfG. 
C \ hrC enn zu b H p  de® § 67 Sa4z 1 JugWohlfG. 
veW;br|,^ ,° d er weiterĈ <en Sl(e!,t’ dab ]der M inderjährige

6iir

als

c , Fjjj. WpW lcu »iciii, Uiii) ucr iviinuerjanrige
; ^ren5UnS biQ J ter v^w ahrIost, falls seine anderweite 

■»JW zür a.utgese!mKtn Abschluß des Fürsorgeerziehungs- 
vefi1e!'for(j B̂ !,0rdnilt, nJw ird - Besteht Gefahr im Verzüge, 
Wcl,?,f die ri lcli. daf!^ d?r vorläufigen Fürsorgeerziehung 

aUssiru,n°zdnii 1 dem glaubhaft gemachten Sach­
er a1(lgiih; sl°s k* ? , r er endgültigen Fürsorgeerziehung 
% Fürsmi b ‘erbei bedarf es keiner Prüfung, ob
^ iiii!041 dii>°94<3- an?eerz‘e4u,ng aus § 63 Abs. 1 Nr. 1 oder
f r Fiifr,- ZuOrdnen SPin wird Anrti Hip Fraorp
Hilf* 4 diix n«; lu,,b dUS 8 i J>r. i oaer

ck FürSor ZUordnen sein w ird . Auch die Frage, 
a!St Alindpr;eri.Z,9 lunS durch anderweite Unter 

Zu prjH‘ Anordi,a" r i®'en verme'den läßt, ist erst in
Ä ' Ä  es se!UHg der endgültigen Fürsorgeerzie- 
Jif i . 'b i  z e ity p .e  denn, daß diese Prüfung ohne nen- 
l^C W h a n ' GrUn7 ‘ erfolgen kann.
S i ’ S s , ! !  dazu Vt.des Einsatz-FamUnterhG. zu zahlen- 
Abs. i ”!,,anspg anderuT^^04’ e'n K ind zur Verhütung der 

^r, i Ezuchnai eit unterzubringen, so bildet dies 
H W o h ifG  °Hentlicher M itte l“  i. S. des § 63

Das AG. hat auf Antrag des Jugendamtes die am 18. Mai 
1928 geborene Hanni L. gern. § 67 Satz 1 JugWohlfG. 
der vorläufigen Fürsorgeerziehung überwiesen. Auf die 
sofortige Beschwerde der Mutter hat das LG. den Be­
schluß des AG. aufgehoben. Die gegen diesen Beschluß 
von dem Jugendamt und von dem Oberpräsidenten (Ver­
waltung des Provinzialverbandes) eingelegten sofortigen 
weiteren Beschwerden haben aus folgenden Gründen Er­
folg gehabt:

Vorweg sei bemerkt, daß der Beschluß des LG. zu­
nächst insofern zu beanstanden ist, als er den Beschluß 
des AG. nur aufhebt, ohne gleichzeitig, wie dies er­
forderlich gewesen wäre, dafür eine andere Entscheidung 
zu setzen, hier also den Antrag des städtischen Jugend­
amtes auf Anordnung der vorläufigen Fürsorgeerziehung 
abzulehnen.

Gemäß § 67 Satz 1 JugWohlfG. kann bei Gefahr im 
Verzüge das VormGer. die vorläufige Fürsorgeerziehung 
des Minderjährigen beschließen. Erste Voraussetzung für 
die Anordnung der vorläufigen Fürsorgeerziehung nach 
§ 67 Satz 1 JugWohlfG. ist hiernach, daß Gefahr im 
Verzüge besteht, d. h. daß zu befürchten steht, daß der 
Minderjährige verwahrlost oder weiter verwahrlost, falls 
seine anderweite Unterbringung bis zum Abschluß des 
Fürsorgeerziehungsverfahrens aufgeschoben wird. Ist 
diese Voraussetzung gegeben, so ist nach der ständigen 
Rspr. des Senats zur Anordnung der vorläufigen Für­
sorgeerziehung nur erforderlich, daß das Verfahren auf 
Anordnung der endgültigen Fürsorgeerziehung nicht aus­
sichtslos ist; denn gegenüber dem Ziel, die dem Minder­
jährigen drohende Gefahr abzuwenden, müssen alle 
anderen Erwägungen zurücktreten. Das VormGer. ist 
daher vor der Anordnung dieser nur vorläufigen Maß­
nahme auch nicht gehalten, den Sachverhalt erschöpfend 
aufzuklären und eine eigene Ermittlungstätigkeit zu ent­
falten, sondern kann sich mit einer A rt Glaubhaftmachung 
begnügen und die ihm behördlich unterbreiteten Vor­
gänge zur Grundlage seiner Entscheidung machen, wenn 
sie erkennen lassen, daß sie auf sorgfältigen Ermittlungen 
beruhen, für alle erheblichen Behauptungen Beweise an- 
treten und nicht bloße Werturteile enthalten. Eigene Er­
mittlungen des VormGer. sind dagegen in diesem mit 
möglichster Beschleunigung durchzuführenden Verfahren 
in aller Regel unangebracht und nur dann am Platze, 
wenn sie ohne nennenswerten Zeitverlust, etwa durch 
telephonische Rückfrage, erfolgen können. Es bedarf in 
diesem Verfahren nach der ständigen Rspr. des Senats 
auch keiner Prüfung, ob für die spätere Anordnung der 
endgültigen Fürsorgeerziehung die Vorschrift des § 63 
Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 JugWohlfG. in Frage kommt. 
Eine solche Prüfung ist auch in vielen Fällen gar nicht 
möglich; denn die Frage, ob ein Minderjähriger zu ver­
wahrlosen droht oder bereits verwahrlost ist, wird sich 
häufig erst nach eingehender Beweisaufnahme im Ver­
fahren auf Anordnung der endgültigen Fürsorgeerziehung 
beantworten lassen; hierbei wird oft auch der von der 
Anstaltsleitung einzuholende Erziehungsbericht über den 
in vorläufige Fürsorgeerziehung gebrachten Minderjähri­
gen von Bedeutung sein. Für das Verfahren auf An­
ordnung der vorläufigen Fürsorgeerziehung muß es daher 
genügen, daß die Anordnung der endgültigen Fürsorge­
erziehung s c h l e c h t h i n  aus irgendeinem Grunde nicht 
aussichtslos ist. Diese Rechtslage hat hier das LG. ver­
kannt, wenn es zu dem Ergebnis kommt, daß der An­
trag auf Anordnung der endgültigen Fürsorgeerziehung 
nur auf § 63 Abs. 1 Nr. 1 JugWohlfG. gestützt werden 
könne, da der glaubhaft gemachte Sachverhalt nicht er­
kennen lasse, daß das Mädel schon so verwahrlost sei, 
daß es nur noch durch Fürsorgeerziehung gebessert wer­
den könne. Für die Anordnung der vorläufigen Fürsorge­
erziehung genügt es ferner, wie bereits gesagt, daß 
die Anordnung der endgültigen Fürsorgeerziehung nicht 
a u s s i c h t s l o s  ist. Auch diese Rechtslage hat das LG. 
verkannt, wenn es die Anordnung der vorläufigen Für­
sorgeerziehung mit der Begründung ablehnt, daß die 
dem Mädel drohende Verwahrlosung auch durch ander- 
weite Unterbringung abgewendet werden könne, somit 
die Anordnung der endgültigen Fürsorgeerziehung sich 
nicht als e r f o r d e r l i c h  erweisen werde; denn solange 
das Mädel nicht tatsächlich anderweit in geeigneter Weise 
untergebracht ist, wodurch gleichzeitig auch jede Gefahr

281



2242 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochen««*
<rabL'

im Verzüge entfallen würde, oder solange nicht zum 
mindesten außer Zweifel steht, daß es alsbald in ge­
eigneter Weise untergebracht werden wird, kann nicht 
davon die Rede sein, daß die Anordnung der endgültigen 
Fürsorgeerziehung aussichtslos ist. Im vorl. Fall müßte 
sogar eine geeignete Unterbringungsmöglichkeit für das 
Mädel erst gesucht und gefunden werden. Hinzu kommt 
endlich, daß auch gar nicht feststeht, ob die Angehörigen 
des Mädels gewillt und in der Lage sind, die für 
die anderweite Unterbringung des Mädels erforderlichen 
Kosten aufzubringen. Allerdings würde entgegen der An­
sicht des Jugendamtes nichts entgegenstehen, daß hierzu 
auch der für die Angehörigen des zum Wehrdienst ein- 
berufenen Vaters zu zahlende Familienunterhalt (Einsatz- 
FamilienunterhaltsG. v. 26. Juni 1940 [RGBl. I, 911]) Ver­
wendung findet; denn da dieser einen Ersatz für das 
bisherige Einkommen des zum Wehrdienst Einberufenen 
bildet, ist nicht einzusehen, warum er nicht auch zu einer 
erforderlich werdenden Unterbringung eines Kindes Ver­
wendung finden dürfte. Daß er aus einer öffentlichen 
Kasse gezahlt wird, steht nicht entgegen; denn unter 
„Inanspruchnahme öffentlicher M ittel“  i. S. des § 63 
Abs. 1 Nr. 1 JugWohlfG. kann nur die Inanspruchnahme 
b e s o n d e r e r  öffentlicher Mittel verstanden werden, 
nicht aber die Inanspruchnahme solcher öffentlichen M it­
tel, auf die dem Berechtigten ein Rechtsanspruch zusteht 
und die hierdurch in seiner Hand den Charakter öffent­
licher Mittel überhaupt verlieren; anderenfalls würden ja 
auch die Löhne und Gehälter der Behördenangestellten 
und Beamten hierunter fallen, so daß eine mit ihnen 
mögliche anderweite Unterbringung eines Kindes die An­
ordnung der vorbeugenden Fürsorgeerziehung nicht ab­
wenden könnte. Daß dies nicht Rechtens sein kann, liegt 
auf der Hand. Entgegen der Ansicht des Jugendamtes 
besagt auch der RdErl. des RMdl. u. d. RFM. v. 5. Juli 
1940 (RMBliV. Sp. 1363/1413) nichts Gegenteiliges; denn 
wenn dort unter Nr. 152 bestimmt ist: „Die Verpflichtung 
des Trägers der Fürsorgeerziehung zur Tragung der Für­
sorgeerziehungskosten geht dem Familienunterhalt vor“ , 
so bedeutet dies nur, daß die vom Provinzialverband zu 
tragenden Fürsorgeerziehungskosten nicht auf die Stadt- 
und Landkreise, denen die Zahlung des Familienunterhalts 
obliegt, abgewälzt werden können, nicht jedoch, daß der 
Familienunterhalt nicht zur Vermeidung der Fürsorge­
erziehung verwendet werden darf. Das Jugendamt über­
sieht auch, daß in diesen Fällen überhaupt keine Für­
sorgeerziehungskosten entstehen und daß somit auch 
keine Verpflichtung des Trägers der Fürsorgeerziehung 
zur Tragung solcher Kosten besteht, die dem Familien­
unterhalt vorgehen könnte. Demnach ist die Ansicht des 
LG. zutreffend, daß keine Inanspruchnahme öffentlicher 
Mittel i. S. des § 63 Abs. 1 Nr. 1 JugWohlfG. vorliegt, 
wenn auf Grund des Einsatz-FamilienunterhaltsG. zu 
zahlender Familienunterhalt dazu verwendet wird, ein 
Kind zur Verhütung der Verwahrlosung anderweit unter­
zubringen. Ob allerdings die hiernach zur Verfügung 
stehenden Mittel zu einer anderweiten Unterbringung des 
Mädels ausreichen, kann erst beurteilt werden, wenn 
feststeht, wie hoch diese Mittel und wie hoch die Kosten 
einer anderweiten geeigneten Unterbringung des Mädels 
sind. Ferner bedarf es auch noch der Feststellung, ob 
mit Rücksicht auf die Besonderheiten des vorl. Falles 
eine private Unterbringung überhaupt geeignet ist, die 
dem Mädel drohende Gefahr abzuwenden. A ll dies be­
darf einer eingehenden Prüfung, für die in dem beschleu­
nigten Verfahren auf Anordnung der vorläufigen Für­
sorgeerziehung kein Raum ist und die folglich erst in 
dem späteren Verfahren auf Anordnung der endgültigen 
Fürsorgeerziehung erfolgen kann. In dem vorliegenden 
Verfahren auf Anordnung der vorläufigen Fürsorge­
erziehung hatte daher entsprechend den eingangs ge­
machten Ausführungen das LG. nur zu prüfen, ob Ge­
fahr im Verzüge besteht und ob die Anordnung der end­
gültigen Fürsorgeerziehung nicht aussichtslos ist. Wenn 
das LG. hierüber hinaus geprüft hat, ob für das spä­
tere Verfahren auf Anordnung der endgültigen Fürsorge­
erziehung die Vorschrift des § 63 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 
JugWohlfG. in Frage kommt, sowie ferner, ob das Mädel 
anderweit in geeigneter Weise untergebracht werden 
kann und deswegen die Anordnung der endgültigen Für­
sorgeerziehung überhaupt nicht erforderlich sein wird,

S 67 Satz
so hat es hierbei die Voraussetzungen des S pdrsorge' 
JugWohlfG. für die Anordnung der vorläufig verle*z _ 
erziehung verkannt und hierdurch das u ,.„rietzung be" 
Da seine Entscheidung auf dieser Gesetzes 
ruht, kann sie nicht aufrechterhalten weru • der sacn 

Es bedarf jedoch keiner Zurückverweisu ß . te Sac«' 
an die Vorinstanzen, da der glaubhaft g vorläufif>r_ 
verhalt ohne weiteres die Anordnung ü , sjch h’ 
Fürsorgeerziehung rechtfertigt. Das Madeb \V- b '
hpr im I-Tniiclinf-f rlpr Miiffrpr nnrl dcS wtlC £ rlefflm inier uiiu uw - ^  u<-“
funden hat, war dort, wie der Senat *3e .̂ cjß. v .5 -rr j 
der Personensorgerechtssache ergangenen , gefährc 
1940 festgestellt hat, in höchstem Maße s n die a 
und hatte bereits eine Entwicklung Senor ¡tcr abgleh 
Befürchtung nahelegte, daß es rasch w Umge , 
werde, wenn es nicht alsbald aus der ß°lnUneti ß.eSC!/nr- 
herausgenommen würde. Den dem dam , dje 
zugrunde liegenden Sachverhalt haben Qamals •> 
instanzen als glaubhaft gemacht angese . 'tweiligen 
deswegen der Senat im Wege . ^ . X s t i m m f  , 
Ordnung beiden Eltern das Aufenthalts M(,c0tdn^-n gj
entzogen und insoweit eine Pflegschaft 
VormGer. hat hierauf das s tä d tisch c^ .^  afn

a«
mit es

zum Pfleger bestellt und dieses das M br 
1940 in einer NSV.-Jugendheimstätte un - ger c 
hat es seine Mutter am 20. Dez. 1940 v m,i . eS 
geholt, es ohne Erlaubnis der Heimle -.„galten dU . ¡st 
nach St. genommen, es dort versteek ci1ickt. D° 
erst am 5. Jan. 1941 wieder zum Heim S rjjckt, ^  ayf 
es dann bereits am nächsten Tage a & ßjs s 
zur Mutter gefahren und bei dieser 2ep;i,sorgeerZ‘ .irde- 
Grund der Anordnung der vorläufigen bracht wie(jer 
am 29. Jan. 1941 in Anstaltserziehung & l94l der 
Auch hier ist das Mädel bereits am o- .£ eS vo * 
durchgebrannt, und zwar mit Mitten j g a lte n  . jjjfe 
Mutter bekommen und im Heim vers „ 0iizeiliche,rt (.fit­
ist jedoch unter Inanspruchnahme P jlie rhal ¡0 
wieder zurückgebracht worden. Diese u eIJV«utter
fertigt ohne weiteres auch die Annan . uen der j as 
Verzug; denn bei den bisherigen V l den, 0 bek­
und des Mädels muß angenommen ¡Butter Z ]Cjfet
Mädel immer wieder bemüht sein wir , • wejter des 
zukehren, und daß es dann dort ra ierbrinS 1 yitf' 
Dem kann zur Zeit nur durch eine vorgebe . | e Für*

Ä  ie v o rla u te re « .Mädels in einer geschlossenen vu>‘“- .
den. Hiernach hat das AG. zu Rech ^ uf dm , efjcld‘ 
Sorgeerziehung des Mädels angeordne . ^  ,anun ge-
Beschwerden war daher unter

l aW*<
liehen Beschlusses die von der ¿urücJ
Schluß des AG. eingelegte Bescln.uiuu ut» «.v.1. emguegiv.

(KG., ZivSen. 1 a, B e s c h l .  v. 4. Juli
z«r bc-

* - EliefraU in, 5°
8. KG. — Setzt der Erblasser se'neNaCherl>f ̂ \ r  

freiten Vorerbin und seine Kinder , an ,,
geht — auch beim Fehlen einer jahim o,t desse 
kungsklausel — sein Wille mutmali .~ ndes m 
Stelle eines den Pflichtteil fordernc ä IIie tret ' , ß)efir 
Abkömmlinge, sondern die anderen „etlichen j A i e  bea 

Eheleute haben in einem gememsc un j,fl ü"
einander gegenseitig zu befreiten ejnen . ^¡e K
den erstehelichen Kinder des Ehe nherrest ( rtfl danaii“ '> „,rPct U“  dam 

en ubeFhemänn» üsUCIl ClblCUCllLllCIl IM11UU — ,
eine Tochter, zu Nacherben aut i 
Erben des Überlebenden) beruf • 1NUt uSg«.- r  
i. J. 1935. Darauf schlug der Sohn pflichtteil a 
und erhielt auf sein Verlangen estorbeiJ prb$d$ c.
Nachdem später auch die Wit\ b je durch { S q 
tragte die Tochter des Eheman . aIs auch . daS l  s 
als Alleinerbin sowohl ihres V ,.ßgcrlcht un j0Ige. der 
mutter auszuweisen. Das N a c h la ß e ^  K o g « *  {¡if 
verneinten die in Anspruch E de Va*errs ¿r
KG. hat auf eine weitere ßest , . 'cblasses 1K fefm'ltter 
Antragstellerin bezüglich des N dcr St daß
begründet, bezüglich des Nach - < - aUs’ ,acb
gegen für unbegründet erklär . ff cj da °  j-gt, ei-

I. Das LG. geht rechtlich zutrm a i Ä beB u,-
wenn der Nacheroe Vow . . *  *die Erbschaft, wenn der Nacnm -den ^

§2142 Abs. 2 B G B . g  ru n d s a t z 0 c n  ̂an g e 1 un £ ̂ n g |j m e 'g j,, e
dies aber nur, Tin0+;:„cien zU e! oder aus den Dmstan° rb)aSsers
m Roc+immtinP’ qCS

bleibt, daß 
dritcklichen 
anderweitigen Bestimmung
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j rben /g 9nnKUne^men ^e‘ der Berufung' von Ersatznach- 
end her vor h ■)> deren Recht, wie das LO. zutref-
„r“en vnrrr i ?bt’ dem Anwachsungsrecht des Mitnach-
“rt!nung I eht (§§ 2094, 2099 BOB.), und bei der An- einp emer Qnioi,.,, a.... ______ _______ i AJ.n,e auSf,"er ®ol9hen Anwachsung, fm vorl. Falle ist 
‘CH: erfolg UcJ5 * ‘ c I* e Berufung yon Ersatznacherben 

?e.nde Benin,_Pa? BO. glaubt jedoch eine stillschwei-schl.
des;

’ tSerilf, giaUUl JCUULII CHIC alllloLIIWCl“
aguno- ® des Abkömmlings des durch die Aus'- 

, -Sen ^ ij,,';eS'!?efallenen Sohnes des Erblassers als in 
vpd'Unsj ti„n ¡v?end feststellen zu müssen. Bei der Er- 
u n der »p„„,s ,/^dlens des Erblassers ist mit dem LG. 
w iese t»  lchen Rc&eI des § 2069 BGB. auszugehen. 
bp,-3j Unf? ein* an’ daß nacB der allgemeinen Lebens- 
w; ,dessen \vr Brblasser, der einen Abkömmling bedenkt,
^gel^-er^^hanH iH ef5 e":„ub!<:^i!lrrl!P®'^.„b.ed3C|lt ■-------- nunv/>iiu»uie<. u iuau ii wissen
saf  ■ im ein-P„?.nd,eIt es sich nicht um eine Auslegungs- 
ein der n jl ntl*chen Sinne, sondern uni einen Rechts-S.ei»em 

kn
din,'Mtl Verrn,,«” 1?1 Erblasser ausdrücklich Erklärte nach 
lerÜf des § onln^®11 Willen ergänzt. Durch die Anwen- 
Venf ^estinir™ ®BjB. wird aber nicht etwa eine feh-
IiCLmhtung u'ig des Erblassers durch eine gesetzliche 
ty;', ausgesnt-p l ’ viehuehr wird eine nicht ausdrück- 
'Veiou anikei+ ° cl?erie Bestimmung des Erblassers zur 
Punuende Wn?» rächt, R>as BO. glaubt, für eine ab- 
§2nto *u h->k nsmeinung des Erblassers keine Anhalts- 
der p ®GB a,, ,n' , Es ist richtig, daß die Regel des 
der pdchtun-u dann eingreift, wenn der Erblasser bei 
»ich* °an durch • Testamentes an die Möglichkeit, daß 
in -..gedacht il-ei2.e Erbausschlagung wegfallen werde, 

rv.e ner \Y/:fjdle Ersatzberufung der A ..............
nicbtng indes HSochtun§' gelegen hat. Gerade die Er- 
IasSer5Usdrücki,vk dle Anwendung des § 2069 BGB. eine 
einer p Ur W iri/i1 ausgesProchene Bestimmung des Erb- 
Erk > r 5ch„ l a“ keit bringt, ergibt die Notwendigkeit 
1T,entpPl,,,g s; p1? des Willens des Erblassers. Bei dieser 
s'e ein aUch anH neben dem Gesamtinhalt des Testa- 
®estah« n Rückst!? P mstände zu berücksichtigen, wenn 

Hat auf das vom Erblasser Gewollte
dacht ” ^ eKfali>r Erblasser an die Möglichkeit des vor- 
''R V v 0 kann f - eines eingesetzten Nacherben nicht ge- 
r f buPPsuncr~e, ergänzende Auslegung der letztwil- 
i SsCr<; ScH'änkpn Boten sein. Diese darf sich nicht dar- 
fcn ab,?Ur Oelt,,’ emen b e w u ß t e n  Willen des Erb- 
pHass» eilen UJ g m  bringen, sondern ist auf den WiL 
pd'keit i  bei der p vermutlich wirklich wäre, wenn der 
eStste„  bedacht Errichtung des Testamentes jene Mög- 

J Utlg der Blierbei muß allerdings für eine
,usH in ^  für f l e n s r i c h t u n g  des Erblassers,

¿ e t nor Ti'ctiimonfcprnVIlfiirin- im

Abkömmlinge aber

ri *llr rl; * * * v- n a i u , l l l  u ll g crOldS:
I Cr ällupH oder  ̂ der Testamentserrichtung, 
app s meinen ‘n sonstigen Umständen, besonders 

fr?eben ebenserfahruner. eine nenüeende Gruí
aRe
Jas

im
in

serfahrung, eine genügende Grund- 
RGZ. 142, 175 =  JW. 1934,35511).f  %  , ‘ unrt hi» 6 rvvj/"  1,0 =  J w - 

Spl« d ^ d e  n.e.rfu  aus, die Annahme der Ersatzbe- 
cC1« dp,!1 Rflich+r •> dadurch ausgeschlossen, daß der 
|>Ü bfm Aüsschil6'1 verlangt und erhalten habe; der 

„  «htteil prk^u^don habe dadurch, daß sein Vater 
q?s sein dem n ia n n *'abe, sein eigenes Pflichtteils- 

,®va trVater e ri,.? i vater verloren und müsse sich das, 
o-pVlw anrerh,, eV habe, auf seinen Erbteil nach dem 
.i.z0n„ n di,, v. en lassen. Daß der Vater des Ersatz-dipbgetTi N ijf'" ia5Sl:n' ual) aer vater des trsatz- 
teii ef Vpabe, Spi z.ongen bereits vor dem Nacherbfall
5 » ei> S ^ I d!tes. sei , !  crdmgs eine gewisse Bevorzugung; 

Ichpo er *ediglich die Folge des Pflicht-
deh11 RenF? vvidprf Sermanisciter Rechtsauffassung ent- 
tä i VoSW enke«Preche daher auch nicht dem heu- 
Sera etik! e. b e la o ’Wen!1 dem Stamm des Ausschlagen- 

S Sei n, fange,, ~n würden, welche dem Pflichtteils-

EsÖieSe A ht; esHustdlenegenteiliger W '" e dCS Erb!aS‘

fali^r Er^'bgs^m 6’1 Unterliegen rechtlichen Bedenken. 
V  A?ClltUng Ha wahrscheinlich, daß der Erblasser

vA ah Schla£iiin ‘ '̂ stamentes an den eingetretenen 
^V i^de r Se'ne p f'ß'tens des Sohnes nicht gedacht
i hiÜ aSun ’fersönlink / arung gleichwohl als eine auf 

pk ist ?*?) besrhb- (wenigstens für den Fall ihrer 
sie jn .‘.:inkfe Erbeinsetzung auslegungs- 

%  p er sie ho;,cse,n Sinne auch auszulegen, wennVr»̂. JCl VnruiiccokiA,,««^— d ^ ^ „ i   .3„-

Ulenserforschung in diesem Sinne aus.

v°ä ^ > i c ki„,?‘ vorausschauender Bedenkung der 
nei' Win.® gewollt haben würde. Geht

so bedarf es nicht, wie das LG. meint, einer „unzuläs­
sigen Abänderung“  des Testamentes oder einer „Hinein­
deutung“  von Bestimmungen, die in dem Testament nicht 
enthalten sind. Der Senat hat wiederholt ausgesprochen, 
daß für den Erblasser in einem Falle der vori. Art 
regelmäßig wichtige Gründe vorliegen, das Ausscheiden 
eines unzufriedenen Nacherben auch auf dessen Ab­
kömmlinge zu erstrecken. Eine testamentarische Rege­
lung, welche der Ehefrau die Stellung einer befreiten 
Vorerbin gibt, dient in erster Linie der Sicherstellung der 
überlebenden Frau. Diese soll als befreite Vorerbin in 
den ungeschmälerten Genuß des ganzen Nachlasses kom­
men und sogar berechtigt sein, die Substanz anzugreifen. 
Es liegt also im Sinne des Erblassers, nach Möglichkeit 
zu verhindern, daß die Nacherben unter Ausschlagung 
der Nacherbschaft den Pflichtteil verlangen. Durch die 
Notwendigkeit, den Pflichtteil alsbald auszuzahlen, wird 
die Frau, entgegen dem Wunsche des Mannes, in dem 
Genüsse des Nachlasses erheblich beeinträchtigt, wobei 
für den vorl. Fall darauf hingewiesen sei, daß die Witwe 
in der Tat eine Barauszahlung von 4000 SftM hat leisten 
müssen. Der Erblasser, dem an der Durchführung seines 
letzten Willens gelegen ist, hat also mindestens aus die­
sem Grunde ein Interesse daran, daß der Nacherbe nicht 
den Pflichtteil wählt. Häufig wird dem durch eine ent­
sprechende Verwirkungsklausel im Testament besondere 
Rechnung getragen. Eine solche Klausel ist nach der 
Rspr. des Senates schon ohne eine ausdrückliche Anord­
nung des Erblassers mangels entgegenstehender Um­
stände unbedenklich auch auf die Abkömmlinge des 
Ausschlagenden zu erstrecken. Außerdem hat der Erb­
lasser noch von einem anderen Gesichtspunkt aus ein 
Interesse daran, daß im Falle der Ausschlagung eines 
Nacherben nicht dessen Kinder erbberechtigt werden. Er 
wird meist den Wunsch haben, daß die Stämme seiner 
Kinder gleichmäßig an dem Nachlaß teilnehmen, wie das 
im vorl. Falle in der Einsetzung „auf den Überrest zu 
gleichen Teilen“  erkennbar wird. Bei einer derartigen 
Regelung liegt es dem Erblasser fern, ein einzelnes Kind 
oder dessen Stamm zu bevorzugen. Die Beschränkung 
auf die Person des Unzufriedenen würde aber dessen 
ganzen Stamm besser stellen als die anderen Stämme; 
denn der erste Stamm würde — bei sonstiger Gleichstel­
lung — insofern bevorzugt werden, als er die eine Hälfte 
des auf ihn entfallenden Erbteils beim Tode des Erb­
lassers in Geld erhielte, während die anderen Stämme 
bis zum Tode des überlebenden Gatten darauf warten 
müßten. Hiermit wäre in dem gegebenen Falle der b e ­
f r e i t e n  Vorerbenstellung der Witwe für den Stamm des 
unzufriedenen Kindes noch ein besonderer Vorteil ver­
bunden: Er wäre durch die Erlangung des Pflichtteils in 
Höhe dieses Betrages dagegen gesichert, daß er durch 
zulässige Verfügungen der befreiten Vorerbin beeinträch­
tig t wird, während die übrigen Stämme zu befürchten 
haben, daß beim Eintritt des Nacherbfalles überhaupt 
nichts oder wenigstens nicht genug vorhanden sein wird, 
um ihnen auch nur so viel zukommen zu lassen, wie das 
unzufriedene Kind schon beim Tode des Erblassers er­
halten hat. Durch § 2320 BGB. wird hierfür kein Aus­
gleich geschaffen.

Auf Grund dieser Erwägungen ist der Senat in wieder­
holten Entsch. dazu gekommen (vgl. JFG. 20, 17), eine 
allgemeine tatsächliche Vermutung dahin aufzustellen, 
daß der Erblasser in einem Falle der vorl. Art mit einer 
in das Testament aufgenommenen Verwirkungsklausel 
nicht nur den unzufriedenen Nacherben selbst, sondern 
dessen ganzen Stamm treffen w ill. Die gegenteilige An­
nahme läßt sich, wie der Senat ausgeführt hat, nur recht- 
fertigen, wenn besondere Anhaltspunkte dafür gegeben 
sind.

Dieselben Erwägungen führen — auch ohne Vorhan­
densein einer im Testament ausdrücklich ausgespro­
chenen Verwirkungsklausel — zu der im Wege der er­
gänzenden Testamentsauslegung zu gewinnenden Fest­
stellung, daß der Erblasser hier n i c h t  den Willen ge­
habt hat, die Abkömmlinge eines a u s s c h l a g e n d e n  
Kindes zu Ersatznacherben zu berufen. Die Regelung des 
§ 2069 BGB. soll, wie oben dargelegt ist, nicht eine 
fehlende Bestimmung des Erblassers im Wege gesetz­
licher Vermutung ergänzen, sondern eine unausgespro-
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chene Bestimmung des Erblassers zur Wirksamkeit brin­
gen. Liegen aber, wie in einem Falle der vori. Art, 
beachtliche Gründe dafür vor, daß der Erblasser bei vor­
ausschauender Bedenkung der späteren Entwicklung eine 
Berufung der Abkömmlinge zu Ersatznacherben nicht 
gewollt haben würde, so ist für die Anwendung des 
§ 2069 BGB. kein Raum. Es findet vielmehr nach § 2094 
BGB. eine Anwachsung statt. Soweit in dem Urteil des
3. ZivSen. des KG. v. 30. Mai 1911 (OLG. 24, 77) etwas 
anderes gesagt ist, kann dem nicht gefolgt werden.

II. Dagegen ist die weitere Beschwerde im übrigen 
n i c h t  begründet. Das LG. führt aus, die Ehefrau habe 
ihren Ehemann zum befreiten Vorerben und dessen Kin­
der aus seiner ersten Ehe zu Nacherben eingesetzt. Ge­
mäß § 2102 Abs. 1 BGB. seien die Kinder im Falle des 
Vorversterbens des Vorerben, nämlich des Ehemannes, 
als Ersatzerben an seine Stelle getreten. Die Ausschla­
gungserklärung des Sohnes beziehe sich nur auf die 
Nacherbschaft nach dem Vater, nicht aber auf die Erb­
schaft nach der Stiefmutter; dieser Erbfall sei zur Zeit 
der Ausschlagungserklärung noch gar nicht eingetreten 
gewesen. Das LG. prüft weiter, ob ein der Regelung des 
§ 2102 Abs. 1 BGB. entgegenstehender Wille der Erb­
lasserin festzustellen sei, und verneint dies. Es führt aus, 
daß der Ehemann die mittestierende zweite Ehefrau an 
die von ihr vorgenommene Einsetzung der Kinder auch 
zu i h r e n  Erben habe binden wollen. Im übrigen sei kein 
Anhalt dafür gegeben, daß das Fordern des Pflichtteils 
vom Nachlaß des Ehemannes die Erbeinsetzung des so 
vorgehenden Kindes als Erben der Stiefmutter habe auf- 
heben sollen. Dem kann aus Rechtsgründen nicht ent­
gegengetreten Werden. Auch eine ergänzende Testaments­
auslegung kann insoweit zu keinem anderen Ergebnis 
führen. Erben nach der verstorbenen Stiefmutter sind 
mithin auf Grund des Testamentes v. 19. Jan. 1927 die 
Stiefkinder zu gleichen Teilen geworden, so daß der er­
betene Erbschein, welcher eine alleinige Vollerbenstel- 
Iung der Antragstellerin bezeugen soll, mit Recht ver­
sagt worden ist.

(KG., 1. ZivSen., Beschl. v. 3. Juli 1941, 1 Wx 164/41.)

9. RG. — §§53—55 I 12; §§118-120 I 17 PrALR.
1. Wenn und soweit ein zur fideikommissarischen Sub­

stitution Berufener die Stellung des zweiten Substituten 
erlangt hat, kann er Teilung des Nachlasses beanspruchen 
ohne Rücksicht darauf, daß das Eintreten weiterer Be­
rufener im gleichen Substifutionsgrade noch möglich ist.

2. Dies g ilt auch dann, wenn der Erblasser neben der 
Anordnung der fideikommissarischen Substitution noch ein 
Teilungsverbot ausgesprochen hat.

Das BG. geht zutreffend davon aus, daß die erbrecht­
lichen Verhältnisse, soweit sie durch das Testament des 
vor dem Inkrafttreten des BGB. verstorbenen Ritter­
gutsbesitzers Karl Otto von B. geregelt sind, gemäß 
Art. 213 EGBGB. nach den bisherigen Gesetzen, daher 
nach den Bestimmungen des PrALR. beurteilt werden 
müssen. Dies gilt auch insoweit, als der Fall der vom 
Erblasser angeordneten Substitutionen erst nach Inkraft­
treten des BGB. eingetreten ist oder noch eintreten wird 
(RGZ. 46, 73; 50, 186; RGUrt. v. 14. Jan. 1907, IV 256/06, 
teilweise abgedr.: JW. 1907, 126). Auch die weitere An­
nahme des BG., daß der Erblasser hinsichtlich des von 
ihm hinterlassenen Grundbesitzes fideikommissarische 
Substitutionen i. S. der §§ 53 f. 112 AL.R. angeordnet 
habe, ist ebensowenig zu beanstanden, wie die im Wege 
der Testamentsauslegung gewonnene Auffassung, daß die 
zunächst zu Erben eingesetzten beiden Söhne des Erb­
lassers sich gegenseitig, dem Längstlebenden die etwaigen 
beiderseitigen Kinder und diese sich gegenseitig sub­
stituiert seien.

Der Vorderrichter nimmt gleichwohl an, daß die Kl. 
(Enkel des Erblassers) gemäß §55 112 ALR., nach wel­
chem eine fideikommissarische Substitution nur zum 
Besten des ersten und zweiten Substituten gilt, von der 
fideikommissarischen Beschränkung in der Verfügung 
über den Nachlaß (zugunsten der Nachkommen der 
Töchter des Erblassers) nicht frei geworden seien. Ohne 
zu der unter den Erläuterern der genannten Gesetzes­

p a|je> daß
bcstimmung umstrittenen Frage, ob in derI! 'peil 
von mehreren berufenen Substituten erst eingerückt 
selben in die Stellung des zweiten Substitute „eniibet 
ist, von letzterem bereits die (reale) Temrig ^gtitutet 
den noch vorhandenen Fiduziaren und erste pg, 6411- 
verlangt werden könne ( von S t ö l z e l :  ßU p’rivatfeC . 
verneint, gegen F ö r s t e r - E c c i u s :  PreU „ Phmen> v r̂" 
7. Aufl., 4. Bd. S. 416 Anm. 100) Stellung zu n ikomm£ 
neint das BG. den teilweisen Wegfall der .. di
sarischen Beschränkung der KI. und sPt* ündunffA’ 
Befugnis, Teilung zu verlangen, mit der ® 7weiten 5“ ' 
daß der Erblasser ein auch von ihnen a s uscrespr°che 
stituten zu beachtendes Teilungsverbot
habe. . 'feilu11®5"

Ist für die Revlnst. von der Anordnung 6*■’6 ¿jß eW 
Verbots auszugehen, so bleibt zu beacn ^ ¡ rksamK 
solche Anordnung nach § 120 117 £  ,m;sSen v°rL . 
wiederum nur „nach den bei Fideikom äußern '.u  
schriebenen Grundsätzen (§§53 ff. 112) „ffeiibar . 
mag. Der Vorderrichter ist sich dessen .fl ¿et 5 
bewußt. Er hält die Kl., auch soweit sie peihm^'iü- 
lung zweiter Substituten befinden, an cl YorIi bea ,er 
bot für gebunden, „weil nach dem rcc- bstitul®]1 t. 
liehen letzten Willen unter dem zweiten ¿am1' jr 
gesamte Substitutionsgrad zu verstehen ■ rag£ übe' f. 
scheidet er sich in der aufgezeigten Stre „  j z e1 ¡m 
Tragweite des § 55 112 ALR. für die von & _  a u «  
tretene Auffassung, von deren R ich tig ^  ^  ¡„ der ,£rrl 
Falle des Vorliegens eines Teilungsverp , sie a° cj|. 
allein abhängt, ob die KI. auch insowei > ,„uten b^ «r. 
Nachlaß ihres Großvaters als zweite jnsbes- r
tig t sind, noch Beschränkungen unterlieg > ,
lieh verhindert sind, Teilung zu verlang • j.retenen., ]lCn 

Der Senat vermag der von S t o l z  ei vveseniyßSti- 
fassung nicht zu folgen. S t ö l z e l ,  de‘ ¿cn « jj. r,s. 
aus entwicklungsgeschichtlichen Grün gubstitr . 
tuten“  i.S. des §55 112 ALR. mit dem j  „ich*, erl. 
grad“  gleichsetzen w ill, verkennt s , en Per er- 
wenn ein Teil einer zur Substitution t>e gunstitu Leie 
mehrheit bereits die Stellung des zwei sinn ^ er. 
•— * *•“ * “  „in g e s u n d  $  0 ) -

ihnen die
ab,

langt hat, diese Berechtigten = , unu - -  D̂ r  
Miteigentümer ihres Anteils geworü q , S. ¿(«fto® 
äußerung desselben befugt sind“  (a- Ten ® ethscb®  ̂
Er hält also die der fideikomrrnssar - j j e b urlter 
begrifflich wesentlichste Verpflichtung. jjen m*. fefn 
oder das Vermächtnis in bestimmtet ?u übe ^  fiir 
gegebenen Bedingungen einem aJ*. _ve

in Substitutionsgrade . Éf Jiie^'
ihres Anteils für erlösen e,„ger ¿eSdiese, im zweiten

§ 55 hinsichtlich ihres Anteils für ^ ‘/¡"".’üchl: ,;:l£r uv
ihnen nur im Interesse der bisher n aUf Te1 Up/we.r  ̂
ten zweiten Substituten den Ansp!® desseI] gaC)i 
Nachlaßgegenstandes, weil auch di auf..1,aerün$K 
gesichert werden müsse und demzu VeI'i l l „iI1ergesichert werden müsse und ^ —  e|n
oder auf sämtlichen Miteigentümer e in*cJ“ Vur j \  ein eI VverD-i
und Teilungsverbot laste, von .wel c] fu l\ t  nich* CL\e 
seine alleinige ideale Quote die r r  . ,ciAevOV.111V. iuv.au. 1_* w — iflClCŜ û /§ff^ -i
könne“ . Diese Beschränkung kan 
F ö r s t e r - E c c i u s (a. a. O.) und dem 1 aUs 
Arch. 65, 84) angenommen werden tion nicht 11 lne, , 
der fideikommissarischen Substitu ^ r em cjjßg '’ 
werden. Ist, was S t ö l z e l  zu gM  j jge B e g  sub 
einer Mehrheit von Berufenen & ajs z'vÄnf-eil vcji 
wenn und soweit er für seine I diesen ihm n?.r.
stitut zur Erbschaft gelangt ist, i.onii es .„i,t v .
der Restitutionsverpflichtung R®' uch r ; CbUU I\CblUUUUUSVCl MllV.mw“ n , ; ; i7pn H » '", nr\Y
gcmdnsdiaftsrcGdlichen^ Orund „ach J
wehrt sein, diesen Anteil seinem .sSchlie^ ‘/Vse 
lang auszusondern und in seine2, n ihm ..Jiche^b« 
tigung zu überführen. _ Würde mog>‘c> l g .
bis zum Erbschaftsantritt aller rsagen, s eine ,efi 
als zweite Substituten Berufene erpBicIlitlj | |  m'* ¡sSr  
trotz Erlöschens der R e s t itu t io n  p auer, ,^ ‘ .t{0m'nver- 
bundenheit von völlig ungewi. fid njCht
Zweck des Gesetzes, die IWir^ 7tlsChränke11’ ,
rischen Substitution zeitlich ei . p4.J
einbär erscheinen kann. \ j \ l u r

(RG., VII. ZivSen., U. v. 29. J«1» y ’
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io S ic h e r u n g 8- und H aftp flich trech t
Reichs ~  §898 RVO. Erhält ein Arbeitnehmer des 
re'hverw1Heinen. Betriebsunfall, den Angehörige der Ho- 
?aben, d i! , ? *n Ausübung ihres Dienstes mitverursacht 
» 898 I^vo *"eis*unSen der sozialen Versicherung, so ist 
®ensersafj ' anwendbar und er kann weitergehende Scha­
dchen ansprüche gegen das Reich nicht erheben, ab- 

Der 0,1 vorsätzlicher Schadenszufügung, f )  
verwaitun’ dl r als Gärtnereiarbeiter bei der Heeresstandort- 
v°ü seiner Abf sehäftigt war, wurde auf dem Heimweg 
l^fahren h cbeitsstätte von einem Militärkraftwagen an- 
U|e Allo-pmei? e’n hu Dienst befindlicher Feldwebel lenkte. 
I ea Uisf.,neitle Ortskrankenkasse hat die satzungsmäßi- 
Reich (Wei,gen gemacht. Der KI. verlangt vom Deutschen 
•üsbes. v ^ a c h tf is k u s )  seinen weitergehenden Schaden, 

die :,enstausfall und Schmerzensgeld. Das LG.
v 11 Rnf-Vl]a?e abgewiesen. Es führt aus, der Kl. habe 
,iervvaltuJl0. zW.ar nicht im Betrieb der Heeresstandort- 
rt BekL , 5r ,eP> dem er gewesen sei, aber

^gescäi' gleichzeitig der der Berufsgenossenschaft 
a(iensersi+e Arbeitgeber des Kl., deshalb sei der 

^geben. satzanspruch des Kl. nach § 808 RVO. nicht

t& R n . DeranMPiUnkt. deS L.°- ist im Ergebnis bei- 
naALnuig  rw  Unternehmer, d. h. derjenige, für dessen 
fnll'1 § 808 R vri 0cier. die  ̂ Tätigkeit geht, haftet

ist
er

er u 
er

08 P\;rF . ouei u‘e iangnen gent, narret 
den ir  L nicbt Persönlich für die Unfallschäden, 
ntern„ L a 11 mebt vorsätzlich herbeigeführt hat.

N i  Hnach
ntempi: 1 rac*“  vorsätzlich herbeigetuhrt
ach " j " mer mehrerer selbständiger Betriebe,UcfCtl fl. «ivmuvi ouuoiauui^u DUlllCUC, bU

Bei* dann n;„e,r, aIIgemeinen Fassung der Bestimmung 
Vern Se'nes «T- schadensersatzpflichtig, wenn ein Ar- 
schnf*^dcLt eaiR11 Betriebes in seinem anderen Betrieb 
Rsnr en für di d vyenn verschiedene Berufsgenossen- 

L. anerl,,, R Betriebe zuständig sind. Das ist iri der
nach Hege"1*  <WL R 0Z - 65> 204)- 
nicli -er Rvr> Verhältnisse freilich etwas anders. Der 
derV? einem Vei sicherte Kl. hat einen Unfall erlitten 
!naCht b, So , anderen versicherungspflichtigen Betrieb 
»all 1 der s:„Ver.n durch einen Angehörigen der Wehr- 
Kl. a.Usiibte c lin. Dienst befand, also öffentliche Ge- 
Rv’n RRt Unt,>°w?d 's4 das Reich, der Arbeitgeber des 
die s ist n i c h + hn?er im Sinne der RVO. und § 808 
nicht i 1adenspre l] nm'rtelbar anwendbar. Trotzdem sind 
■ tJCl̂ eSründetatZansprüche des K,‘ Segen das Reich

L-öt rdJ vergnlyP- ähnliche Bestimmungen finden sich 
Ull!t 1 r)renJ' v- 12. Mai 1020 i. d. Fass. v. 11. April
re'choMkf a k  m  ’n §124 DBG. Die Rechtsentwick- 
^Schaff Fürsn„dah'n> daß derjenige, der eine aus- 
*ehe t> ene So ■ Re für einen Unfall durch die hierfür
rts

He ö , e so?;.,] . ,  einen unrau uuren die luerlur 
F ^ a n  "örde p u.Prsicherung oder durch eine öffent- 
!°.rsät>i-Sprüche r"u ’ keine weitergehenden Schadens- 
p ’len  ̂,cber sLi, abgesehen von Ausnahmefällen,

enszufügung, gegen das Reich __
oder Dienstherrn erheben soll. Dies

piiten T-ner c ’ . “ ugesenen von Ausnahmefällen, wie 
^ ls eih9 'beitgeh" adenszufügung, gegen das Reich als

^ r U|1(|  r  D ip n s th p rrn  p rh p h o n  c n ll  H ioo
störi JrV i lehsgemp,-dar,ln> daß Rechtsstreitigkeiten, welche 
J rjn, (f ei'gnet c'-nsi kaft oder das Dienstverhältnis zu 

“  die p . . >  vermieden werden sollen, ferner 
V n8en L als 0~r^?r£e für den Unfall in der Regel 
■ lrri - ,J°nst Zll|rjd|e allgemeinen gesetzlichen Bestim- 

R indem die Fürsorge gewährt
bei eigenem Verschulden des Ver-w,

i ' 1« recrni nst 7i,i augemeinen gesetzlichen Bestim-
Vr!den äßjcr ol?uSf n> mdem die Fürsorge gewährt 
;p" de’tn n Laste* St bei eigenem Verschulden des Ver­
ben. Reich ai "  Aa“ s .dieser Fürsorge dagegen allein 

sich"s den Arbeitgeber oder Dienstherr getragen

‘ ^flicht.¿der gesetzlichen Bestimmungen ergibt
In A e nach b,eder oder Angestellte oder Dienst- 
dejU^Prüchp allgemeinen gesetzlichen Bestim-

' srin> ep^^ersom n6 über d‘e Ansprüche aus der RVO.
pRiickl, (ja„ Ly-, oder dem Beamtengesetz hinaus- 

^ C enszhf .vorhc-h,uch nic.ht hat- abgesehen von den 
Ln!\!er ei« SUnir n te,ne,n Ausnahmen wie vorsätzlicher

5 S«
an jn ,  IvVerso ’' “ W uoer die Ansprüche aus der RVO
§Ch rückl, l11 das d '• ?dcr dem Bcamtengesetz hinaus 
?«hmenszuf..vOrbehaftlC"  n'»ht hat’ abgesehen von dei 
Lh f^r« jlamgitnfr n te,nen Ausnahmen wie vorsätzliche] 

Bet8rL ? eshalb Rann der KI., der als Arbeit- 
is t^ 'dem cu0 »«".i1.4®11 batte, nicht wegen desselben 

<?8en ®eSen ,1 dä,rbehörde als Hoheitsträger be- 
¡¡ütni- lats a-Uch nirh+ , lch die Schadensersatzansprüche 

dV'" JW C L daJ l Schmerzensgeld. Die Entsch. 
9 RVo Klage ! 39’ 763 betrifft einen anderen Fall, 

L>a di<»gSgeP einen Betriebsaufseher nach 
Rechtverfolgung mithin keine hin­

reichende Aussicht auf Erfolg bietet, konnte das Armen­
recht für die Berufung nicht erteilt werden.

(OLG. Köln, 9. ZivSen., Beschl. v. 19. Juni 1941, 9 U H  
13/41.)

Anmerkung: Das Ergebnis der Entsch. ist richtig. Um 
dazu zu kommen, hätte es jedoch nicht des Umweges 
bedurft, den das OLG. eingeschlagen hat. Vielmehr tr ifft 
die Begründung des LG. zu. Nach § 898 RVO. ist der 
Unternehmer eines Betriebes Versicherten (und deren 
Hinterbliebenen) zum Ersatz eines Schadens, den ein Be­
triebsunfall verursacht hat, nur dann verpflichtet, wenn 
strafgerichtlich festgestellt ist, daß er den Unfall vor­
sätzlich herbeigefiihrt hat. Unternehmer eines Betriebes 
ist nach § 633 RVO. derjenige, für dessen Rechnung der 
Betrieb geht. Nach § 537 Abs. 1 Ziff. 5 RVO. unterliegen 
der Unfallversicherung die Betriebe der Verwaltung der 
Reichswehrmacht (Heer und Marine). Der gesamte tech­
nische Heeresbetrieb und Marinebetrieb ist nach der Rspr. 
als einheitlicher Gesamtbetrieb anzusehen (Mitgl.-Komm. 
z. RVO., § 537 Anm. 26; S c h r ö d e r - S t  r i e h ,  „D ie 
deutsche Unfallversicherung“ , § 537 Anm. 46). Daraus 
folgt, daß ein Gärtner, der bei der Heeresstandortverwal­
tung beschäftigt ist und einen Betriebsunfall i. S. des 
§ 545 a RVO. durch einen im Dienst befindlichen M ilitär­
kraftwagen erleidet, Ansprüche an die sozialen Versiche­
rungsträger (Krankenkasse und Berufsgenossenschaft) 
hat, aber nicht auch noch daneben das Reich als Träger 
der Wehrmacht wegen seines weitergehenden Schadens 
in Anspruch nehmen kann. Denn das Reich ist Unter­
nehmer i. S. des § 633 und damit des § 898 RVO. Der 
Unfall hat sich auch in seinem Betriebe ereignet. Und 
zu den anderen gesetzlichen Vorschriften i. S. des §898 
gehören nach ständiger Rspr. alle Vorschriften, auf die 
ein Anspruch gestützt werden kann, insbes. die §§823 ff. 
BGB., also auch § 839 BGB. i. Verb. m. Art. 131 WeimVerf. 
Das g ilt sogar, wenn der Verletzte, wie es hier anschei­
nend der Fall war, keinen Anspruch auf Unfallrente hat. 
Das ist in § 898 RVO. ausdrücklich gesagt und war schon 
in § 135 GewUnfVersG. bestimmt. Der Grund dafür ist, 
daß die Unternehmer die Lasten der Unfallversicherung 
allein tragen und eine Entschädigung (Krankenbehand- 
lung, Rente) auch bei verschuldeter Herbeiführung des 
Unfalls durch den Verletzten gewährt wird.

Der Antragsteller hatte sich offenbar für seine gegen­
teilige Ansicht auf das Urteil desselben Gerichts vom 
25. Jan. 1939 (JW. 1939, 7631«) berufen. Der Senat hat 
dazu bemerkt, es habe sich damals um einen anderen 
Fall, nämlich um die Klage gegen einen Betriebsaufseher 
gehandelt. Das tr ifft nicht den Kern der Sache. Denn 
nach § 899 RVO. g ilt das gleiche wie in §898 auch für 
Ersatzansprüche Versicherter und ihrer Hinterbliebenen 
gegen Bevollmächtigte und Repräsentanten des Unter­
nehmers und gegen Betriebs- und Arbeiteraufseher. Die 
damalige Klage gegen den Maschinensteiger, der mit 
seinem Motorrad den Ehemann und Vater der dortigen 
KL angefahren und getötet hatte, hätte daher abgewiesen 
werden müssen, wenn die Voraussetzungen des § 899 
RVO. Vorgelegen hätten. Der Grund, weshalb der Klage 
mit Recht stattgegeben worden ist, ist der, daß der 
dortige Bckl., der sein eigenes Motorrad benutzt hatte 
und auf dem Wege zu seiner Arbeitsstätte war, den 
Unfall nicht im Betriebe verursacht hat. Anders wäre der 
Fall zu beurteilen gewesen, wenn er etwa einen Werks­
wagen gefahren hätte. Dann hätte sich der Unfall im 
Betriebe desselben Unternehmers, nämlich des im Be­
sitze beider Gruben befindlichen Bergwerkvereins er­
eignet und § 899 hätte durchgegriffen. Das eigentümliche 
Ergebnis, daß Betriebsunfall und Unfall im Betriebe 
nicht dasselbe zu sein brauchen, beruht auf der Fiktion 
des § 545a RVO., wonach als Beschäftigung in dem 
versicherten Betriebe auch der Weg von und nach der 
Arbeitsstätte gilt.

SenPräs. K e r s t i n g ,  Berlin.
*

I § *542 RVO.; §839 BGB. Soweit der Ver­
letzte fur den Schaden, den er durch einen Unfall erleidet, 
von der gesetzlichen Krankenversicherung Ersatz bekommt, 
wird die Amtshaftung nach § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB. aus­
geschlossen, wenn der Schaden durch eine nach § 839 BGB.



2246 Rechtsprechung [Deutsches Recht
jchenausga^

haftpflichtige Person angerichtet worden war. Der An­
spruch auf Ersatz des Erwerbsausfallschadens, der nicht 
durch die Krankenversicherung gedeckt ist und für den des­
halb die Amtshaftung bestehen bleibt, geht nach § 1542 
RVO. auf die Krankenversicherung zur Deckung ihres Auf­
wandes für Krankengeld und Unterhaltskosten im Kranken­
haus während des gleichen Zeitraumes über, f )

Der Flieger F. hatte am 5. Nov. 1938 mit einem Last­
kraftwagen des Bekl. (Wehrmachtsfiskus) von dem Flug­
platz S. nach M. eine Dienstfahrt auszuführen; auf der 
er den Arbeiter B. mitnahm. Auf der Landstraße in der 
Gemarkung Mi. streifte er nach der Darstellung der KI. 
einen Straßenbaum und einen Telefonmast. B. erlitt da­
bei Verletzungen.

Die Kl. (Allgem. Ortskrankenkasse) behauptet, sie 
habe für B., der ihr Mitglied sei, an Krankenhauskosten, 
Krankenpflege und Krankengeld 398,35 aufgewendet, 
wovon ihr die Berufsgenossenschaft 94,08 MM erstattet 
habe. Die restlichen 304,29 MM nebst Zinsen verlangte 
sie nach § 1542 RVO. vom Bekl. ersetzt.

Das LG. hat die Klage aus § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB. 
abgewiesen. Im zweiten Rechtszuge hat die Kl. ihren 
Anspruch auf 180,46 MM ermäßigt. Sie hat dazu aus- 
gefühii, kraft Gesetzes gehe zur Deckung des Kranken­
geldanspruchs und des diesem gleichzustellenden Unter­
halts im Krankenhaus die Schadensersatzforderung des 
Verletzten für Erwerbsausfall auf die Versicherungs­
trägerin über. B. habe 75 Tage lang seinen Verdienst mit 
einem Grundlohn von täglich 5,32 MM, im ganzen also 
399 MM eingebüßt. Davon sei ihm von ihr 103,74 MM 
Krankengeld und als Ersparnis an Unterhaltskosten für 
die Zeit seines 36tägigen Krankenhausaufenthaltes täg­
lich 1,50 MM, also für 36 Tage 54 MM ersetzt worden, 
so dal! ein ungedeckter Erwerbsschaden von 241,26 MM 
bleibe, für den der Beld. Ersatz zu leisten habe. Von 
den Krankenhauskosten seien 1 MM auf Krankenpflege, 
4,50 MM täglich auf den Unterhalt im Krankenhaus zu 
rechnen. Bisher seien 187,20 MM Krankenhauskosten ver­
langt worden. Rechne man davon für die 36 Tage, die 
B. im Krankenhaus gewesen sei, täglich 1 MM für Kran­
kenpflege ab, so blieben als erstattungspflichtige Unter­
haltskosten 151,20 MM. Dazu kämen noch als Rest des 
Krankengeldes' nach Abzug des von der Berufsgenossen­
schaft erstatteten Betrags 29,26 MM.

Das BG. hat die Berufung zurückgewiesen.
Das RG. hob auf und verwies an das BG. zurück.
Soweit der Verletzte für den Schaden, den er durch 

den Unfall erleidet, von der gesetzlichen Krankenver­
sicherung Ersatz bekommt, wird die Amtshaftung nach 
§839 Abs. 1 Satz 2 BGB. ausgeschlossen (RGZ. 161,199). 
Die Ansicht der Kl., der durch sie nicht gedeckte Er­
werbsschaden des B., für den die Amtshaftung bestehen 
bleibe, sei nach § 1542 RVO. ebenfalls auf sie über­
gegangen, und insoweit könne sie Ersatz ihrer Aufwen­
dungen für Krankengeld und Unterhaltskosten im Kran­
kenhaus verlangen, ist vom BG. rechtsirrig abgelehnt 
worden.

Die Rspr. des RG. hat, soweit ersichtlich, darüber 
noch nicht entschieden. In RGZ. 148, 23 ist nur darauf 
hingewiesen, daß bei dem Ersatzanspruch des Versiche­
rungsträgers für gewährtes Kranken- und Ffausgeld zu 
beachten sei, wie hoch sich für dieselbe Zeit der Er­
werbsausfall des Verletzten stelle, ln dem Urt. v. 12. Nov. 
1936, VI 145/36, abgedr.: JW. 1937, 2366« ist ausgeführt, 
daß der dem Verletzten zustehende Ersatzanspruch auf 
den Versicherungsträger nur in dem Umfange seiner Für­
sorgepflicht und nur insoweit übergehe, als er für die­
sen Schaden, d. h. den in einem bestimmten Zeitraum 
eintretenden Schaden Ersatz zu leisten hat. In RGZ. 158, 
178 hat der erk. Sen. erklärt, für den Ausschluß der 
Schadenshaftung aus § 839 BGB. genüge es, daß der 
Geschädigte aus demselben Tatsachenkreis heraus, aus 
dem der Schadensersatzanspruch entstanden sei, einen 
Ersatzanspruch gegen einen Dritten habe. Die Frage, 
nach welchen Grundsätzen die Anrechnung der Zahlung 
der Versicherung auf den Schaden, im besonderen auf 
die einzelnen Schadensarten zu erfolgen habe, könne nur 
aus der Bestimmung des § 839 Abs. 1 Satz 2 selbst ge­
funden werden. Die Anrechnung in Beschränkung auf

, s0vvert
die Schadensart sei daher nur zu rechtfertigen,^sjan.
dem Verletzten ein entsprechender Schaden
den sei. yer.

Nach § 1542 RVO. geht der Ersatzanspruch a|S
sicherten auf den Versicherungsträger insovvei ^ erSjChe- 
er dem Entschädigungsberechtigten nach de j^ejStun-
rungsordnung Leistungen zu gewähren hat. U -neI) Ei­
gen des Versicherungsträgers begrenzen also U, aber 
stattungsanspruch der Höhe nach. Im übrigen & ¿¡e ... 
der Anspruch gegen den Dritten über, ,,s0V' gehrihf1 
Versicherten . .. nach anderen gesetzlichen^ Rück'
Ersatz des Schadens beanspruchen können • gajzf0rae' 
griffsanspruch ergreift demnach die ganz® "jurch den 
rung des Verletzten, wenn auch nur in der ^  §831 
Versicherungsschutz infolge der Bestimmung der
Abs. 1 Satz! BGB. gekürzten Höhe. Der OBerga s h
Ersatzforderung auf den Versicherungstra» enö dp 
etwa dahin begrenzt, daß er nur stattfinü e > J er is 
Verletzte volle Schadensdeckung erhalten n ’beschränkt
nach dem Wortlaut des Gesetzes nicht dahi erfasse, d* 
daß er nur die Forderung gegen den Dritte ^ ütlg de 
nach Umfang und Inhalt sich genau mit dcr p0jgeruns 
Versicherungsträgers deckt. Nur dann wäre Bearnte,. 
richtig, daß eine solche Forderung gege£ i/örPersC' \
und gegen die für ihn haftende öffentliche L0 aUc
' ■ ' Abs. 1 Satz 2 beseitigt werde,durch § 839 

nicht mehr übergehen könne.— • ------  ----- o -.......... - ....... , 0ffelisic k
Die weitere Fassung des Gesetzes hat a . f zwec 

lieh auch ihre inneren Gründe. Gewiß wFntsChädig,r ! |  
der Bestimmung vor allem, eine doppelte Ziel a
des Verletzten zu vermeiden. Zugleich wa s, A*
auch die Entlastung des Versicherung^ h^usanmj,
dings bekommt der Verletzte in fo lg e 0 catz2 bu ,s 
treffens von § 1542 RVO. und § 839 Abs. geafflten® 
einen Teil seines Schadens weder von ae gffentwe;
dem Schädiger oder an seiner Stelle von prsetzt, "iL,, 
Körperschaft noch von der Versicherung gede.cK,er 
die Versicherung einen Teil des von " ir  , {Sgrunu j, 
Schadens, den der Verletzte aus dem 1 . AnsP uer
Amtshaftung verlangen könnte, ft".. ajs Verv̂  IT1jt

iit-

nehmen kann. Der Versicherungsträger .gjt a 
eines Verinöcrens rler öffentlichen Han" del

ber
de"1

Ver­
eines Vermögens der öffentlichen or cic**- 2S-
scinem Deckungsanspruch den Vorrang Versichfr i.feil 
sicherten. Dem Vorteil des unbedingten de(1 Na eIt. 
Schutzes gegenüber muß der Versicher n hänfnen . 
einer teilweisen Einbuße seines Schaden uj0R. . „  

Im Urt. v. 6. Febr 1936 y jR36i f Ve rs ic h < funC
Sp. 224 Nr. 184) ist anerkannt, daß die • Ford® ef 
Dritten gegenüber ihren Anspruch aU.)Virrpn Betrat  hertc 
Übergang nicht auf einen verhältnismal g Versi ver- 
Forderung zu beschränken hat, wem ¡tjen nUI »ych 
selbst wegen Mitverschuldens von dei kan?" sgkg 
hältnismäßigen Schadensersatz ,vcrp"rderungsU netten 
diese Entsch. setzt voraus, daß der F _ Apii .diese tmtsen. setzt voraus, ua„ n uc*. , pu
nicht nur hinsichtlich der Forderung g [nlialt ûc!> 
geltend gemacht werden kann, die na Sprich1--jtnis-
fang genau der Versicherungsleistun,, ¿¡e yej" jeseu
hier müßte vom Standpunkt des ° . ' hpraaa a^ßrie t^el1 
mäßige Ersatzforderung der Versic Mt
werden, weil insoweit eine Forcier ■ e ¿er
gegen den Dritten nicht entstanden • ¡cbartigKc n £r- 

Um so strenger ist dafür auf 'd/e , J zte nicht e Vef' 
Leistungen zu achten, damit der Ve jjmi ;ll ge"
satz für einen Schaden verliert, tu . Pistungen nj-itt®

ch?rtht den, 
tzte " 'cht *' 
den ib®

. ■ P Leistung6-DO11
Sicherung nach dem Gesetz gar kein de® ß a?|
währen hat. Der von der Versicherung uch * *  pr,t; 
gegenüber geltend gemachte trs  der \von den\ l(|1d

Ar*,demselben Tatsachenkreis herrühren, « sejn e r. / ' rfiidlf-' 
ten zu ersetzende Schaden muß nie der v ^  
nach seiner Entstehungszeit der L Köln, ^¡e( d 
rung entsprechen (so besonders ’ dahen nd 1 wdy’ 
4. Mai 1939: DR. 1939, 1824). Es J g ubte rH g . V® 

...c .i..., i......................t  aus l i m - c ,*c re  w:Gedanke der Schadenseinheit aus ,ine,̂  F r a (S fj 
wie er im besonderen Hinblick auf dg7> V Ä e n g !  
jährung im Urt. des RG. v. 29. J* •. t nicht enSac
1937, 13071-*) herausgestellt worden hüche weg0 de
werden. Kaum bestritten ist, daß A *P flSgeld frag 
Schadens und Ansprüche auf Jchm eW  nic|lt ® abV 
Forderungsübergang nach § J5 , entsP,inD 
kommen. Demselben Tatsachenkr
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^iten Yefsicherung Kranken- und Hausgeld, auf
Beide tani, Schädigers der Ersatz von Verdienstausfall, 
hellen (jP„ n <Jcm Verletzten den Lebensunterhalt ermög- 
Ob hi’erhp1 6r sonst aus seinem Verdienst bestritten hat. 
i^ ttie h rtj aAlc*1 ..der Anspruch auf Schadenersatz wegen 
■iine gleich e-dÜrfniss? zu rechnen ist, oder ob ihm 
^erstehen , f?en Leistungen der Versicherung gegen- 
f°,n über i’h . nn. hier offen bleiben, weil die Kl. nur 
'a*l des u i Leistungen hihausgehenden Verdienstaus- 
u^ie Knn^ ten in Anspruch nimmt.

+n..enhauskosten werden teils unmittelbar für die 
f c|4es auf,v S den Unterhalt an Stelle eines Kranken- 
w  OlQ [5^endet, sind also, wie das angeführte Urteil 
iw ^leistuntvf“ sa^ ’ ‘"soweit „gewissermaßen eine Er- 
W  im Urt tur den Verdienstausfall in Natur“ . Das KG. 
l etlhausknV' 30- 0 k t- 1934 <JW - i935> 221° 12) dic Kran- 
‘pgesehen , ,  a*? einheitliche und unteilbare Leistung 
ncü1 Ersaf7?nd ?'e deshalb als gleichartig sowohl mit 
h, denen ;ansPrüchen wegen Heilungskosten als auch 
'^ k t  ¡s* ^ eSen Verdicnstausfalls behandelt. Der Stand- 
i;„c,ht soweit o- nnbedenklich. Die Kl. geht aber selbst 
an nür 4 nö^le wil1 von den Krankenhauskosten täg- 
„p̂ Pruch a's Unterhaltskosten auf den Ersatz-
~' ®etl als re. CIL  Vcrdienstausfalls anrechnen, 1 91M da-
iw ehen. ix n„e Heilungskosten von ihrer Ersatzforderung 
tUnr'ngeren t  der Verletzte sich zu Haus mit einem 
run ’ WeSeno-8?ssatz verpflegen könnte, ist ohne Bedeu­
te g,s'eistunn- Ic . nur die Gleichartigkeit der Versiche- 

Die j^icherumr detrl Schadensersatzanspruch, aus dem

dpi!* (h 1 f f i j f  - • ‘«Maivusi cn  K.U1U1CII a o e r m e in , w ie  Oll
Sat> .iedungskosten und 4,50 ¡UM aufgeteilt wer-
Vor„s die £ I 542 Abs- 2 RVO. hat für das Maß des Er- 
im ^SchrieKp„prcchende Anwendung des § 1524 Abs. 1 
Hält+ratikcnf,x' Hier *s4 ' n Abs. 4 für den Unterhalt 
erst  ̂ des Qru„ jj1*® feststehender Pauschalbetrag die

v- 17. Febr. 1930 (RGBl. I, 2Ö7 [274]) ge-

Vill
den.’ rx.i

r̂anken?g Heckung verlangt. 
1 5? «e! \ lauskosten können ababer nicht, wie die KL

¿-■""“ Feines angesetzt. Die Rechtslage ist 
o- “ • Lies, über Änderungen in der Unfall-

SS»
de

h . £ n- Hier ist der Beschränkung des Ersatz* 
u - 'S s trä ^ rV  angefügt worden: „wenn der Ver- 

.. »e'i Ersat mc ’ * höhere Aufwendungen nachweist“ , 
der i / nderiin~piansPruch begründende Unfall liegt vor 
liegt i nkenlv„?esei z Ende des Jahres 1938. Soweit auch 
Abg ’/ann v saufenthalt des B. vor der Neuordnung 
hitia’,. ersetzt , ,  KL nur der Pauschalbetrag des § 1524 
■st, nUi11Ur fj0lverl.anSt werden, nachher aber darüber 
4.50a ht ein w iiiM lr,kliche Aufwand, der nachzuweisen 

Aü[ L 1 kürlich angenommener Satz von täglich

^ni?Seil^tnitiej tn ^cite bleibt zu prüfen, ob der Erspar- 
)?U ¡%m . wie ihn die Kl. eingesetzt hat,SS»/ cms» Uenn rin ’ W1C ,nn t,le Kl. eingesetzt hat, 

X«rdi Srpnd dpp » ungedeckte und deshalb aus dem 
w'tsko^ausfan Amtspflichthaftung allein zu ersetzende 
,i ■ epn eni riin m.lnclert sich um die Ersparnis an Unter­
e r Ve-Jacbt h it Verletzte durch die Leistung der 
i Pie „'’’’Sen p Der Posten ist daher für den Betrag 
!f'sSntr10Lvei1,|iLr'sat/ ; fo.rtleruiig von Bedeutung.
'Si(erg mit denP Gleichzeitigkeit der Versicherungs- 
hÜ Hei, Bcträn-,, .geforderten Ersatz verbietet es der KI. 
Cm der r?> der n r ,eincn Verdienstausfall in Anspruch 

txPntin eWäh,-,, nac,i der Krankenhausbehandlung 
j  0a„ Uetr inf <ng von Krankenfreld au; rinm Unfall

9fr

de,
Ab

detl jxAtigefo'.
aUsfaiilIckgrif{s fene Urteil ist somit aufzuheben, weil es 

r'cht„^s VeriotRruch auf den ungedeckten Verdienst 
1 der^,Wird na i grundsätzlich abgelehnt hat. De

-̂1, llfjfy | (lPtl atirrpHofi+oion Dir'li41i«!nM /ln»

Ä  i e  ^
fe?+Parnislnes entsw ,cl,aKe^ elaes entstanden ist, unter 
-sSste], Vahren,!1 ,ecllenden Betrages für Unterhalts- 
h.1 Umh ^Cr Unterbrinp-unir im Krankenhaus

eit

'S(!illllS d e s ^ ’* der Krankenhausbehandlung und 
fe3 S i® ,nes en+c Krankengeldes ...................  ■

grundsätzlich abgelehnt hat. Der 
UngeripC| , den angedeuteten Richtlinien den 

Ah Leist, "• der 7 .ie"  Erwerbsschaden des Verletzten,

i ' S ' "
S'«i

sieb0ssensclviftcks‘cbtigung der Ersatzleistung der 
Crgeben *[c£enüberzustellen haben. Daraus 

1 ob ein ungedeckter Vcrdienstaus-

fall und in welcher Höhe ein solcher übrig bleibt, den 
die KI. als Ersatz ihrer Aufwendungen für den Unterhalt 
des Verletzten verlangen kann.

(RG., III. ZivSen., U. v. 27. Juni 1941, III 23/41.) [N.]

Anmerkung: Das Urteil hält zunächst die in neuerer 
Zeit bereits in anderen Entsch. entwickelte Rspr. zu 
§839 ’BGB. insofern aufrecht, als die Erlangung eines 
Ersatzes zugunsten des Verletzten aus einer Unfallver­
sicherung oder Krankenversicherung immer den An­
spruch gegen den schuldigen Beamten bzw. das Reich 
ausschließt, gleichgültig, ob es sich um eine private 
Versicherung oder um die öffentlich-rechtliche Sozial­
versicherung handelt. Nur private Lebensversicherungen 
hat die Rspr. davon ausgenommen. Wie gerade das vor­
liegende Urteil beweist, bedeutet diese Rspr. zwar für 
die sonst haftende Behörde ijinen erheblichen Vorteil, 
schädigt aber andererseits in sehr harter Weise nicht nur 
den Verletzten selbst, sondern auch die Sozialversiche- 
rungsträger und einen etwaigen mithaftenden anderen 
Schädiger, dem auf diese Weise der Ausgleichsanspruch 
gegen den Beamten verloren geht. Man wird unter die­
sen Umständen unter Berücksichtigung des wirtschaft­
lichen Ergebnisses in vielen Fällen dieser Rspr. des RG. 
gegenüber große Bedenken haben müssen.

Sehr interessant sind aber die weiteren Ausführungen 
des Urteils, soweit sie sich mit der Auswirkung der 
neuen Rspr. über die Beschränkung des Rechtsüberganges 
aus § 1542 RVO. befassen. Bekanntlich verlangt das 
RG. als Voraussetzung des Rechtsübergangs seit einer 
Reihe von Jahren die Übereinstimmung nach Zeit und 
Zweckbestimmung zwischen den Leistungen des Ver­
sicherungsträgers und dem Schadensersatzanspruch des 
Verletzten. Das vorl. Urteil beweist, zu welchen kaum 
iiberbrückbaren Schwierigkeiten schon in diesem Zu­
sammenhang das RG. durch seine eigene Rspr. gebracht 
wird. Es führt nämlich zunächst aus, daß nach dem 
Wortlaut des § 1542 RVO. der Rückgriffsanspruch die 
ganze Ersatzforderung des Verletzten ergreift. Infolge­
dessen sei der Übergang der Forderung nach dem W ort­
laut des Gesetzes nicht dahin beschränkt, daß er nur 
die Forderung erfaßt, die nach Umfang und Inhalt sich 
genau mit der Leistung des Versicherungsträgers deckt. 
Drei Abschnitte weiter führt aber die Entsch. aus, man 
müsse um so strenger auf die Gleichartigkeit der Lei­
stungen bei dem Rechtsübergang achten. Der dem 
Dritten gegenüber geltend gemachte Ersatzanspruch 
müsse aus demselben Tatsachenkreis herrühren. Er 
müsse nach seiner Art und seiner Entstehungszeit der 
Leistung der Versicherung entsprechen.

Man muß dem RG. den Vorwurf machen, daß diese 
beiden Absätze des Urteils in einem diametralen Gegen­
satz zueinander stehen. Denn ob man nun von dem glei­
chen Tatsachenkreis und derselben Art oder aber auf 
der anderen Seite von Umfang und Inhalt des An­
spruchs spricht, kann nur als eine Verschiedenartigkeit 
des Ausdrucks angesprochen werden. Tatsächlich hätte 
das RG. nach seiner früheren Rspr. nämlich im vorl. 
Fall 'die klagende Krankenkasse in vollem Umfange mit 
ihren Ansprüchen abweisen müssen. Denn eine wirkliche 
Kongruenz der Ansprüche im Sinne der erwähnten Rspr. 
besteht offenbar hinsichtlich der Heilungskosten ein­
schließlich der Unterhaltung im Krankenhaus lediglich 
für den gleichen Schadensersatzanspruch an Heilungs­
kosten gegenüber dem Schädiger. Denn § 1542 Abs. 2 
schafft in Verbindung mit der hier anzuwendenden Pau­
schalberechnung aus § 1524 RVO. die Vermutung da­
für, daß die Leistungen des Versicherers der Höhe nach 
genau dem tatsächlichen konkreten Schaden nach § 249 
BGB. entsprechen. Beide Ansprüche sind mithin der 
Höhe nach gleich und stehen sich dementsprechend 
gegenüber. Infolgedessen ist aber, wenn man die Gleich­
artigkeit der Leistungen so streng beachten w ill wie 
es das RG. ausdrücklich verlangt, keineswegs ’mehr 
Raum dafür, anderweitige Schadensersatzansprüche des 
Verletzten zur Deckung heranzuziehen. Anders ma» 
dies für das Krankengeld sein, da insofern der Erwcrbs- 
ausfall des Verletzten gegenübersteht. Eine solche Be­
schränkung wollte aber das RG. in dem vorl Urteil 
nicht machen. Dem dient offenbar die Ausführung daß 
eine genaue Übereinstimmung nach Umfang und Inhalt
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nicht erforderlich sei. Diese beiden Erwägungen der 
Urteilsbegründung stehen aber in einem Gegensatz zu­
einander, der nicht logisch überbrückt werden kann. 
Er beweist eben nur, daß das RG. selbst seine bisherige 
Rspr. offenbar nicht immer als befriedigend empfindet. 
In diesem Sinne ist dem RG. durchaus Recht zu geben, 
wenn es darauf hinweist, daß der Grundsatz der Kon­
gruenz bei dem Rechtsübergang nach § 1542 RVO. auch 
schon in den Fällen der Bruchteilshaftung zwangsläufig 
durchbrochen werden muß, wenn der Versicherungs­
träger hier unter Umständen im Rahmen der Bruch­
teilshaftung dennoch voll befriedigt wird, weil er der 
Höhe nach den Vorrang vor den Ansprüchen des Ver­
letzten hat.

Das Urteil des RG. enthält endlich weitere interes­
sante Ausführungen darüber, wie weit das RG. in der 
Forderung nach Übereinstimmung der Ansprüche gehen 
w ill. Gerade dies war bisher in seiner Rspr. noch nicht 
zum Ausdruck gekommen. Das vor!. Urteil ergibt, daß 
eine Aufspaltung des Schadensersatzanspruches soweit 
wie irgend möglich vorgenommen werden soll. In die­
sem Sinne kritisiert das RG. eine Entsch. des KG., in 
welcher der Anspruch des Versicherungsträgers wäh­
rend des Krankenhausaufenthaltes als einheitlicher An­
spruch behandelt worden ist. Das RG. w ill vielmehr 
die einzelnen Aufwendungen der Krankenkasse genau 
unterteilen in solche Ansprüche, welche dem Lebens­
unterhalt — wenn auch im Krankenhaus — dienen und 
in die reinen Heilungskosten, wie Arzthonorare, Medi­
kamente usw. Ob auch hier wieder eine weitere Auf­
spaltung in Medikamente einerseits und Arztkosten an­
dererseits durchgeführt werden kann oder soll, ist in 
dem Urteil nicht erörtert. Man wird aber erwarten müs­
sen, daß das RG. unter Umständen auch so weit geht. 
Das gleiche g ilt in erhöhtem Maße von der Aufspal­
tung der Rente für vermehrte Bedürfnisse, die bekannt­
lich sowohl laufende Arzt- und Kurkosten, wie auch An­
sprüche für die Benutzung von Autodroschken, für eine 
Haushaltshilfe u. ä. umfassen kann.

Ebensowenig bringt das Urteil eine weitere Aufklä­
rung hinsichtlich der Gleichzeitigkeit der Versicherungs- 
leisiungen und des Schadensersatzanspruches. Es wird 
nur hervorgehoben, daß den Zahlungen während des 
Krankenhausaufenthaltes nur der auf die gleiche Zeit 
bezügliche Erwerbsschaden gegenübergestellt werden 
könne. Wie sich dies auswirken soll, wenn der Verletzte 
z. B. ein Monatsgehalt bezieht und drei Wochen im 
Krankenhaus war, ist nicht gesagt worden. In der 
Praxis überschneiden sich hier die Zahlungstermine häu­
fig derart, daß erhebliche Zweifel hinsichtlich der Frage 
der Gleichzeitigkeit auftreten können. Es würde sehr 
wünschenswert sein, wenn das RG. sich gelegentlich 
auch mit dieser Frage auseinandersetzte, da auch insoweit 
seine Rspr. über die Anspruchskongruenz zu den größten 
Zweifelsfragen in der Praxis geführt hat.

RA. Dr. W u s s o w ,  Berlin.
*

12. RG. — §6 VO. über die Versicherung von Kraft­
fahrzeugen v. 14. Febr. 1938 (RGBl. I, 200). Wenn eine der 
in § 6 Abs. 1 bezeichneten Personen, insbes. ein Kraftfahr­
zeughändler, einen Anspruch der dort bezeichneten Art 
vor dem Inkrafttreten der VO. an eine Person abgetreten 
hat, die nicht zu den in § 6 Abs. 1 bezeichneten Personen 
gehört, dann kann diese den Anspruch nur im Rahmen 
des §11 der VO. geltend machen.

Die Automobilhandeis-Firma E. W., damals General­
vertretung der Firma Opel, stand nach dem Vertrage 
v. 3. Jan. 1935 mit der Bekl. in laufender Geschäftsver­
bindung. Die Bekl. bekam als Versicherungsvermittlerin 
von der Firma W. die Versicherungen für die verkauften 
Opel-Wagen zugewiesen und mußte dafür Teile ihrer 
Vermittlungsprovision an die Firma W. abführen. Die 
gesamte versicherungstechnische Bearbeitung für drei als 
Risikoträgerinnen bezeichnete Versicherungsgesellschaften, 
sollte in den Händen der Bekl. liegen.

M it Vertrag v. 28. Febr. 1938 hat die Firma W. ihr 
„Versicherungsvermittlungsgeschäft“  für einen Preis von 
150 000 zahlbar mit monatlich je 5000 ¡UM ab 1. Mai 
1938, an die Kl. verkauft. Die Kl. übernahm danach das 
„Versicherungsbüro“  der Firma W. und trat mit Wir-
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kung v. 1. März 1938 in die bestehenden Vertra{C  be- 
Die Ansprüche auf Zahlung von Provisionen ¡nS.
stehende Versicherungsverträge, die der Firma ■ 
besondere gegen die Bekl. zuständen, wurden 
abgetreten. Ver-

M it der Klage hat diese im ersten Rec die ihr 
urteilung der Bekl. zur Rechnungslegung uber fSiChe- 
durch die Firma W. zugeleiteten Kraftfahrzeug fällig
rungen mit Bezug auf die seit dem 1. März < ¿es 
gewordenen Folgeprovisionen, ferner zur der

der 
dem 

die VO-

mvu.uuuaul u g tu tliuc tl VAIUCIIb III IIV“ V . i. (Jje
Prämienbeträge verlangt. Die Bekl. Yervv,u ii=un£ 
fiillung dieser Ansprüche und hat die , A -a 
Klage insbes. mit der Begründung hege'
Vertrage v. 28. Febr. 1938 ein Verstoßvertrage v. zö. reor. iy j»  ein Version über die
des Rcichskommissars für Preisbildung (R|l pebr 
Versicherung von Kraftfahrzeugen v. 14. R .herungs- 
(RGB1.1,200), §9 liege. Der Verkauf des Vers. „ sPrüch£ 
geschäfts und die Abtretung der Provisi°" der
hätten lediglich bezweckt, der Firma W. J?en v0f  
....................  "  —  ■ -  den n g

Provisionsanspr ^

-irma W. e" ? J en v0.n 
Vorschrift des § 6 der VÖ. und über den K dgn „ad1 
deren § 11 hinaus ihren bisherigen Anteu^a der
dem L März 1938 - (Tag des Inkrafttretens daS er- 
fälKg werdenden Folgeprovisionen zu stene ’ gis. pm 
gebe sich u. a. aus dem vereinbarten ka ^ eCbtszUg 
übrigen Weigerungsgründe sind in diesem 
nicht von Bedeutung. die A®*

Die Kl. hat sich insbes. darauf berufen, deS Kam' 
tretung der Provisionsansprüche im Rab™ rnkrafttrete j

arden-
vertrags v. 28. Febr. 1938 noch vor deI? r vertrag, 
a \ Tf \  ..i _l ___.i j _ T. _ • i __ e p r  der vder VÖ. erfolgt und daher wirksam sei; £ . x worde;J 
übrigens vom RfPr. ausdrücklich genenm s j g  uii 
nachdem ihm der gesamte Sachverhalt v inirmem 
wahrheitsgemäß vorgetragen worden sei. f- . des,» ‘ 
ständen ihr die Provisionsanteile in der y  Versk’ 
Abs. 2 der VO. zu, da sie den einschlag S 
rungsbestand „verwaltet“  habe. ,. «tage ahn

Das LG. hat ohne Beweisaufnahme iuinungŝ Ver­
wiesen. M it der Berufung hat die Kl. leiteten - 
hinsichtlich der durch die Firma v. L M
Sicherungen zunächst mit Bezug auf dje gew
1938 bis zum 31. Mai 1939 einschließlich. tau * h ung 
dener Folgeprovisionen und entspreche je„bet 
von 10o/o der sich danach ergebenden AnsprlJC <q39 
begehrt. Im Laufe der Berlnst. hat sie a ^  sep*-, \  
Rechnungslegung auf die Zeit bis zunmepr°v’sl0 
(also die bis dahin fä llig  gewordenen i & „g
ausgedehnt. milche M|l,eein-

Das BG. hat vom RfPr. eine Suta^pfiehmigu,n?clche' 
über die Bedeutung seiner Vertrags# V-inieetl
geholt und über die Frage, ob die Fi caChversta® 
rungsverträge „verwaltet“  habe, ?J{ienurückge'vieS

mit dem
il der

gehört. Es hat die Berufung der Kl. zUr 
Die Revision war erfolglos. „•„-timmun#
1. Der Vorderrichter hält in Überein. ründet, W® „n- 

Erstrichter die Klageansprüche für ul2.t>,s G.|er oben&? ¡¡,re 
Kaufvertrag v. 28. Febr. J938 Sff^e n der die, - "
ten VO. verstoße. Die Firma W.>' vüi» —, pi*
Rechte ableite, sei unstreitig Kraftfahrzeug ajjf d‘CQara|1 
streitig sei auch, daß s ie  keinen An P ' dürfe- .g

um

tigen Anteile an Folgeprämien erhe1j c^ je Kl-, .“ j” ei« 
ändere sich nichts um deswillen, w ng an ■ und

als

Unternehmen der Versicherungsverm ereinba> £j„es
Entgelt für Versicherungsvernuttlung j  Grud
fordern könne, den Anspruch erbe’ der
Vertrages, der vor dem InkrafttreArtSDrjiche_ 
schlossen sei. Denn sie 
die ihr von einem nach §

1U1UC1H Kuuue, UCI1 rtiiapiux.. — uc weiter*,
Vertrages, der vor dem 1tnkrf - t.r eAnsprücheIlioSse,1V - ----------- ' ---------- - mache hie Ann  ch 1* efl

§6 der VO- a p em ,e O ^ '  
chten.L *uic im vuu c iiic iii iictcu y ^ epien.

Unternehmen abgetreten worden , <remac,,l'c¡c|i 
Unternehmen flössen auch die gehend h be st K „f

____7U. . . . , r r  Ö C ' , (RS

um
betrüge mindestens mittelbar zU'R!^echnung ^ ¡ er 
dem Zustandekommen und der Vorderr* j|S zjj.
summe von 150000 Ä f ^ w ie ^ d  jedeJ£ ^

di * der
näheren ausführt; dieser Kaufprem ■ a]s t i . 
überwiegenden Teile nichts andere o 0 t
rang von Antei 1 en an den F o l g e p y . ^  i>e 
zubeziehen der Firma W. untersagt «eAktefl de |e
Vorderrichter des weiteren ausdeswißem

erst am 1. März, nach dem Ä- „
Kraft getreten sei. Von diesem

«SS.
Daran ändere sich nichts un\  ¡jschluß deS v .;ußel’c

.7»;tnunkt a° ‘
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rj ■
^olgenmv-°l3engenannl:e Wirkung; hie Anteile an den 
Punkt fan-S10nen würden aber erst nach diesem Zeit- 
Per Qj.-i. ,& »und zahlbar“ . Daß sie trotzdem — nach 
sicht j p Vertrag v. 28. Febr. 1938 verfolgten Ab- 
w. f|jeR n form  von Abschlagszahlungen an die Firma 
Unzulässirr11 so *ten> se' nach hem 1. März schlechthin

Ob «irh i
iprgän^n- • KaufPreis. hen die Kl. mit ihrer Rechts- 
Yergütuno-n*- 0 Höhe von 150 000 ÄÄ  vereinbart hat, als 
DCHt> darni fUli d‘e Abtretung der Folgeprovisionen dar- 
. hitsstriut ikommt es im Rahmen des gegenwärtigen 
i n- Den» tS , die Anwendung des § 6 der VO. nicht 
v darühS ,anheh sich hier nicht -etwa um einen 
I°n 150nnn ml ob hie Vereinbarung eines Kaufpreises 
^ firer nach Maßgabe dieser VO. oder wegen
r ung der^p6t-Z icller Vorschriften, etwa über die Bin- 
.am ist nh j?lsgestaltung, unzulässig und rechtsunwirk- 
»a,vori iöiP» t Kauferin daran gebunden bleibt oder sich 
•ch darumn pan? ober dgl. Es handelt sich ausschließ-ri« uarum , ugi. L-a nauuen mui duibuuici)-
J? Be^ gpuÖ KI. ihr a b g e t r e t e n e  Rechte gegen 
h \ s für dm * u1̂  machen kann; welchen Preis sie ihrer- 
tr * *sf in j : bfrefung 311 ihre Rechtsvorgängerin bezahlt 
sni une Recht ?em Zusammenhang gleichgültig. Abge- 
m cJle Rerht Lann sie al3er nur geltend machen, soweit 
m^ten »h»l* ° estehen; denn niemand kann mehr an 
vuSestandPn r paSen erhalten, als dem Abtretenden selbst 
„• ,H  pcl hatte. Daß die Kl. selbst durch die VO. 
tu» SehinH» i :38. nicht betroffen wird und deshalb 
ve g von KvrL 'vare, für die Vermittlung und Verwal- 
VQeJni>aren , aft/ ahr2eugVersicherungen ein Entgelt zu

nützt’ ihU ?or<*ern °der anzunehmen (§6  Abs. 1 der 
ak» ,'ür au AT ^soweit nichts, als sie nicht eigene, son- 
die° jü r die a retene Rechte geltend macht. Es kommt 

i f ir®a F w ^endunS des § 6 der VO. darauf an, ob 
14'Febr w- "  H M ........................

fctgj. * ___u.v «... 040 uvltu  l t l -
^oSzahlun^estanden hatten, und die damals schon 

abt'r„k ■ F eh r^ i»»11 Folgeprovisionen für die Zeit nach  
die 11 könnt»1 » gerichtet waren, mit der Wirkung 
hesA‘P Pe r sn» r dai! die Abtretungsempfängerin, gegen 
&  noCh ^ch?  Hindernis i.S. des §6 der VO. nicht 
sie ,ind |nacli»lacf1 dem 28. Febr. 1938 diese Ansprüche
S andn nichten- d.urf*e> |

in {!
dem __  ̂ j _ H  ....... ..

haß â Setrpt aI ttirefen her VO. an die Kl. abtreten konnte

noch vor dem Inkrafttreten der VO.nrahi Cor lQ»o , iim iauucic ii uer vvj
auf A^ten y , A n s p r ü c h e ,  die ihr bis zu deren In

»nn «icm u -7 obwohl ihre Rechtsvorgängerin 
dabin ,eninach m. . r hätte geltend machen können. Man 
Vor .»'fassen „ i le F rag-e, auf die es ankommt, auch 
PndU,lm Inkr-,m dlc Ansprüche, welche die Firma W.
dno h&pt , t r e t e n  d p r  \ / o  ;»n rü p  o K + m fo «Mt4iJ (»• « ’*• «*>i * w. an cm- am, auucicii rvuxiiiic
fahr>p llrn ¡k hat, bereits damals so beschaffen waren, 
4938 „ fihänd|,,.rr Entstehung in der Person eines Kraft- 

noch 6 Abs. 1) willen nach dem 28. Febr.
Kt 1 Word,.» a,ch Maßgabe des §11 der VO. geltend st rii. ucn konnten.

rfejj®5nannte Frage nach §6 der VO. zu be-de;;en.
90ra| 9 der y r f i  s'c.!1 d‘e Prüfung der Voraussetzungen 

Di»'Se*2Unp-P»,;JWare sie zu verneinen, so wären die 
bejah v°rSeno n des § 9 noch zu prüfen.
Ä \ S S " S i  f ; .e e  ¡st mit d....  w ,
l9,38 auf dilaDde f sich bei 
« W n l?etl di» \f°*geprovisionen,

Frage ist mit dem Vorderrichter zu

Spr

handelt es sich bei den Ansprüchen der
P 
t 
c 
u 
< 
s;

* aÜ * ht Kelim» bereits einer Person zu, die durch die

» - dle ' n Y'Kcprovisionen, wie sie am 28. Febr. 
üche ». Waren ° elc1' bestanden und Gegenstand der 

n .'eser pA Uln damals bereits bestehende An-'^Waren,

sm njeht etw.r aul 1'-u liu lk lauig weruenue uei- 
<ier Vo dadurpk a Um künftige Forderungen; auch stan- 
r,ls Inui an di» D, aß sie noch vor dem Inkrafttreten 

abgetreten worden waren, zur Zeit

arzeugverslcheruugen ein EntgeltAbsV1e*reitIbarenKraitfa'h?r’ fÜ'  die VermittlunS und Ver‘

W :  J «  S t 0?  « “ZotF Znr 35 0 d»,. ,..

t̂ Uiür .,der Vm’v zu f o r d e r n  oder anzunehmen (§6
ätim- 
Tat-

betrlfft, nicht anders

t Uiig ,uer V o \
§ 6 Ali» jinSCachtet dessen kann die Besinn 

H-- - V°.-' gerade auch was das Tat

Vri PUnuCntstehu» ......... . iiivu,
Seit» Ûch d-i»g Se'angen können, darf nach diesem 

Pii»t andP»nd gem-i!!kJnur noch im Rahmen des § 11 der
n

- ___  __ en.
Zfcfchnca»n w ill. Denn wenn durch § 6 Abs. 1

J ö  \rX 0: Forderung, die nach Maß
Entstein,«V('A- v. l. März 1938 ab nicht mehr

kühi aidP»nd gema»kinur noch im Rahmen des § 11 der
(,en d gelt war, „ l  -^f werden, wenn sie schon vorher m rlA'Clten,! ’ Sleichcriiltk, . . . . .  ___ t . j ; ____ t .:.dort i.eud niackIC9güItig, wer sie nach diesem Zeit- 

U'iZei»| acnen w ill I
Personen nicht nur verboten w ird,

für die Vermittlung und Verwaltung von Kraftfahrzeug­
versicherungen ein Entgelt neu zu v e r e i n b a r e n ,  son­
dern ausdrücklich auch darüber hinaus, ein solches zu 
f o r d e r n  (oder anzunehmen), so ist damit bereits zum 
Ausdruck gebracht, daß diese Personen vom Inkraft­
treten der VO. ab ein solches Entgelt (von §11 ab­
gesehen) auch dann nicht mehr fordern können, wenn 
ihnen nach der b is  zum 1. März 1938 bestandenen 
Rechtslage ein Anspruch darauf zugestanden hatte. Wird 
nun durch „rechtzeitige“  Abtretung an die Stelle des 
Kraftfahrzeughändlers, der die künftig fällig werdenden 
Folgeprovisionen ab 1. März 1938 nicht mehr fordern 
darf, eine Person gesetzt, die zwar ihrerseits Ansprüche 
auf Entgelt für Vermittlung und Verwaltung von Kraft­
fahrzeugversicherungen vereinbaren, fordern und an- 
nehmen darf, die in ihrer (oder einer ihr gleichwertigen) 
Person entstehen oder entstanden sind, erhebt aber diese 
Person nicht solche Ansprüche, sondern macht sie gerade 
d ie  Forderungen noch geltend, welche die nach §6 
ausgeschlossenen Personen ihrerseits eben (abgesehen 
von §11 der VO.) nicht mehr fordern dürfen, so wird 
damit nicht nur versucht, einen der Zwecke der VO., 
diese Art von Verteuerung des Kraftfahrzeughandels zu 
beseitigen, zu vereiteln (vgl. R ö m e r ,  Erläuterungen zur 
obengenannten VO., Berlin 1938 S. 14), also den § 6 
der VO. zu umgehen (§ 9 das.), sondern es wird un­
mittelbar der Vorschrift des § 6 selbst zuwidergehandelt. 
Denn der Abtretungsempfänger w ill damit eine Forde­
rung uneingeschränkt geltend machen, die v. 1. März 1938 
ab nach ihrem Entstehungsgrund vom Gesetzgeber nur 
noch im Rahmen des § 11 der VO. anerkannt wird. Dies 
verbietet aber § 6 Abs. 1 der VO. gerade.

II. Der RfPr. hat mit einem Schreiben v. 23. April 1938 
an die Firma W. den Vertrag zwischen ihr und der Kl. 
„genehmigt“ ; er hat dabei die Erwartung ausgesprochen, 
ciaß_ die Vorschriften, insbes. die des § 6 der VO. auch 
in Zukunft genau innegehalten würden. Ober Inhalt und 
Bedeutung dieser „Genehmigung“  hat er sich auf Grund 
eines Beweisbeschlusses des BG. dahin geäußert, daß sie 
weder eine preisbildende Maßnahme nach, § 2 des Ges. 
zur Durchführung des Vierjahresplans v. 29. Okt. 1936 
(RGBl. I, 927) darstelle (die nach dessen § 6 die Ge­
richte binden würde), noch eine (in der VO. v. 14. Febr. 
1938 gar nicht vorgesehene) Ausnahmebewilligung, durch 
welche etwa die Firma W. von Beschränkungen dieser 
VO. befreit würde. Der Erlaß habe sich vielmehr in der 
Erklärung erschöpft, daß der RfPr. in dem vorgelegten 
Vertrage v. 28. Febr. 1938 nach dem ihm damals vor­
getragenen Sachverhalt keine nach § 9 der VO. verbotene 
Umgehungshandlung erblickt habe. Dabei habe er den 
Kaufpreis von 150000 i/tM berücksichtigt und gegen 
dessen Höhe nach den ihm damals gemachten Angaben 
der Beteiligten nichts einzuwenden gefunden. In die 
Frage, ob durch diesen Vertrag Ansprüche auf Folge­
provisionen über die Übergangszeit des §11 der VO. 
hinaus abgetreten werden konnten, habe er durch den 
Erlaß nicht eingreifen wollen, ebensowenig in die Frage, 
ob die bisherige Behandlung der Versicherungsverträge 
bei der Firma W. eine „Verwaltung“  i.S. der VO. 
darstelle.

Das BG., diese Auskunft verwertend, führt aus, daß 
in der Tat, insbes. auch nach dem Organisationserlaß 
v. 12. Dez. 1936, die Entsch. der hier streitigen bürger­
lich-rechtlichen Frage ausschließlich den Gerichten zu­
stehe. Der damals dem RfPr. vori. Sachverhalt habe die 
Erklärung der Firma W. umfaßt, daß zukünftig keinerlei 
Provisionsvergütungen von der Bekl. an sie vorgenom­
men würden, deren Gewährung der VO. zuwiderlaufen 
würde. Jedenfalls könne sich, so fährt das BG. fort, die 
Kl. der Bekl. gegenüber nicht darauf berufen, daß der 
RfPr. die von ihm erhobenen, jetzt als gerechtfertigt er­
wiesenen Bedenken zurückgestellt und den Kaufvertrag 
als solchen für unbedenklich erklärt habe. Die Bekl. 
habe einen Rechtsanspruch darauf, daß von Rechts wegen 
nachgeprüft werde, ob der gegen sie erhobene Anspruch 
gegen ein Verbotsgesetz verstoße und deshalb ih r  
gegenüber nicht wirksam sei. Dabei ist das BG. der 
Meinung, daß, gerade wenn man die tatsächlichen An­
gaben der KI. zugrunde lege, klar ersichtlich sei, daß es 
sich um ein verstecktes Entgelt für die Abtretung von
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Folgeprovisionen handle, entgegen einer ausdrücklichen 
Vorschrift und entgegen dem Sinn und Zweck der VO.

Diese Ausführungen des BO. sind im Rahmen dessen, 
was oben dargelegt worden ist, rechtlich durchaus zu 
billigen.

III. Der Vorderrichter kommt demnach zu dem Schluß, 
daß die Geltendmachung der Forderung der KI. gegen ein 
gesetzliches Verbot verstoße. Er meint, damit entfalle die 
Notwendigkeit der Prüfung, i n w i e w e i t  Rechtsgeschäfte 
unwirksam seien, die gegen die sogenannte PreisstopVO. 
verstoßen; denn im gegenwärtigen Falle verstoße jeden­
falls das — allein strittige — F o r d e r n  von Anteilen an 
Folgeprovisionen gegen ein gesetzliches Verbot, von den 
noch zu erörternden Bestimmungen des § 11 der VO. 
abgesehen.

Die Revision meint, dieser Satz sei unschlüssig, denn 
es handle sich ja eben um die Frage, ob und inwieweit 
ein gesetzliches Verbot vorliege. Zuzugeben ist ihr, daß 
selbstverständlich ein „Fordern“  nur dann gegen ein ge­
setzliches Verbot verstößt, wenn die Voraussetzungen 
dazu (§§ 6, 9 der VO.) vorliegen. So meint es natürlich 
auch der Vorderrichter. Er w ill sagen, daß, w e n n  diesb 
Voraussetzungen vorliegen — und das nimmt er an —, 
dann schon das F o r d e r n  verboten ist, so daß es einer 
Prüfung der Verbotswidrigkeit und damit des Rechts­
bestandes des V e r t r a g e s  s e l b s t ,  aus dem solches 
Fordern hergeleitet wird, nicht bedarf. Hierin ist dem 
BerR. um so mehr beizutreten, als es sich ja, wie bereits 
oben erwähnt, hier nicht um die Rechtslage, die sich 
zwischen den Parteien des Vertrags v. 28. Febr. 1938 mit 
Rücksicht auf die Bestimmungen der VO. ergeben hat, 
sondern lediglich um die Beziehungen zwischen der KI. 
als Abtretungsempfängerin und der Bekl. als Schuldnerin 
(debitor cessus) handelt, so daß hier — wie der Vorder­
richter mit Recht bemerkt — von den in § 6 der VO. 
verbotenen Handlungen ü b e r h a u p t  nu r  das „ F o r ­
d e r n “  in F r a g e  k o m m t .  Zu Unrecht stellt deshalb 
die Revision in ihren weiteren Ausführungen auf den 
Kaufpreis und dessen Angemessenheit, auf § 139 BOB. 
sowie auf die dingliche Wirkung der Abtretung, die 
allenfalls kondiziert werden könne, ab. Von alledem ist 
hier nicht die Rede, sondern nur davon, ob die Kl. von 
der Bekl. das verlangen kann, was sie mit der Klage be­
gehrt. Das verneint der Vorderrichter (zunächst yon den 
Bestimmungen des § 11 der VO. abgesehen) mit im 
wesentlichen zutreffenden Erwägungen. Welche Wirkung 
das auf den Vertrag v. 28. Febr. 1938, auf die Höhe des 
Kaufpreises, der bedungen worden ist, usw. haben kann, 
steht hier nicht zur Erörterung.

IV. Der Vorderrichter prüft schließlich noch, ob die 
Voraussetzungen des §11 Abs. 2 der VO. vorliegcn. 
Dort ist bestimmt, daß den Kraftfahrzeughändlern (i, S. 
des § 6) für die von ihnen bei Inkrafttreten der VO. ver­
walteten Versicherungsverträge bis zum Ablauf des lau­
fenden Versicherungsjahres, spätestens bis zum 28. Febr. 
1939, eine Folgeprovision bis höchstens 10o/0 gewährt 
werden darf. In dem hierdurch nach Höhe und Zeit be­
grenzten Umfang könnte, so führt der BerR. aus, der 
Klageanspruch (zunächst dem Grunde nach) gerecht­
fertigt sein, w e n n  die Firma W. die Versicherungsver­
träge, aus denen die streitigen Provisionen erwachsen 
seien, zurZeit des Inkrafttretens der VO., also am 1. März 
1938, „verwaltet“  hätte. Zu  d i e s e m Z e i t p u n k t  müßte 
also die Firma W. den Versicherungsbestand, aus dem 
sich die Folgeprovisionen herleiten, verwaltet haben. Es 
mag dahinstehen, ob diese Voraussetzung nicht schon 
um deswillen entfällt, weiß sich die Firma W. bereits am 
28. Febr. 1938 ihres „Versicherungsvermittlungsgeschäfts“  
zugunsten der Kl. entäußert und damit auch notwendig 
ihrer etwaigen Verwaltung von Versicherungsverträgen 
begeben hat. Diese Entäußerung hätte ja an sich statt 
erst am 28. Febr. schon früher erfolgt sein können; dann 
hätte die Firma W. die Voraussetzung des § 11 Abs. 2 
bestimmt nicht erfüllt, wonach sie, um in den Genuß der 
dort angeordneten Vergünstigung zu kommen, den Ver­
sicherungsbestand g e r a d e  bei  I n k r a f t t r e t e n  der  
V e r o r d n u n g  (noch) verwaltet haben mußte. Die Kl., 
die sonst den Klageanspruch gerade darauf stützt, daß 
sie v o r  dem Inkrafttreten der VO., wenn auch am letz­
ten Tage vorher, das Versicherungsvermittlungsgeschäft
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und die streitigen Ansprüche abgetreten erbajS te  Wr 
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Rehe, ist n; Ä leser. VO. im Vertragshilfeverfahren“  er­
a c h t „ . „ / , *  erfüllt. Daher konnte auch das Prozeß- 
■ ^ragshiif6r i134-*1 §24 Abs. 1 das Verfahren über den 

Cl,le Fällio-L^i 1ra£ aussetzen noch gemäß Abs. 2 selbst
(OlG v  ltsregelung treifen-

68/4! j ' Karlsruhe, 3.ZivSen., Urt. v. 14. Aug. 1941, 3U

Sehe

^s .1 ScbiMo ^  1 Abs- 2> 2 Abs. 4> 9 Abs. 1 un(l 6, 16 
r  '■«uidBereinG. n. F.

hn. «eh^d^^andrechte,“  die erst n a c h  dem Zusammen- 
,*»not für a , rnuldners oder n a c h  Eintritt seiner Scliul- 
,r" auch „i.n e. Forderungen begründet worden sind, kön- 
* ® i:er 1̂.alf> der §§ 1 Abs. 2, 9 SchuldBereinG. in
^ Durch Qerein‘Sung einbezogen werden. 
lJ 'C*le nach rn „dpfandrechte gesicherte Forderungen, auf 
Gau n'SUnp n 'iw  Abs. d SchuldBereinG. „die Schulden- 
atö i dwachi.» * ersb'eckt werden darf“ , können in ihrer 

ck Vnri,„. . £ gegen das außer dem haftenden Grund-«, * v0rhanHS seSen das außer dem haftenden Gründ­
etet,. ene Vermögen des Schuldners beschränkt 

Der j
u J zi.nsPektor E. ist Eigentümer eines Grund-

per
1 dclces Un
infn?n' Er at auf diesem i. J. 1929 ein Haus erbauen 
^irt^L der „Sehend, daß er durch diesen Hausbau 
stanri aftsW p gUns^Ken Entwicklung der allgemeinen 
sttini nen Schul i n Schuldennot geraten sei. Für die ent- 
Von ,Der r;,;. den bestehen Hypotheken an dem Grund-
V. l 5̂ m. Schuirlg6r Ilat’ nackdem seine Forderung
halt
Reute es Schum anerkannt worden war, einmal das Ge-
Ctf,. . Hers Seit ff PlYi Talirf* enurpit ztilnccirr

1933 in einer Vollstreckbaren Urkunde

0»r u n u Unri Z“ seit dem Jahre 1933, soweit zulässig, 
„  0slück e i n t - rner e‘ne Zwangshypothek an dem

4ei

'’Ol'j p  a b  a u ^ v .iv . in i i j  w t . i i  u ic  u l

aus &, chuldBc J,m"dstücksschulden gemäß §9 Abs. 6 
ßhs. 2 . beirr, y  ,P- nur *m Rahmen eines Verfahrens 
Bem:. .̂ Uläoo:.. ^o.niegen der Voraussetzungen des §1

ere„ bejrijp. I  *U,114 sich lediglich durch die letztere 
ren. r, reinio-i, Unci hat den Antrag gestellt, ihm zu 
feinte,,as A(f, , n£ richterliche Vertragshilfe zu gewüh- 
satz i gRLv°n den Antrag abgelehnt, weil die Bc-

§1 T ‘

fi^itliu,1i'ässig .S. ............. «,—   o -
ueschwB S au« »’o ■r die Antragsteller aber nur eine 
•/egfü,. pde p d in Betracht komme. Eine sofortige
?elasso„ zu, r ^"fragsteller ist vom LG. mit derselben

Erteil so forti„CkKe.wiesen worden. Die hierbei zu- 
j.Eü,. ^ & ßehabt We^ ere Beschwerde der Antragsteller

nUI Orun^l auJ^K^der kommt, da er keinen selbstän- 
n.efeijlQ u des 8 , " bat, eine Schuldenbereinigung nicht 
,, hts p in BetZs?fIdern nur auf Grund des §3Schuld- 
iteCh di,egentei]i,Cl C Da die Feststellungen des LG.
^  in-, „VGh n,. Crp'phpn icf fiir  rlipcpn PprhfcTnrr

§ í d» i3
aus/,, ei'geben, ist für diesen Rechtszug 

 ̂8enannige” en’ daß der Schuldner aus einem 
f . men Grumte in Qrlnnlfiiinnr»+ frurofim icfGründe in Schuldennot geraten ist, 

~L Anspruch auf eine angemesseneJdenb^ndsäDHch 

^ h'vFeL nUn. freiIich
dpM^bunrtelP'i!’ daß die mit einer Sicherungs- 

tc^ le , v̂  \alb ¡n n,r Forderung des Gläubigers K. allein 
stii’„.lhrertt die u  le Bereinigung einbezogen werden 
» S S  rn^ange „^P o th ek , wie der BeschwF. behaup-

Der1̂ '*1 außerhalb des Wertes des Grund- 
lam lch a.: enat l,at in dem zum Abdrucke be-
C i  C l ^ P r o r T  1 Wx 169/41 v. 7. Aug. 1941 grund- 
§3 ^  Retê  tJ Aßq' ,en> daß entsprechend dem im Wort- 
rech+1lende ■ Wul  ö SchuldBereinG. klar zum Aus- 
^ rüi!y,a ün,1? Schute J en des Gesetzgebers für die untei 
fps 1(1 des^der cliirei  e'.ne Bereinigung von Grundpfand
Abs ^Ch , «9 hl i Sic (ypcirhprtpn Pr»r/-?f*riinrrpn mH
Poti" 
aUf 
r«ft

N ?  Woüf des s r uArcun sie gesichterten Forderungen“  
.atsä?,ertio„,e> dio p “ s. 2 diejenigen Hypotheken nicht

ipk/üentte'men V/ül ö SchuldBereinG. klar zum Aus- 
Qh,.e.P Schum en des Gesetzgebers für die unter 

e„a de, üur H e'-ne Bereinigung von Grundpfand- 
i 9 ntehtCil ?.'.e gesicherten Forderungen auf 

Pot h l tnü lieben .,,zu*assig ist. Der BeschwF. scheint 
?Pf ü; „„Cf öesrlir-Vy°^en' Er glaubt aber, daß §9

k  Eali” d.der durHku" g c,er Bercinigun& von »Hy- 
ti " ,oli„ des s i f h  sie gesichterten Forderungen“  

i ll%L,I?igeI’..die aufte u -,? diejenigen Hypotheken nicht 
i i \ .  r!clt die ..fybalb des Grundstückswertes lägen 
t'rUrteJatei c|?t s;r , d ihnen verbundenen Forderungen 

® vers1..pnei- ,1,1, 5” “ ; Diese Auffassung ist rechts-
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man ,/lrc i Hypothek gesicherten“  For-
ganz allgemein eine Forderung, für

die eine Hypothek besteht, gleichgültig welchen w irt­
schaftlichen Wert die rechtlich auf jeden Fall begründete 
„Sicherung“  hat. Daß auch der Gesetzgeber diesem Sprach­
gebrauch gefolgt ist, bestätigt Abs. 3 des § 9, insofern dort 
ausdrücklich der Fall behandelt wird, daß die Forderung, 
für die eine Hypothek an dem Grundstücke des Schuldners 
bestellt ist (Abs. 1), ganz oder teilweise durch den Wert 
des Grundstückes nicht gedeckt wird.

Gleichwohl ist die Stellungnahme der Vorinstanzen 
unter den besonderen Umständen des vorl. Falles recht­
lich nicht zu billigen. Schon nach dem alten Schuld­
BereinG. galt der Grundsatz der Unzulässigkeit einer 
Bereinigung dinglicher Schulden, wie er in der Rspr. 
des Senats herausgearbeitet worden war, nur für solche 
Grundpfandrechte, die schon vor dem wirtschaftlichen 
Zusammenbruche des Schuldners (eine Schuldennot kam 
damals als Voraussetzung der Schuldenbereinigung noch 
nicht in Frage) bestanden hatten, dagegen nicht auch für 
solche, die zur Sicherung alter Schulden nachträglich 
durch Rechtsgeschäft bestellt oder im Wege der Zwangs­
vollstreckung geschaffen waren (Senat: 1 Wx 719/39: 
JFG. 21, 62 =  DR. 1941, 251). Das neue SchuldBereinG. 
hat im § 9 die Bereinigungsmöglichkelten gegenüber 
dem bisherigen Rechtszustande lediglich erweitern, aber 
nicht die schon bisher bestehenden Möglichkeiten (z. B. 
auch für den Mitverpflichteten) einschränken wollen. 
Das wird bestätigt durch die Vorschriften in §§ 7 Abs. 4 
und 16 Abs. 1 Satz 2 SchuldBereinG. n. F. Nach § 7 
Abs. 4 kann der Richter Vereinbarungen, welche die Be­
teiligten über eine „nachträgliche Sicherung“  einer alten 
Schuld getroffen haben, ändern, soweit dies zu einer 
angemessenen Schuldenbereinigung notwendig ist, und 
nach § 16 Abs. 1 Satz 2 kann er — sogar schon im 
Wege des vorläufigen Vollstreckungsschutzes — Voll­
streckungsmaßnahmen, soweit sie auf Schuldtiteln über 
alte Forderungen beruhen, also auch die Begründung 
von Zwangshypotheken, ganz oder teilweise aufheben. 
Der Gesetzgeber steht also ersichtlich auf dem Stand­
punkt, daß Eingriffe in nachträglich, d. h. nach dem Zu­
sammenbruche des Schuldners oder nach Entstehung 
seiner Schuldennot, zur Sicherung von alten Forderungen 
begründete Grundpfandrechte über die Vorschriften des 
§ 9 hinaus zulässig sein sollen ( V o g e l s ,  SchuldBereinG., 
§ 7 Anm. 6, § 9 Antn. 2 Abs. 4).

Ein solcher Fall scheint hier gegeben zu sein. Der 
Gläubiger K. hat die Zwangshypothek für seine schon 
vorher entstandene Forderung" erst i. J. 1933 erlangt, 
also wohl zu einer Zeit, als die Schuldennot des Antrag­
stellers bereits bestand. Alsdann würde der Einbeziehung 
der Hypothek und der durch sie gesicherten Forderung 
in eine Schuldenbereinigung, die allerdings alle bereini­
gungsfähigen alten Schulden des Ehemanns umfassen 
müßte, nichts entgegenstehen.

Aber selbst wenn die Zwangshypothek nicht erst nach­
träglich begründet sein sollte, wäre die gänzliche Ab­
lehnung des Bereinigungsantrages nicht zu billigen. Die 
Schuldenbereinigung könnte dann allerdings nach § 9 
Abs. 6 „auf die Hypothek und auf die durch sie ge­
sicherte“  (d. h. die mit ihr verbundene) „Forderung“  
nicht erstreckt werden. Damit kann aber hinsichtlich der 
Forderung sinngemäß nur gemeint sein, daß ihre Gel­
tendmachung g e g e n ü b e r  dem h a f t e n d e n  G r u n d ­
s t ü c k e  nicht eingeschränkt werden darf. Es fehlt indes 
jeder Grund für die weitere Annahme, daß dem Gläu­
biger ihre uneingeschränkte Geltendmachung auch gegen­
über dem sonstigen Vermögen des Schuldners gewähr­
leistet werden soll. Das liegt, soweit die Forderung bei 
einer Zwangsversteigerung des Grundstückes ausgefallen 
ist oder in Zukunft noch ausfällt, auf der Hand. Es wäre 
aber eine grobe Unbilligkeit, wollte man den Schuldner 
darunter leiden lassen, daß sein Grundstück, worauf er 
selbst keinen Einfluß hat, noch nicht versteigert worden 
ist, indem man ihm zumutete, bis dahin die durch eine — 
vielleicht wertlose — Hypothek gesicherte Forderung 
aus seinem sonstigen Vermögen alsbald vollständig zu 
erfüllen, obwohl sie ohne die Hypothek im Bereinigungs­
verfahren ganz oder teilweise gestrichen oder wenigstens 
gestundet werden könnte. Der wahre Sinn des Gesetzes 
macht es deshalb notwendig, die durch Hypothek ge­
sicherten Forderungen, unbeschadet ihrer Sicherung, in

232*
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die Schuldenbereinigung insoweit mit einzuziehen, als sie 
aus dem sonstigen Vermögen des Schuldners gedeckt 
werden sollen. Zu diesem Zwecke darf eine solche For­
derung allerdings nicht ganz oder teilweise gestrichen 
oder derart gestundet werden, daß der Gläubiger da­
durch an der alsbaldigen Geltendmachung der Hypothek 
gehindert wird. Es muß aber möglich sein, ihre Gel­
tendmachung in das sonstige Vermögen des Schuldners 
zu beschränken. Der Ausspruch des Bereinigungsrich­
ters wird gegebenenfalls dahin lauten können, daß auf 
die durch die Hypothek gesicherte Forderung, unbe­
schadet des Rechtes des Gläubigers, die Haftung des 
Grundstückes ohne Beschränkung geltend zu machen, 
bestimmte Ratenzahlungen zu leisten oder auch nicht zu 
leisten sind und daß darüber hinaus das sonstige Ver­
mögen des Schuldners zu ihrer Deckung nicht in An­
spruch genommen werden darf.

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 4. Sept. 1941, lW x  213/41.)

*

15. KG. — §§ 1, 3, 9 SchuldBereinG. In anderen als 
den in § 1 Abs. 2 SchuldBereinG. vorgesehenen Fällen kann 
die Schuldenbereinigung auf die Hypotheken, die an dem 
Grundstück des Schuldners bestellt sind, sowie auf die 
durch sie gesicherten Forderungen nicht erstreckt werden. 
Eine Ausdehnung der in § 9 SchuldBereinG. vorgesehenen 
Regelung auf die Fälle des § 3 ist unzulässig.

Der Schuldner ist als Justizangestellter infolge eines 
über seine wirtschaftlichen Kräfte gehenden Neubaues 
in den Krisenjahren 1930 bis 1932 in Schuldennot ge­
raten. Er hat deshalb zum Zwecke der Sanierung des 
Grundstücks die Bereinigung der darauf lastenden Real­
lasten und Grundpfandrechte beantragt. Das Verlangen 
ist in allen Instanzen abgelehnt worden. Das KG. gibt 
dafür folgende Begründung:

Der BeschwF. ist als Justizangestellter, also als An­
gehöriger eines unselbständigen Berufs, in Schuldennot 
geraten. Sein Antrag auf Gewährung richterlicher Ver­
tragshilfe kann daher nur auf § 3 SchuldBereinG. n. F., 
dagegen nicht auf § 1 gestützt werden. Nach der aus­
drücklichen Vorschrift des § 9 Abs. 6 Satz 1 kann aber in 
anderen als den in § 1 Abs. 2 vorgesehenen Fällen die 
Schuldenbereinigung auf die Hypotheken, die an dem 
Grundstück des Schuldners bestellt sind, sowie auf die 
durch sie gesicherten Forderungen nicht erstreckt wer­
den. Bereits an dem klaren und eindeutigen Gesetzes­
wortlaut scheitern die Ausführungen des Schuldners, der 
darzulegen versucht, daß auch seine dinglich gesicherten 
Schulden in vollem Umfang der Schuldenbereinigung un­
terlägen. Die hier vertretene Ansicht, die übrigens der 
ständigen Rspr. des Senats zur Neufassung des Schuld­
BereinG. entspricht (vgl. z. B. 1 Wx 608/40), wird geteilt 
von V o g e l s ,  SchiudBereinG. §9 A.2;  W e i t n a u e r :  
AkadZ. 1940, 318 und im Gegensatz zur Annahme des 
BeschwF. wohl auch von G e r k e n - V o g e l ,  „Schul­
denbereinigung“ , 2. Aufl., §9 A. 33). Wenn die Letzteren 
allerdings der Meinung sind, „allenfalls“  könne durch 
eine entsprechende Anwendung des § 9 in einem Falle 
wie dem vorliegenden geholfen werden, so vermag der 
Senat diese Ansicht nicht zu billigen. Wo das Gesetz 
eine klare Sprache redet, erschöpft sich die Aufgabe der 
Rspr. in seiner Anwendung; sie besteht aber nicht darin, 
im Wege der Auslegung eine vermeintlich bessere Rechts­
anschauung an die Stelle der gesetzlichen Regelung zu 
setzen (Thees :  DJ. 1941, 617). §9 der Neufassung 
läßt eine Bereinigung dinglicher Rechte (und der durch 
sie gesicherten Forderungen), die in der ersten Fassung 
des Gesetzes überhaupt nicht vorgesehen war (vgl. JFG. 
1919, 37), nur in beschränktem Umfange zu. Die Er­
wägung, daß eine solche ßereinigungsmöglichkeit auch 
in Fällen der vorl. Art wünschenswert sein könnte, hat 
dem Gesetzgeber offensichtlich keine Veranlassung ge­
geben, die Schuldenbereinigung auch auf solche Fälle zu 
erstrecken. Damit muß der Schuldner sich abfinden.

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 7. Aug. 1941, 1W x 169/41.)

J1439
Güter-

Einsatz jüdischen Vermögens

16. KG. -  §§7, 8 EinsatzVO. v. 3.üez. 193J uu.--, 
BGB. Die Vereinbarung der allgemeinen e. (¡j,ners in' 
geineinscliaft eines jüdischen Grundstückseig« |jat
seinem — jüdischen oder arischen — Ehegat ^  ge- 
Folge, daß das Grundstück, wenn der * er w*1”
maß §8 EinsatzVO., soweit zulässig, £en® „bisher £ 
Sondergut desjenigen Ehegatten wird, dem 
hört hat. t£ im

Ein jüdischer Grundstückseigentümer vJ ? e'^\\aefte'n,e.
Jahre 1941 mit seiner arischen Ehefrau Ffiefra.u 
Gütergemeinschaft und beantragte darauf, DierL
Miteigentümerin in das Grundbuch ei(1_zU,Qenelirn>ßunB

[ vvord« 
daß sei

sein Grundeigentum nicht ohne Mitwirkung ^  sicb̂ r

ist in allen Instanzen die Beibringung einer Je„, 
aus §8 EinsatzVO. für erforderlich erklait ^  Jude 

Die Bedeutung des § 8 besteht d a r i n  d a ^  gtaa^j
OVIU VJ1 UHUClgClUUlli llIUll U11I1C Unu J . <«0
der dieses Eigentum als Einsatz er^ SSp ie Erreich^

_irch
§ 2 der Anordnung v. 26. April 1938,

uicöcs u^cm um  ais L-iiibaiz. t r i 5-*",
stellen w ill, aus der Hand geben soll- v  ■ Verb' . 
dieses Zweckes wird noch durch § 8.- .«„nach -

Mißbrauch von Formen und’ Gestaltung i j ^ t  n 
des bürgerlichen Rechtes die Genehmig1 fc verfügudje. 
umgangen werden kann“ , sichergestellt. _ ^  aut
begriff des §8 EinsatzVO. darf _ hiernach die  ̂
jenigen Rechtsgeschäfte beschrankt w u n m ltte aUf 
Änderung der Rechtslage des Grundstu aUCh ^

dtande.
stailinen

bezwecken und herbeiführen, sondern . 
solche Rechtsgeschäfte ausgedehnt w, en
Grundstück nicht unmittelbar zum „nd von - pa 
aber doch die den Beteiligten bewußte M „ (jii- 
gewollte Änderung unmittelbar zur r  ,Rrerneine“ ,eIn 
das letztere bei der Vereinbarung der , P|ier nuf t,aft« 
tergemeinschaft insofern zutrifft, als f?*. genieirlj räge, 
einen Ehegatten gehörigen Grundstue' -ssen YeL-eiH' 
liches Eigentum werden (§ 1438 BOB ), jnsChaft Erstell* 
durch welche die allgemeine Gütergej Aq , umc e r ­
härt wird, der Vorschrift des § 8 Ein dllfC di« Ve r-

beiU d ii vvuu, uei v u rs e iirm  u c , 3 -  -  . nun-“  t^erOc„
werden. Ist derjenige Ehegatte der er* ntum f  *  daß 
einbarung der Gütergemeinschaft ßed

cks'soll, selbst Jude, so hat das die weite  ̂ j er 
der Erwerb des Miteigentums gern®“  3, s G,--- nac>- 
haupt ausgeschlossen ist. Bezüglich ^  nic“ x tftnet 
eigentums ist die Rechtslage in jedem *neineig. sVng) 
zu beurteilen, als wenn der bisheiig Am v0llte-
seinem Ehegatten unmittelbar (m‘ „Über t rag0 r e aats 
volles oder anteilsmäßiges Eigentum des ?egtei>

Die von der BeschwF. bezeichnt®.I1 der dat#
1 X601/29 (HRR. 1929 Nr. 2085) siel:it Entsafter-
Auffassung nicht entgegen. Wenn eheÜc? j|,re ver­
wesen und Wirkung der allgemeu . . daß ¡ciit 
gemeinschaft die Folgerung gezog y orefben .¡¡¿iigft 
tragsmäßige Einführung durch einen . schaft so \,t
Pl'no \ /  oriiiffiinnr iiKor Pili ZLIf VO . „ n V i P t l  ^eine Verfügung über ein zur IJSen<-“  „„.mc,
Grundstück i. S. des §2113 BGB. anzus^ ngSn 
dabei der a l l g e m e i n e  e n g e  > Fa*,,-pZWeC 
zugrunde gelegt, während für den durch d M

den

vorstehenden Ausführungen von e.‘?Lrfügun£sE .
der VO. geforderten weiteren v R»

ZUßehCI1 iSt’ f , Wx 9/40 ( J g j i t ’ g t
Aus der Entsch. des Senats 1 hraigun/ i cli- sprK { =  DFG. 1940, 43) kann die Genehm s ia l

gleichfalls nicht gefolgert werden. J eineS Nc,ej
aus, daß der Erwerb von G runds tück^  ,s ^ J  
Grund testamentarischer Erbfolg zU betr teStafb fS 
geschäftlicher i. S. des § 7 Eins3 sachen J-gen t ^ er
also die den Vermögenserwerb 'bi herigen „L e te ßi Tod1
tarische Willenserklärung des bi ,_trin[c 
nicht als V 
den könne

sbeêtt:ff
ans'

rundstuf ¿¿wnSals Verfügung über ein u i h r e  üe 
önnc. Die Entscli. beschrankt o g e n

voUojcbts-
auf ^eiO«ne tmsen. ut-iv-...-■ fügung/y aU| r-.-

ausdrücklich auf Erwerb und ,„shalb nicm 
wegen; ihre Grundsätze sind .„j^en, GrtlIlCa U1’  ̂
geschäfte unter Lebenden aus^en n  
Änderung der Eigentumsverh Vertragsgef  
wenn auch nicht unmittelbarer... ¡f^reXer 0bei'!‘ ct’ dci 
Zweck, aber doch gewollte unm.ttem d u ,S-
ist. Demgemäß hat der Senat scho Vt.rfugin>l. 
eines Erbteils gemäß § 2033 B,J- •
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Recli+V° '  Beträchtet, obwohl auch bei einem sol- 
l f undstürJS®escbaft. die Änderung des Eigentums am 
?®pd UnH nur Wirkung, nicht unmittelbarer Gegen- 
85 *= Dl in ^ ec^ des Rechtsgeschäftes ist (JFG. 20,

36- ~  DR' 1940' 42>-t ei Weigerim Genehmigungszwanges ist jedoch bei 
rlClt des n-irF der Genehmigung nicht die Unwirksam- 
.4e,riing dos nu11 Ehevertrages, sondern nur die Verhin- 
.jUĉ  des einUöeI.ganges des Eigentums an dem Grund- 
Vn n̂lum d,.qCn Ehegatten in das gesamthänderische Mit- 
ri;n den Rpo„i,ari. eren> da nur dieser Eigentumsübergang 
rr.CL^egrünH,, lranl<unSen der EinsatzVO. betroffen wird, 
p-Ui an dpr.0^ vo» Miteigentum kraft ehelichen Güter- 
Is c n> sowpn.Sot?ŝ Sen Vermögensbestandteilen der Ehe- 
nV*> 8 Alu , n'cht im Einzelfalle die Vorschriften der 
UrK 11 Belan- ba4z 2 EinsatzVO. eingreifen, den staat- 
Lf'jng nich+̂ etli_ .yom Gesichtspunkt der Judengesetz- 
sj.. Bestand , ^nädlich oder gefährlich ist und deshalb 
lieh n’cht .. Clben Bann. § 139 BGB. ist in dieser Hin- 
s»;„ UnteilKpüren, ^ ar> we‘f der Ehevertrag ein einheit- 
sCh"-.r geset?!; uS Rechtsgeschäft ist und die Verhinderung 
Stählungen c“ etl Folgen in bezug auf die den Be- 
W0rA  ~~ dm- ACr EinsatzVO. unterliegenden Gegen- 
Uiön v°n M.usschluß des vertraglich gewollten Er- 
Schn f s der p,tei£entum an einzelnen Teilen des Ver- 
Hche 1c*luno- ¡jp w*en — nur eine gegenständliche Ab-

Qr̂ ’n Bünfr;Ŝ eSc*la^ s darstellt.
^Undsp;„fj1£er gempinoniiaffi.vi 
> b a

Ö S ^ iV O  1 J ...... - ü .......... - J  L -  . «_____
Werkp QrunH!i-.h,indert> wonach ein Jude durch Rechts- 
Alie;„u kann n  j^ e  °der Rechte an solchen nicht er-

verrif^Uckefi ?etneinschaftlicher Eigentumserwerb von 
§ 7 p; Urten r,iii r Grundstücksrechten im Rahmen der 
tr._ ,nsatT\^ Ter|emeinschaft wird auf jeden Fall durch

AlC*. Bann uuer uteme an soicnen ment er-
aUspfo ?entum = durcil wird nicht nur der Erwerb von 
uIsq a?.‘|l°ssen’ £ndern auch ein solcher von Miteigentum

Pn*/PrKptlHp Qrioplio FIiarrot + Q
^ückp16*1 Güter» UC1 wameiiu ues Destenens aer an 

genieinschaft von ihm erworbenen Grund....

ttii • —vii fA vuu ivmctgcuium
eiueigp'n*"er erwerbende arische Ehegatte wird 

^ücke 111 QüteI-*»rnei  der während des Bestehens der all-

d ^ ap,für de
. 1<iiVerlra£TJile/1 Ehegatten zur Zeit des Abschlusses 

UrUn"(L~ 5 Von öesiehende Grundstückseigentum und 
paugckü<;liseitrpn+m fischen Ehegatten später erworbene 
.Qß der Vnrp m wird, da es nicht Gesamtgut und 

eigentu ach nickt Uis,setzun£en dcr §§ 1440 Abs.4, 1369 ff. 
(k r n desieni- v °rbehaltsgut werden kann, Sonder- 

1-Ziv^, ®Cn ^begatten, der es erworben hat. 
en-> Beschl. v. 21. Aug. 1941, 1 Wx 223/41.)

Verfa^  -------------

G ebühren- und Kostenrecht
^ * Ustän!p en<ten^ b ZPO. ist sinngemäß in einem
Br al,reipile erki’jtp? dera die beiden Gerichte, die sich für 

Obrere 4eutsrt. “ üben, je nach dem für sie gültigen 
Dje n bi t u * »  und tschechoslowakischen — Z iv il- 

sS h  PpaReien " S<and'£  sind.
*QsSpp'aeu vnf0 _!* Ut,d Mutter, haben am 9. Nov. 1939

S K iS ^ V e r  , -  
C tez abr Mutteich
d iÄ  AiL 5- GezCr|0on‘‘"  £eregeir, aan aer m . seiner 
duA ^ohnprUchs' h lt3^. monatheh 100 Kr. zahle. Wegen 
Dn?s- '  Unri r, a4 die Bekl. beim AO. in Niirnhpro-

, iiuiuu, xlctUL.ll dllx V. 1NUV.

<*iütt -emp.■Mgipi.L®. Deutschen AG. in Brünn ge- 
4Rsi(:r ab p ̂ utter ,dJe. UnterhaltsPflicht des K1- gegen- 
de,!es a ° 5- De7 iQo?.hln £eregelt. dab der KI. seiner

}ao.
«tr

' l s' UiIh Hnd Rp! d>e Bekl. beim AG. in Nürnberg, 
U4t Ri? Bberu,,5cBaRigungsort des Kl., einen Pfän- 
3 d  io ^ s tancl ^uugsbeschluß v. 3. Jan. 1941 füi

„ ,a v. 5 . n P,  m-io k ;. a  1 o/i 1aba4V'i 5- Gez. 1939 bis 4. Jan. 1941 und 
^ahl, en die,p' 4aiI- 1941 erwirkt. Der Zwangsvoll- 
^ C ihgenUn2Ulässiau Beschluß tr itt der Kl. mit Klage 

; bej iutgeppi; <e‘J wegen bereits erfolgter höherei 
V 5f) P ’B'ünp”  Gcric, ^ h Anbringung der Klage zu- 
itah^Aebf Uu, k , nt des Vergleichs, dem Deutschen 

'eses Gericht sich durch Beschluß
5*HH}*'ibrl l r > ■
/•'vUn̂  erki‘ 41 von * s 'Jencht sich durch Beschlul 

'vei? we^ en (§ 43 JN -) fü r unzu 
J r  Bv6 iendrecBunij ^ faSen wegen Unzulässigkeit de

<SSo'"
*n o Ap_. ^ , ... .

v< l]rs ¡S{ ni ’urg . Der vom Kl. dagegen er- 
4-März in j1, Beschluß des Deutschen LG. 

J41 zurückgewiesen worden, weil

er KT<ten , eckun„  *VIdgen wegen Unzulässigkeit der
h >  r u t idonZu mach?nCh -§§ 3l ’ 36 E a  bei dcm °e - 
i!°b(ih?as Ap1 *u erstpn ,seien> bel dem die Bewilligung 

^ürnhpr ,nstanz beantragt wurde — das

der Anwaltszwang für den schriftlichen Rekurs nicht 
eingehalten sei, mit dem Hinzufügen, auch in der Sache 
selbst wäre der Beschwerde nicht stattzugeben, da der 
angefochtene Beschluß den angeführten gesetzlichen Be­
stimmungen entspreche. Weiterer Rekurs wäre nach 
§ 528 Abs. 1 tsch. ZPO. unzulässig.

Auf die alsdann beim AQ. Nürnberg angebrachte 
Zwangsvollstreckungsgegenklage gemäß § 767 RZPO. 
mit Antrag auf Einstellung der Zwangsvollstreckung und 
Bewilligung des Armenrechts hat das angerufene AG. 
durch Beschluß v. 28. Juni 1941 die beiden Neben­
anträge zurückgewiesen, weil es nach §§ 767 Abs. 1, 
769 Abs. 1, 802 RZPO. nicht zuständig sei, sondern das 
ProzGer. erster Instanz, d. h. also das Deutsche AO. in 
Brünn. Die mit dem Antrag auf Vorlegung der Akten an 
das RO. für den Fall ihrer Erfolglosigkeit eingelegte 
sofortige Beschwerde des Kl. ist durch Beschluß der 
ZK. des LO. Nürnberg-Fürth v. 28. Juli 1941 aus dem­
selben Grunde zurückgewiesen. Die Akten sind antrags­
gemäß dem RO. zur Entsch. vorgelegt.

Diese Entsch. war nach § 36 Ziff. 6 RZPO. und § 47 
JN. zu erlassen, in dem Sinn, daß das AG. in Nürn­
berg für zuständig erklärt wird, für dessen Tätigwerden 
in der Sache der Zweckmäßigkeitsgrund spricht, daß 
dort der KI. den Beweis seiner Leistungen an die Bekl. 
am ehesten zu führen imstande ist. Ein drittes Gericht 
kommt nicht in Frage.

Der Zuständigkeitswiderstreit ist hier daraus erwach­
sen, daß zur Zeit noch das Reichsgebiet in mehrere 
Prozeßrechtsgebiete gespalten ist, die über den hier 
wesentlichen Punkt der Zuständigkeit für die Zwangs­
vollstreckungsgegenklage voneinander abweichende Be­
stimmungen enthalten. Jedes der beiden AG. hat für 
sein Prozeßrechtsgebiet Recht. Da e in  Gericht für die 
Klage zuständig sein mu ß ,  weil der KI. nicht recht­
los gestellt werden kann, so muß das RG. als das ge­
meinschaftliche obere Gericht die Entsch. geben. Dazu 
ist es ohne weiteres nach der für das Brünner Gericht 
gültigen Jurisdiktionsnorm § 47 berufen, der nur einen 
Zuständigkeitsstreit von Gerichten — wobei zunächst 
allerdings nur solche seines Geltungsbereichs gemeint 
sind — voraussetzt. Die Berufung folgt aber auch aus 
§ 36 Ziff. 6 RZPO. in der notwendigen sinngemäßen An­
wendung. Die landgerichtliche BeschwEntsch. von Nürn­
berg-Fürth ist nach § 568 Abs. 2 RZPO. nicht mit wei­
terer Beschwerde anfechtbar, also rechtskräftig. Nun 
liegt zwar in dem Bescblußverfahren der Deutschen Ge­
richte des Altreichs keine Streitensch. in der Haupt­
sache vor; aber der Beschluß auf das Armenrechts­
gesuch verhindert, daß das Streitverfahren in der Haupt­
sache zur Entwicklung kommen, insbes. eine mündliche 
Verhandlung stattfinden kann. Die BeschwEntsch. be­
kräftigt das. Die jetzt geschaffene prozeßrechtliche Lage 
muß für die Anwendung des §36 Ziff. 6 RZPO. im ge­
gebenen, vom deutschen Prozeßgesetze nirgends be­
sonders ins Auge gefaßten und geregelten Fall dem des 
§ 36 Ziff. 6 gleichgeachtet werden. Dies g ilt auch für 
das Erfordernis, daß von den verschiedenen Gerichten, 
die sich für unzuständig erklärt haben, eines zuständig 
„is t“ . Der Sinn dieses Erfordernisses besteht darin, daß 
nicht ein weiteres Gericht als das zuständige vorhanden 
ist, woran es hier gebricht. Daß hier der vom Gesetz bei 
seiner Geltung für ein bestimmtes, in sich abgeschlosse­
nes Gebiet nicht ausdrücklicher Lösung zuzuführende 
Fall vorliegt, daß nach seiner Bestimmung ein Gericht 
außerhalb Seines Gebietes zuständig ist, nach dessen 
Prozeßrecht aber wieder dieses nicht, sondern das alt- 
reichsdeutsche Gericht, gebietet eben die sinngemäße 
Anwendung dieses Gesetzes des §36 Ziff. 6 RZPO., da 
der Fall auch nach dem Sinn des deutschen Gesetzes 
zu einer bejahenden Ordnung gebracht werden muß.

(RG., II. ZivSen., Beschl. v. 12. Aug. 1941, II O B  64/41.)
[He.]

*

18. RG. — §251 Abs. 1 Satz 2 ZPO. Die Bestimmung, 
daß die Anordnung des Rühens des Verfahrens auf den 
Lauf der im § 233 Abs. 1 ZPO. bezeichneten Fristen keinen 
Einfluß hat, findet auch auf das im A rt. 3 Nr. 3 der VO.
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v. 1. Sept. 1939 (RGBl. I, 1656) vorgesehene Ruhen des Ver­
fahrens Anwendung.

Die Kl. ist durch Heirat französische Staatsangehörige 
geworden. Ihre Klage wurde vom LG. abgewiesen, weil 
eine — vorhandene — Genehmigung der Devisenstelle 
nicht vorgelegt wurde. M it Berufung wurde die Geneh­
migung vorgelegt und darauf aufmerksam gemacht, daß 
die Kl. nach Chile verzogen und ihr Grundstücksver­
walter und Bevollmächtigter, L., zur deutschen Wehr­
macht einberufen und nicht zu erreichen sei. Der Vor­
sitzende bestimmte die Frist für den Nachweis der 
Prozeßgebühr-Zahlung auf den 22. Febr. 1941. Auf An­
frage, ob das Gericht auszusetzen geneigt sei, gab dieses 
anheim, einen Aussetzungsantrag gemäß der VO. vom 
1. Sept. 1939 (RGBl. I, 1656) zu stellen. Der Berufungs- 
anwalt der Kl. beantragte, das Verfahren gemäß jener 
VO. auszusetzen, weil er von der im Ausland lebenden 
Kl. keine „Instruktion“  erhalten, den zur Wehrmacht 
eingezogenen Vertreter L. nicht erreichen und zu dem 
nicht einfachen Streitstoff daher keine Stellung nehmen 
könne. Auf gleichzeitigen Antrag wurde die Nachweis­
frist bis zum 20. März verlängert. Auf den Aussetzungs­
antrag erging am 12. März — zugestellt ain 24. März — 
Beschluß, daß auf Antrag der Kl. gemäß Art. 3 Nr. 3 
der angeführten VO. das Ru h e n  des Verfahrens an­
geordnet werde, weil die Kl. im Ausland und ihr Bevoll­
mächtigter in der Wehrmacht sei. Auf Antrag v. 13. März 
wurde am 17. — zugestellt am 18. — März vom Vor­
sitzenden eine weitere Fristverlängerung bewilligt, und 
zwar bis zum 5. April und mit dem Bemerken, daß wei­
ter nur verlängert würde, wenn das Einverständnis der 
Gegenseite beigebracht wurde. Die Prozeßgebühr hat 
die Kl. nicht gezahlt. Auf Anfrage hat ihr Anwalt er­
widert, er habe geglaubt, die Frist sei durch den Be­
schluß über Ruhen des Verfahrens gehemmt worden. 
Das KG. verneint die Hemmung und hat mit dieser Be­
gründung die Berufung verworfen, weil der erforderte 
Nachweis der Zahlung nicht rechtzeitig erbracht wor­
den sei.

Hiergegen richtet sich die ordnungsmäßige sofortige 
Beschwerde, mit der vorgebracht w ird: Die VO. wolle 
die „aus der gegenwärtigen politischen Lage“  sich er­
gebenden Maßnahmen treffen. Sie wolle die zur Wehr­
macht Einberufenen möglichst schützen. Durch den Be­
schluß sei zum Ausdruck gebracht, daß die Kl. und ihr 
Bevollmächtigter durch Einwirkungen der im Art. 1 be- 
zeichneten Verhältnisse verhindert seien, den Rechtsstreit 
sachdienlich zu führen (vgl. Art. 3 Nr. 3). Hierzu gehöre 
aber nicht nur die „Instruktion“ , sondern auch die Zah­
lung der Prozeßgebühr; der Beschluß umfasse auch 
diese Maßnahme; möge der abweichende Standpunkt 
des KG. sich formalistisch auch halten lassen, so würde 
doch wirtschaftlich niemand verstehen, daß trotz Rühens 
des Verfahrens die Zahlung erforderlich bleibe.

Die Beschwerde kann keinen Erfolg haben. Ein Fall 
des Art. 1 der VO. liegt nicht vor. Die Kl. ist nicht Be­
troffene i. S. des dortigen ersten Absatzes; auch die Ab­
wesenheit ihres Verwalters durch Einberufung zur Wehr­
macht machte sie nicht hierzu. Das KG. hat die Ab­
wesenheit der Kl. und des Verwalters vom Gerichtsort 
aber für ausreichend erachtet, um das Ruhen des Ver­
fahrens gemäß Art. 3 Nr. 3 anzuordnen, weil die KI. 
durch Einwirkungen der im Art. 1 bezeichncten Ver­
hältnisse an der sachdienlichen Führung des Rechts­
streits verhindert ,sei. Die Anordnung des Rühens hat 
nach § 251 Abs. 1 Satz 2 ZPO. auf den Lauf der in § 233 
Abs. l" bezeichneten Fristen keinen Einfluß, und zu die­
sen gehört auch die hier versäumte Nachweisfrist ge­
mäß §519 Abs. 6 ZPO. Wenn die Beschwerde geltend 
macht’, die Zahlung der Prozeßgebühr sei eine zur sach­
dienlichen Führung des Prozesses zu rechnende Maß­
nahme, so kann unerörtert bleiben, ob dieser Auffas­
sung beizutreten ist oder ob die Zahlung nicht viel­
mehr die Erfüllung einer verfahrensrechtlichen Form­
vorschrift bedeutet, die eine Führung des Prozesses 
überhaupt erst ermöglicht. Jedenfalls muß ein Erfolg 
der Beschwerde an der ausdrücklichen Bestimmung des 
§ 251 Abs. 1 Satz 2 ZPO. scheitern, daß die Anordnung 
des Rühens des Verfahrens auf den Lauf der im § 233 
Abs. 1 ZPO, bezeichneten Fristen keinen Einfluß hat.

" .....  i, Jen
Diese Bestimmung, die auf alle Fälle des Aes Vef* 
Vorschriften der ZPO. angeordneten Rul1 ■ illing von 
fahrens anzuwenden ist, enthält eine Adw LJntor' 
der im § 249 Abs. 1 ZPO. für die Falle “ offene« 
brechung und Aussetzung des y e rfa ^A rt 3  ̂ 4adaRegelung. Sie findet auch auf das im 'V 1' 'endung>, .“J....................... Verfahrens Anwen j^efVO. vorgesehene Ruhen des 
diese VO. lediglich eine ZusatzVO zu der das^ d?r.
des bürgerlichen Streitverfahrens regelnd^ eiien is, 
stellt und deshalb ohne weiteres davon ta_^n “bestinü^

all'
daß, sofern nicht ausdrücklich A u s n a h m der A 
sind, der in der ZusatzVO. vorgesehene, ‘ c|t,en a. 
Ordnung des Rühens des Verfahrens ^  ¿ereiteorunung ues ixunens ues vcn«uv..-. ,. *
gemeinen Vorschriften unterliegt, die l l !r gs kotf . 
der ZPO. geregelten Fälle Geltung nab • prage no 
hiernach weder eine Hemmung der Frist h 
deren gänzliches Aufhören, wie S0J , svorgeselK« 
Abs. 1 ZPO. in den in Art. 1 besonders y 6deS V» 
Fällen der Unterbrechung und Ausset. . den1 „ 
fahrens eintreten würde. Aus der noch \ /erlängcr ...
schließen der Ruheanordnung ergangen des
der Frist ließ sich übrigens nach Zus ^ der _ YrjSt 
ergangenen Beschlusses ersehen, c;ali Nachwe|S.uS
sitzende dem Gesetz entsprechend a ,i r frachtete- .2, 
nicht als unterbrochen oder gehemmt eS läßt ,ef 
dem Inhalt der Begründung des Besen  ̂ 3 jsjr.3 ^  
kein Widerspruch entnehmen; es is), de,/(,rhinderü|J8iai,t 
VO. angeführt, die dort behandelte v ^gifs bei
oinor e aolirli amUpJiaii F’illirilt'lOr flCS ^einer sachdienlichen Führung des 
und
anzuordnen,

b clU .iiu iv .iliid lv -H  1 l im  u u g  u  n „U rn e , kit*“7 . rl]o|)(
die vorgesehene rechtliche Maßna j<ein A« d

«...«...ordnen, gewählt worden. Es be Wirkj,d ußte
etwa anzunehmen, das Gericht baben „ Geriet !Aeifl- 
aussetzen wollen oder gar ausgesetzt.^ ^ ne W(ed̂  t,e-
das Wciterlaufen der Frist annehmen. jSf nie
A 1 , M /V /V A /—V* A M t A \ J A (I 11) TI 1 t tl O* 11 L 1Setzung gegen die Versäumung der 
antragt worden.

(RG., V. ZivSen., Beschl. v. 11. Aug 1941)

1». RG.
*  . , di« « C f S

..........-  -  Nach §516 ZPO. t S ,2 d«  " Ä * 1?
Berufungsfrist, auch wenn eine Zustell S fpiif •" j,zvv- 
erfolgt ist, spätestens mit dem Ablau . , 0b, w a au- 
nach der Verkündung des Urteils, gle‘ pnnfnis v°n v0n iß1! 
warum nicht der Rechtsmittelkläger A 7-U9pafl«e .«¿atm 
zufechtenden Urteil erlangt hat. Diese ef Pr°. seizutf 
Monaten ist keine Frist zur Vornahm Wiede*"6 „¡ebt,n 
lung, insbesondere keine Notfrist; o-egeniibe . 
in den vorigen Stand kommt daher i j929, .
Betracht (vgl. auch RGZ. 122, 51, 54 ^ j| ß9/ „'e |

(RG., 11. ZivSen., Beschl. v. 30. Juh

„ ib"1 
die vo« Ab-

iit»20. RG. — § 18 DGKG. Das auch" pR .’u
selbst getroffene Wertfeststellung " J en ände ' beZ«er- 
ichluß des Verfahrens von Amts ßeSc h r ^  des lh*
[ 18 Abs. 1 Satz 4 DGKG. SeSe^ t^ stse i z ^  a8 Abs. 1 Satz 4 DGKG. geSê "  tfeStsetz- - ...
sich nur auf die Änderung der w s(a)1z. n|<t, {L
Berichts durch das Gericht höher Stand]! scbu. s

Den von der Revision eingenommen^
dichter des Vorprozesses hatte des c(,juß ¡(
laft gehandelt, weil e in e ^ fn n K G . nach AreweseiÄebr' 
lach der Vorschrift des §18 D zulässig % der ]S 
/erfahrens überhaupt nicht mehr z der von z„  t  
cann nicht beigetreten werden. ßemi  18
:ahl der Schriftsteller (vgl- J 4 zu ?̂q kO-) .dfleüDGKG.; R i t t  m a n n - W en Z j^e m  g 18

. . . . n a n n - w e a e w c  , .... . .  v„.
5a u m b a c h ,  Bern. 3 1 A zü 5oß ihm seIA uß de« eine 
/leinung kann das Gericht di ^  Absc aü̂ J1 {alr
Vertfestsetzung jederzeit aÛ  wieT,iaV deS bN‘el1 ahrens von Amts wegen andern, ^ 1

■stmalige Wertfestsetzung nd?”eser AüBa*seseh 
11s vornehmen kann. Nach y°hflierer,

ich die im § 18 Abs. 1 Satz * ^ ericht 
chränkung nur darauf, daß d^ tr0ffene; WJ ege ö V
i„e von einem_ Unterger icht / « r o  a ("
ur im Laufe des Verfahren. aUCh das 
arf. Dieser Auffassung hat sic
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,v°tt) k'o/'^' HRR- 1937 Nr. 1422) im Gegensatz zu der 
Dele»en'M • Entsch- JW. 1931, 12032 und 3572« ver- 

chtslehrn inunS .angeschlossen. Bei diesem Stand der 
3er Sache h V  0° jederdaRs keine Fahrlässigkeit der mit 

", daß anl. gewesenen Richter darin erblickt wer- 
°eschlüsse f '6 d'e Abänderung der Wertfestsetzungs-

Wai 7 Y ur Prozessual zulässig gehalten haben. 
ve%lich °Hprn * das AG. E. betrifft, so war bei diesem 
erpflich+0f Antrag gestellt, festzustellen, daß der Bekl. 

p3pac|'teten SAei’i die ‘aut Pachtvertrag v. 15. April 1930 
i Ur die Wpr+K erParzeden zum I.O k t. 1936 zu räumen. 
7 -r^racht I?'Rechnung kam daher nur dieser Antrag 

geltenup act  § 10 Abs. 1 Satz 2 DGKG. in der zur 
J > n g  „• n Passung ist bei einem Anspruch auf 
de s ohnpD- verniieteten oder verpachteten Grund- 
diBs.vMiet. Rücksicht darauf, ob über das Bestehen 
Snt ^dbereeu Pachtverhältnisses Streit besteht, für 
oinertl sich der vierteljährliche Zins maßgebend,
be,i ̂ erinfferBv L au? der Vorschrift des Satzes 1 a. a. O. 
Uki^t sich ui ^ ^ w e r t  ergibt. Ihrem Wortlaut nachUk* 1 sich H‘ ° lrenwert ergibt, ihrem Wortlaut nach 
Nâ u ngskhnplese. Bestimmung allerdings nur auf eine
..«cn h«. ..Se) r - A J ■■.......................

ser 
gun 

>vj u«i
k lä^ .). Da ; i.e r i? a n n .' W e d e w e r ,  Bern. 5 zu §10

'gsklapf, ■ aueruings nur aui eine
der (jjl > mit der die Räumung selbst begehrt wird 
Verbiujp!cr Vorschrift zugrunde liegenden Absicht 
Aiisie f ang der Gebühren gebietet sich aber eine 
'GKg . (vgL R i t t m a n n - W e n z ,  Bern. 2 zu

Wei? V e rbü i^r Vorscbnft zugrunde liegenden Absicht

r i .
derge. ^er Streit**1 alI?em?inen bei einer Feststeliungs- 
von .*sPrechPrî ert n*edriger angenommen wird, als bei 

“ ‘lern e.n Leistungsklage, so kann jedenfallsScia ^̂ aCln \/pr , i\ajm ji.ui.iiiaiia
ÖQf-^cnn er ®.cbulden des Amtsrichters keine Rede 
^Op^-.auch j  Bestimmung des §10 Abs. 1 Satz 2 
W S s,ch um j - e,m Fall, für anwendbar gehalten hat, 
der ppUr RäumÖle Klage auf Feststellung der Verpflich-
‘CU o iCUllno«e A auug iuuuaiub ivc lldUUCll. WU

al'te, isfg antrag der Klärung weiterer Fragen die- 
• erles da tür die Bemessung des

der Berf g ,e"  der Inhalt des Antrags entscheidet.
In ,

âß n>. sotidpfn War nicht nur der Räumungsanspruch 
stehe Aachen , es War aucl1 die Feststellung beantragt, 
>nach’ h li,fswek0en , Parteien kein Pachtverhältnis be- 
dngSa«*r. Ernfp ’ dah das Pachtverhältnis spätestens 
!prdchn t £ e dppL,?n 1?37 beendet sei. Diese Feststel- 
^ h r if t '/ü r  (jip oten sich nicht mit dem Räumungsan- 

. 1es s ]0 Bemessung ihres Wertes war die Vor-Strlreit 8 in ?emessi 
S Z  der p! I ° .  Abs. l  Sj^ p t 1JarteipV,ua,' \ satz 1 DGKG. maßgebend. Der 
V lalliM l8chen in t reht sich insoweit darum, ob über- 

der nfalls n’i etl noch ein Pachtverhältnis bestehe, 
ahrin.„cr Stron’ ob es noch his 1930 hpctphn1,T'ßen Atreit’w''A ets. "och bis 1939 bestehe. Den 
s< r  ^  acht/j,^ 4 , Elru diese Anträge nach dem^Btzini ein-
ig3jst ^  als ‘¿er -  berechnen. Da dieser Streitwert
' ' Anhöhe

(Ho” ’ S i 2 . a n n - W e n z ,  Bern. 6 zu §9 DGKG.; NVJ- '* ^ zu 8 n \

Jo 22a1?er höhA S*reit für den Räumungsanspruch, 
a28n. ^nohere Wert maßgebend (vgl RG.: jw !

T T Ä  ................

" v - Zivs' l  V  9 D 0 K a )
n '> U. V. 21. Juli 1941, V 22/41.) [N.J

^ichsarbeitsgericht
i  1 tfesh rk(i '— '— —---------------— ______________
sich’ abe*^ .die >PiCr,AellrveriraS 'st ke‘n Arbeitsverfrag 
* %  iaR ih °'n Entgeh fngSVerg-ütung ein® Erziehungsbei-«aß ¡.‘v<n Enttt/u r‘.gs,verSutunS eine trziehungsbei- 

erhäli ? For(,l.t,t hr geleistete Arbeit. Daraus ergibt 
. daßU.niases »„i1 u.nS zwar an das Weiterbestehen des 

J i i r  rl. der Lehn- nuPB isL aber nicht davon abhängen
¡ S S ? , # « » :  ‘ “ i  W.W. t )
3.0.ScLd}e Taro  ri1altnisse im Betriebe der Bekl. g ilt 
hber?r>l lali^Ustrip -Ur die. Eisen-, Metall- und elektro-,e;iJrU in’ndust r /  '.ur cne tisen-, Metall- und eie 
aUf ^briff (RArKßV^» ^Virtschaftsgebiet Sachsen vom 

V ll,. a pKBL VI, 936). Sie verweist unter deriWi'a15eSf  ae h »VIII. A k ' o3ö). Sie v
i?r t|lilnidnciSOllderpl ,edslöhne“  in § 19 wegen der Löhne 

tA ^ r  P,tn über L? "nordnung. Diese enthält in § 5 
hi|f>llnft °erschriri’ -hrhngsvergütung“  und tr ifft un- 
darf’ ,Vnge. erk.i. 111 Abs. 1 folgende Festsetzung:

• J |  ,u
^ r f ’ erhalt'11 m ^bs. 1 folgende Festsetzung 

Kder einen. t wöchentlichbeT- ein A! wocne!1tlich eine Erziehungsbei- 
'b \ !Slragt: özug nicht vorgenommen werden

i,9i r ( iL T a rO .rbeitshpi • ^ e ln  als Abschnitt VII „Ar- 
mnderung, Arbeitsversäumnis)".

§ 16 Abs. 2 schreibt vor:
Im Falle der Erkrankung ist dem Gefolgschaftsmit­

glied vom vierten Tage ab ein Zuschuß in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen 90 v. H. des vor dem 
Krankheitsfall regelmäßig bezogenen Lohnes und dem 
Krankengeld zu zahlen. Die Bezahlung erfolgt nach 
ömonatiger Betriebszugehörigkeit bis zu 3 Tagen, . . .  
3jähriger Betriebszugehörigkeit bis zu 9 Tagen . . .

Der Streit verhält sich darüber, ob diese Bestimmung 
auch die Erziehungsbeihilfe der Lehrlinge ergreift.

Würde das der Fall sein, so würde der Anspruch des 
KI. auf Fortzahlung der Erziehungsbeihilfe für die ganze 
Dauer seiner Erkrankung unbegründet sein. Denn ein 
gesetzliches Hindernis einer derartigen Festsetzung ist 
nicht gegeben. Würde dagegen dem § 16 Abs. 2 TarO. 
eine solche Tragweite nicht beizumessen sein, so würde 
sich das Verlangen des KI. als gerechtfertigt erweisen, 
da aus allgemeinen Grundsätzen des Arbeitsrechts die 
Folgerung, daß die Bekl. während der Dauer einer selbst 
längeren Arbeitsunfähigkeit des Lehrlings von der Zah­
lung der Erziehungsbeihilfe freigestellt ist, nicht abge­
leitet werden kann, jedenfalls nicht für den hier ver­
wirklichten Fall, daß das Lehrverhältnis über die Dauer 
der Arbeitsunfähigkeit fortgesetzt wird. Denn, wie das 
RArbG. mehrfach dargelegt hat (RArbG. 21, 351 =  DR. 
1940, 16822), ist der Lehrvertrag kein Arbeitsvertrag und 
deshalb die Lehrlingsvergütung eben eine Erziehungsbei­
hilfe, aber kein Entgelt für geleistete Arbeit. Daraus er­
gibt sich, daß ihre Fortzahlung zwar an das Weiterbe­
stehen des Lehrverhältnisses geknüpft ist, aber nicht da­
von abhängen kann, daß der Lehrling Arbeit leistet.

Demgegenüber hat das LArbG. für den gegenwärtigen 
Fall eine abweichende Regelung festgesteilt, indem es 
angenommen hat, daß § 16 Abs. 2 TarO. sich auch auf 
die Lehriingsvergütung beziehe. Es muß zunächst der 
Rev. zugegeben werden, daß dies Ergebnis aus allge­
meinen arbeitsrechtlichen Gesichtspunkten, insbes. aus 
solchen der „B illigke it“  nicht gewonnen werden kann. 
Es ist in dieser Hinsicht auf das zuvor Ausgeführte zu 
verweisen. Die gegenteiligen Ausführungen des BG. haf­
ten allzusehr an der Vorstellung, daß in Lehrverhält­
nissen die Arbeitsleistung des Lehrlings eine wesentliche 
Rolle spiele. Es kommt daher darauf an, ob das BG. 
den Zusammenhang der Bestimmungen der TarO. und 
der Lohnordnung in seinem Sinne verwerten konnte. 
Es meint, wenn die TarO. in ihrem Abschnitt VII Be­
stimmungen schlechthin für „Gefolgschaftsmitglieder“  
treffe, wenn sie ferner die Erziehungsbeihilfe in der 
Lohnordnung regele, sich aber anderseits jeder Bestim­
mung darüber enthalte, wie es bei Erkrankung des Lehr­
lings mit der Fortzahlung seiner Bezüge gehalten wer­
den solle, so lasse das den Schluß zu, daß auch diese 
Fälle durch die Bestimmungen des § 16 geregelt sein 
sollten.

Dem kann jedoch nicht gefolgt werden. Jene allge­
meinen Gesichtspunkte, die es nahelegen, daß die Fort­
zahlung der Erz.iehungsbeihilfe durch Erkrankung und 
Arbeitsunfähigkeit des Lehrlings nicht unterbrochen wird, 
sind so grundlegender Natur, daß für die abweichende 
Regelung einer TarO. ein zweifelsfreier Ausdruck gefor­
dert werden muß. Einen solchen bietet der Zusammen­
hang der hier in Betracht kommenden Bestimmungen in­
dessen' nicht. Die Behandlung der Erziehungsbeihilfe ge­
rade in der Lohnordnung kann nur äußerlicher Art sein 
und daher nicht den Schluß rechtfertigen, daß die Er­
ziehungsbeihilfe in allen Hinsichten als Lohn behandelt 
werden müsse. Daß ferner das Fehlen einer ausdrück­
lichen gegenteiligen Bestimmung in der TarO. zu dieser 
Folgerung nötige, tr ifft ebenfails nicht zu: Erstens kann 
das Schweigen der TarO. gerade daraus zu erklären 
sein, daß man aus jenen allgemeinen Grundsätzen heraus 
die Nichtkürzung der Erziehungsbeihilfe im Falle der 
Erkrankung für selbstverständlich hielt.

Zweitens aber bietet die tarifliche Regelung geradezu 
einen — wenn auch infolge seiner unbestimmten Fas­
sung für sich allein nicht ausschlaggebenden — Anhalt 
für eine dem angefochtenen Urteil entgegengesetzte Aus­
legung, wenn es in • § 5 Lohnordnung heißt, daß von der 
Erziehungsbeihilfe ein Abzug nicht vorgenommen wer­
den dürfe. Hiernach reichen die Gesichtspunkte des BG
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nicht aus, um die von ihm gezogene Folgerung zurecht­
fertigen. Vielmehr erweist sich der Anspruch des Kl. 
aus den zuvor dargelegten allgemeinen Gesichtspunkten 
als begründet.

(RArbG., Urt. v. 27. Mai 1941, RAG 23/41. — Dresden.)

Anmerkung: Das U r t e i l  i s t  f ü r  das L e h r l i n g s ­
r e c h t  ( B e r u f s e r z i e h u n g s r e c h t )  i n g r u n d ­
s ä t z l i c h e r  und  p r a k t i s c h e r  H i n s i c h t  b e s o n ­
der s  b e d e u t s a m ;  es verdient v o l l e  Z u s t i m m u n g .

Der Kl. macht einen Anspruch auf Fortzahlung der 
Erziehungsbeihilfe für die Gesamtdauer seiner Erkran-, 
kung geltend.

1. Die Entsch. hing zunächst von der Auslegung der 
einschlägigen Tarifordnung ab. Es kam darauf an, ob 
die Tarifbestimmung über die nach Zeit und Höhe be­
schränkte Zahlung eines Zuschlags zum Krankengeld 
auch für die Erziehungsbeihilfe gelten müßte. Bei der 
Prüfung dieser Frage hat das RArbG. mit Recht auf 
das We s e n  der Erziehungsbeihilfe den entscheidenden, 
Wert gelegt: Die allgemeinen Gesichtspunkte, die cs 
nahelegen, daß die Fortzahlung der Erziehungbeihilfe 
durch Erkrankung und Arbeitsunfähigkeit des Lehrlings 
nicht unterbrochen wird, sind so grundlegender Natur, 
daß nur eine ganz klar abweichende tarifliche Rege­
lung zu einem anderen Ergebnis führen kann. Die bloße 
Behandlung der Erziehungsbeihilfe innerhalb eines Ab­
schnitts über die „Lohnordnung" reicht nicht aus, um 
hier eine sachliche Gleichstellung von Lohn und Er­
ziehungsbeihilfe zu rechtfertigen.

Im vorl. Falle sprach die Tarifordnung sogar davon, 
daß von der Erziehungsbeihilfe keine Abzüge vorgen^m- 
men werden dürften. Die Bedeutung dieses Satzes tVitt 
jedoch gegenüber der Begründung aus dem Wesen der 
Erziehungsbeihilfe so weit zurück, daß das Ergebnis des 
RArbG. auch für den Fall gelten kann, daß die Tarif­
ordnung keine ausdrückliche Bestimmung über die Un­
zulässigkeit von Abzügen enthält. (Die Anrechnung von 
Krankengeld erscheint in jedem Falle zulässig.)

Es könnte vielleicht zweifelhaft erscheinen, ob eine 
tarifliche Regelung v. 30. April 1938 so entschieden aus 
dem Sinn der Erziehungsbeihilfe ausgelegt werden darf, 
da der Begriff der Erziehungsbeihilfe in der Gesetzes­
sprache zum erstenmal im JugSchG. v. 30. April 1938 
verwandt wird, also ein Rechtsbegriff ist, den die Tarif­
ordnung möglicherweise noch nicht in so ausgeprägter 
Wesensart erfassen konnte und wollte. Demgegenüber 
wäre aber zu betonen, daß die Tarifpraxis schon seit 
einiger Zeit den Begriff der Erziehungsbeihilfe gekannt 
und ihn vom Lohn klar unterschieden hat. Aber selbst 
wenn die Tarifordnung noch nicht von einem festen Be­
griff der Erziehungsbeihilfe ausgegangen wäre, müßte 
sie von den heutigen Ergebnissen aus ausgelegt werden 
(vgl. auch RArbG. 52, 39, ArbRSamml. 38, 41 und DR. 
1940, 260, auch DR. 1940, 1227).

2. Zum Sinn und Zweck der Erziehungsbeihilfe betont 
das RArbG. vor allem, daß sie im Gegensatz zum Lohn 
kein Entgelt für die geleistete Arbeit sei, so daß ihre 
Fortzahlung nur das Weiterbestehen des Lehrverhält­
nisses, nicht aber tatsächliche Leistung von Arbeit vor­
aussetze. Das entspricht der ständigen Rspr. des RArbG., 
die bisher vor allem die grundsätzliche Unabhängigkeit 
der Erziehungsbeihilfe gegenüber der Leistung von Mehr­

arbeit behandelt hat, wenngleich es aucb. r Erh°b“ i  
denen die Leistung von Mehrarbeit zu c und z. 
der Erziehungsbeihilfe führen muß. HI beS, ßr'
Recht der Erziehungsbeihilfe überhaupt t ¡s» Sch 
g e r ,  „Die Erziehungsbeihilfe im p h rve/g41\. Br [e£ 
ten zum Jugendrecht, Bd. 3, 2. Aull., ' t r z i^ p f  
behandelt insbes. die Frage, wieweit __ In1.. .iie 
beihilfe doch auch „Lohnelemente €p,.7:ehungsbelb 
zelnen kann hier auf das Wesen der L 
nicht cingegarigen werden. >-<-+ 'e° -gegangen werden. zieht j e d h

3. Aus dem Sinn der Erziehunrabe iW *  t 8o
falls das RArbG. den Schluß, daß der j jung der 
bei Erkrankung des Lehrlings zur Fortzat ^  Bern,Dei cruranKung ues u iim ug»  das
Ziehungsbeihilfe verpflichtet ist, .s.0,?1 pr|iaupt b^ f die 
erziehungsverhältnis (Lehrverhaltms) ßGß-
Das RArbG. wendet also.den S 616 Abs. B g g
Erziehungsbeihilfe nicht an, denn na Fort?®*1 :cht 
mung stände dem Lehrling ein Anspru . -gnläßig 
der Erziehungsbeihilfe nur für eine vem
erhebliche Zeit zu.

Dieses Ergebnis ist m. E. durchaus
zutreffend Es v 11■irft

jedoch sogleich zwei Fragen auf: eine* “ hes
a) Wenn das Wesen der Erziehungsbeil

Pflicht
[kung..,

zur
a) Wenn das Wesen der Erzienung» FrkrankurWnItnis 

«.ur unbeschränkten Fortzahlung he Lehrver ‘¡„en, 
Lehrlings zur Folge hat, solange aft erst»“ ab- 
überhaupt , besteht, so kann es zw al-jfordnu & s0|-

' * -  -  • •  ' ' t o w L i U : *
RArbG. M * “ ;¡cl,t g .

,rifbR irnb O scl,0d" e d ^
Fach anerkannt, daß eine Tar if b e s t d  ef stü1

u u c n .a u p c u ™ ., »  ........... - Ä
wie weit dieses Ergebnis durch ein etf‘ . ^ 0bl
gewandelt werden kann. Die M ö g t  bejaht,. feSt- 
chen Tarif bestimmung hat das R(T.Rrömung1nl‘; mehr* 
es in seinem Fall eine solche ■̂a,n ^ n \ rbO- 
gestellt hat. Andererseits hat das_ KA
fach anerkannt, daü eine 1 z. fcj. u5-* sd“
Wesen einer arbeitsrechtlichen I R1L > unvVjrksam ^ 40, 
zur Urlaubsgewährung, widerspricn . 3g DK- jg40,. 
kann (vgl. RArbG. 52/39 v. lS.Og*- ¿ ^r t: de*
260 und ArbRSamml. 38, 41; dazu ¡e Ord^'i § 6lb 
1227 und R e u ß - S i e b e r t ,  „Die konkret d jer 
Betriebes“ , 1941, S. 75 f.). Es kommt ¡ „  eine 
Abs. 1 schon in bezug auf den Lo ternch^1 , (vg?-
grundsätzlichen Fürsorgepflicht des wcrden‘ *5a S93 fV 
dersprechenden Weise ausgeschalt ^ 194L beifulf
bes. RArbG. 186/39 v. 30. O k t 1940, V  ¡eh u flf |  „guni 
Anm. von W. F r a n k e ) .  Für die E i Ä ebli<-h 
wäre dann jedenfalls die Gr.en? ^ rqtlkheit n°cfif0rd'lUn?’ 
der Pflicht zur Fortzahlung bei K ^ Tar erfo liefl'
enger, mag diese Einschränkung jnbarung_ „„be' 
Betriebsordnung oder durch Einze 0b .eiP inasbel'

b) Rechtspolitisch wäre zu .<' I 'v„ ," i er 
schränkte Pflicht zur Fortzahlung{ür [)en l/nt cuF 
liilfe bei Erkrankung des Lehrling , -ngerer P L en. ^ 
einen Anreiz bilden könnte, be .g aufzdj?^ ein 
solchen Krankheit das Lehrvc „iclit c )lic|it ' ¡e
wird eine solche Erkrankung t ‘ aber d°cheSchfanj cii 
wichtigen Grund darstellen; es . die für
der Hand zu weisen, daß £  f fe  be,h>f gezOl er-
Pflicht zur Fortzahlung der_ E mit 1 mircliaUW
Tatbestand der „Unzumutbar ^  m. E- Rege Lg
werden könnte. Daher erschei n-esetz-hd1 rtzab „
wägenswert, bei der künftigen g «  ihrer ¿ V 1*  
der Erziehungsbeihilfe die 1 fh itjjCh zu 
bei Erkrankung des Lehrlings ^ ocben- „  riiti- 
etwa auf eine Mindestdauer v c -ebert>

Prof. Dr. br

Stellv. Hauptschriftlc'^ebr|I)ac
Schr i f t l e i t ung :  Hauptschriftleiter i. N.: Rechtsanwalt Dr. He l mut  Seydci .  sieuv. ‘ “ "T  bei ¿er 
Er i ch  Schmidt .  Mitarbeiter: Rechtsanwälte Rudo l f  Flensen und Rudo l f  Lepp i n  (z- .j 
schrift der Schriftleitung: Berlin W 35, Lützowufer 18». Fernruf: 213718. — Anzelgenabteii g r
ufer 18 u. Fernruf: 224086. Ver lag:  Deutscher Rechtsverlag GmbH., Berlin W 35, H il e j ie AnzeißenIir 
Leipzig C 1, Inselstr. 10. Fernruf: 72566; Wien I, Riemergasse 1. Fernruf: R 27216. Es g1

vom 1. Oktober 1939. Druck: Oscar Brandstetter, Leipzig-
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gehörige der Hoheitsverwaltung in Aus­
übung ihres Dienstes mitverursacht haben, 
die Leistungen der sozialen Versicherung, 
so ist § 898 RVO. anwendbar und er kann
weitergehende Schadensersatzansprüche 
gegen das Reich nicht erheben, abgesehen 
von vorsätzlicher Schadenszufügung. OLG. 
Köln: DR. 1941, 2245 Nr. 10 (Kersting)

§1542 RVO.; § 839 BGB. Soweit der 
Verletzte für den Schaden, den er durch 
einen Unfall erleidet, von der gesetzlichen 
Krankenversicherung Ersatz bekommt, wird 
die Amtshaftung nach § 839 Abs. 1 Satz 2 
BGB. ausgeschlossen, wenn der Schaden 
durch eine nach § 839 BGB. haftpflichtige 
Person angerichtet worden war. Der An­
spruch auf Ersatz des Erwerbsausfallscha­
dens, der nicht durch die Krankenversiche­
rung gedeckt ist und für den deshalb die 
Amtshaftung bestehen bleibt, geht nach 
§ 1542 RVO. auf die Krankenversicherung 
zur Deckung ihres Aufwandes für Kran­
kengeld und Unterhaltskosten im Kranken­
haus während des gleichen Zeitraumes 
über. RG.: DR. 1941, 2245 Nr. 11 (Wus- 
sow)

8 6 VO. Uber die Versicherung von 
Kraftfahrzeugen v. 14. Febr. 1938 (RGBl. 
I, 200). Wenn eine der in § 6 Abs. 1 bep 
zeichneten Personen, insbes. ein Kraftfahr­
zeughändler, einen Anspruch der dort be- 
zeichneten Art vor dem Inkrafttreten der 
VO. an eine Person abgetreten hat, die 
nicht zu den in § 6 Abs. 1 bezeichneten 
Personen gehört, dann kann diese den 
Anspruch nur im Rahmen des § 11 der 
VO. geltend machen. RG.: DR. 1941, 2248 
Nr. 12

und
Vertragshilfeverordnung
Schuldenbereinigungsgesetz

§§ l ,  24 V H V . Die VHV. findet nur auf 
selbständige Gewerbetreibende, nicht auf 
gewerbliche Arbeiter Anwendung. Liegen 
ihre Voraussetzungen nicht vor, so kann 
das Prozeßgericht weder aussetzen noch 
selbst eine Fälligkeitsregelung treffen. 
OLG. Karlsruhe: DR. 1941, 2250 Nr. 13

§8 1 Abs. 2, 7 Abs. 4, 9 Abs. 1 und 6, 
16 Abs. 1 SchuldBereinG. n .F . Grundpfand­
rechte, die erst nach dem Zusammen­
bruche des Schuldners oder nach Eintritt 
seiner Schuldennot für alte Forderungen 
begründet worden sind, können auch au­
ßerhalb der §§ 1 Abs. 2, 9 SchuldBereinG. 
in die Schuldenbereinigung einbezogen 
werden.

Durch Grundpfandrechte gesicherte For­
derungen, auf welche nach § 9 Abs. 6 
SchuldBereinG. „die Schuldenbereinigung 
nicht erstreckt werden darf“ , können in 
ihrer Geltendmachung gegen das außer 
dem haftenden Grundstück vorhandene Ver­
mögen des Schuldners beschränkt werden. 
KG.: DR. 1941, 2251 Nr. 14 

§§ 1, 3, 9 SchuldBereinG. In anderen als 
den in § 1 Abs. 2 SchuldBereinG. vorge­
sehenen Fällen kann die Schuldenbereini- 
gung auf die Hypotheken, die an dem 
Grundstück des Schuldners bestellt sind, 
sowie auf die durch sie gesicherten For­
derungen nicht erstreckt werden. Eine 
Ausdehnung der in § 9 SchuldBereinG. 
vorgesehenen Regelung auf die Fälle des 
§3 ist unzulässig. KG.: DR. 1941, 2252 
Nr. 15

Einsatz jüdischen Vermögens
§§ 7, 8 EinsatzVO. v. 3. Dez. 1938;

§ 1439 BGB. Die Vereinbarung der allge­
meinen ehelichen Gütergemeinschaft eines 
jüdischen Grundstückseigentümers mit sei­
nem — jüdischen oder arischen — Ehe­
gatten hat zur Folge, daß das Grundstück, 
wenn der Vertrag nicht gemäß §8 Ein­
satzVO., soweit zulässig, genehmigt wird, 
Sondergut desjenigen Ehegatten wird, dem 
es bisher gehört hat. KG.: DR. 1941, 
2252 Nr. 16

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
§ 36 Z iff. 6 ZPO. ist sinngemäß in einem 

Fall anzuwenden, in dem die beiden Ge­
richte, die sich für unzuständig erklärt 
haben, je nach dem für sie gültigen

altreichsdeutscheil und unzUständ»ß
sehen — Zivilprozeßrecht u
RG.: DR. 1941, 2253 Nr. ßtSW

§251 Abs. 1 S ^ u n f d e s  RU!f§233 
mung, daß die Anoi d der 1111 kejflen 
Verfahrens auf d?n. ¿ aen FrUtef  Art.3Abs. 1 ZPO b eze ich ne ^  d s ,m , ,,
Einfluß hat, findet aUcn { 1939 ff iV n «  
Nr. 3 der VO. v. l-Sepfc des V ^ l S  
1656) vorgesehene R“ n lQ41 2-5 
Anwendung. RG.: DR- 1

Nach §516 ZPO- V » »  spä'
tige Berufungsfrist, t erfolg
Stellung des Ur t e i l s " .  von fu». gleich' 
testens mit dem Ablau ^  U r te il^  der 
nach der Verkundu g warum ndeui.aI1 
viel, ob, wann bz* -  tnis von Qiese 
Rechtsmittelkläger Re^ j aflgt hat ke,ne 
/ufechtcnden Urteil Monaten ‘ ßtia1̂

» -  « J A  S - Ä äS
hechtenden urieu Monaten eßtianu 
eitspanne von fünf ^ ner P S  

. rist zur Vornahme «  N o t g ’ s<afld
lung, insbesondere den vorig ¡„ B<-

kommt ¡ U to  - ' , $ > » > » •  
tracht. RG.. DK. n die ¡e.

8 18 DGKG. D;lS ^'\vyertfest^fĉ v e r f '
i h r f e Ä " t - o « bÄ  J f  »  *
derzeit auch nach A andern e ß 
rens von Amts wegen gegen Än
§18 Abs. 1 Satz 4 Du nur aur üflt r
schränkung ^ F e s ts e tz u n g  hölierer 
derung der w e  oericm Q

R e ich sa rbe its^ r ^ rbeitsVertuf

Der L e h r v e r t r a g $fi 
und deshalb d e L ^  kein t sich. Jtef-
Erziehungsbeihd >D alIS erg das 
geleistete Arbeit, an 0 ¿ e W p
ihre Fortzahlung jjMtni® pg.
bestehen des Lehrv ^ i  0 ..
ist, aber nicht davor ^  K*
der Lehrling Arbfg ;ebert)
1941, 2255 N r^ _ j_ -—-—"

A u f neuestem Stand !
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ERBHOF
V O N  J U S T I Z I N S P E K T O R  KARL H A E G E L E

Der auf dem Gebiete des Reichserbhofrechts hervorragend 
bewanderte Verfasser gibt hier eine trotz kurzer Fassung 
inhaltsreiche und zuverlässige systematische Darstellung 
der Grundzüge des Reichserbhofrechts. Viele Einzelheiten 
verraten den erfahrenen Praktiker. Vorangestellt sind eine 
Inhaltsübersicht, ein Vorschriftenverzeichnis und eine Über­
sicht über das benutzte Schrifttum. Am Schlüsse befindet 

sich ein Sachverzeichnis.
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Preis je Heft 75 Pf

194 l: He«e 4> %“r’be‘ cta0 
Zusendung »tl. v

. . _ . , « r l a 9
Zweigniederlassung

fü r A |'t,e ^ SSchriften des Instituts ,pZjg
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W ir suchen zum möglichst 
sofortigen Eintritt eine

Juristin
für die Verwaltung unserer 
Bibliothek und des juristi­
schen Archivs. Bewerbun­
gen sind zu richten an die 

Rechtsabteilung der 
Reichsverkehrsgruppe 

Spedition und Lagerei, 
Berlin W 35, Admiral-von- 

Schröder-Straße 29.
Ruf: 2591 61.

P riva ts tu n d en  be i 
5 0  P ro fesso ren
Ja, w e n n  ich  d ie  h a ­
ben kö n n te , käm e 
ich v o ra n !  Sie k ö n ­
nen —  u n d  n ich t 
nu r b e i e in e m  Pro­
fessor. W as  d e r 
d e u ts c h e  B e a m te  
fü r  A rb e it  un d  A u f­
s tie g  w isse n  muß, 
hab e n  50 U n iv e r-  
s itä ts  - P ro fessoren, 
f ü h r e n d e  B e a m te  
u. M ä n n e r d e r Par­
te i in  e inem  um fa s ­
se n d e n  L e h rw e rk  
ru s a m m e n g e s te ll t :  
. D i e  V e r w a l ­
t u n g s - A k a d e ­
m i e  '.H e ra u s g e b e r  
R e i c h s m i n i s t e r  
Dr .  L a m m e r s  un d  
S t a a t s  s e k r e t ä r  
Pf  u n d t  n e r .
30 000 K o lle g e n  a r ­
b e ite n  schon d a ­
nach. Le ich t zu  b e ­
w ä lt ig e n d e  T e i l l ie ­
fe ru n g e n , je d e m  e r­
sch w in g lich . E in 
so lches U n te rneh ­
m en m üssen Sie 
k e n n e n le rn e n ! 
Sch re iben  S ie um 
n äh e re  A u s k u n ft an  
S p a e t h  & L in d e ,  
A b t. 2 5 ,B e r l in W 35.

Referendar oder Assessor
für großes Anwaltsbüro in Leipzig 
mit Tätigkeit vor allem auf dem 
Gebiete des gewerblichen Rechts­

schutzes gesucht. 
Rechtsanwälte Dr. Greuner ,  

E. H i l l ig ,  H. N ie lan d , 
Leipzig C 1, Markgrafenstr. 4 II, 

Telefon: Nr. 22211 u. 25169.

Es werden mehrere

R e fe r e n t e n
für selbständige Tätigkeit in 
der Wirtschaftsverwaltung ge­

sucht (Juristen).
Vergütung würde nach Ver­
gütungsgruppe 111 der Anlage 1 
zur TO.A erfolgen. Bewer­
bungen mit Lebenslauf, Zeug­
nisabschriften und Lichtbild 
sind an den Reichsstatthalter, 
Landeswirtschaftsamt, Posen, 

zu richten.

Für sofor t
Assessor

gesucht, der die Praxis eines 
eingezogenen Anwal t s  weiter­

führen kann.
Rechtsanwalt Dr. Conrads,  

Remscheid (Rhld.), 
Blumenstr. 11, Tel. 43665, 

z. Z. im Felde.

• • • • • « • • • • • • • • • • • • ■ • • • • a

III Gesuchte Stellen III

Bürovorsteher
sofor t  od.  spätestens 2.1.42, 
männl. od. weibl., Masch inen­
schreiben e r f o r der l i ch ,  auch 
Kriegsverletzten oder auch auf­
strebenden Gehilfen. Bewerb, mit 
Lichtb.,Zeugnissen,Gehaltsanspr., 

sucht für gutgehende Praxis
Günt her  Dehmel ,  

Rechtsanwalt und Notar, 
Gr e i f f enberg  (Schles.). Ruf 222 

ganz Nahe Bad Flinsberg

Bürovorsteher(in) 
oder Bürogehilfe(in)

nach H irs c h b e rg  i. Riesengeb. 
gesucht.

Offerten m. selbstgeschriebenem Lebens­
lauf, Zeugnissen usw. unter A . 1689 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts 

verkig, Berlin W 35, Lützowufer 18.

........................
Früherer Rechtsanwalt,

reiche wissenschaftl. und prak- 
tischeErfahrung, sprachenkundig, 
rasche Auffassung, stilistisch ge­
wandt, sucht Beschäftigung auch 
außerhalb Berlin, evtl, besetztes 
Geb iet. Angebote unter A. 1723 an 
Anzeigen-Abt. Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W35, Lützowufer 18.

::: Bekanntmachungen j:| 
verschiedener A rt :::

P erfekte  A n w a lts - und 
N  otaria tsstenoty  pistin

halb- oder ganztägig für sofort 
oder später sucht

Rechtsanwalt und Notar 
Dschenf f z i g ,  Ber l i n  SW 11, 

Hallesches Ufer 10 
Tel. 194919.

Perfekte
Stenotypistin

für beide Fächer bald oder später 
gesucht. 

Rechtsanwälte 
Dr. Scheuermann, Dr. Innecken, 

Ber l i n  SW 68, 
Friedrichstraße 208.

Erfahrene
R echtsanw alts- und 

N otarsekre tärin
für nachmittags gesucht.

Dr. Gr ünewa l d ,  
Rechtsanwalt und Notar, 

Berlin W 15, 
Fasanenstr. 72.

Das neue
D e u ts c h e  R e ic h s r e c h t
(Pf undtner) 18 Bände, 1 Register, 
vollkommen registriert, preiswert 
zu verkaufen. -  Angebote an 

Frau verw. Nowak,  
Dresden-N 6, Quer-Allee 21, 

Ruf 50567.

A nw alts - und N o ta ria ts ­
kanzle i in  K a tto w itz

möglichst an Kriegsteilnehmer ab­
zugeben. Bürovorsteher und Ver­

tretung vorhanden. 
Angebote erbeten unter A. 1728 
an Anzelgen-Abteilung Deutscher 

Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Verkaufe
zu jedem annehmbaren Preis die 
Juristische Wochenschrift bzw. 
Deutsches Recht 1931-41 einschl. 
mit Ausnahme des Jahrgangs 1937 

sowie die Motive zum BGB. 
Angebote unter A. 1726 an Anz.- 
Abteilg. ¡Deutscher Rechtsverlag, 

Berlin W 35, Lützowufer 18.

Pfundtner-N eubert,
Neues Reichsrecht 

verkauft. Angebote unt. A. 1727 
an Anzeigen-Abteilung Deutscher 

Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Zu verkaufen:
Die Bestimmungen zur Reichsverfeidl- 
gung, Loseblatt-Sannnlung in laufender 
Folge, bestehend aus9 Ordnern Band 1-9 

bearbeitet von Regierungs-Assessor 
Jürgen Felsch, fortgesetzt durch Senats- 
Präsident i. R. Ernst Felsch vollständig 
bis 30. 9. 1941. — Angebote unter A . 1722 
an Anzeigen-Abteil. Deutscher Rechts­

verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Aus dem Nachlaß meines gefallenen 
Mannes habe ich zu verkaufen (neuwert.);

P fu n d tn e r-N e u b e rt:
„Das neue Deutsche Reichsrecht“  (bis 

zum I. Sept. 1941)
O ie  „ D e u ts c h e  R e c h ts f ib e l“  

Rudolf Lorentz Verlag.
Ir m a  M a in z , E lm s h o r n ,  Bauerweg 8.

Gesucht
fortlaufende Sammlung d. Reichs­
gerichtsentscheidungen in Zivil­
und Strafsachen sowie der Juristi­
schen Wochenschrift (Deutsches 
Recht). — Preisangebote an die 

I ndus t r i e -  und Hande l s ­
kammer  Li t zmannstadt .

Soeben gelangte zur Ausgabe:

D e r  D e u t l i c h e  ö t r n f p r o j e ß
Lehrbuch von

Prof. D r. R obert von H ippel
Geh. Justizrat, Göttingen 

Umfang XVI u. 736 S. RM. 18.50, gebunden RM. 21.20
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